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XII  Verzeichnisse 

Zusammenfassung 

Mitte 2011 hat das International Accounting Standards Board (IASB) den Rechnungs-
legungsstandard zur Bilanzierung von Leistungen an Arbeitnehmer (IAS 19) in einer 
überarbeiteten Version publiziert. Die neuen Vorschriften sind für Bilanzperioden, 
welche am oder nach dem 01. Januar 2013 beginnen, verpflichtend anzuwenden. 
Durch die neuen Regelungen, welche in erster Linie die Bilanzierung von Vorsorge-
verpflichtungen betreffen, wurden einige Wahlrechte im Standard abgeschafft und die 
Berechnung des Vorsorgeaufwandes leicht verändert. Die Konsequenzen aus diesen 
Veränderungen für die Jahresrechnungen von Schweizer Unternehmen sind stellen-
weise zwar durchaus wesentlich, lassen sich aber aus heutiger Sicht bereits vorauspla-
nen und abschätzen. 

Anders sieht es hingegen mit einer zusätzlichen Neuerung aus: Die Vorschriften ver-
langen erstmalig, dass ein sogenanntes Risk-Sharing bei der Ermittlung der Vorsorge-
verpflichtung berücksichtigt wird. Mit dem Begriff Risk-Sharing ist dabei die Eigen-
schaft eines Vorsorgeplanes gemeint, die Chancen und Risiken im Zusammenhang mit 
der beruflichen Vorsorge dem angeschlossenen Arbeitgeber nicht alleine zuzurechnen. 
Da diese Anforderung in der Schweiz regelmässig erfüllt ist und die Risikoteilung bis-
her unberücksichtigt blieb, haben die neuen Vorschriften an dieser Stelle eine Verän-
derung der Bilanzierungspraxis zur Folge. 

Unmittelbar aus den neuen Bestimmungen in IAS 19 lässt sich jedoch nur ableiten, 
wie und wo ein Risk-Sharing Effekt zu erfassen und auszuweisen ist, nicht aber, in 
welcher Art und Weise dessen Höhe bestimmt werden soll. Aus diesem Grund entwi-
ckelt die vorliegende Dissertation fünf unterschiedliche Methoden zur bilanziellen 
Abbildung von Risk-Sharing in der Schweiz und evaluiert diese. Zusammenfassend 
zeigt sich dabei, dass es aus Sicht einer tatsachengetreuen Darstellung im Sinne der 
internationalen Rechnungslegung unzulässig ist, die Unterdeckung einer Vorsorgeein-
richtung vollständig beim Arbeitgeber zu passivieren. Die vorliegende Arbeit plädiert 
deshalb dafür, Sanierungsmassnahmen zur Behebung einer Unterdeckung nicht erst 
bei ihrem rechtsverbindlichen Beschluss, sondern bereits vorgängig im Rahmen einer 
bestmöglichen Schätzung (best estimate) zu berücksichtigen. 
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Summary 

The International Accounting Standards Board (IASB) issued a revised version of its 
accounting standard on employee benefits (IAS 19) in June 2011. The amendments are 
effective for annual periods beginning on or after January 1, 2013. The new regula-
tions, which largely relate to accounting for post-employment benefits, primarily elim-
inate options to defer the recognition of gains and losses resulting from defined benefit 
plans (the corridor approach) and introduce a new method of disaggregating defined 
benefit cost. Consequences of these changes for financial statements in Switzerland 
can be material but for by and large they are undisputed. The situation therefore allows 
for an estimate from today's perspective. 

In addition, the amended standard clarifies for the first time that a so-called risk-
sharing has to be considered when measuring a defined benefit obligation. According 
to the IASB “Risk-Sharing” means that a defined benefit plan includes features that 
share the benefits of a surplus or the cost of a deficit between the employer and third 
parties. As this requirement is regularly met by Swiss pension plans and as risk-
sharing so far has remained ignored, the new rules at this point will result in a change 
of accounting policies. 

However, the added provisions in IAS 19 only regulate recognition and presentation of 
risk-sharing features but do not – or at least not clearly enough – standardize the ef-
fect’s measurement. For this reason, the dissertation develops and evaluates five dif-
ferent methods of accounting for risk-sharing features in Swiss pension plans. In 
summary, research shows that completely recognizing an underfunding in the employ-
er’s financial statement is regularly not in line with a faithful representation according 
to International Financial Reporting Standards (IFRS). The thesis therefore encourages 
preparers of financial statements not only to recognize a pension fund’s financial re-
structuring upon a legal obligation, but to account for the best estimate of third party 
contributions. 

 

 





Einleitung  1 

1 Einleitung 

1.1 Ausgangslage und Problemstellung 

Am 01. Januar 2013 tritt der neu überarbeitete International Accounting Standard 
(IAS) 19 zur Bilanzierung von Leistungen an Arbeitnehmer in Kraft. Mit der Neufas-
sung reagiert das International Accounting Standards Board (IASB) als Standardsetzer 
insbesondere auf die anhaltende Kritik an den bisher gültigen Vorschriften.1 Im Vor-
dergrund der Neuerungen stehen die Bestimmungen, welche sogenannte Leistungen 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses und damit vor allem die berufliche Vorsor-
ge der Arbeitnehmer abdecken. 

Es fällt allerdings auf, dass von den Auswirkungen der Neuregelung in der Schweiz 
nicht nur der interessierte Fachkreis, sondern auch die breite Öffentlichkeit Kenntnis 
genommen hat. So dürfte der IAS 19 wohl der einzige internationale Rechnungsle-
gungsstandard sein, welcher umfangreich in der Neuen Zürcher Zeitung (NZZ) disku-
tiert wird und sogar Eingang in eine ständerätliche Interpellation findet.2 Allen Aus-
führungen gemein ist die grundsätzliche Sorge um die Konsequenzen der Rechnungs-
legungsvorschriften für das System der beruflichen Vorsorge in der Schweiz.3 Stände-
rat Konrad Graber fürchtet beispielsweise um die Attraktivität des sogenannten 
Überobligatoriums und fragt in Form einer Interpellation an die Landesregierung nach 
Gegenmassnahmen.4 Die Aufregung erstaunt insbesondere deshalb, weil es sich bei 
der Überarbeitung des Standards nicht etwa um eine fundamentale Neuordnung, son-
dern lediglich um eine stellenweise Korrektur handelt. 

                                              
1  Kritisiert wurden vor allem die hohe Komplexität der Regelungen sowie die zahlreichen Wahl-

möglichkeiten, welche der Standard zuliess. Vgl. dazu Kapitel 2.2.1. 
2  Für die Berichterstattungen der NZZ vgl. Kutscher, 2012a, S. 61; Kutscher, 2012b, S. 63; 

Kutscher, 2012c, S. 63; Schmutz, 2012a, S. 64 sowie Gygi, 2012, S. 64. Zudem informierten bei-
spielsweise die NZZ am Sonntag (vgl. Jacquemart, 2012, S. 37) und Der Sonntag (vgl. Burkhardt, 
2012, S. 22). Auf die Interpellation wird nachfolgend eingegangen. 

3  So fragt beispielsweise die NZZ am Sonntag: „Werden sich die neuen Regeln nachteilig auf unser 
Pensionskassensystem auswirken?“ ( Jacquemart, 2012, S. 37) und gibt die Antwort gleich selber: 
Aufgrund der Vorschriften in den International Financial Reporting Standards (IFRS) sei es für 
viele Arbeitgeber lukrativer, die mit der Vorsorge verbundenen Risiken auf die Arbeitnehmer 
überzuwälzen und beispielsweise nur noch ein festgelegtes Alterskapital anstelle einer Rente aus-
zubezahlen, vgl. Jacquemart, 2012, S. 37. 

4  Vgl. Das Schweizer Parlament, 2012. Obwohl die bundesrätliche Antwort die entstehenden Kon-
sequenzen relativiert, diskutiert sie gleichzeitig ein Verbot von IAS 19. Dabei dürfte es sich aller-
dings um ein Missverständnis handeln, da sich in der Interpellation gar kein entsprechender Vor-
schlag findet. Der Bundesrat hält daher fest, den Standard zu verbieten sei „unrealistisch“. 
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Ein Blick in die Vergangenheit zeigt jedoch, dass schon frühere Anpassungen des 
Standards zu weitreichenden Anwendungsfragen in der Schweiz führten.5 So war bei-
spielsweise bereits die grundsätzliche Einordnung eines Schweizer Vorsorgeplanes in 
die Normen des IAS 19 von fundamentalen Debatten begleitet. Endgültige Klärung 
und ein einheitliches Vorgehen brachte erst das Inkrafttreten des revidierten Bundes-
gesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen und Invalidenvorsorge (BVG) zum 
01. Januar 2005.6 

Das daraus hervorgehende Resultat ist allerdings zumindest fragwürdig. Sowohl aus 
Sicht der Wissenschaft als auch aus der Perspektive der Praxis wird die Richtigkeit der 
momentan gängigen Lösung teilweise offen angezweifelt. Laut Helbling ist die An-
wendung von IAS 19 für viele Unternehmen „ein Ärgernis“7, ein Vergleich der bilan-
zierten Beträge mit den Zahlen der Vorsorgeeinrichtung zeigt oftmals gravierende Dif-
ferenzen.8 Ganz grundlegend muss festgehalten werden, dass die internationalen Vor-
schriften zur Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtung oftmals nicht in der Lage sind, 
den Besonderheiten des Schweizer Vorsorgesystems Rechnung zu tragen.9 

Für den aussenstehenden Beobachter werden vor diesem Hintergrund zwei Dinge klar: 
Zum einen scheint die Anwendung internationaler Rechnungslegungsvorschriften auf 
Schweizer Vorsorgepläne dem Versuch eines Kleinkindes zu entsprechen, einen ecki-
gen Bauklotz in eine runde Öffnung zu stecken. Zum anderen ist der Leidensdruck der 
Unternehmen offenbar derart gross, dass es selbst in Frage kommen würde, die Reali-
tät zu verändern, um sie in regelkonformer Art und Weise in den Büchern abzubil-
den.10 

                                              
5  Vgl. Kapitel 3.2.2. 
6  Vgl. beispielsweise Berndt, 2007, S. 77-80. 
7  Helbling, 2010b, S. 155. 
8  Vgl. Suter, 2012, S. 317-322 und Schaller, 2012, S. 53-56 sowie Kapitel 3.1.3. 
9  Vgl. beispielsweise Helbling, 2007a, S. 220-242; Berndt, 2007, S. 77-80; Schneider, 2006, S. 

507-528 sowie Leibfried & Müller, 2009, S. 883. 
10  Es wird absichtlich der Konjunktiv verwendet, da nachfolgend nicht weiter auf diese Thematik 

eingegangen werden soll. Zur Ergänzung nur so viel: Ob der in der NZZ am Sonntag beschriebe-
ne Effekt (vgl. Fn. 3 bzw. Jacquemart, 2012, S. 37) tatsächlich so eintritt, wird sich erst in Zu-
kunft definitiv beurteilen lassen. Zudem wäre dann immer noch zu diskutieren, ob es sich dabei 
wirklich um eine Auswirkung der Rechnungslegungsnormen handelt oder andere Gründe dafür 
verantwortlich waren. Aus einer rein finanziellen Perspektive ist eine reduzierte Altersvorsorge 
für den Arbeitgeber nämlich immer attraktiver, da diese stets den Aufwand reduziert. Derartige 
Motive dürften aber (hoffentlich) selten alleine entscheidend sein und liessen sich auch nicht 
durch eine Neuordnung der Rechnungslegungsstandards beeinflussen. In allen anderen Fällen wä-
re aber in der Tat kritisch zu diskutieren, ob es wirklich Sinn und Zweck der Rechnungslegung 
sein kann, die Realität an die Vorschriften anzupassen. 
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Es stellt sich daher die Frage, ob diese Umsetzungsschwierigkeiten lediglich eine Fol-
ge der bereits erwähnten Komplexität in den zugrundeliegenden Regelungen sind oder 
ob sie allenfalls eine andere Ursache haben.11 Dabei ist ganz grundsätzlich zu vermu-
ten, dass die Anwendung international gültiger Rechnungslegungsmassstäbe auf loka-
les Sozialversicherungsrecht immer zu Problemen führt.12 Vergleicht man die Vor-
schriften beispielsweise mit den Normen zum Leasing von Sachanlagevermögen wird 
erkennbar, dass zwar auch dort lokales Recht massgeblich ist, den Sachverhalt aber 
nicht in seinen Grundzügen zu verändern vermag. So ist und bleibt ein Gabelstapler 
ein Gabelstapler, unabhängig davon, nach welchem Recht er geleast wurde. Für Vor-
sorgeverpflichtungen hingegen sind die jurisdiktionsspezifischen Bestimmungen nicht 
nur eine stellenweise beeinflussende Grösse, sondern ein inhaltlich fundamentaler Un-
terschied. Wie sich zeigen wird, ist es nicht einmal für Schweizer Verhältnisse mög-
lich, „die eine“ Vorsorgezusage zu definieren. 

Für die Rechnungslegung von Vorsorgeverpflichtungen bedeutet diese Ausgangslage, 
dass jegliche Veränderung, sei es in den Rechnungslegungsvorschriften oder im lokal 
anwendbaren Sozialversicherungsrecht, potentiell zu Auslegungs- oder Anwendungs-
fragen führt. Im Sinne einer einheitlichen Anwendung und der damit verbundenen 
Transparenz der Rechnungslegung ist somit zwingend ein Einigungsprozess notwen-
dig, welcher teilweise erheblichen Aufwand mit sich bringt und, zumindest kurzzeitig, 
auch zu einer gewissen Verunsicherung führen kann. Es sei aber bereits an dieser Stel-
le der Arbeit darauf hingewiesen, dass es sich dabei auch jedes Mal um eine Chance 
handelt. Das einleitende Zitat Johann Wolfang Goethes ist vor diesem Hintergrund 
nicht zufällig gewählt. In Analogie zur strukturalistischen Sichtweise auf Faust ist das 
endgültige Auflösen der systemimmanenten Differenz zwischen den beiden unter-
schiedlichen Bezugsgrössen gar nicht das Ziel. Vielmehr dürfte es darum gehen, sich 
schrittweise anzunähern oder eben durch das „Streben“ erlöst zu werden. 

Vor diesem Hintergrund greift die vorliegende Arbeit eine Vorschrift heraus, welche 
im Rahmen der Überarbeitung des IAS 19 hinzugekommen ist, und untersucht sie auf 
die Anwendung in der Schweiz. Konkret handelt es sich dabei um die neuen Bestim-
mungen zum sogenannten Risk-Sharing, welche im Rahmen des Standardsetzungspro-
zesses erstmals erwähnt und durch das IASB als Bestandteil der neu geltenden Nor-
men umgesetzt wurden. 

                                              
11  Zur Komplexität vgl. den Hinweis in Fn. 1 sowie die weiteren Ausführungen in Kapitel 2.2.1. 
12  Vgl. Helbling, 2007a, S. 229. 
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Wie sich zeigen wird, fehlt eine eigentliche Definition des Begriffs im Standard, wes-
halb auf die Basis for Conclusion auszuweichen ist. Diese definieren den Term wie 
folgt (IAS 19R2011.BC144): „Unter Risk-Sharing ist die Eigenschaft eines Vorsorge-
plans zu verstehen, dass der Nutzen aus einer Überdeckung bzw. die Kosten aus einer 
Unterdeckung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern geteilt werden.“13 Auf den 
ersten Blick scheint es sich dabei um eine grundlegende Eigenschaft des Systems der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz zu handeln. Wie bereits die einleitenden Bemer-
kungen zu den verschiedenen Neuerungen im Standard gezeigt haben, ist das gemein-
same Tragen oder eben Überwälzen von Risiken zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer aus Sicht der Rechnungslegung oftmals das entscheidende Argument, um die 
zugrundeliegende Vorsorgezusage bilanziell korrekt abzubilden.14 

Im Sinne einer Prämisse ist daher anzunehmen, dass die neuen Bestimmungen zum 
Risk-Sharing in der Schweiz zwar anwendbar sind, sich aber nicht ohne weitere Aus-
legungsfragen in die Praxis der finanziellen Berichterstattung übertragen lassen. An 
exakt dieser Stelle setzt die vorliegende Arbeit an: Im Endeffekt will sie prüfen, ob die 
Neuerung allenfalls Gelegenheit bietet, sich in der zuvor genannten Art und Weise 
„strebend“ einer Lösung anzunähern, welche die Vorschriften in IAS 19 und die ge-
setzlichen Vorgaben zur beruflichen Vorsorge in der Schweiz besser in Einklang zu 
bringen vermag. 

Die Beschäftigung mit einem derart aktuellen Thema bringt allerdings zwei Probleme 
mit sich: Zum einen vergrössert sich der Fundus an Literatur, welcher für die Arbeit 
herangezogen werden sollte, während des Erstellungsprozesses laufend. Zum anderen 
dürfte sich die vorzuschlagende Anwendung innerhalb kürzester Zeit entweder be-
wahrheiten oder aufgrund einer andersartigen Lösung hinfällig werden. Ersteres lässt 
sich dadurch lösen, dass neue Publikationen bis unmittelbar zum Abschluss der Arbeit 
berücksichtigt werden. Im Falle der vorliegenden Dissertation dient als Stichtag daher 
der 30. November 2012. Für letzteres Problem ist leider keine ähnlich vorausschauen-
de Lösung möglich. Es ist aber davon auszugehen, dass die Anwendung der Vorschrif-
ten umfangreich in der Literatur kommentiert werden wird. 

 

                                              
13  Eigene Übersetzung, der Standard ist zum Zeitpunkt des Abschlusses der vorliegenden Arbeit 

noch nicht in einer offiziellen deutschen Übersetzung verfügbar. Im Folgenden wird daher meist 
auf den englischen Originaltext abgestützt. 

14  Die Risikotragung als entscheidendes Kriterium bestätigt beispielsweise Berndt, 2007, S. 77-80. 
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1.2 Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 

Basierend auf der zuvor beschriebenen Ausgangslage ergeben sich sowohl Zielsetzung 
als auch Aufbau der vorliegenden Arbeit. Konkret werden drei Absichten verfolgt: 

• In einem ersten Schritt ist zu prüfen, ob die zuvor geäusserte Vermutung, 
dass die Vorschriften zum Risk-Sharing auf Schweizer Vorsorgepläne 
anwendbar seien, tatsächlich zutrifft. 

• Kann dies bejaht werden, stellt sich als Zweites die Frage, in welcher Art 
und Weise die von den Bestimmungen betroffenen Pläne in der Jahres-
rechnung des Arbeitgebers abzubilden sind. An dieser Stelle ergeben 
sich allerdings unterschiedliche Varianten für das weitere Vorgehen: Es 
wäre zum einen denkbar, dass bereits das heute übliche Vorgehen zur 
Bilanzierung in der Schweiz die Normen erfüllt und sich aus den neuen 
Regeln somit keine weiterführenden Veränderungen ergeben. Im ande-
ren Fall müsste hingegen geprüft werden, ob sich die Neuerungen ohne 
Anwendungsprobleme in die Praxis übertragen liessen oder allenfalls 
zunächst Umsetzungsschwierigkeiten zu beheben wären. Aufgrund der 
vorhergehenden Ausführungen lässt sich jedoch bereits erahnen, dass 
letzteres der Fall sein wird. Aus diesem Grund hat die Arbeit zum Ziel, 
verschiedene Lösungsmöglichkeiten für die Abbildung von Risk-Sharing 
in der Schweiz zu entwickeln und deren Konsequenzen je anhand eines 
Beispiels aufzuzeigen. 

• Daher ist es zum Dritten schlussendlich notwendig, die dargestellten 
Abbildungsmöglichkeiten zu evaluieren.15 Mit Hilfe dieses Vorgehens 
soll derjenige Lösungsansatz identifiziert werden, welcher sich am ehes-
ten für eine Umsetzung in der Praxis eignet. 

Zusammenfassend soll den Erstellern von Jahresrechnungen nach IFRS in der Schweiz 
somit eine praxistaugliche Lösungsmöglichkeit an die Hand gegeben werden, welche 
sicherstellt, dass die neuen Vorschriften eingehalten werden, und gleichzeitig auch den 
Besonderheiten des Schweizer Vorsorgesystems Rechnung zu tragen vermag. 

 
                                              
15  Als weiteres Ziel muss die Arbeit daher auch einen geeigneten Evaluationsmassstab bereitstellen. 

Da es sich dabei aber um einen untergeordneten Faktor handelt, wird er in obenstehender Aufzäh-
lung nicht explizit erwähnt. 
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Abbildung 1.1: Aufbau der Arbeit16 

 

 

Der Aufbau der Arbeit ist in Abbildung 1.1 grafisch dargestellt. Nach der Einleitung 
stellt Kapitel 2 die für den weiteren Fortgang der Untersuchung notwendigen Grundla-
gen bereit. Dazu gehört einerseits ein Überblick über das System der beruflichen Vor-
sorge in der Schweiz und andererseits eine Zusammenfassung der Bestimmungen zur 
Rechnungslegung von Vorsorgeverpflichtungen in IAS 19. An dieser Stelle wird auch 
die aktuelle Überarbeitung dieser Vorschriften mit Ausnahme der Bestimmungen zum 
Risk-Sharing thematisiert. 

 

                                              
16  Quelle: Eigene Darstellung. 



Einleitung  7 

Den Vorschriften zum Risk-Sharing ist das Kapitel 3 gewidmet. An dieser Stelle ist 
zunächst zu klären, wo die entsprechenden Regularien zu finden sind und welche Kon-
sequenzen zur bilanziellen Abbildung von Vorsorgezusagen sich grundsätzlich daraus 
ergeben. Wie im Rahmen der Zielsetzung bereits erwähnt, muss anschliessend geprüft 
werden, ob die relevanten Bestimmungen bereits ohne eine Veränderung der gängigen 
Praxis zur Bilanzierung von Schweizer Vorsorgeplänen erfüllt werden. Zu diesem 
Zweck zeigt der zweite Teil das Vorgehen anhand der Vorschriften in IAS 19 – losge-
löst von der Frage des Risk-Sharing – auf, während die Einhaltung der Spezialbestim-
mungen im dritten Teil geprüft und diskutiert wird. Da sich zeigen wird, dass sich die 
inhaltliche Neuregelung nicht ohne weiteres auf die Bedingungen in der Schweiz an-
wenden lässt, stellt sich die Frage, welche Anforderungen eine Abbildungsmöglichkeit 
erfüllen müsste, um sowohl den Vorschriften in IAS 19 als auch den gesetzlichen 
Bestimmungen zur beruflichen Vorsorge in der Schweiz gerecht zu werden. Aus die-
sem Grund stellt das Kapitel zum Schluss einen Bezugsrahmen auf, anhand dessen 
sich die Qualität der zu diskutierenden Lösungsmöglichkeiten bestimmen lässt. 

Kapitel 4 ist wiederum zweigeteilt: Beim ersten Teil handelt es sich um den eigentli-
chen Kern der Arbeit, da an dieser Stelle fünf verschiedene Ansätze zur bilanziellen 
Abbildung des Effektes aus dem Risk-Sharing entwickelt und diskutiert werden. Dazu 
werden diese jeweils vorgestellt und anhand eines Beispiels auf ihre Konsequenzen in 
Bezug auf die Jahresrechnung des Arbeitgebers untersucht. Die Evaluation und ge-
samthafte Würdigung der Ansätze folgt anhand des bereits erwähnten Bezugsrahmens 
im zweiten Teil. 

Zum Schluss werden in Kapitel 5 die wichtigsten Erkenntnisse und Schlussfolgerun-
gen der vorliegenden Arbeit zusammengetragen und als thesenförmige Zusammenfas-
sung an die Leserinnen und Leser weitergegeben.17 

 

                                              
17  Zum Ende der Einleitung noch ein formaler Hinweis: Wie sich bereits gezeigt hat, wird der Be-

griff des Risk-Sharing nicht in die deutsche Sprache übersetzt, sondern in seiner englischen Form 
belassen. Da sich der Term sowohl in der internationalen als auch in der deutschsprachigen Lite-
ratur bereits etabliert hat, soll dadurch sichergestellt werden, dass er sich weiterhin klar identifi-
zieren lässt. Nachteilig wirkt sich allerdings rein sprachlich aus, dass er dann grammatikalisch an-
zugleichen wäre. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird darauf jedoch verzichtet. 

 Diese Regelung gilt auch für alle anderen Begriffe oder Zitate in einer Fremdsprache. Sie werden 
kursiv gedruckt und grundsätzlich nur dann grossgeschrieben, wenn sie auch in der Originalspra-
che gross zu schreiben wären. Eine Ausnahme davon bilden Begriffe, welche sich aus Sicht des 
Autors in der deutschen Sprache als Anglizismen etabliert haben (beispielsweise Fair Value oder 
eben Risk-Sharing), diese werden grossgeschrieben. 
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2 Grundlagen 

2.1 Grundlagen der beruflichen Vorsorge in der Schweiz 

2.1.1 Einleitung 

Das schweizerische System zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge besteht 
aus drei sich gegenseitig ergänzenden Einheiten und wird deshalb häufig auch als 
„Drei Säulen Konzept“ beschrieben (Art. 111 Abs. 1 BV, siehe Abbildung 2.1). Es 
zeichnet sich insbesondere durch das Nebeneinander von verschiedenen Finanzie-
rungsverfahren und – dies teilweise im Gegensatz zum Ausland – durch die Tatsache 
aus, dass gemessen an den Aufwendungen die drei Säulen ungefähr gleich stark aus-
gebildet sind.18 

Abbildung 2.1: Drei Säulen Konzept19 

 

 

 Soziale Sicherheit bei Alter, Tod und Invalidität 

 1. Säule 2. Säule 3. Säule 

Bezeichnung Staatliche 
Vorsorge 

Berufliche 
Vorsorge 

Individuelle 
Vorsorge 

Träger Staat Vorsorgeeinrichtung 
des Arbeitgebers 

Versicherungen, 
Banken, etc. 

Ziel Existenzsicherung Fortsetzung der 
gewohnten 

Lebenshaltung 

Individuelle 
Ergänzung 

 

                                              
18  Zu den detaillierten Finanzierungsverfahren der ersten und dritten Säule vgl. beispielsweise 

Bollier, 2003 oder Widmer, 2011, zu den Aufwendungen für die einzelnen Säulen vgl. Helbling, 
2006, S. 26 sowie BSV, 2011a, S. 28. 

19  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Helbling, 2006, S. 27; Loser, 2003a, S. 11 und 
Schäfer, 1997, S. 15. 
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Die erste Säule soll durch die staatliche Vorsorge eine Existenzsicherung für die ge-
samte Bevölkerung bieten. Dies wird hauptsächlich durch die Bestimmungen der Al-
ters- und Hinterlassenen- sowie der Invalidenversicherung (AHV / IV) erreicht, wobei 
diese als „echte“ Sozialversicherungen im Umlageverfahren organisiert sind. Damit 
kommt die zurzeit erwerbstätige Bevölkerung mit ihren Beiträgen für die heute lau-
fenden Renten auf und geniesst später wiederum ihre Renten aus den Beiträgen der 
nächsten Generation.20 

Die individuelle Vorsorge der dritten Säule erfolgt hingegen weitestgehend ohne Ein-
flussnahme des Staates. Es werden lediglich die in Art. 111 Abs. 4 BV erwähnten 
Massnahmen zur Förderung der Selbstvorsorge durch entsprechende Rahmenbedin-
gungen gesetzlich festgehalten.21 

Zwischen diesen beiden Eckpfeilern der ersten und dritten Säule kommt die berufliche 
Vorsorge zu stehen. Sie soll zusammen mit der ersten Säule die Fortsetzung der ge-
wohnten Lebenshaltung sicherstellen und wird durch entsprechende Vorsorgeeinrich-
tungen getragen. Im Gegensatz zu anderen Rechtssystemen ist die berufliche Vorsorge 
in der Schweiz für den Grossteil der erwerbstätigen Bevölkerung obligatorisch (Art. 2 
BVG).22 Versichert sind dabei nicht nur die Altersvorsorge, sondern auch Leistungen 
im Falle von Invalidität oder Tod des Vorsorgenehmers (Art. 1 BVG).23 Allerdings 
gibt der Gesetzgeber im BVG lediglich Mindestvorschriften vor (Art. 6 BVG) und er-
laubt damit, eine für die Arbeitnehmer günstigere, das heisst umfangreichere Versiche-
rung vorzunehmen. Versicherungsleistungen zur Erfüllung der Mindestvorschriften 
werden dabei als obligatorischer Bereich, darüber hinausgehende Leistungen als über-
obligatorischer Bereich bezeichnet.24 

                                              
20  Für weitere Angaben zur ersten Säule vgl. beispielsweise Widmer, 2011, S. 12-127; Kieser, 2008 

oder Bollier, 2003, S. 67-198. 
21  Zu denken ist zum Beispiel an die steuerliche Bevorzugung von Mitteln der dritten Säule oder die 

Massnahmen zur Förderung von Wohneigentum, vgl. beispielsweise Widmer, 2011, S. 8-10. 
22  Ausgenommen sind beispielsweise Kleinstverdienste von weniger als CHF 20‘880 (Stand 01. 

Januar 2012) pro Jahr bei einem Arbeitgeber (Art. 2 Abs. 1 BVG). Darüber hinaus greift der volle 
Versicherungsschutz erst zu Beginn des Kalenderjahres nach Vollendung des 24. Altersjahres des 
Versicherungsnehmers (bereits ab dem 17. Altersjahr sind jedoch Risikoleistungen, d.h. Leistun-
gen bei Invalidität oder Tod, versichert) (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 7 Abs. 1 BVG). 

23  Für detaillierte Angaben zu den Leistungen der beruflichen Vorsorge vgl. Kapitel 2.1.3. 
24  Vgl. Helbling, 2006, S. 111. Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass richtigerweise von 

einer „ausserobligatorischen“ Vorsorge gesprochen werden müsste, da neben dem überobligatori-
schen Bereich auch eine unter- (beispielsweise für Lehrlinge) bzw. vorobligatorische Vorsorge 
(beispielsweise für Vorsorgelösungen, welche vor Inkrafttreten des BVG bestanden) existiert. Für 
eine detaillierte Unterscheidung vgl. Loser, 2003a, S. 20. 
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Viele Versicherungsträger bieten ihren angeschlossenen Arbeitnehmern Leistungen 
ausserhalb der Mindestvorschriften an und es ist davon auszugehen, dass der überobli-
gatorische Bereich den deutlich grösseren Teil der angesparten Vermögenswerte der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz ausmacht.25 

Da die zweite Säule bzw. die Bilanzierung der entsprechenden Vorsorgepläne durch 
das arbeitgebende Unternehmen im Vordergrund der vorliegenden Arbeit steht, sollen 
ihre zentralen Merkmale nachfolgend zusammenfassend dargestellt werden.26 

 

2.1.2 Aufbau und Organisation von Vorsorgeeinrichtungen 

2.1.2.1 Rechtsform 

Für die Durchführung der beruflichen Vorsorge ist zunächst Art. 331 Abs. 1 OR zu 
berücksichtigen. Dieser hält grundlegend fest, dass der Arbeitgeber seine Zuwendun-
gen zusammen mit allfälligen Beiträgen der Arbeitnehmer „auf eine Stiftung, eine Ge-
nossenschaft oder eine Einrichtung des öffentlichen Rechtes zu übertragen“ hat.27 Da-
mit ist unabhängig von der konkreten Durchführungsform festgehalten, dass für die 
berufliche Vorsorge immer eine separate Vorsorgeeinrichtung und damit eine vom 
arbeitgebenden Unternehmen getrennte Rechtsperson zu etablieren ist. Was aus 
Schweizer Perspektive selbstverständlich erscheint, ist im internationalen Vergleich 
eher eine Seltenheit: In vielen Ländern, so beispielsweise in den USA oder teilweise 
auch in Deutschland,28 werden die Personalfürsorgemittel nicht aus dem Vermögen 
des Arbeitgebers ausgeschieden, sondern in derselben juristischen Person verwaltet 
und damit handelsrechtlich als Vermögenswert auf der Aktivseite der Bilanz ausge-
wiesen. Dies hat allerdings gleichzeitig zur Folge, dass der Arbeitgeber die aus der 
Vorsorge entstehende zukünftige Verpflichtung auf der Passivseite meist in Form einer 
Rückstellung aus Sicht des Handelsrechts ebenfalls zu bilanzieren hat. 

                                              
25  Vgl. Helbling, 2006, S. 111. Er geht davon aus, dass ein Anteil von rund 40% des Gesamtvermö-

gens der zweiten Säule auf den obligatorischen Bereich entfällt. 
26  Dabei wird jedoch keinesfalls Anspruch auf Vollständigkeit erhoben. Es sollen lediglich die 

Grundzüge des Systems bzw. jene Bausteine beleuchtet werden, welche für das spätere Verständ-
nis der Bilanzierung entsprechender Vorsorgepläne durch das arbeitgebende Unternehmen not-
wendig sind. Für weiterführende Erklärungen sei auf die einschlägige Literatur, wie beispielswei-
se Helbling, 2006 oder Widmer, 2011, verwiesen. 

27  Vgl. Helbling, 2006, S. 81. Die Aufzählung wiederholt sich in Art. 48 Abs. 2 BVG. 
28  Für einen internationalen Vergleich vgl. Nussbaum, 2006, S. 837-876 oder, mit Bezug zu den 

Konsequenzen für die Rechnungslegung, Glaum, 2009, S. 273-311. 
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Die Ausgliederung der beruflichen Vorsorge aus dem arbeitgebenden Unternehmen 
hat verschiedene Vorteile:29 

• Das Vorsorgevermögen kann losgelöst vom Unternehmen angelegt und 
bewirtschaftet werden. 

• Die Führung und Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung kann durch Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer – sowie allenfalls durch weitere Parteien – 
gemeinsam vorgenommen werden. 

• Allfällig erwirtschaftete / eingebrachte Kapitalüberschüsse und Reserven 
können klarer gebildet und beispielsweise steuerlich begünstigt werden. 

• Die Vorsorgeeinrichtung lässt sich einfacher beaufsichtigen und kontrol-
lieren. 

• Eine über die Kapitalüberschüsse und Reserven hinausgehende steuerli-
che Begünstigung der beruflichen Vorsorge ist ebenso einfacher umzu-
setzen und gegen Missbrauch durch den Arbeitgeber zu schützen. 

Im Vordergrund dürfte aber stehen, dass der Arbeitgeber die Vermögenswerte nicht 
für eigene Zwecke missbrauchen kann und die Vorsorge der Mitarbeitenden auch bei 
finanziellen Schwierigkeiten oder einem Konkurs des Arbeitgebers geschützt sind.30 

In Bezug auf die Rechtsform der Vorsorgeeinrichtung ist Art. 331 Abs. 1 OR als ab-
schliessende Aufzählung zu verstehen,31 womit drei Formen in Frage kommen: Die 
beiden privatrechtlichen Träger der Stiftung und der Genossenschaft sowie die öffent-
lich-rechtlichen Einrichtungen.32 

                                              
29  Vgl. Helbling, 2006, S. 81-82. 
30  Vgl. Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 30. 
31  Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 28 sprechen aus diesem Grund von einem Numerus Clausus. 
32  Dabei ist grundsätzlich davon auszugehen, dass privatrechtliche Vorsorgeeinrichtungen für Ar-

beitnehmer der Privatwirtschaft errichtet werden, öffentlich-rechtliche Einrichtungen dagegen für 
Arbeitnehmer der öffentlichen Hand (vgl. Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 30). Allerdings be-
stehen in der Praxis in beide Richtungen Ausnahmen: So können beispielsweise privatrechtliche, 
gemeinnützige Organisationen, natürlich basierend auf einer entsprechenden gesetzlichen Grund-
lage, einer öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sein. Andererseits können 
Arbeitnehmer mit einer Anstellung des öffentlichen Rechts einem privatrechtlichen Träger ange-
schlossen werden. Zu denken ist hier beispielsweise an die Angestellten einer kleinen Gemeinde, 
welche aufgrund der damit verbundenen Aufwandsreduktion einer privatrechtlichen Sammel- / 
Gemeinschaftseinrichtung angeschlossen werden (vgl. Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 30). 
Zusammenfassend kann aber mit grosser Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass 
Arbeitgeber, welche ihre Jahresrechnung nach IFRS erstellen, einer privatrechtlichen Vorsorge-
einrichtung angeschlossen sind. 
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Bei den privatrechtlichen Trägern der beruflichen Vorsorge handelt es sich in der Pra-
xis vor allem um Stiftungen.33 Personalvorsorgestiftungen werden definiert als „eine 
von einem Arbeitgeber zugunsten seiner Arbeitnehmer und ihrer Angehörigen errich-
tete Stiftung, die bei bestimmten Wechselfällen des Lebens (Vorsorgefälle) nach be-
stimmten Prinzipien eine Leistung in Geld (oder – ausnahmsweise – in natura) zuguns-
ten ihrer Destinatäre (Begünstigten) erbringen soll.“34 

Öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen benötigen eine Rechtsgrundlage im eid-
genössischen, kantonalen oder kommunalen Recht. Vor Inkrafttreten des BVG bestan-
den darüber hinaus kaum spezifische bundesrechtliche Vorschriften. Mit der Einfüh-
rung von BVG und FZG kamen jedoch, zumindest für registrierte öffentlich-rechtliche 
Einrichtungen, weitestgehend dieselben Vorschriften wie für Vorsorgeeinrichtungen 
des privaten Rechts zum Tragen.35 

Wie Abbildung 2.2 zusammenfassend zeigt, dominieren die privatrechtlichen Vorsor-
geeinrichtungen das Bild klar: In Bezug auf die Anzahl der Vorsorgeeinrichtungen 
machen sie einen Anteil von annähernd 96% aus und vereinigen rund 83% bis 84% 
aller Versicherten auf sich. Bezogen auf die Bilanzsumme36 weisen sie einen leicht 
tieferen Anteil aus, welcher sich aber bei rund 70% konstant hält. Dies lässt sich in 
erster Linie dadurch erklären, dass sich die Bilanzsumme nicht gleichgewichtet über 
die Vorsorgeeinrichtungen verteilt, sondern einige wenige Träger einen Grossteil der 
Aktiven auf sich konzentrieren. So haben zum 31.12.2009 beispielsweise 10% der 
Vorsorgeeinrichtungen einen Anteil von 80% der Aktiven gehalten.37 

 

                                              
33  Genossenschaften werden kaum mehr verwendet. Im Jahr 2002 waren in dieser Rechtsform noch 

29 Vorsorgeeinrichtungen organisiert (vgl. Helbling, 2006, S. 81). Begründen lässt sich dies in 
erster Linie mit der zwingenden Stimmengleichheit aller Genossenschafter (Art. 854 OR). Dies 
hat zur Folge, dass die Genossenschaft einerseits eine gewisse Schwerfälligkeit aufweist (da für 
Beschlüsse immer eine Genossenschaftsversammlung notwendig ist) und der Arbeitgeber ande-
rerseits in die Minderheit versetzt werden kann und damit allenfalls an Einfluss verliert (vgl. 
Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 32). Aus diesem Grund wird auf diese Rechtsform im Folgen-
den nicht weiter eingegangen. 

34  Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 31. Die rechtliche Grundlage zu dieser Trägerform findet sich 
in Art. 80ff ZGB. 

35  Vgl. Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 69-70 sowie Art. 5 Abs. 2 BVG, Art. 48-49 BVG und 
Art. 1 Abs. 2 FZG. 

36  Ohne Aktiven aus Versicherungsverträgen. 
37  Vgl. BFS, 2011, S. 11. 
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Abbildung 2.2: Rechtsformen von Vorsorgeeinrichtungen38 

  
2004 2006 2008 2010 

Vorsorgeeinrichtungen 
    

 
Privaten Rechts 2'826  2'567  2'338  2'169  

 
Öffentlichen Rechts 109  102  97  96  

 Total 2'935  2'669  2'435  2'265  

      Bilanzsumme ohne Aktiven 
aus Versicherungsverträgen 
(in Millionen CHF)     

 
Privaten Rechts 336'181  409'403  379'333  439'153  

 
Öffentlichen Rechts 147'995  173'867  159'190  182'081  

 Total 484'177 583'270 538'524 621'234 

      Aktive Versicherte 
    

 
Privaten Rechts 2'685'650  2'875'193  3'067'333  3'082'671  

 
Öffentlichen Rechts 527'901  556'658  584'651  613'374  

 Total 3'213'551  3'431'851  3'651'984  3'696'045  

 

Auffällig ist in Abbildung 2.2 zudem ein Konzentrationsprozess in Bezug auf die An-
zahl der Vorsorgeeinrichtungen: Während die Anzahl der aktiven Versicherten zwi-
schen 2004 und 2010 um rund 15% zunahm, ist in derselben Periode eine Abnahme 
der Anzahl Vorsorgeeinrichtungen um rund 23% festzustellen. Allgemein ist ein Trend 
hin zu grösseren Vorsorgeeinrichtungen beobachtbar.39 

 
                                              
38  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. Die Tabelle zeigt im Vergleich zu frühe-

ren Pensionskassenstatistiken (d.h. vor 2004) nur Vorsorgeeinrichtungen mit reglementarischen 
Leistungen und aktiven Versicherten. Es fehlen damit Wohlfahrtsfonds, Finanzierungsstiftungen 
sowie stillgelegte oder auslaufende Einrichtungen. 

39  Dies zeigt sich bei einem Vergleich der detaillierten Grössenverteilung in den Pensionskassensta-
tistiken der Jahre 2004 und 2010 (vgl. BFS, 2006, S. 12 i.V.m. BFS, 2012, S. 13). 
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2.1.2.2 Registrierung, Verwaltungsform und Risikodeckung 

In einem nächsten Schritt sind die Vorsorgeeinrichtungen nach ihrer Registrierung, 
Verwaltungsform und Risikodeckung zu unterscheiden. In Bezug auf die Registrierung 
bestehen registrierte und nichtregistrierte Vorsorgeeinrichtungen: 

• Registrierte Vorsorgeeinrichtungen: Wie Art. 48 Abs. 1 BVG festhält, 
müssen Vorsorgeeinrichtungen, welche Leistungen im Bereich der obli-
gatorischen Vorsorge anbieten, bei der zuständigen Aufsichtsbehörde40 
in das Register für die berufliche Vorsorge eingetragen sein.41 

• Nichtregistrierte Vorsorgeeinrichtungen: Damit ist gleichzeitig klar, 
dass nichtregistrierte Vorsorgeeinrichtungen nur im ausserobligatori-
schen Bereich der beruflichen Vorsorge tätig sein dürfen. Auch hier han-
delt es sich um Einrichtungen, welche ihre Versicherten gegen die wirt-
schaftlichen Folgen von Alter, Tod und Invalidität versichern. In Bezug 
auf den Kreis der Versicherten können jedoch alle Mitarbeitenden eines 
Unternehmens oder nur bestimmte Teile davon angeschlossen sein.42 

Bei der Verwaltungsform stellt sich die Frage, ob der Arbeitgeber eine eigene Vorsor-
geeinrichtung errichtet oder ob er sich zusammen mit anderen Arbeitgebern einer be-
reits bestehenden Einrichtung anschliesst. Im letztgenannten Fall ist zwischen Sam-
mel- und Gemeinschaftseinrichtungen zu unterscheiden: 

• Sammeleinrichtungen: Einer Sammeleinrichtung schliessen sich belie-
bige und voneinander unabhängige Arbeitgeber an, um für ihre Arbeit-
nehmer die obligatorische oder eine darüber hinausgehende berufliche 
Vorsorge durchzuführen. Grundlage bildet ein Anschlussvertrag, wel-
cher ein eigenes Vorsorgewerk innerhalb der Sammeleinrichtung be-
gründet.43 

 

  
                                              
40  Zur Aufsicht in der beruflichen Vorsorge vgl. Art. 61ff BVG i.V.m. Art. 2ff BVV 1 sowie bei-

spielsweise Lang & Stäger, 2006. 
41  Zu den Voraussetzungen für eine Registrierung vgl. Art. 12ff BVV 1. 
42  Zu denken ist etwa an eine spezialisierte Kadervorsorge, welche nur einen Teil der Belegschaft 

versichert. Vgl. Helbling, 2006, S. 90-91. 
43  Vgl. BFS, 2011, S. 31 sowie Helbling, 2006, S. 93-97. Dabei werden für die einzelnen Vorsor-

gewerke eigene Rechnungen über Finanzierung, Leistung und Vermögensverwaltung geführt. 
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• Gemeinschaftseinrichtungen: Bei einer Gemeinschaftseinrichtung 
werden die angeschlossenen Arbeitgeber hingegen oftmals nicht ge-
trennt, sondern gemeinsam oder zumindest in Gruppen geführt. Das 
heisst, das angehäufte Vorsorgevermögen kann nicht den Versicherten 
eines einzelnen Arbeitgebers zugeordnet werden und es gilt für alle an-
geschlossenen Kreise bzw. pro Gruppe ein identisches Reglement.44 

Sammeleinrichtungen werden oftmals von Banken, Versicherungen oder Treuhandun-
ternehmen errichtet und angeboten.45 Ihnen schliessen sich erfahrungsgemäss häufig 
einzelne, voneinander unabhängige Kleinunternehmen an.46 Gemeinschaftseinrichtun-
gen hingegen sind vielfach Arbeitgebern vorenthalten, welche in einem bestimmten 
Wirtschafts- oder Branchenverband organisiert sind. Teilweise können auch mehrere 
Verbände zusammen einer Gemeinschaftseinrichtung angeschlossen sein, wobei in-
nerhalb der Einrichtung oftmals einzelne Gruppen pro Verband gebildet werden.47 

Neben Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen treten in der Praxis jedoch auch an-
dere Formen von Einrichtungen mehrerer Arbeitgeber auf, welche sich nicht genauer 
zuordnen lassen. Zu denken ist beispielsweise an Mischformen zwischen Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen, denen insbesondere öffentlich-rechtliche oder halbstaat-
liche Körperschaften angeschlossen sind. Zudem errichten Unternehmen in einem 
Konzernverbund oftmals eine gemeinsame Vorsorgeeinrichtung, welcher alle Arbeit-
nehmer der im Konzern verbundenen Einzelgesellschaften angeschlossen sind.48 

Bei der Risikodeckung wird zwischen autonomen, teilautonomen und kollektiven Vor-
sorgeeinrichtungen sowie sogenannten Spareinrichtungen unterschieden. Entscheiden-
des Kriterium für die Abgrenzung ist die Frage, welche Risiken die Vorsorgeeinrich-
tung selbst trägt bzw. alternativ über eine Rückversicherung bei einer Versicherungs-
gesellschaft abdeckt.49 

 

                                              
44  Vgl. BFS, 2011, S. 31. 
45  Vgl. Helbling, 2006, S. 93. Exemplarisch sei hier die Sammelstiftung „Vita“ der Zurich Versiche-

rung (www.vitasammelstiftung.ch) erwähnt. 
46  Vgl. BFS, 2011, S. 31. 
47  Vgl. BFS, 2011, S. 31-32. Als Beispiel kann hier die Gemeinschaftsstiftung für Schweizer Metz-

ger (Pensionskasse Metzger, www.ahvpkmetzger.ch) dienen. 
48  Vgl. BFS, 2011, S. 32. In Abbildung 2.3 werden diese als „Übrige“ bezeichnet. 
49  In Frage kommen die Risiken Alter, Tod und Invalidität bzw. wie sich zeigen wird, das allfällige 

Rückversichern von Spitzenrisiken. 
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• Autonome Vorsorgeeinrichtung: Trägt eine Vorsorgeeinrichtung sämt-
liche Risiken alleine, bezeichnet man sie als autonome Vorsorgeeinrich-
tung. Dieses Risikoprofil verlangt allerdings besondere Anforderungen 
hinsichtlich Versichertenzahl, Kapital und Rückstellung. Aus diesem 
Grund decken auch einzelne autonome Einrichtungen sogenannte Spit-
zenrisiken durch einen Rückversicherungsvertrag bei einer Versiche-
rungsgesellschaft ab (Excess-of-Loss oder Stop-Loss).50 

• Teilautonome Vorsorgeeinrichtung: Wie der Name schon verrät, trägt 
eine teilautonome Vorsorgeeinrichtung gewisse Risiken selbst, während 
sie andere Risiken durch eine Rückversicherung abdeckt. In aller Regel 
äufnet sie selbständig Sparkapital und stellt damit die Altersrente der 
Vorsorgenehmer sicher. Die Risiken Tod und / oder Invalidität werden 
hingegen durch einen Kollektivversicherungsvertrag abgedeckt.51 

• Spareinrichtungen: Eine besondere Form der teilautonomen Vorsorge 
stellen sogenannte Spareinrichtungen dar. Sie bilden während der An-
sammlungsphase zwar ebenfalls selbständig Sparkapital, bezahlen dieses 
im Zeitpunkt der Pensionierung allerdings in bar aus (Alterskapital) oder 
kaufen für ihre Vorsorgenehmer damit eine Rente bei einer externen 
Versicherungsgesellschaft.52 

• Kollektive Vorsorgeeinrichtungen: Kollektive Vorsorgeeinrichtungen 
versichern von Beginn an sämtliche Risiken bei einer externen Versiche-
rungsgesellschaft. Damit dienen sie im Endeffekt lediglich als „Durch-
lauferhitzer“ zwischen Arbeitgeber und Versicherungsgesellschaft.53 

 

  

                                              
50  Vgl. BFS, 2011, S. 32 und Helbling, 2006, S. 102-105. Als Spitzenrisiken kommen in erster Linie 

Höchstschäden oder kumulierte Risiken in Frage. Dabei bezeichnet eine Excess-of-Loss Versiche-
rung einen Rückversicherungsvertrag, welcher für jeden Versicherten denjenigen Teil der Risiko-
summe versichert, welcher einen zuvor definierten Selbstbehalt übersteigt. Bei einer Stop-Loss 
Versicherung wird der Selbstbehalt hingegen nicht pro versicherte Person, sondern für die gesam-
te Einrichtung festgelegt. Das heisst, die Rückversicherung tritt erst dann ein, wenn die Schaden-
summe der gesamten Vorsorgeeinrichtung einen bestimmten Wert übersteigt. Für weitere Infor-
mationen zur Thematik vgl. Helbling, 2006, S. 108. 

51  Vgl. BFS, 2011, S. 32 sowie Helbling, 2006, S. 107-110. 
52  Vgl. BFS, 2011, S. 32. 
53  Vgl. BFS, 2011, S. 32 und Helbling, 2006, S. 105-107. 
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Abbildung 2.3: Verwaltungsform / Risikodeckung von Vorsorgeeinrichtungen54 
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 Vorsorgeeinrichtungen 260  575  109  12  956 

 Aktive Versicherte 99'038  68'560  11'469  695  179'762 

       Einrichtungen mehrerer 
Arbeitgeber      

 Sammeleinrichtungen 23  69  18  -    110 

 Aktive Versicherte 155'806  329'047  815'782  -    1'300'635 

 Gemeinschaftseinrichtungen 65  32  17  -    114 

 Aktive Versicherte 630'773  41'838  91'580  -    764'191 

 Übrige 568  457  54  6  1'085 

 Aktive Versicherte 1'305'791  127'362  16'689  1'615  1'451'457 

       Total Vorsorgeeinrichtungen 916  1'133  198  18  2'265 

Total aktive Versicherte 2'191'408  566'807  935'520  2'310  3'696'045  

 

  

                                              
54  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. Die Tabelle enthält alle Vorsorgeeinrich-

tungen privaten und öffentlichen Rechts zum 31.12.2010. Auf eine weitere Unterteilung der Risi-
kodeckung nach verschiedenen Rückversicherungsmöglichkeiten wurde verzichtet. Die entspre-
chenden Informationen finden sich in BFS, 2012. 
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Auffällig ist in Abbildung 2.3 insbesondere der hohe Bestand an aktiven Versicherten 
in Sammeleinrichtungen und übrigen Einrichtungen mehrerer Arbeitgeber. Obwohl 
rund 42% aller Vorsorgeeinrichtungen einem einzelnen Arbeitgeber zuzuordnen sind, 
entfällt lediglich ein Anteil von knapp 5% der aktiven Versicherten auf diese Einrich-
tungen. Die Vermutung liegt nahe, dass es sich dabei um mittelgrosse Unternehmen 
handelt, welche sich nicht einer Sammeleinrichtung angeschlossen haben, gleichzeitig 
aber auch nicht aus mehreren Konzerngesellschaften bestehen, welche ihre Arbeit-
nehmer bei einer gemeinsamen Einrichtung versichern.55 

In Bezug auf die Risikodeckung zeigt sich, dass rund 60% aller aktiven Versicherten 
einer autonomen Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sind. Allerdings machen diese 
nur 40% am Total der Einrichtungen aus, während teilautonome Vorsorgeeinrichtun-
gen einen Anteil von gut 50% einnehmen, aber nur 15% der Versicherten abdecken. 
Eine deutlich geringere Bedeutung kommt den kollektiven Vorsorgeeinrichtungen und 
Spareinrichtungen zu. Sowohl in Bezug auf die Anzahl Einrichtungen als auch in Be-
zug auf die aktiven Versicherten haben sie eine eher untergeordnete Bedeutung. 

 

2.1.2.3 Verwaltung, Kontrolle und Sicherheit 

Losgelöst von der Frage nach der Verwaltungsform gehört es zu den zentralen Eigen-
schaften einer Vorsorgeeinrichtung in der Schweiz, dass die Verwaltung sogenannt 
paritätisch durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer erfolgt (Art. 51 BVG).56 Damit ist 
gesetzlich sichergestellt, dass Arbeitnehmer und Arbeitgeber die gleiche Anzahl Ver-
treter im obersten Organ der Einrichtung bereitstellen (Art. 51 Abs. 1 BVG). Es ist 
davon auszugehen, dass diese Regelung in erster Linie zum Schutz der Arbeitnehmer 
geschaffen wurde und damit nicht zu deren Ungunsten verändert werden darf.57 

 

                                              
55  Den Sammeleinrichtungen dürften sich damit in erster Linie kleine Unternehmen anschliessen, 

welche bekanntlich einen Grossteil der Schweizer Wirtschaft ausmachen (vgl. BFS, 2010, S. 6). 
Grössere Unternehmen bestehen oftmals aus mehreren Konzerngesellschaften, welche bei einer 
gemeinsamen Einrichtung versichert werden. Damit entfallen jene Versicherten auf die Kategorie 
„Übrige Einrichtungen mehrerer Arbeitgeber“. 

56  Eine entsprechende Vorschrift findet sich auch explizit im Stiftungsrecht: „Leisten die Arbeit-
nehmer Beiträge an die Stiftung, so sind sie an der Verwaltung wenigstens nach Massgabe dieser 
Beiträge zu beteiligen“ (Art. 89bis Abs. 3 ZGB). Diese Bestimmung ist allerdings nur bei Vor-
sorgeeinrichtung in der Rechtsform einer Stiftung anwendbar. 

57  Vgl. Helbling, 2006, S. 133. 
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Die Kompetenzen, vor allem aber die unübertragbaren und unentziehbaren Aufgaben 
des obersten Führungsorgans der Vorsorgeeinrichtung, sind in Art. 51a BVG festge-
halten. Dazu gehören in erster Linie die Gesamtleitung der Einrichtung, die Erfüllung 
der gesetzlichen Aufgaben und Vorschriften sowie das Bestimmen der Ziele und Or-
ganisationsformen der Vorsorgeeinrichtung. Zudem ist das Organ für die finanzielle 
Stabilität und die Überwachung der Geschäftsführung zuständig. 

Für die Prüfung und Kontrolle der Vorsorgeeinrichtung sind eine Revisionsstelle und 
ein Experte für die berufliche Vorsorge zu bestimmen (Art. 52a Abs. 1 BVG). Die Re-
visionsstelle prüft jährlich die Jahresrechnung, die Geschäftsführung und die Vermö-
gensanlage, sowie weitere in Art. 52c Abs. 1 BVG festgehaltene Prüfbereiche.58 Der 
Experte für die berufliche Vorsorge prüft periodisch (Art. 52e Abs. 1 BVG): 

• ob die Vorsorgeeinrichtung Sicherheit dafür bietet, dass sie ihre Ver-
pflichtungen erfüllen kann 

• und ob die reglementarischen versicherungstechnischen Bestimmungen 
über die Leistungen und die Finanzierung den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechen. 

Zudem unterstehen sämtliche Vorsorgeeinrichtungen der Aufsicht durch eine kantonal 
oder teilweise regional organisierte Aufsichtsbehörde, welche wiederum von der 
Oberaufsichtskommission berufliche Vorsorge (OAK BV) auf Stufe Bund beaufsich-
tigt wird (Art. 61ff sowie 64ff BVG).59 

Neben der Kontrolle kommt aber auch der Sicherheit, insbesondere der Gewährleis-
tung, dass alle Arbeitnehmer einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sind, eine tra-
gende Rolle im System der beruflichen Vorsorge zu. Im Vordergrund stehen hier die 
Auffangeinrichtung und der Sicherheitsfond. Beide Einrichtungen sind nach Art. 54 
Abs. 1 BVG von den Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu er-
richten und paritätisch zu verwalten. 

 

  

                                              
58  So hat sie im Falle einer Unterdeckung beispielsweise zu prüfen, ob die Vorsorgeeinrichtung die 

erforderlichen Massnahmen zur Wiederherstellung der vollen Deckung eingeleitet hat (Art. 52c 
Abs. 1 Lit. e BVG). 

59  Zur Oberaufsichtskommission vgl. ihre Website (www.oak-bv.admin.ch). 
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Bei der 1983 gegründeten Auffangeinrichtung60 handelt es sich um eine Stiftung priva-
ten Rechts, welche eine Vorsorgeeinrichtung im Sinne des BVG darstellt (Art. 60 Abs. 
1 BVG) und folgende Aufgaben erfüllt (Art. 60 Abs. 2 und 5 BVG i.V.m. Art. 4 Abs. 
2 und 3 FZG):61 

• Arbeitgeber, die ihrer Pflicht zum Anschluss an eine Vorsorgeeinrich-
tung nicht nachkommen, anzuschliessen. 

• Arbeitgeber auf deren Begehren anzuschliessen. 

• Personen als freiwillige Versicherte aufzunehmen. 

• Die gesetzlichen Leistungen für Arbeitgeber zu erbringen, welche sich 
noch nicht einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen haben. 

• Nicht überwiesene Freizügigkeitsguthaben frühestens sechs Monate und 
spätestens zwei Jahre nach dem Freizügigkeitsfall zu übernehmen. 

• Unter bestimmten Voraussetzungen die Betreuung der beruflichen Vor-
sorge von arbeitslosen Personen zu übernehmen. 

Der Sicherheitsfond erfüllt hauptsächlich folgende Aufgaben (Art. 56 Abs. 1 BVG 
i.V.m. Art. 60 Abs. 2 und Art. 89a BVG sowie Art 24a bis 24f FZG):62 

• Zuschüsse an Vorsorgeeinrichtungen auszurichten, welche eine ungüns-
tige Altersstruktur aufweisen. 

• Die gesetzlichen Leistungen zahlungsunfähiger Vorsorgeeinrichtungen 
sicherzustellen. 

• Über die gesetzlichen Leistungen hinausgehende reglementarische Leis-
tungen zahlungsunfähiger Vorsorgeeinrichtungen sicherzustellen, soweit 
diese auf Vorsorgeverhältnissen beruhen, auf welche das FZG anwend-
bar ist. 

• Bestimmte Kosten der Auffangeinrichtung zu übernehmen, welche nicht 
auf den Verursacher überwälzt werden können. 

                                              
60  Die korrekte Bezeichnung lautet „Stiftung Auffangeinrichtung BVG“. Für weitere Informationen 

vgl. Helbling, 2006, S. 147-149 oder die Website der Stiftung (www.aeis.ch). 
61  Vgl. BFS, 2011, S. 29-30. 
62  Vgl. BFS, 2011, S. 30. Für eine vollständige Aufzählung der Aufgaben vgl. Art 56ff BVG oder 

Helbling, 2006, S. 150-152. 
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• Ein Register mit „vergessenen Guthaben“ auf Freizügigkeitskonten und -
policen zu führen und zu verwalten (Zentralstelle 2. Säule). 

• Als Verbindungsstelle für die berufliche Vorsorge im Rahmen der bilate-
ralen Abkommen mit den Mitgliedstaaten der EU über die Freizügigkeit 
zu wirken (Verbindungsstelle). 

Da die Errichtung eines Sicherheitsfonds durch die Spitzenorganisationen der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber nicht zustande kam, wurde diese im Dezember 1984 mittels 
Verordnung durch den Bundesrat veranlasst.63 Aus diesem Grund handelt es sich im 
Gegensatz zur Auffangeinrichtung um eine Stiftung öffentlichen Rechts.64 

 

2.1.3 Finanzierung und Leistungen der beruflichen Vorsorge 

2.1.3.1 Finanzierung 

Zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung stehen grob zusammengefasst vier Einnah-
mequellen zur Verfügung: Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Eintrittsleis-
tungen, Vermögenserträge sowie weitere Einnahmen, welche allerdings von Periode 
zu Periode stark schwanken können.65 Mit Hilfe der beiden letztgenannten Quellen 
finanziert sich der Vorsorgeträger quasi selber, während die Beiträge und Eintrittsleis-
tungen durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer von aussen eingebracht werden müssen. 

Abbildung 2.4 gibt einen Überblick zur Zusammensetzung der externen Mittelzuflüsse 
für die Jahre 2009 und 2010. Dabei zeigt sich, dass im schweizweiten Durchschnitt der 
Arbeitgeber einen leicht höheren Anteil der Beiträge und Einlagen leistet (2009: 57%, 
2010: 62%). An dieser Stelle ist allerdings zu berücksichtigen, dass in den übrigen 
Beiträgen und Einlagen sowie den Eintrittsleistungen ebenfalls Anteile von beiden 
Parteien enthalten sind, welche sich rückwirkend aber nicht mehr eindeutig zuordnen 
lassen. Abbildung 2.5 untersucht daher die reglementarischen Beiträge genauer und 
stellt langfristig einen ähnlichen Effekt fest (Anteil Arbeitgeber: 58%, Anteil Arbeit-
nehmer: 42%). 

                                              
63  Basierend auf Art. 54 Abs. 2 BVG. 
64  Die korrekte Bezeichnung lautet „Stiftung Sicherheitsfond BVG“. Für weitere Informationen vgl. 

Helbling, 2006, S. 149-156 oder die Website der Stiftung (www.sfbvg.ch). 
65  Zu denken ist etwa an Mutations- und Koordinationsgewinne, technische Gewinne oder auch 

Überschussanteile, vgl. Helbling, 2006, S. 166-168. 
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Abbildung 2.4: Beiträge und Einlagen der Vorsorgeeinrichtungen 2009 / 201066 

 
(in Millionen CHF) 2009 2010 

Beiträge und Einlagen aktive Versicherte 19‘145 16‘751 

 
Reglementarische Beiträge 15‘078 15‘407 

 
Nachzahlungen 225 140 

 Einmaleinlagen und Einkaufssummen 3‘762 4‘079 

 Sanierungsbeiträge 80 125 

    Beiträge und Einlagen Arbeitgeber 25‘635 27‘028 

 
Reglementarische Beiträge 21‘306 21‘564 

 
Nachzahlungen 557 632 

 Einmaleinlagen und Einkaufssummen 1‘399 870 

 Einlagen in die Arbeitgeberbeitragsreserven67 1‘819 1‘447 

 Sanierungsbeiträge 554 2‘515 

    Übrige Beiträge und Einlagen 572 725 

Eintrittsleistungen 21‘506 26‘654 

 
Freizügigkeitseinlagen 17‘469 20‘018 

 Rückzahlung von WEF-Vorbezügen 257 306 

 Einzahlungen infolge Scheidung 214 288 

 Erhaltene Deckungskapitalien bei Kollektivübertritten 3‘566 6‘042 

    Total Zuflüsse aus Beiträgen und Einlagen 66‘858 74‘158 

 

  

                                              
66  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, S. 24 und BFS, 2011, S. 23. 
67  Zu den Arbeitgeberbeitragsreserven vgl. die Erklärungen am Ende des Teilkapitels. 
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Die reglementarischen Beiträge der Arbeitnehmer berechnen sich grundsätzlich basie-
rend auf dem sogenannten versicherten oder koordinierten Lohn. Damit ist allgemein 
der AHV-pflichtige Lohn, reduziert um den sogenannten Koordinationsabzug, ge-
meint.68 Mit dem Koordinationsabzug wird sichergestellt, dass der bereits durch die 
AHV abgedeckte Lohn nicht erneut und damit doppelt in die berufliche Vorsorge mit-
einbezogen wird. Die Höhe der Beiträge wird durch das BVG allerdings nicht ver-
pflichtend festgelegt, insofern muss die Vorsorgeeinrichtung selbständig bestimmen, 
wie sie ihre Finanzierung sicherstellt.69 Art. 65 Abs. 2 BVG schreibt einzig vor, dass 
„das Beitragssystem und die Finanzierung so [zu regeln sind], dass die Leistungen im 
Rahmen dieses Gesetzes bei Fälligkeit erbracht werden können.“ 

Damit obliegt es auch der Vorsorgeeinrichtung, die Beiträge zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern reglementarisch aufzuteilen (Art. 66 Abs. 1 BVG). Hierzu finden 
sich an zwei verschiedenen Stellen gesetzliche Vorschriften: Zum einen hält das Ar-
beitsvertragsrecht in Art. 331 Abs. 3 OR fest: „Hat der Arbeitnehmer Beiträge an eine 
Vorsorgeeinrichtung zu leisten, so ist der Arbeitgeber verpflichtet, zur gleichen Zeit 
mindestens gleich hohe Beiträge wie die gesamten Beiträge aller Arbeitnehmer zu ent-
richten“. Eine identische Vorschrift enthält zum andern Art. 66 Abs. 1 BVG: „Der Bei-
trag des Arbeitgebers muss mindestens gleich hoch sein wie die gesamten Beiträge 
aller seiner Arbeitnehmer“. Damit gilt die sogenannte relative Beitragsparität.70 

 

                                              
68  Zu den verschiedenen Lohnbegriffen vgl. Helbling, 2006, S. 170. Für die vorliegende Arbeit wer-

den folgende Begriffe verwendet: 
 Der effektive oder tatsächliche Lohn ist der Gesamtlohn gemäss Lohnausweis für die Steuern. 
 Der massgebende Lohn entspricht demjenigen Teil des effektiven / tatsächlichen Lohns, welcher 

AHV-pflichtig ist und für Versicherungszwecke meist zu Beginn der Periode festgelegt wird 
(zum massgebenden Lohn für die AHV vgl. Art. 5 Abs. 2 und 3 AHVG). 

 Der versicherte oder koordinierte Lohn entspricht dem massgebenden Lohn, reduziert um den 
Koordinationsabzug. Damit entsteht nach Art. 8 Abs. 1 BVG ein versicherter Jahreslohn mit einer 
Bandbreite zwischen CHF 24‘360 und CHF 83‘250 (Stand 01. Januar 2012), was 1/8 bzw. 17/8 
der maximalen AHV-Rente entspricht. 

 Der maximal versicherbare Lohn ist die Obergrenze des in der beruflichen Vorsorge versicherba-
ren Lohns. Dieser ist gemäss Art. 79c BVG auf den zehnfachen maximalen versicherten / koordi-
nierten Jahreslohn und damit aktuell auf CHF 835‘200 festgelegt. 

69  Zur Berechnung der Altersgutschriften (vgl. Fn. 85) werden in Art. 16 BVG jedoch fixe Prozents-
ätze definiert. Um davon ausgehend auf die Minimalbeiträge zur Erreichung des BVG-
Obligatoriums zu kommen, müssen noch die Beiträge für das Invaliditäts- und Sterberisiko, Teue-
rungsausgleiche auf laufenden Renten (vor dem Pensionseintritt), Beiträge an den Sicherheitsfond 
sowie Verwaltungskosten addiert werden. Helbling, 2006, S. 160 kommt damit auf Beiträge in 
der Höhe von (durchschnittlich) 15-16% des koordinierten Lohns. 

70  Vgl. Helbling, 2006, S. 192. 
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Abbildung 2.5: Reglementarische Beiträge 2004-201071 

 
(in Millionen CHF) Aktive 

Versicherte Arbeitgeber Total 

Periode 2010 12‘218 16‘677 28‘895 

 
Anteil in % 42% 58%  

Periode 2009 11‘964 16‘537 28‘501 

 Anteil in % 42% 58%  

Periode 2008 11‘671 16‘200 27‘871 

 Anteil in % 42% 58%  

Periode 2007 11‘103 15‘251 26‘354 

 Anteil in % 42% 58%  

Periode 2006 10‘481 14‘137 24‘618 

 Anteil in % 43% 57%  

Periode 2005 10‘013 13‘647 23‘660 

 Anteil in % 42% 58%  

Periode 2004 9‘533 12‘978 22‘511 

 Anteil in % 42% 58%  

Total 76‘982 105‘427 182‘409 

 Anteil in % 42% 58%  

 

                                              
71  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. 
 Die Tabelle enthält nur die Beiträge an privatrechtliche Vorsorgeeinrichtungen, da diese für den 

Fortgang der Untersuchung besonders relevant sind. Allerdings hat diese Einschränkung zur Fol-
ge, dass die ausgewiesenen Beiträge grundsätzlich tiefer sind als die Zahlen, welche in Abbildung 
2.4 genannt werden. Aufgrund der unterschiedlichen Bezugsgrundlage lassen sich die beiden Ta-
bellen daher nicht miteinander abstimmen. 
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Die reglementarischen Arbeitnehmerbeiträge werden durch den Arbeitgeber vom Lohn 
abgezogen und zusammen mit dem von ihm aufgebrachten Anteil innerhalb eines Mo-
nats nach Jahresende an die Vorsorgeeinrichtung überwiesen (Art. 66 Abs. 3 und 4 
BVG i.V.m. Art. 331 Abs. 3 OR).72 Damit verlangen grundsätzlich nur die über den 
reglementarischen Anteil hinausgehenden Beiträge der Arbeitnehmer eine Eigeninitia-
tive. Wie Abbildung 2.4 gezeigt hat, kommen dazu in erster Linie Einmaleinlagen und 
Einkaufssummen in Frage.73 

Für den Arbeitgeber bestehen nach Art. 331 Abs. 3 OR74 zwei Möglichkeiten, seine 
Beiträge zu leisten: Zum einen kann er sie „aus eigenen Mitteln“ und damit in gleicher 
Art und Weise wie die Beiträge der Arbeitnehmer leisten.75 Zum andern steht ihm aber 
auch die Möglichkeit einer Leistung aus der sogenannten Arbeitgeberbeitragsreserve 
(AGBR) zur Verfügung. Dabei handelt es sich, wie der Wortlaut bereits verrät, um 
eine vom Arbeitgeber in der Vergangenheit angehäufte Beitragsreserve innerhalb der 
Vorsorgeeinrichtung.76 Konkret hat er also in vorhergehenden Perioden über seine ei-
gentlich zu leistenden Beiträge hinaus Mittel an den Vorsorgeträger überwiesen. Als 
Motiv kommt dafür durchaus eine Analogie zum Pharao in Frage, von dem die Bibel 
erzählt: Genauso wie der ägyptische Pharao während den sieben fetten Jahren seine 
Kornhäuser füllen und damit für die sieben mageren Jahre vorsorgen soll, erlauben die 
Arbeitgeberbeitragsreserven dem Arbeitgeber, während wirtschaftlich guten Zeiten 
eine Reserve für weniger ertragsstarke Jahre zu bilden. Damit kann er quasi konjunk-
turgerecht vorsorgen und während schlechteren Zeiten von einer temporären Beitrags-
reduktion oder gar -befreiung profitieren.77 

 

                                              
72  Vgl. dazu den nachfolgenden Abschnitt. 
73  Zur Problematik der Eintrittsgelder und Einkaufssummen vgl. Helbling, 2006, S. 180-188. Diese 

treten vor allem bei Lohnerhöhungen auf. Konkret stellt sich die Frage, ob und durch wen (Ar-
beitgeber und / oder Arbeitnehmer) die Lücke gefüllt werden soll, die dadurch entsteht, dass der 
versicherte Lohn und damit die zukünftigen Beiträge durch eine Lohnerhöhung ansteigen, die 
bisherig geleisteten Beiträge aber auf einem tieferen versicherten Lohn basierten. 

74  Und damit im Arbeitsvertragsrecht. 
75  Es dürfte sich dabei in aller Regel um eine klassische Überweisung von flüssigen Mitteln aus dem 

Bestand des Arbeitgebers handeln, wie sie beispielsweise auch für die Begleichung von anderen 
Sozialleistungen (AHV-Arbeitgeberbeitrag oder ähnlich) vorkommt. 

76  Die entsprechenden Reserven sind nach Art. 331 Abs. 3 OR gesondert auszuweisen. 
77  Er bleibt selbstverständlich auch während diesen Zeiten in voller Höhe beitragspflichtig. Aller-

dings kann er die Beiträge nach Art. 331 Abs. 3 OR aus den angehäuften AGBR leisten, was zur 
Folge hat, dass es einerseits zu einem reduzierten bzw. im Extremfall zu keinem Liquiditätsab-
fluss und andererseits zu einer reduzierten Belastung der Erfolgsrechnung durch den Personal-
aufwand kommt. 
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Neben dem Argument der Vorsorge für schwierige Zeiten können die AGBR damit 
aber auch als Instrument zur Bilanzpolitik genutzt werden.78 So ist es mit Hilfe der 
AGBR – aus welchen Motiven auch immer – möglich, den Personalaufwand des Un-
ternehmens ganz bewusst zu erhöhen (Äufnen von AGBR) bzw. zu senken (Reduktion 
der AGBR). Daneben kann die Äufnung von AGBR aber auch steuerliche Motive ha-
ben, da die entsprechenden Beiträge nach Art. 81 Abs. 1 BVG aus steuerrechtlicher 
Sicht explizit als Geschäftsaufwand zu behandeln sind. So ist es zum einen möglich, 
für eine zeitliche Verlagerung der Steuerbelastung zu sorgen und zum andern entste-
hen tatsächliche Sparpotentiale, wenn die Steuerbemessung mit Hilfe von nichtpropor-
tionalen Gewinnsteuersätzen auf Kantons- und Gemeindeebene erfolgt.79 

 

2.1.3.2 Leistungen 

Die berufliche Vorsorge kennt generell drei leistungsauslösende Ereignisse: Alter, Tod 
und Invalidität. Dabei verzichtet das BVG, wie bereits dargelegt, auf das Festlegen 
eines genauen Leistungsumfangs und definiert stattdessen Mindestleistungen.80 Dies 
hat einerseits zur Folge, dass jede Vorsorgeeinrichtung eine sogenannte BVG-
Schattenrechnung zu führen hat, in der sie nachweist, dass die von ihr erbrachten Leis-
tungen mindestens den obligatorischen Bereich abdecken. Andererseits bedeuten Min-
destvorschriften auch, dass in der Praxis eine Vielzahl möglicher Leistungen auftreten 
kann. Aus diesem Grund beschränken sich die nachfolgenden Ausführungen, soweit 
nicht anders angegeben, auf den obligatorischen Bereich. 

In Bezug auf Altersleistungen entsteht der Anspruch gemäss Art. 13 Abs. 1 BVG 
grundsätzlich bei Erreichen des AHV-Renteneintrittsalters. Für Männer liegt dieses bei 
vollendetem 65., für Frauen bei vollendetem 64. Altersjahr (Art. 13 Abs. 1 BVG, 
Stand 01. Januar 2012). Basierend auf reglementarischen Bestimmungen ist allerdings 
auch ein Abweichen, insbesondere nach unten („Frühpensionierung“), möglich.81 

 

                                              
78  Wie sich im Laufe des weiteren Fortschritts der Arbeit noch zeigen wird, gilt dies allerdings nur 

im handelsrechtlichen Abschluss. Für den Abschluss nach anderen, insbesondere internationalen 
Rechnungslegungsnormen, vgl. Kapitel 2.2. 

79  Vgl. hierzu Loser, 2003a, S. 90-96, der das Vorgehen im Detail aufzeigt. 
80  Vgl. Kapitel 2.1.1. 
81  Art. 13 Abs. 2 BVG. Mit der 1. BVG Revision wurde (mit wenigen Ausnahmen) allerdings ein 

Altersrücktritt frühestens ab dem vollendeten 58. Altersjahr festgelegt (Art. 1i Abs. 1 BVV 2). 
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Die Altersrente wird mit Hilfe des sogenannten Umwandlungssatzes basierend auf 
dem Altersguthaben der versicherten Person zum Zeitpunkt des Renteneintritts be-
rechnet (Art. 14 Abs. 1 BVG). Dabei betrug der Mindestumwandlungssatz bis zur 1. 
BVG Revision 7.2%, er muss – in erster Linie aufgrund der demografischen Entwick-
lung und ungenügend hohen Erträgen – bis 2014 jedoch schrittweise auf 6.8% gesenkt 
werden (Art. 14 Abs. 2 BVG).82 Die aktuell anzuwendenden Sätze betragen daher 
6.90% für Männer mit BVG-Rücktrittsalter 65 und 6.85% für Frauen mit BVG-
Rücktrittsalter 64 (Stand 01. Januar 2012).83 

Das Altersguthaben, welches als Basis für die Berechnung der Altersrente dient, setzt 
sich zusammen aus (Art. 15 Abs. 1BVG): 

• Den periodischen Altersgutschriften für die Zeit, während der ein Versi-
cherter der Vorsorgeeinrichtung angehört hat, 

• den eingebrachten Altersguthaben aus einer Vorsorgeeinrichtung, der ein 
Versicherter allenfalls vorhergehend angehört hat und 

• den Zinsen auf Altersgutschriften und eingebrachten Altersguthaben. 

Die drei Bestandteile werden im Folgenden erläutert. 

Die periodischen Altersgutschriften werden in Prozent des versicherten / koordinierten 
Lohns berechnet und nehmen, abgestuft nach dem Alter des Vorsorgenehmers, wie 
folgt zu (Art. 16 BVG, d.h. Mindestleistungen): 

• Altersjahr 25-34: 7% 

• Altersjahr 35-44: 10% 

• Altersjahr 45-54: 15% 

• Altersjahr 55-65:84 18% 

Sie werden üblicherweise im Rahmen der reglementarischen Beiträge in die Vorsorge-
einrichtung eingebracht.85 

                                              
82  Vgl. BFS, 2011, S. 36. Beispiel: Hat ein Versicherter bei Erreichen des Rentenalters ein Alters-

guthaben von total CHF 750'000, resultiert daraus eine Rente von CHF 51'000 pro Jahr (= 
750'000 * 0.068) bzw. CHF 4'250 pro Monat. 

83  Vgl. BSV, 2011b, o.S.. 
84  Für Männer. Für Frauen gilt der Prozentsatz für die Altersjahre 55-64. 
85  Zu beachten ist jedoch, dass es sich dabei nur um die Altersgutschriften handelt. Für die Berech-

nung der Minimalbeiträge zur Erreichung des BVG-Obligatoriums vgl. Fn. 69. 
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Bei den Altersguthaben aus einer vorhergehenden Vorsorgeeinrichtung handelt es sich 
um eine sogenannte Freizügigkeitsleistung.86 Diese steht dem Versicherten zu, wenn 
er eine Vorsorgeeinrichtung verlässt, bevor ein Vorsorgefall eingetreten ist (Art. 2 
Abs. 1 FZG). Grundsätzlich entspricht sie bei einer Vorsorgeeinrichtung nach Bei-
tragsprimat dem angesparten Altersguthaben bzw. bei einer Einrichtung nach Leis-
tungsprimat dem Barwert der erworbenen Leistungen.87 

Art. 15 Abs. 2 BVG (i.V.m. Art. 12 BVV 2) regelt die Frage der Verzinsung der Al-
tersguthaben. Für den obligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge wird dabei ein 
Zinssatz vorgeschrieben, welcher nicht unterschritten werden darf. Dieser Mindest-
zinssatz wird durch den Bundesrat festgelegt und berücksichtigt „die Entwicklung der 
Rendite marktgängiger Anlagen, insbesondere der Bundesobligationen, sowie zusätz-
lich der Aktien, Anleihen und Liegenschaften“ (Art. 15 Abs. 2 BVG). Er wird mindes-
tens alle zwei Jahre überprüft (Art. 15 Abs. 3 BVG) und beträgt momentan 1.50% 
(Stand 01. Januar 2012).88 

Neben der Ausrichtung in Form einer Rente kann die Altersleistung (zumindest teil-
weise) auch als einmalige Kapitalabfindung geleistet werden. Art. 37 Abs. 2 BVG 
sieht einen Anteil von einem Viertel des Altersguthabens vor, allerdings handelt es 
sich dabei wiederum um eine Mindestvorschrift, sodass eine Vorsorgeeinrichtung frei 
ist, auch darüber hinausgehende Anteile in ihrem Reglement vorzusehen. Wie die Pra-
xis zeigt, ist dies sogar oftmals der Fall.89 

                                              
86  Genauer gesagt um eine Austrittsleistung nach Freizügigkeitsgesetz (FZG). 
87  Für detaillierte Angaben zur Berechnung der Höhe der Austrittsleistung vgl. Art. 15-19 FZG. 

Darüber hinaus regelt das Freizügigkeitsgesetz zahlreiche weitere Fragen, so beispielsweise die 
Möglichkeit der Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung bei Aufnahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit (Art. 5 Abs. 1 Lit. b FZG) oder die Ermittlung der Altersleistung bei einer Ehe-
scheidung (Art. 22ff FZG). Es besteht zudem die Möglichkeit des Vorbezugs einer Freizügig-
keitsleistung zum Kauf von selbst genutztem Wohneigentum (Art. 27ff BVG). Da diese Fälle für 
den Fortgang der Untersuchung jedoch nicht weiter relevant sind, sei auf die entsprechende Lite-
ratur verwiesen. Vgl. beispielsweise Helbling, 2006, S. 253-302 oder Widmer, 2011, S. 152-157. 

88  Dabei war der Mindestzinssatz im Verlaufe des vergangenen Jahrzehnts deutlich stärkeren 
Schwankungen ausgesetzt als dies früher der Fall war. Die folgende Tabelle zeigt die historischen 
Daten seit 1985 (Vgl. BSV, 2011b sowie Art. 12 BVV 2): 

 1985-2002: 4.00% 
 2003: 3.25% 
 2004: 2.25% 
 2005-2007: 2.50% 
 2008: 2.75% 
 2009-2011: 2.00% 
 2012: 1.50% 
89  Vgl. beispielsweise Widmer, 2011, S. 148. 
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Für Hinterlassenenleistungen, das heisst beim leistungsauslösenden Ereignis des To-
des, besteht grundsätzlich eine Leistungspflicht gegenüber den Ehegatten und Waisen 
eines Vorsorgenehmers.90 Eine Witwen- oder Witwerrente wird gemäss Art. 19 Abs. 1 
BVG ausgerichtet, wenn:91 

• der überlebende Ehegatte entweder für den Unterhalt eines oder mehre-
rer Kinder aufkommen muss oder 

• älter als 45 Jahre ist und die Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat. 

Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, hat der überlebende Ehegatte Anspruch auf eine 
einmalige Abfindung in der Höhe von drei Jahresrenten (Art. 19 Abs. 2 BVG).92 Ge-
schiedene, überlebende Ehegatten sind einer Witwe / einem Witwer gleichgestellt, 
wenn (Art. 20 Abs. 1 BVV 2): 

• die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert hat und 

• dem geschiedenen Ehegatten im Scheidungsurteil eine Rente oder eine 
Kapitalabfindung für eine lebenslängliche Rente zugesprochen wurde. 

An die Kinder des Verstorbenen wird grundsätzlich bis zum vollendeten 18. Altersjahr 
eine Waisenrente ausgerichtet (Art. 20 i.V.m. Art. 22 Abs. 3 BVG). In speziellen Fäl-
len, so beispielsweise bei einer Ausbildung, ist eine Verlängerung bis maximal zur 
Vollendung des 25. Altersjahres vorgesehen (Art. 22 Abs. 3 BVG). Zudem ist es für 
die Vorsorgeeinrichtung möglich, neben überlebenden Ehegatten und Waisen regle-
mentarisch weitere Personen als Begünstigte vorzusehen.93 

Die Höhe der Rente für überlebende Ehegatten beträgt 60%, für Waisen 20% der vol-
len Invalidenrente, auf welche der Versicherte Anspruch gehabt hätte (Art. 21 Abs. 1 
BVG).94 Die Berechnung der Höhe der Invalidenrente zeigt der folgende Abschnitt. 

                                              
90  Seit der Inkraftsetzung des Partnerschaftsgesetzes sind eingetragene Partnerinnen und Partner den 

Witwen und Witwern gleichgestellt (Art. 16a BVG). 
91  Seit der 1. BVG-Revision sind Witwen und Witwer gleichgestellt. Zuvor wurden nur im überob-

ligatorischen Bereich Leistungen an Ehemänner ausgerichtet, deren Frau verstorben war. Aus die-
sem Grund spricht man heute auch oftmals von Ehegattenrenten (vgl. beispielsweise Helbling, 
2006, S. 210). 

92  Zur Höhe der Jahresrente vgl. den übernächsten Abschnitt. 
93  Art. 20a BVG. Zu denken ist etwa an Kinder, welche die Voraussetzungen für eine Waisenrente 

nicht erfüllen oder andere vor dem Tod unterstützte Personen, so beispielsweise Lebenspartner. 
94  Beim Tod eines Versicherten, welcher eine Alters- oder Invalidenrente bezogen hat, wird eine 

Rente in der Höhe von 60% (Ehegatten) bzw. 20% (Waisen) der zuletzt ausgerichteten Alters- 
oder Invalidenrente bezahlt (Art. 21 Abs. 2 BVG). 
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Der Anspruch auf eine Invalidenleistung entsteht grundsätzlich, wenn eine Invalidität 
im Sinne der Invalidenversicherung95 von mindestens 40% eintritt und der Vorsorge-
nehmer zuvor nach BVG versichert war (Art. 23 Lit. a BVG). In Bezug auf die Höhe 
der Rente wird folgende Abstufung vorgenommen (Art. 24 Abs. 1 BVG): 

• Bei einem Invaliditätsgrad von mind. 70%: Eine volle Invalidenrente 

• Bei einem Invaliditätsgrad von mind. 60%: Eine Dreiviertelrente 

• Bei einem Invaliditätsgrad von mind. 50%: Eine halbe Rente 

• Bei einem Invaliditätsgrad von mind. 40%: Eine Viertelrente 

Relevant zur Bestimmung des Invaliditätsgrades ist wiederum die Beurteilung durch 
die Invalidenversicherung (Art. 24 Abs. 1 BVG). 

Zudem haben Versicherte, denen eine Invalidenrente zusteht, für jedes Kind, welches 
bei ihrem Tod eine Waisenrente beanspruchen könnte, Anspruch auf eine Kinderrente 
(Art. 25 BVG). Die Höhe der Rente entspricht dabei der Höhe der Waisenrente, wobei 
die gleichen Berechnungsregeln wie für die Invalidenrente gelten (Art. 25 BVG). 

Die Höhe der Invalidenrente wird mit Hilfe des Umwandlungssatzes bestimmt, der 
auch für die Berechnung der Altersrente im 64. (Frauen) oder 65. (Männer) Altersjahr 
herangezogen wird (Art. 24 Abs. 2 BVG).96 Allerdings besteht das der Berechnung zu 
Grunde liegende Altersguthaben aus (Art. 24 Abs. 3 BVG): 

• dem vor Eintritt der Invalidität bereits erworbenen Altersguthaben und 

• der Summe der Altersgutschriften für die bis zum Renteneintrittsalter 
fehlenden Jahre. 

Die zusätzlich berücksichtigten Altersgutschriften basieren auf dem letzten koordinier-
ten Lohn des Versicherten vor Eintritt der Invalidität und werden ohne Verzinsung in 
das Altersguthaben miteinbezogen (Art. 24 Abs. 3 und 4 BVG).97 

 

                                              
95  Die Vorschriften zur Bestimmung des Invaliditätsgrades finden sich in Art. 28a IVG i.V.m. Art. 

16 ATSG. 
96  Konkret also 6.8% (Art. 14 Abs. 2 BVG) bzw. 6.9% für Männer und 6.85% für Frauen (Stand 01. 

Januar 2012) aufgrund der Senkung des Umwandlungssatzes bis 2014. 
97  Vgl. auch Widmer, 2011, S. 141-142, der hierzu ein Beispiel vorrechnet. Sowohl Hinterlassenen- 

als auch Invalidenrenten, nicht aber Altersrenten, sind dabei nach Anordnung des Bundesrates an 
die Preisentwicklung anzupassen (Art. 36 Abs. 1 BVG). 
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2.1.4 Über- und Unterdeckung einer Vorsorgeeinrichtung 

2.1.4.1 Definition 

Vergleicht man die Finanzierung und die Leistungen einer Vorsorgeeinrichtung, stellt 
sich die Frage, ob das durch die Finanzierung angehäufte Vermögen ausreicht, um die 
bereits erworbenen Leistungen zu einem bestimmten Stichtag abzudecken. Dieser 
Vergleichsmassstab wurde durch den sogenannten Deckungsgrad standardisiert.98 Laut 
Anhang zur BVV 2 wird der Deckungsgrad wie folgt ermittelt: 

 

Vv ×100
Vk

 = Deckungsgrad in Prozent 

Dabei gilt: 

• Vv = „Die gesamten Aktiven per Bilanzstichtag zu Marktwerten bilan-
ziert, vermindert um Verbindlichkeiten, passive Rechnungsabgrenzung 
und Arbeitgeberbeitragsreserven, soweit keine Vereinbarung über einen 
Verwendungsverzicht des Arbeitgebers vorliegt“99 (Anhang BVV 2) 

• Vk = „Versicherungstechnisch notwendiges Vorsorgekapital per Bilanz-
stichtag (Spar- und Deckungskapitalien) einschliesslich notwendiger 
Verstärkungen (z.B. für steigende Lebenserwartung)“ (Anhang BVV 2) 

 

Beträgt der so berechnete Deckungsgrad weniger als 100%, liegt eine Unterdeckung 
vor (Anhang BVV 2), bei einem Deckungsgrad von mehr als 100% entsprechend eine 
Überdeckung. 

Eine etwas kürzere Definition liefert Art. 44 Abs. 1 BVV 2: „Eine Unterdeckung be-
steht, wenn am Bilanzstichtag das nach anerkannten Grundsätzen durch den Experten 
für berufliche Vorsorge berechnete versicherungstechnisch notwendige Vorsorgekapi-
tal nicht durch das dafür verfügbare Vorsorgevermögen gedeckt ist.“ 

                                              
98  Kritisch dazu allerdings Franceschina & Düggeli, 2010, S. 29-31. 
99  Der Anhang zur BVV 2 konkretisiert: „Es ist das effektive Vorsorgevermögen massgebend, wie 

es aus der tatsächlichen finanziellen Lage nach Artikel 47 Absatz 2 [BVV 2] hervorgeht. Eine 
Arbeitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht (AGBR mit Verwendungsverzicht), die 
Wertschwankungsreserven und die Umlageschwankungsreserven sind dem verfügbaren Vorsor-
gevermögen zuzurechnen.“ (vgl. auch Stauffer, 2005, S. 563-564). 
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2.1.4.2 Massnahmen bei einer Überdeckung 

Im Zusammenhang mit einer Überdeckung fällt grundsätzlich auf, dass sich kaum ge-
setzliche Vorschriften finden, welche einen entsprechenden Umgang regulieren.100 Ein 
möglicher Grund dafür ist, dass verschiedene Ursachen für das Entstehen einer Über-
deckung in Frage kommen, welche unterschiedliche Konsequenzen nach sich ziehen. 
Als Ursache für eine Überdeckung sind in aller Regel denkbar:101 

• Die tatsächlich eingetretene Leistungspflicht ist tiefer als das dafür zu-
rückgestellte Spar- und Deckungskapital.102 

• Aufgrund von Kurs- und Veräusserungsgewinnen (z.B. auf Aktien / Im-
mobilien) oder anderweitigen Wertvermehrungen kann auf dem Vermö-
gen eine höhere Rendite erzielt werden als das Vorsorgekapital gleich-
zeitig durch die Verzinsung zunimmt. 

• Es gehen Zuwendungen von Dritten ohne gleichzeitige Leistungspflicht 
der Vorsorgeeinrichtung ein.103 

• Die zuvor aufgezählten Aktiven führen zu Erträgen, welche wiederum 
die Überdeckung erhöhen können. 

In Bezug auf den Umgang mit einer Überdeckung kommt als erste Massnahme das 
Äufnen einer sogenannten Wertschwankungsreserve in Frage.104 Dabei handelt es sich 
um „Quasi-Eigenkapital für den Risikoausgleich“105 einer Vorsorgeeinrichtung. Der 
Gedanke dahinter ist folgender: Bei einer Vorsorgeeinrichtung mit exakt 100% De-
ckungsgrad führt jede Schwankung der Aktiven sofort zu einer Über- oder Unterde-
ckung. Bestehen die Aktiven in erster Linie aus wenig volatilen und langfristig gehal-
tenen Vermögenswerten, dürfte dies kaum zu Problemen führen. Hält die Vorsorgeein-
richtung aber beispielsweise Aktien oder alternative Anlagen, sind Marktwertschwan-

                                              
100  Helbling, 2006, S. 189 wünscht hier beispielsweise weitere, transparente Regeln. 
101  Eine ähnliche Aufzählung findet sich bei Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 142. 
102  Zu denken ist an folgende, beispielhafte Situation: Ein Rentner, der eine Altersrente bezieht (kein 

Kapitalbezug), stirbt kurz nach der Pensionierung und hinterlässt keine gesetzlich oder reglemen-
tarisch anspruchsberechtigten Angehörigen. In diesem Fall ist davon auszugehen, dass ein deut-
lich höheres Alterskapital angesammelt war als durch die Rente bezogen wurde. 

103  In Frage kommen beispielsweise freiwillige Zuschüsse des Arbeitgebers, welche nicht einer Ar-
beitgeberbeitragsreserve zuzurechnen sind (à-fonds-perdu Zuschüsse) – wenngleich die Wahr-
scheinlichkeit dafür nicht allzu gross sein dürfte. 

104  Die Nummerierung der Massnahmen ist nicht im Sinne einer Priorisierung zu verstehen. 
105  Helbling, 2006, S. 437. 
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kungen vorprogrammiert. Um diese Schwankungen aufzuheben oder zumindest abzu-
schwächen, werden bei steigenden Marktwerten zunächst Wertschwankungsreserven 
gebildet, welche im Falle von sinkenden Marktwerten abgebaut werden können, ohne 
dass eine Unterdeckung auftritt. Die Höhe der Reserven sollte sich dabei nach Art und 
vor allem Volatilität der Vermögenswerte im Anlageportfolio der Vorsorgeeinrichtung 
bemessen.106 Diese Massnahme kommt damit in erster Linie für Überdeckungen in 
Frage, welche durch Kurs- und Veräusserungsgewinne oder anderweitige Wertver-
mehrungen zustande gekommen sind. Allerdings setzt sie eine gewisse Solidarität un-
ter den Versicherten voraus, da nicht gewährleistet werden kann, dass diejenigen Ver-
sicherten, welche eine entsprechende Reserve anhäufen, auch in deren Genuss kom-
men.107 

Als zweite Massnahme ist eine Verstärkung der technischen Rückstellungen denkbar, 
beispielsweise als Ausgleichsmassnahme für eine steigende Lebenserwartung oder 
andere demografische Veränderungen.108 Aufgrund ihres Charakters dürfte sie für 
Überdeckungen in Frage kommen, welche durch ungenutzte Deckungs- und Sparkapi-
talien zustande gekommen sind. Auch bei dieser Massnahme profitieren allerdings nur 
die Vorsorgeeinrichtungen, nicht aber die aktiven Versicherten oder die Rentner. Ent-
sprechend stellt sich wiederum die Frage nach der Solidarität. 

Drittens könnte die Überdeckung für die Rentner verwendet werden. Zu denken ist 
beispielsweise an Teuerungsausgleiche, reale Rentenverbesserungen oder eine weniger 
strikte Handhabung von Härtefällen.109 Diese Möglichkeit dürfte ebenfalls dann zur 
Anwendung kommen, wenn die Überdeckung durch ungenutzte Deckungs- und 
Sparkapitalien oder durch Marktwertschwankungen zustande gekommen ist. Als 
Nachteil dieser Massnahme ist allerdings anzumerken, dass – wenn sie alleine ange-
wandt wird – davon lediglich die Rentner profitieren, während die Vorsorgeeinrich-
tung, die aktiven Versicherten und die Arbeitgeber leer ausgehen. 

 
                                              
106  Vgl. Helbling, 2006, S. 436. 
107  Vgl. dazu Helbling, 2006, S. 437, der den Gedanken weiter ausführt. Zudem ist anzumerken, dass 

die Solidarität oftmals auch im umgekehrten Fall, d.h. bei einer Unterdeckung, gilt, vgl. Heiniger 
& Cathomen, 2010, S. 42-43 sowie Schneider, 2009, S. 538-547. 

108  Vgl. Helbling, 2006, S. 189. 
109  Zum Teuerungsausgleich hält Art. 36 Abs. BVG beispielsweise fest, dass Hinterlassenen- und 

Invalidenrenten, welche nach Art. 36 Abs. 1 BVG nicht sowieso der Preisentwicklung angepasst 
werden müssen, sowie Altersrenten entsprechend den finanziellen Möglichkeiten der Vorsorge-
einrichtung der Preisentwicklung anzupassen sind. Zur Handhabung von Härtefällen vgl. Riemer 
& Riemer-Kafka, 2006, S. 143 und Helbling, 2006, S. 189. 
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Als vierte Massnahme kommt eine temporäre Beitragsreduktion oder gar -befreiung 
für aktive Versicherte und Arbeitgeber in Frage – oftmals auch als sogenannte Contri-
bution Holiday bezeichnet.110 Wie das Bundesgericht festgehalten hat, ist dieses Vor-
gehen aber nur zulässig, wenn sowohl Arbeitgeber als auch aktive Versicherte von der 
Beitragsreduktion / -befreiung profitieren.111 Zudem bestehen weitere Voraussetzun-
gen: So muss die Reduktion / Befreiung beispielsweise reglementarisch vorgesehen 
und vom obersten Organ der Vorsorgeeinrichtung beschlossen sein.112 Kritisch ist an-
zumerken, dass die Lösung als „ungerecht“ im Sinne der Gleichbehandlung nach Art. 
1 Abs. 3 BVG i.V.m. Art. 1f BVV 2 bezeichnet werden kann. Von der Massnahme 
profitieren zum einen nur die aktiven Versicherten und Arbeitgeber, nicht aber die 
Rentner. Zum andern wird das eingesetzte Vermögen zwischen den aktiven Versicher-
ten nach dem aktuell versicherten Lohn und nicht nach angesammeltem Alterskapital 
oder der Dauer der Zugehörigkeit zur Einrichtung verteilt.113 

Zusammenfassend lässt sich damit festhalten, dass der Arbeitgeber nur unter ganz be-
stimmten Umständen direkt, das heisst im Sinne einer temporären Beitragsbefreiung 
oder -reduktion, von einer Überdeckung profitiert. 

 

2.1.4.3 Massnahmen bei einer Unterdeckung 

Die Gründe für das Eintreten einer Unterdeckung lassen sich aus den Angaben zur 
Überdeckung ableiten, wobei die genannten Mechanismen jeweils in umgekehrter 
Richtung wirken.114 

                                              
110  Vgl. Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 143; Loser, 2003d, S. 403-418 und Helbling, 2006, S. 

189-190. 
111  Vgl. BGE 128 II 33 zit. in Riemer & Riemer-Kafka, 2006, S. 143. 
112  Für eine vollständige Aufzählung der Voraussetzungen vgl. Helbling, 2006, S. 189. 
113  Vgl. Helbling, 2006, S. 189. Er weist auch auf eine Stellungnahme des Bundesrates zum Argu-

ment der Ungleichbehandlung der Rentner hin. Demnach – die zugrunde liegende Anfrage 
stammt allerdings aus dem Jahre 1998 – ist eine temporäre Finanzierung durch freie Mittel nicht 
zu beanstanden, wenn die technischen Rückstellungen genügend hoch und angemessene Wert-
schwankungsreserven gebildet sind (vgl. Helbling, 2006, S. 189). 

 Zur Sicherheit sei zudem mit aller Deutlichkeit darauf hingewiesen, dass diese Massnahme nicht 
mit einer Finanzierung durch die Arbeitgeberbeitragsreserve i.S.v. Art. 331 Abs. 3 OR verwech-
selt werden darf. Diese wird bei der Berechnung des Deckungsgrades von den Aktiven in Abzug 
gebracht und kann damit gar nicht zu einer Überdeckung führen. Das ist insofern auch richtig, als 
sie nur einseitig dem Arbeitgeber für die Finanzierung zur Verfügung steht. 

114  Eine Ausnahme sind dabei die Zuwendungen von Dritten. Entsprechende Zahlungsmittelabflüsse 
aus der Vorsorgeeinrichtung dürften kaum auftreten. 
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Im Gegensatz zur Überdeckung existieren allerdings zahlreiche gesetzliche Bestim-
mungen, welche sich mit der Unterdeckung einer Vorsorgeeinrichtung und insbeson-
dere deren Behebung beschäftigen. So muss eine Vorsorgeeinrichtung nach Art. 65 
Abs. 1 BVG grundsätzlich jederzeit einen Deckungsgrad von mindestens 100% auf-
weisen, das heisst Unterdeckungen sind immer durch das aktive Ergreifen von Mass-
nahmen zu beheben.115 Art. 65c Abs. 1 BVG hält einzig fest, dass – so lange die Leis-
tungen bei Fälligkeit erbracht werden können – eine zeitlich begrenzte Unterdeckung 
zwar zulässig ist, die Vorsorgeeinrichtung aber trotzdem Massnahmen zu deren Behe-
bung zu ergreifen hat. 

Bei einer Unterdeckung hat der Vorsorgeträger als Erstes die Aufsichtsbehörde, den 
oder die Arbeitgeber, die Versicherten sowie die Rentner über das Mass und die Ursa-
che der Unterdeckung sowie über die ergriffenen Massnahmen zu informieren (Art. 
65c Abs. 2 BVG). 

In Bezug auf die Massnahmen stellt Helbling folgende Faustregel auf: „Bei einem De-
ckungsgrad zwischen 95% und 100% […] besteht kein Handlungsbedarf. Bei 90-95% 
besteht eine erhöhte Pflicht zur Vorsicht in der Vermögensanlage (beschränkte Risiko-
fähigkeit). Bei weniger als 90% besteht ein Bedarf an Sofortmassnahmen, um die Un-
terdeckung innert weniger Jahre zu beseitigen. Dabei spielen die Struktur und die Fi-
nanzierung der Pensionskasse eine Rolle.“116 Zudem müssen die Massnahmen nach 
Art. 65d Abs. 2 BVG auf einer reglementarischen Grundlage beruhen sowie verhält-
nismässig, dem Grad der Unterdeckung angepasst und Teil eines Gesamtkonzepts sein. 
Sie müssen zudem geeignet sein, die Unterdeckung innerhalb einer angemessenen 
Frist zu beheben (Art. 65d Abs.2 BVG).117 

In Art. 65d Abs. 1 BVG ist ferner die Eigenverantwortung der Vorsorgeeinrichtung 
festgehalten. Konkret heisst dies: Eine Vorsorgeeinrichtung hat die Unterdeckung 
grundsätzlich selbst zu beheben, Massnahmen des Sicherheitsfonds kommen erst bei 
Zahlungsunfähigkeit der Einrichtung zum Zug.118 

                                              
115  Ob es sich dabei um ein sinnvolles Erfordernis handelt, bleibe dahingestellt. Helbling (2006, S. 

439) ist z.B. der Meinung, dass Unterdeckungen in der Höhe von rund 5-10% aus einer wirt-
schaftlichen Perspektive durchaus vertretbar sind (bei öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtun-
gen allenfalls auch mehr, vgl. Helbling, 2008, S. 27-28 und Helbling, 2005, S. 680-687). 

116  Helbling, 2006, S. 441. 
117  Als „angemessene Frist“ gelten erfahrungsgemäss rund 5 bis maximal 10 Jahre (vgl. Helbling, 

2006, S. 441). 
118  Vgl. Brechbühl, 2010, S. 1068-1069. 
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Basierend auf diesen Grundsätzen sowie den im Gesetz genannten Möglichkeiten, 
lässt sich folgender Massnahmenkatalog bei einer Unterdeckung ableiten:119 

• Reserven auflösen: Wenn in der Vorsorgeeinrichtung noch freie Mittel 
vorhanden sind oder zuvor eine Wertschwankungsreserve gebildet wur-
de, sind diese entsprechend aufzulösen. 

• Risiken abbauen: Das Auftreten einer Unterdeckung vermindert die Ri-
sikofähigkeit einer Vorsorgeeinrichtung erheblich. Jede weitere Wert-
verminderung in den Aktiven durch Marktwertschwankungen erhöht die 
Unterdeckung. Entscheidend dürfte es damit sein, Risiken abzubauen. 
Wenngleich diese Massnahme nicht zur Behebung der Unterdeckung 
beiträgt, vermindert sie zumindest die Eintrittswahrscheinlichkeit einer 
weiteren Zunahme. 

• WEF sistieren: Art. 30f BVG und Art. 6a WEFV sehen vor, dass im 
Falle einer Unterdeckung (und wenn die Massnahme reglementarisch 
festgehalten ist) der Vorbezug und die Rückzahlung von Mitteln der 
Wohneigentumsförderung (WEF) betragsmässig und / oder zeitlich ein-
geschränkt oder gar verweigert werden können. 

• Garantieerklärungen Dritter (AGBR): Bei Unterdeckungen, welche 
aller Voraussicht nach nur temporär bestehen und / oder durch andere 
Massnahmen behoben werden sollen, kann es sinnvoll sein, durch eine 
Garantieerklärung Dritter für mehr Stabilität zu sorgen. In Frage kommt 
beispielsweise ein Arbeitgeber, welcher mit den von ihm geäufneten Ar-
beitgeberbeitragsreserven Garantie leistet. Der Vorteil gegenüber der ef-
fektiven Leistung von Beiträgen120 besteht darin, dass eine Garantie wie-
der zurückgenommen werden kann, wenn die Unterdeckung durch ande-
re Massnahmen behoben wurde. Bei à-fonds-perdu Beiträgen ist dies 
hingegen nicht mehr möglich.121 

                                              
119  Es werden hier die wichtigsten und gebräuchlichsten Massnahmen genannt, die Reihenfolge ist 

allerdings beliebig und daher nicht als Priorisierung zu verstehen. Für eine vollständige oder zu-
mindest deutlich umfangreichere Aufzählung vgl. Helbling, 2006, S. 444-452; Glardon, 2010, S. 
31-71; Walter J. , 2010, S. 19-20; Walser, 2009, S. 597-606 oder Müller R. A., 2009, S. 573-592. 

120  Vgl. die nachfolgenden beiden Punkte. 
121  Vgl. Helbling, 2006, S. 445. Er zieht neben AGBR auch Garantieerklärungen von patronalen 

Stiftungen in Betracht. Auf diese wurde in der vorliegenden Arbeit der Einfachheit halber aller-
dings nicht eingegangen. 
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• AGBR mit Verwendungsverzicht: Gemäss Art. 65e Abs. 1 BVG kann 
reglementarisch vorgesehen werden, dass der Arbeitgeber bei einer Un-
terdeckung Einlagen in ein gesondertes Konto „Arbeitgeberbeitragsre-
serve mit Verwendungsverzicht“ leistet.122 Diese besondere AGBR darf 
nicht höher als die Unterdeckung sein und wird nicht verzinst (Art. 65e 
Abs. 2 BVG).123 

• Beiträge AGBR: Anstelle bzw. als Ergänzung zur Garantieerklärung 
oder Äufnung von AGBR mit Verwendungsverzicht können auch Son-
derbeiträge des Arbeitgebers aus der ordentlichen AGBR geleistet wer-
den. An dieser Stelle ist jedoch zu beachten, dass die Mittel dabei end-
gültig an die Vorsorgeeinrichtung übergehen. Eine spätere Rückforde-
rung, auch bei einem Deckungsgrad von über 100%, ist nicht möglich. 

• Sanierungsbeiträge: Unter der Voraussetzung, dass andere Massnah-
men nicht zum Ziel führen,124 sieht Art. 65d Abs. 3 Lit. a BVG vor, dass 
vom Arbeitgeber und den Arbeitnehmern zusätzliche Beiträge (soge-
nannte Sanierungsbeiträge) erhoben werden. Dabei muss der Beitrag des 
Arbeitgebers mindestens gleich hoch wie die Summe der Beiträge der 
Arbeitnehmer sein.125 

Abbildung 2.6 zeigt die Sanierungsbeiträge, welche in den Jahren 2004-
2010 an privatrechtliche126 Vorsorgeeinrichtungen geleistet wurden. Es 
wird zudem unterschieden zwischen den Anteilen, welche von Arbeitge-
bern, Arbeitnehmern und Rentnern geleistet werden. 

                                              
122  Der Arbeitgeber kann dieses Konto separat speisen oder auch Mittel aus der ordentlichen AGBR 

übertragen (Art. 65e Abs. 1 BVG). 
123  Ist die Unterdeckung behoben, ist die AGBR mit Verwendungsverzicht somit aufzulösen und in 

die ordentliche AGBR zu übertragen (Art. 44a Abs. 1 BVV 2), vgl. Helbling, 2006, S. 445. 
124  Es handelt sich vorliegend also ausdrücklich um eine subsidiäre Massnahme. 
125  Bei Beiträgen des Arbeitgebers aus den AGBR (vgl. vorhergehender Punkt) handelt es sich damit 

ebenfalls um Sanierungsbeiträge. Werden diese ohne Beteiligung der Arbeitnehmer geleistet, 
handelt es sich quasi um die Extremform der Formulierung „mindestens gleich hoch wie die 
Summe der Beiträge der Arbeitnehmer“. 

 Ferner ist darauf hinzuweisen, dass auch die von Arbeitnehmern geleisteten Beiträge definitiv in 
der Vorsorgeeinrichtung verbleiben. Dies gilt auch dann, wenn der Vorsorgenehmer die Einrich-
tung verlässt (Art. 17 Abs. 2 Lit. f FZG). 

126  Die Fokussierung auf privatrechtliche Einrichtungen erfolgt, weil nur diese für spätere Kapitel 
relevant sind (unter der Annahme, dass in erster Linie privatrechtliche Arbeitgeber an privatrecht-
liche Vorsorgeeinrichtungen angeschlossen sind). 
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Abbildung 2.6: Sanierungsbeiträge 2004-2010127 

 
(in Tausend CHF) Aktive 

Versicherte Arbeitgeber Rentner Total 

Periode 2010 72'548  1'247'487  371  1'320'406  

 
Anteil in % 5% 94% 0%  

Periode 2009 44'995  463'360  215  508'570  

 Anteil in % 9% 91% 0%  

Periode 2008 8'096  153'469  55  161'620  

 Anteil in % 5% 95% 0%  

Periode 2007 11'675  1'547'160  64  1'558'899  

 Anteil in % 1% 99% 0%  

Periode 2006 16'334  115'319  136  131'789  

 Anteil in % 12% 88% 0%  

Periode 2005 45'373  214'933   -  260'306  

 Anteil in % 17% 83% 0%  

Periode 2004 68'009  219'190  107  287'306  

 Anteil in % 24% 76% 0%  

Total 267'030  3'960'918  948  4'228'896  

 Anteil in % 6% 94% 0%  

 
  

                                              
127  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. Die Tabelle enthält nur die Beiträge an 

privatrechtliche Vorsorgeeinrichtungen. 
 Es zeigt sich zum einen, dass die Sanierungsbeiträge enorm starken Schwankungen unterliegen. 

So wurden in der Periode 2007 rund 12-mal so hohe Beiträge geleistet wie ein Jahr zuvor. Zum 
anderen lässt sich erkennen, dass der Anteil der Arbeitgeber an den Sanierungsbeiträgen bei weit 
mehr als 50% liegt (mindestens 76% im Jahre 2004, durchschnittlich 94%). Rentner leisten hin-
gegen kaum Sanierungsbeiträge. 
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• Kürzen laufender Renten: Ebenfalls als subsidiäre Massnahme erlaubt 
Art. 65d abs. 3 Lit. b BVG das Erheben von Sanierungsbeiträgen bei 
Rentnern.128 Die Leistung der Beiträge erfolgt durch Verrechnung mit 
der laufenden Rente, womit es sich de facto um eine Rentenkürzung 
handelt. Der Sanierungsbeitrag darf allerdings nur auf dem überobligato-
rischen Teil einer laufenden Rente erhoben werden, der in den letzten 
zehn Jahren vor der Einführung dieser Massnahme durch gesetzlich oder 
reglementarisch nicht vorgeschriebene Erhöhungen entstanden ist. Zu-
dem muss eine reglementarische Grundlage vorhanden sein (Art. 65d 
Abs. 3 Lit. b BVG).129 

• Reduktion der Verzinsung: Im Sinne einer Ultima Ratio130 darf wäh-
rend höchstens fünf Jahren der Mindestzinssatz für die Verzinsung der 
Altersguthaben gemäss Art. 15 Abs. 2 BVG um maximal 0.5 Prozent-
punkte unterschritten werden (Art. 65d Abs. 4 BVG). 

An dieser Stelle ist allerdings darauf hinzuweisen, dass der Mindestzins-
satz gemäss Art. 15 Abs. 2 BVG nur im obligatorischen Bereich an-
wendbar ist. Der Zinssatz für die Verzinsung der überobligatorischen 
Vorsorge kann damit bereits lange vorher unter den gesetzlich festgeleg-
ten Bereich gesenkt werden.131 

• Reduktion des Umwandlungssatzes: Das zuvor genannte Argument 
kann auch für den Umwandlungssatz geltend gemacht werden: Eine Re-
duktion im obligatorischen Bereich ist zwar nicht vorgesehen, dies be-
deutet jedoch nicht, dass im überobligatorischen Bereich kein Reduzie-
ren erfolgen kann. Insofern kommt auch eine Reduktion des Umwand-
lungssatzes im überobligatorischen Bereich als Massnahme zur Behe-
bung einer Unterdeckung in Frage. 

 
                                              
128  Die Massnahme ist allerdings an weitere Bedingungen geknüpft (vgl. Art. 65d Abs. 3 Lit. b 

BVG). Helbling, 2006, S. 448 empfiehlt allgemein (d.h. bei einer normalstrukturierten Vorsorge-
einrichtung), Rentenkürzungen erst bei einem Deckungsgrad von unter 80% in Betracht zu zie-
hen. 

129  Vgl. dazu auch Helbling, 2006, S. 447-448. 
130  Das BVG hält in Art. 65d Abs. 4 fest, dass diese Massnahme nur in Frage kommt, wenn sich auch 

die bereits subsidiäre Massnahme der Sanierungsbeiträge als ungenügend erweist. 
131  Vgl. Walter J. , 2012, S. 76-77 und Peter, 2009b, S. 1411-1419. Eine Negativverzinsung ist hin-

gegen für alle dem FZG unterstellten Vorsorgepläne ausgeschlossen (Art. 15 und 17 FGZ). 
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• Liquidation: Für den Fall, dass alle vorhergehend genannten Massnah-
men nicht zum Ziel führen, ist allenfalls eine Liquidation der Vorsorge-
einrichtung mit einem Neubeginn beispielsweise bei einer Sammelstif-
tung zu bedenken. Dabei dürfte es sich allerdings um den absolut letzten 
Ausweg handeln, da die drohenden Konsequenzen nicht klar abschätzbar 
sind.132 

Wie bereits angetönt, lässt sich aufgrund dieser Aufzählung allerdings noch keine 
Aussage zur Häufigkeit des Einsatzes entsprechender Massnahmen ableiten. Abbil-
dung 2.7 untersucht daher für das Jahr 2010, wie oft im Rahmen der Sanierung einer 
Vorsorgeeinrichtung bestimmte Massnahmen ergriffen wurden.133 Dabei zeigt sich, 
dass Sanierungsbeiträge zusammen mit einer reduzierten Verzinsung mit grosser 
Mehrheit am meisten zum Einsatz kommen. Gleichzeitig wird aufgrund der Grafik 
aber auch klar, dass in einzelnen Fällen der Arbeitgeber ohne Beteiligung seiner Ar-
beitnehmer Sanierungsbeiträge eingebracht hat. 

Abbildung 2.7: Umgesetzte Sanierungsmassnahmen 2010134 

 

                                              
132  So ist laut Helbling, 2006, S. 449 beispielsweise unklar, ob der Sicherheitsfonds in dieser Situati-

on für die Verluste der Versicherten aufkommt. 
133  Wie sich alleine schon aus den Zahlen ableiten lässt, waren Mehrfachnennungen möglich. Die 

Abbildung äussert sich zudem nur zur Häufigkeit, nicht aber zur betragsmässigen Höhe einer be-
stimmten Massnahme. 

134  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus Swisscanto, 2011, S. 60. 
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Zusammenfassend zeigen die Überlegungen zur Unterdeckung einer Vorsorgeeinrich-
tung zwei Ergebnisse: Zum einen kann die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Unterde-
ckung durch eine bewusste und auf die Risikofähigkeit der Vorsorgeeinrichtung ausge-
richtete Anlagestrategie bzw. das frühzeitige Erhöhen der Risikofähigkeit, beispiels-
weise durch das Äufnen von Wertschwankungsreserven, bedeutend reduziert werden. 
Tritt trotzdem eine Unterdeckung ein, existiert eine Vielzahl von Massnahmen, welche 
zu deren Behebung ergriffen werden können. Zum anderen wird aber auch klar, dass 
sowohl für aktive Versicherte und Rentner als auch für Arbeitgeber das Risiko besteht, 
durch zusätzliche Beiträge zur Reduktion der Unterdeckung beitragen zu müssen. Da-
mit entsteht de facto eine latente Nachschusspflicht. 

 

2.1.4.4 Wirtschaftliche Belastung des Arbeitgebers 

Die Überlegungen werfen in der Summe die Frage auf, ob sich eine allgemein gültige 
Aussage zur wirtschaftlichen Belastung des Arbeitgebers bei der Behebung einer Un-
terdeckung machen lässt. Zur Beantwortung ist eine Vielzahl unterschiedlichster Vari-
anten denkbar: 

• Zunächst kommt eine beitragsproportionale Aufteilung der Unterde-
ckung in Frage. Wie Abbildung 2.5 gezeigt hat, tragen Schweizer Ar-
beitnehmer im langjährigen Durschnitt rund 40% der reglementarischen 
Beiträge zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtungen bei. Eine beitrags-
proportionale Aufteilung hätte damit zur Folge, dass für den Arbeitgeber 
pauschal von einer wirtschaftlichen Belastung in der Höhe von rund 60% 
der Unterdeckung ausgegangen würde.135 Problematisch an diesem Vor-
gehen ist allerdings, dass die ordentliche Finanzierung der Vorsorgeleis-
tungen nicht zwingend als Grundlage für die Aufteilung der Kosten zur 
Behebung einer Unterdeckung herangezogen werden darf. Obwohl der 
Gesetzgeber grundsätzlich in beiden Fällen eine (relative) Beitragsparität 
vorsieht, steht es dem Arbeitgeber frei, sich in grösserem Umfang zu be-
teiligen.136 Darauf hat beispielsweise auch Abbildung 2.7 hingedeutet. 

                                              
135  Diese Angabe gilt für den schweizweiten Durchschnitt, sie wäre im Einzelfall auf die beim kon-

kreten Arbeitgeber vorliegende Proportion anzupassen. 
136  Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.1.3.1 und 2.1.4.3. 
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• Damit liegt als Zweites eine Aufteilung proportional zur Entrichtung von 
Sanierungsbeiträgen nahe. Das heisst, die Unterdeckung wird in demje-
nigen Verhältnis dem Arbeitgeber zugerechnet, in dem er sich erwar-
tungsgemäss an der Leistung von Sanierungsbeiträgen beteiligt. Wie 
Abbildung 2.6 diesbezüglich gezeigt hat, lag der Arbeitgeberanteil in den 
vergangenen Jahren durchschnittlich bei rund 94%. Allerdings weist 
auch dieses Vorgehen einen erheblichen Mangel auf: Stützt man sich le-
diglich auf die zusätzlichen Beiträge ab, bleiben alle anderen Sanie-
rungsmassnahmen unberücksichtigt. Dies ist insbesondere deshalb stos-
send, weil Sanierungsbeiträge von Gesetzes wegen subsidiär zu anderen 
Massnahmen zu leisten sind.137 Das heisst, eine Unterdeckung müsste 
vorgängig oder zumindest gleichzeitig zur Entrichtung von Sanierungs-
beiträgen noch durch andere Massnahmen reduziert oder behoben wer-
den, was Abbildung 2.7 wiederum deutlich bestätigt. Dabei ist klar, dass 
viele der anderweitig zu ergreifenden Massnahmen keinen Ressourcen-
abfluss beim Arbeitgeber zur Folge haben, womit ein Anteil proportional 
zu den Sanierungsbeiträgen überbewertet wäre.138 

• Als weitere Alternative steht die Durchführung einer eigenständigen Un-
tersuchung zur Verfügung, wobei sich als Grundlage die Daten zur be-
ruflichen Vorsorge des Bundesamtes für Statistik (BFS) anbieten.139 Die 
Umsetzung einer entsprechenden Analyse gestaltet sich allerdings 
schwierig: Zum einen handelt es sich bei den vom BFS zur Verfügung 
gestellten Daten immer um aggregierte Werte, sodass latent die Gefahr 
besteht, dass sich einzelne Effekte gegenseitig aufheben.140 Zum anderen 
kommt es zu einem für die Untersuchung kaum kontrollierbaren Ti-
melag: Sanierungsbeiträge, welche in einer bestimmten Periode geleistet 
werden, dürften kaum bzw. nur zu einem kleinen Teil aufgrund der am 
Periodenende bestehenden Unterdeckung erhoben werden. 

 

                                              
137  Vgl. Kapitel 3.1.3.3.2 sowie Müller R. A., 2009, S. 585. 
138  Zu denken ist beispielsweise an eine Reduktion der Verzinsung oder des Umwandlungssatzes. 
139  Die sogenannte „Pensionskassenstatistik“. 
140  Eine Einzelfalluntersuchung von Vorsorgeeinrichtungen durchzuführen ist hingegen wiederum 

nicht repräsentativ, da das Zustandekommen der Unterdeckung und die ergriffenen Massnahmen 
teilweise von fallspezifischen Gegebenheiten abhängig sind. 
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Realistischer ist daher die Annahme, dass eine erstmalige Unterdeckung 
an einem Periodenende zunächst ohne Sanierungsbeiträge auftritt und 
diese stattdessen mit einem Verzug von einem bis mehreren Jahren er-
hoben werden.141 Diesem Umstand versucht Abbildung 2.8 Rechnung zu 
tragen: Die zum Ende des Jahres 2010 ermittelte Unterdeckung wird 
nicht nur zu den Sanierungsbeiträgen der Periode 2010, sondern auch zu 
denjenigen in den Perioden 2004-2009 in Bezug gebracht. Dabei zeigt 
sich, dass der Anteil zwischen 6% und 52% schwankt, wobei der höchste 
Wert bei einem Timelag von 3 Jahren verzeichnet wird. Abbildung 2.9 
führt daher die Untersuchung erneut für die Daten der Periode 2007 bzw. 
2004-2007 durch.142 Dabei schwanken die Werte zwischen 25% (Ti-
melag 3 Jahre) und 64% (Timelag 0 Jahre). 

 

Abbildung 2.8: Unterdeckung und Sanierungsbeiträge 2010143 

 
(in Tausend CHF) Sanierungsbeiträge 

Arbeitgeber Unterdeckung 

Periode 2010 1‘247‘487  4‘273‘991  

 
Anteil in %, Timelag 0 Jahre 29%  

 Anteil in %, Timelag 1 Jahre 19%  

 Anteil in %, Timelag 2 Jahre 6%  

 Anteil in %, Timelag 3 Jahre 52%  

 Anteil in %, Timelag 4 Jahre 37%  

 Anteil in %, Timelag 5 Jahre 36%  

 Anteil in %, Timelag 6 Jahre 20%  

                                              
141  Wie bereits aufgezeigt, ist eine Unterdeckung gemäss Art. 65d Abs. 2 BVG innert „angemessener 

Frist“ zu beheben, wobei in aller Regel davon ausgegangen wird, dass darunter rund 5 bis maxi-
mal 10 Jahre verstanden werden (vgl. Helbling, 2006, S. 441). 

142  Für weiter in der Vergangenheit liegende Perioden stehen die notwendigen Daten nicht mehr zur 
Verfügung, daher verkürzt sich hier der maximale Timelag auf 3 Jahre. 

143  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. Die Untersuchung berücksichtigt nur 
Daten privatrechtlicher Vorsorgeeinrichtungen. 
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Allerdings bringt auch dieses Vorgehen erhebliche Mängel mit sich. So 
ist zum Beispiel davon auszugehen, dass sich die Einflussfaktoren der 
beiden Bezugsgrössen laufend verändern und damit kein verlässlicher, 
kausaler Schluss über eine allfällige Beziehung zwischen den beiden Va-
riablen möglich ist.144 Die ermittelten Anteile sind daher mit äusserster 
Vorsicht zu geniessen. 

 

Abbildung 2.9: Unterdeckung und Sanierungsbeiträge 2007145 

 
(in Tausend CHF) Sanierungsbeiträge 

Arbeitgeber Unterdeckung 

Periode 2007 1‘547‘160 2‘406‘374  

 
Anteil in %, Timelag 0 Jahre 64%  

 Anteil in %, Timelag 1 Jahre 46%  

 Anteil in %, Timelag 2 Jahre 45%  

 Anteil in %, Timelag 3 Jahre 25%  

 

Zusammenfassend zeigen die Ausführungen, dass es sehr schwierig ist, eine allgemein 
gültige und verlässliche Aussage darüber zu machen, wie hoch der Anteil einer Unter-
deckung ist, der wirtschaftlich betrachtet vom Arbeitgeber zu finanzieren ist. Erstaun-
lich ist jedoch, dass viele Untersuchungen zu einer ähnlichen Obergrenze kommen: So 
zeigt die beitragsorientierte Aufteilung (Abbildung 2.5) einen Anteil des Arbeitgebers 
in der Höhe von rund 60%, die Untersuchung anhand der Daten des Bundesamtes für 
Statistik (Abbildung 2.9) führt zu maximal 64% und Abbildung 2.7, welche sich zwar 
nur zur Häufigkeit und nicht zur betragsmässigen Höhe äussert, zeigt, dass in 57% al-
ler Sanierungsfälle der Arbeitgeber weitere Beiträge einbringt. 

                                              
144  Die Sanierungsbeiträge in der Periode 2010 dürften beispielsweise aufgrund der stark gestiegenen 

Unterdeckung im Jahr 2008 (verursacht durch die Krise an den Finanzmärkten) erhoben worden 
sein. Allerdings kann es durchaus auch Vorsorgeeinrichtungen geben, welche noch zusätzliche 
Beiträge aufgrund einer weiter zurückliegenden Sanierung (beispielsweise aufgrund einer hohen 
Unterdeckung am Ende der Periode 2003) verlangen. 

145  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus BFS, 2012, o. S. Die Untersuchung berücksichtigt nur 
Daten privatrechtlicher Vorsorgeeinrichtungen. 
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Ein ähnliches Ergebnis zeigt sich beim Blick in die Literatur. Obwohl konkrete Unter-
suchungen weitgehend fehlen, kommt beispielsweise Helbling zum Schluss: „Die Ar-
beitgeberfirma wird dadurch, dass die Arbeitnehmer selbst einen Teil zur Sanierung 
beitragen müssen, nie allein für die Unterdeckung aufkommen müssen. Alles in allem 
trägt der Arbeitnehmer in der Regel etwa ein Drittel und der Arbeitgeber zwei Drit-
tel.“146 An anderer Stelle ergänzt er: „Im Sanierungsfall trägt der Arbeitgeber in der 
Regel höhere Lasten als die Arbeitnehmer, also nicht nur 50% entsprechend der ge-
setzlichen paritätischen Beitragspflicht, sondern im Verhältnis des Arbeitgeberanteils 
an den gesamten Beiträgen (also z.B. 60%).“147 Zudem sei bereits an dieser Stelle auf 
ein Beispiel von Suter verwiesen, welches gemäss Angaben des Autors auf einem rea-
len Sachverhalt basiert und für den Fortgang der Arbeit noch von entscheidender Be-
deutung sein wird:148 Die Vorsorgeeinrichtung eines Schweizer Arbeitgebers weist 
aufgrund einer negativen Entwicklung der Vermögenslage zum 31. Dezember 2011 
noch einen Deckungsgrad von 89% auf. Aus diesem Grund beschliesst das zuständige 
Organ des Vorsorgeträgers ein Sanierungskonzept, wonach drei Viertel der Unterde-
ckung durch zusätzliche Beiträge behoben werden sollen. Gemäss Suter ist im Beispiel 
der Arbeitgeber bereit, „im Rahmen der bisherigen Aufteilung der Beiträge […] an der 
Sanierung mitzuwirken.“149 Damit ergibt sich die in Abbildung 2.10 dargestellte Auf-
teilung und der Arbeitgeber finanziert insgesamt 50% der Unterdeckung. 

 

Abbildung 2.10: Sanierungskonzept der Vorsorgeeinrichtung150 

 
(in Millionen CHF) 2011 

Ausgewiesene Unterdeckung - 40 

 
Anpassung an Mindestverzinsung 4 

 Anpassung des Umwandlungssatzes 6 

 Sanierung durch à-fonds-perdu Arbeitnehmerbeiträge 10 

 Sanierung durch à-fonds-perdu Arbeitgeberbeiträge 20 

                                              
146  Helbling, 2010a, S. 161. 
147  Helbling, 2010b, S. 170. 
148  Vgl. Suter, 2012, S. 317-322. Das Beispiel wird in Kapitel 4.1.4 wieder aufgegriffen. 
149  Suter, 2012, S. 322. 
150  Quelle: Suter, 2012, S. 321. 
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Zusammenfassend liegt damit die Vermutung nahe, dass sich im Sanierungsfall der 
Anteil der Unterdeckung, welcher durch den Arbeitgeber zu beheben ist, zwischen 
rund 50% und 70% bewegen dürfte. Vor einer Anwendung dieser Faustregel in der 
Praxis wären allerdings auf jeden Fall die situationsspezifischen Besonderheiten zu 
prüfen. Fälle, in denen der Arbeitgeber für 100% der Unterdeckung aufkommen müss-
te, dürften jedoch sehr selten sein.151 

Im Sinne einer Idee sei zudem auf folgende Möglichkeit zur Bestimmung der Leis-
tungspflicht eines Arbeitgebers hingewiesen: Da Art. 65d Abs. 2 BVG für Sanie-
rungsmassnahmen eine reglementarische Grundlage verlangt, enthalten einige Vorsor-
gereglemente eine sogenannte Sanierungsklausel.152 Oftmals umschreibt diese in gene-
reller Art und Weise, auf welcher Basis eine Unterdeckung festgestellt wird und wel-
che Massnahmen zur Behebung grundsätzlich in Frage kommen. Damit wäre es denk-
bar, an dieser Stelle die Leistungspflicht für den Arbeitgeber im Falle einer Unterde-
ckung reglementarisch auf einen bestimmten Anteil zu begrenzen.153 Konkret kämen 
dazu zwei Möglichkeiten in Frage: Einerseits könnte für den Anteil des Arbeitgebers 
eine Maximalgrenze festgelegt werden, indem beispielsweise festgehalten würde, dass 
der Arbeitgeber bis zu zwei Drittel einer Unterdeckung durch Sanierungsbeiträge fi-
nanzieren muss. Andererseits wäre ein Minimalbeitrag der Arbeitnehmer denkbar, so-
dass diese reglementarisch verpflichtet wären, im Umfang von beispielsweise einem 
Drittel zur Behebung einer Unterdeckung beizutragen. Beide Möglichkeiten hätten zur 
Folge, dass aus Sicht des Arbeitgebers eine Begrenzung der zusätzlichen Leistungs-
pflicht bei einer Unterdeckung auftreten würde und sich die wirtschaftliche Belastung 
somit zumindest im Sinne einer Obergrenze bestimmen liesse. 

 

  
                                              
151  Vgl. Helbling, 2010a, S. 161. 
152  Vgl. Helbling, 2006, S. 912 und 918. 
153  Dabei müssten selbstverständlich die gesetzlichen Vorschriften eingehalten werden. Diese legen, 

wie bereits diskutiert, für Sanierungsbeiträge beispielsweise fest, dass der zusätzliche Beitrag des 
Arbeitgebers mindestens der Summe der zusätzlichen Arbeitnehmerbeiträge entsprechen muss 
(Art. 65d Abs. 3 Lit. a BVG). 

 Zudem wäre diese Massnahme sehr wohlwollend und im Sinne eines Worst Case Szenarios tat-
sächlich als Obergrenze und nicht als Regelfall festzulegen (das heisst, sie dürfte auch regelmäs-
sig unterschritten werden, womit sich eine Bandbreite zwischen den vom Gesetzgeber festgeleg-
ten Minimalanforderungen und der reglementarischen Obergrenze ergäbe). Es sei mit aller Deut-
lichkeit darauf hingewiesen, dass mit diesem Vorschlag keinesfalls eine Schlechterstellung der 
Vorsorgenehmer und / oder des Arbeitgebers gegenüber den heute gängigen Sanierungskonzepten 
erreicht werden soll. 



Grundlagen  47 

2.1.5 Rechnungslegung von Vorsorgeeinrichtungen 

Auf Gesetzesstufe ist die Rechnungslegung von Vorsorgeeinrichtungen nur sehr grob 
geregelt: So hält zum einen Art. 71 Abs. 1 BVG Grundsätze zur Vermögensverwal-
tung fest, aus denen sich im weitesten Sinne Anforderungen an die Rechnungslegung 
ableiten lassen. Zum anderen fordert Art. 65a Abs. 2 Lit. a BVG, dass aus der Bericht-
erstattung einer Vorsorgeeinrichtung die „tatsächliche finanzielle Lage“154 ersichtlich 
sein muss und delegiert das Erlassen entsprechender Rechnungslegungsvorschriften an 
den Bundesrat (Art. 65a Abs. 5 BVG).155 

Aus diesem Grund finden sich in der BVV 2 detailliertere Vorschriften: Art. 47 Abs. 1 
BVV 2 verlangt, dass sämtliche Vorsorgeeinrichtungen eine Jahresrechnung zu erstel-
len haben, wobei diese aus Bilanz, Betriebsrechnung und Anhang, inkl. Vorjahreszah-
len, bestehen muss. Als Rechnungslegungsstandard ist seit dem 01. Januar 2005 dabei 
zwingend die Fachempfehlung zur Rechnungslegung Swiss GAAP FER 26156 anzu-
wenden (Art. 47 Abs. 2 BVG). Für darüber hinausgehende Fragen gelten die Vor-
schriften des OR zur kaufmännischen Buchführung.157 

Die Jahresrechnungen von Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen müssen gemäss 
FER 26.10 so erstellt werden, dass die notwendigen Informationen sowohl für ein ein-
zelnes Vorsorgewerk als auch für die gesamte Einrichtung verfügbar sind. Dabei dür-
fen keine Verrechnungen von Aktiven und Passiven und / oder von Aufwendungen 
und Erträgen vorgenommen werden. Dies hat insbesondere zur Folge, dass die Unter-
deckung eines Vorsorgewerks keinesfalls mit freien Mitteln eines anderen Vorsorge-
werkes verrechnet werden darf. 
                                              
154  Ob damit tatsächlich eine True and Fair View, wie diese Formulierung aus Sicht der Rechnungs-

legung zu verstehen wäre, gefordert wird, ist allerdings nicht klar. 
155  Zur Rechnungslegung von Vorsorgeeinrichtungen vgl. Wyer, 2008, S. 7-30 und Purtscher, 2012, 

S. 27-28. 
156  Nachfolgend verkürzt als FER 26 bezeichnet, zur Überarbeitung vgl. Sauter, 2012, S. 44-46. 
157  Art. 47 Abs. 4 BVV 2 spricht hier von „im Übrigen“. Dabei ist zum einen zu beachten, dass zahl-

reiche weitere spezialgesetzliche Vorschriften bestehen (so beispielsweise direkt im Anschluss, 
d.h. in Art. 48 BVV 2, zu Bewertungsfragen), welche den allgemeinen Vorschriften im OR über-
zuordnen sind. Zum andern hat dies zur Konsequenz, dass bei Fragen, welche in FER 26 nicht de-
tailliert geregelt sind, nicht prioritär auf die allgemeinen Vorschriften in den FER, sondern zu-
nächst auf die Vorschriften im OR abzustützen ist. Darauf wird auch in FER 26.1 hingewiesen: 
„Fehlt eine spezifische Regelung, so haben die spezialgesetzlichen Vorschriften Vorrang vor den 
anderen Empfehlungen von Swiss GAAP FER“. Mit „spezialgesetzlichen Vorschriften“ sind da-
mit via Art. 47 Abs. 4 BVV wieder die Vorschriften aus dem OR gemeint. 

 In Bezug auf die Vorschriften zur kaufmännischen Buchführung wird auf Art. 957-964 OR und 
damit nicht etwa, wie Helbling, 2006, S. 475 klarstellt, auf die Vorschriften des Aktienrechts 
verwiesen. 
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Für die Mindestgliederung der Bilanz ist FER 26.7-9 anwendbar: Auf der Aktivseite 
sind die verschiedenen Vermögensanlagen, unterteilt nach weiteren Kriterien, die Po-
sitionen der aktiven Rechnungsabgrenzung sowie allfällige Aktiven aus Versiche-
rungsverträgen zu bilanzieren (FER 26.7A-C).158 Die Passivseite zeigt neben den Ver-
bindlichkeiten und allfälligen passiven Rechnungsabgrenzungen insbesondere die Ar-
beitgeberbeitragsreserve, die nicht-technischen Rückstellungen sowie die Vorsorgeka-
pitalien und die technischen Rückstellungen (FER 26.7D-H). 159 Separat auszuweisen 
sind anschliessend die Wertschwankungsreserven, das Stiftungskapital sowie die 
freien Mittel bzw. eine Unterdeckung (FER 26.7I-J). 

Die Mindestgliederung der Betriebsrechnung ist in Abbildung 2.11 dargestellt. Dabei 
sind die einzelnen Positionen allerdings weiter in ihre Bestandteile zu unterteilen.160 
Der Anhang enthält zudem Informationen, welche ergänzend für das Verständnis der 
Bilanz und Betriebsrechnung notwendig sind (FER 26.9). Zu denken ist hier unter an-
derem an Informationen zu Grundlagen und Organisation, aktiven Versicherten und 
Rentnern, Bewertungs- und Rechnungslegungsgrundsätzen sowie zur Vermögensanla-
ge und den versicherungstechnischen Risiken bzw. dem Deckungsgrad.161 

Für die Bewertung von Aktiven und Passiven verweist Art. 48 BVV 2 ebenfalls expli-
zit auf FER 26. Dort ist festgehalten, dass die Bewertung der Aktiven anhand der „für 
den Bilanzstichtag zutreffenden aktuellen Werten ohne Einbau von Glättungseffekten“ 
zu erfolgen hat (FER 26.3). Unter „aktuellen Werten“ werden dabei grundsätzlich 
Marktwerte zum Bilanzstichtag verstanden (FER 26.14).162 

 

                                              
158  Die weiteren Kriterien werden individuell durch die Vorsorgeeinrichtung festgelegt, sind aber 

stetig und unter Berücksichtigung des Prinzips der Wesentlichkeit anzuwenden (FER 26.7A). 
159  Vorsorgekapitalien und technische Rückstellungen lassen sich weiter unterteilen in (FER 26.7H): 

Vorsorgekapital aktive Versicherte, Vorsorgekapital Rentner, Passiven aus Versicherungsverträ-
gen und technische Rückstellungen. 

160  So muss die Position „Ordentliche und übrige Beiträge und Einlagen“ beispielsweise genauer 
über die Herkunft der Beiträge orientieren (FER 26.8K) und die reglementarischen Leistungen 
sind zusätzlich nach dem leistungsauslösenden Ereignis (FER 26.8M) aufzugliedern. 

161  Für eine vollständige Aufzählung vgl. FER 26.8I-X sowie Egli, 2012, S. 40-41. 
162  FER 26.14 ergänzt, dass der aktuelle Wert von Immobilien und anderen Vermögensgegenständen 

ohne regelmässigen, öffentlichen Handel nach dem zu erwartenden Ertrag bzw. Geldfluss, unter 
Berücksichtigung eines risikogerechten Kapitalisierungszinssatzes ermittelt, durch Vergleiche mit 
ähnlichen Objekten geschätzt oder nach einer anderen allgemein anerkannten Methode berechnet 
wird. Wenn für einen Vermögensgegenstand kein aktueller Wert bekannt ist bzw. festgelegt wer-
den kann, gelangt ausnahmsweise der Anschaffungswert abzüglich erkennbarer Werteinbussen 
zur Anwendung (FER 26.14). Zur Kritik an der Bewertung zum Marktwert vgl. insbesondere 
Helbling, 2010b, S. 156-158. 
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Abbildung 2.11: Gliederung der Betriebsrechnung nach FER 26163 

+ Ordentliche und übrige Beiträge und Einlagen 

+ Eintrittsleistungen 

= Zufluss aus Beiträgen und Eintrittsleistungen 

- Reglementarische Leistungen 

- Ausserreglementarische Leistungen 

- Austrittsleistungen 

= Abfluss für Leistungen und Vorbezüge 

+/- Auflösung/Bildung Vorsorgekapitalien, technische 
Rückstellungen und Beitragsreserven 

+ Ertrag aus Versicherungsleistungen 

- Versicherungsaufwand 

= Netto-Ergebnis aus dem Versicherungsteil 

+/- Netto-Ergebnis aus Vermögensanlage 

+/- Auflösung / Bildung nicht-technische Rückstellungen 

+ Sonstiger Ertrag 

- Sonstiger Aufwand 

- Verwaltungsaufwand 

= Ertrags-/Aufwandüberschuss vor Bildung/Auflösung Wertschwankungsreserve 

+/- Auflösung/Bildung Wertschwankungsreserve 

= Ertragsüberschuss/Aufwandüberschuss 

 

                                              
163  Eigene Darstellung, Inhalt nach FER 26.8. 
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Die Bewertung der Passiven erfolgt grundsätzlich ebenfalls zum Bilanzstichtag (FER 
26.4). Dazu werden Vorsorgekapitalien und technische Rückstellungen jährlich „nach 
anerkannten Grundsätzen und auf allgemein zugänglichen technischen Grundlagen 
ermittelt“ (FER 26.4).164 In Frage kommt dazu eine statische oder eine dynamische 
Methode (FER 26.15).165 Bei der Wahl einer dynamischen Methode dürfen die Vor-
sorgekapitalien und technischen Rückstellungen allerdings nur dann auf der Basis die-
ser Berechnungen bilanziert werden, wenn sie höher sind als die nach einer statischen 
Methode unter Berücksichtigung der gesetzlichen Minimalbeträge berechneten Ver-
pflichtungen (FER 26.15). Die statische Methode ist grundsätzlich nach BVG / FZG 
vorgesehen und basiert ihre Berechnung auf den zum Bilanzstichtag aktuellen Perso-
naldaten, Löhnen und Renten ohne allfällige zukünftige Veränderungen miteinzube-
ziehen.166 Die Berechnung der Vorsorgekapitalien im Rahmen der internationalen 
Rechnungslegung, so beispielsweise nach IAS 19, stützt sich hingegen auf eine dyna-
mische Methode ab. Dazu werden im Vergleich zur statischen Methode die zukünfti-
gen Entwicklungen der Bewertungsparameter berücksichtigt, das heisst es muss „an-
gemessen auf langfristige wirtschaftliche und demografische Entwicklungen und Ge-
gebenheiten“167 Rücksicht genommen werden. Gegenüber der statischen Methode sind 
damit beispielsweise zukünftige Lohnentwicklung, mutmassliche Erhöhungen von 
laufenden Renten, erwartete künftige Erträge auf dem Planvermögen und Personal-
fluktuationen (d.h. zukünftige Ein- und Austritte) zusätzlich zu berücksichtigen.168 
Helbling geht davon aus, dass dadurch die Vorsorgekapitalien um rund 10-20% höher 
ausfallen.169 

 

  

                                              
164  Gemäss FER 26.4 ist das Fortschreiben einzelner Elemente der Vorsorgekapitalien und der tech-

nischen Rückstellungen nur dann zulässig, wenn „dies zu einem angemessen genauen Ergebnis 
führt“. Wann diese Voraussetzung erfüllt ist, wird in FER 26.15 spezifiziert. Explizit verboten ist 
das Fortschreiben bei wesentlichen Änderungen oder bei einer Unterdeckung der Vorsorgeein-
richtung (FER 26.4). 

165  FER 26.15 hält fest, dass die Wahl der Methode gemeinsam durch den Experten für berufliche 
Vorsorge und das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung vorgenommen werden muss. 

166  Vgl. Helbling, 2010b, S. 163 und Helbling, 2006, S. 421-423. 
167  Helbling, 2010b, S. 152. 
168  Vgl. Helbling, 2010b, S. 163 und Helbling, 2006, S. 423-424. 
169  Vgl. Helbling, 2010b, S. 153. 
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2.2 Grundlagen der Rechnungslegung von Vorsorgeverpflichtungen 

2.2.1 Regelungsgrundlagen 

Die aktuellen Vorschriften zur Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen nach IFRS 
sind in IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer (employee benefits) geregelt. Diese Versi-
on der Vorschriften hat sich aus den beiden Vorgängerstandards Accounting for reti-
rement benefits in financial statements of employers und Retirement benefit costs ent-
wickelt.170 Der daraus entstandene und mit Wirkung vom 01. Januar 1999 eingeführte 
Standard wurde zwischenzeitlich an verschiedenen Stellen ergänzt und weiterentwi-
ckelt.171 Hervorzuheben sind dabei vor allem die begrenzte Überarbeitung im Jahr 
2000, bei der die Definition des Planvermögens sowie die Ansatz-, Bewertungs- und 
Ausweisvorschriften angepasst wurden sowie die Einführung einer dritten Option zur 
Erfassung versicherungsmathematischer Gewinne und Verluste und die Berücksichti-
gung gemeinschaftlicher Vorsorgeeinrichtungen im Dezember 2004.172 

Aus der Praxis der IFRS-Anwender wurde dem IASB seither jedoch immer wieder 
zugetragen, dass die Vorschriften des IAS 19 an ihre Grenzen stossen. Im Vordergrund 
der Kritik standen die hohe Komplexität der Regelungen sowie die zahlreichen Wahl-
möglichkeiten, insbesondere zur Behandlung von versicherungsmathematischen Ge-
winnen und Verlusten.173 Aus diesen Gründen entschied sich das Board im Frühjahr 
2006, eine Überarbeitung des Standards an die Hand zu nehmen.174 Geplant war ein 
zweistufiges Vorgehen: In einer ersten rund vier- bis fünfjährigen Phase sollte der bis-
herige IAS 19 angepasst, in seinen Grundzügen aber unangetastet bleiben. Für eine 
tiefgreifende und in Zusammenarbeit mit dem US-amerikanischen Standardsetzer 
FASB durchgeführte Neuregelung der Vorschriften zur Bilanzierung von Vorsorge-
verpflichtungen wurde eine zweite Phase terminiert, da sie mehr Zeit in Anspruch 
nehmen würde.175 

                                              
170  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 1 bzw. längerfristig zurück Napier, 2009, S. 231-249. 
171  Die Anwendung des IAS 19R1998 in der Schweiz zeigen beispielsweise Fleissner & Haag, 1999, 

S. 803-812; Suter, 2003, S. 231-242 und Chable & Gumy, 2000, S. 468-475. 
172  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 1-3. Zu den Neuerungen des IAS 19R2004 vgl. Küting 

& Kessler, 2006, S. 192-206; Theile, 2006, S. 17-21 und Baetge & Haenelt, 2006, S. 2413-2419. 
173  Für eine umfassende Würdigung des IAS 19R2004 vgl. beispielsweise Tonne, 2009 oder Planert, 

2006. Auf die angesprochenen Möglichkeiten zur Erfassung versicherungsmathematischer Ge-
winne / Verluste gehen Amen, 2009, S. 41-68; Pellens, Crasselt, & Sellhorn, 2006, S. 111-138; 
Suter, 2009b, S. 118-124 und Suter, 2009a ausführlich ein. 

174  Vgl. IAS 19R2011.BC03-04. 
175  Vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 329. 



52  Grundlagen 

Um die Inhalte der ersten Phase genauer abzustecken und ein grundlegendes Mei-
nungsbild einzuholen, publizierte das Board am 27. März 2008 ein Discussion Paper 
(DP) mit vorläufigen Ansichten zur Änderung von IAS 19.176 Die Eingabefrist für 
Kommentare lief bis zum 26. September 2008 und wurde rege genutzt: Insgesamt gin-
gen rund 150 Stellungnahmen ein.177 Inhaltlich zeigte das DP zwei Hauptpunkte auf: 
Zum einen wurde vorgeschlagen, die stark kritisierte Korridormethode abzuschaffen, 
zum andern sollten die Definitionskriterien für beitragsorientierte Vorsorgepläne aus-
geweitet werden.178 Insgesamt stiess das Papier zwar auf grosses Interesse bei den 
IFRS-Anwendern, wurde jedoch auch stark kritisiert. So beanstandeten viele, dass es 
dem IASB nicht gelungen war, sich auf die kurzfristig behebbaren Probleme zu be-
schränken und die Ausführungen teilweise weit über das gesteckte Ziel hinausgin-
gen.179 Nach weiteren intensiven Beratungen konnte das IASB am 26. April 2010 
schliesslich einen Exposure Draft (ED) veröffentlichen.180 Im Vergleich zum Diskus-
sionspapier ging dieser inhaltlich allerdings bedeutend weniger weit: Wie allein schon 
der Titel des Drafts verrät, wurden nur Anpassungen an den Vorschriften zur Bilanzie-
rung leistungsorientierter Vorsorgeverpflichtungen vorgeschlagen. Die beitragsorien-
tierten Pläne sowie die Angaben zur Klassifikation allgemein blieben unangetastet. In 
Bezug auf leistungsorientierte Pläne waren die Vorschläge umfassend: So wurden An-
passungen diskutiert, welche sowohl die Erfassung, Bewertung und Darstellung wie 
auch die Offenlegung betreffen.181 

                                              
176  Vgl. das Diskussionspapier “Preliminary Views on Amendments to IAS 19 Employee Benefits”. 
177  Vgl. Blecher, Recke, & Wielenberg, 2009, S. 565-575, welche diese analysiert haben. 
178  Dabei konzentrierte sich allerdings ein Grossteil der Ausführungen auf diesen Punkt. 
179  Vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 329. Zu den Inhalten des DP vgl. Alvarez & Büttner, 2008, S. 

463-469; Berger & Walter, 2009, S. 906-913; Haag, 2008, S. 61-62; Müller, Reinke, & Weller, 
2008, S. 287-292; Meyer-Schell & Zimmermann, 2008, S. 433-443; Berger & Walter, 2008, S. 
1277-1282; Rhiel, 2008, S. 156-162; Zanella, 2008, S. 81-82 und Leibfried & Müller, 2009, S. 
877-884. 

180  Vgl. ED/2010/3 “Defined Benefit Plans: Proposed Amendments to IAS 19”. Genau genommen 
hat das IASB bereits im August 2009 einen ED zum Projekt veröffentlicht (ED/2009/10 „Dis-
count Rate for Employee Benefits: Proposed amendments to IAS 19“), dieser beschäftigte sich je-
doch mit einer Detailfrage zum Diskontierungszinssatz und wurde deshalb kaum beachtet und 
vom IASB auch nicht weiterverfolgt. Die Inhalte werden in Leibfried & Müller, 2009, S. 882-883 
kurz behandelt. 

 Zu den Inhalten des ED vgl. Rhiel, 2010, S. 134-137; Mehlinger & Seeger, 2010, S. 1523-1528; 
Suter, 2010, S. 297-300; Derr & Unrein, 2010, S. 311-317; Marty & Haas, 2010, S. 546-551; 
Pellens, Obermüller, & Riemenschneider, 2010, S. 2061-2066; Zimmermann & Huuk, 2010, S. 
483-487; Sandleben & Reinholdt, 2010, S. 531-533; Walter R. , 2011 und Zanella, 2011, S. 84-
85. 

181  Vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 329-330. 
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Bei den IFRS-Anwendern stiessen die Vorschläge zwar auf grosses Interesse, ernteten 
aber erneut auch Kritik: So wurde in vielen der 227 eingegangenen Comment Letter 
darauf hingewiesen, dass die Überarbeitung nur ein Tropfen auf den heissen Stein sei 
und höchstens aufzeigen könne, wie dringend notwendig eine fundamentale Erneue-
rung der Vorschriften sei.182 Einzelne Inhalte, wie beispielsweise die vorgeschlagene 
Abschaffung der Korridormethode, stiessen jedoch mehrheitlich auf Zustimmung. In-
sofern schien der Plan des IASB aufzugehen, kurzfristig die dringendsten und wenig 
kritisierten Probleme zu lösen, grundlegende Veränderungen aber auf eine spätere Ge-
samtüberarbeitung zu verschieben. Aus diesem Grund erstaunt es nicht weiter, dass 
das Board nach weiteren Beratungen am 16. Juni 2011 den überarbeiteten Standard in 
Anlehnung an die Vorschläge im ED publizierte.183 Die neuen Vorschriften sind erst-
mals für Geschäftsjahre beginnend am oder nach dem 01. Januar 2013 anzuwenden, 
wobei eine frühere Anwendung (earlier application) erlaubt ist. Zudem soll die Um-
setzung rückwirkend gemäss den Bestimmungen von IAS 8 angewandt werden (IAS 
19.173).184 

Inhaltlich umfasst der Anwendungsbereich von IAS 19 jede Art von Leistungen an 
Arbeitnehmer im Jahresabschluss des Arbeitgebers (IAS 19.2).185 Neben Vorschriften 
zur Bilanzierung von langfristigen Leistungen an Arbeitnehmer werden deshalb auch 
kurzfristige Vergütungen wie beispielsweise Löhne / Gehälter (IAS 19.9-25) und sons-
tige Leistungen, beispielsweise im Zusammenhang mit der Auflösung des Arbeitsver-
hältnisses (IAS 19.159-171), berücksichtigt. Die langfristigen Leistungen an Arbeit-
nehmer können wiederum aufgeteilt werden in Leistungen nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses (z.B. berufliche Vorsorge) sowie andere langfristig fällige Leistun-
gen, wie beispielsweise Jubiläumszahlungen (IAS 19.153-158). 

                                              
182  Vgl. IAS 19R2011.BC08-09 oder auch das Comment Letter Summary, welches vom IASB im 

Oktober 2010 veröffentlicht wurde (vgl. IASB, 2010). 
183  Für eine Zusammenfassung der Neuerungen vgl. Pellens, Obermüller, & Riemenschneider, 2011, 

S. 561-566; Ergün & Müller, 2011, S. 531-535; Lange & Müller, 2011, S. 605-609; Oldewurtel, 
Kümpel, & Wolz, 2011, S. 449-457; Ohlund & Alfieri, 2011, S. 578-582; Rebhan, 2012, S. 199-
203; Gohdes & Stöckler, 2012, S. 371-376; Scharr, Feige, & Baier, 2012, S. 9-16; Oldewurtel, 
Kümpel, & Wolz, 2012, S. 1139-1145; Mehlinger & Seeger, 2011, S. 1771-1774; Fasshauer & 
Böckem, 2011, S. 1003-1012 und Pawelzik, 2011, S. 213-218. 

 Die Inhalte der vorliegenden Arbeit stützen sich grundsätzlich auf die neuen Vorschriften ab. 
Verweise auf ältere Versionen des Standards werden gekennzeichnet (z.B. IAS 19R2004). Bei ei-
nem Verweis ohne weitere Angabe ist im Folgenden immer die Version 2011 gemeint. 

184  Vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 330 und 331-332. Zur Vereinfachung sind aber keine Vermö-
genswerte, welche ausserhalb des Anwendungsbereichs von IAS 19 liegen, rückwirkend anzupas-
sen. Diese Effekte werden stattdessen im Eigenkapital erfasst (IAS 19.BC269). 

185  Allerdings mit Ausnahme der share-based payments, welche durch IFRS 2 geregelt sind. 
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Abbildung 2.12: Anwendungsbereich IAS 19186 

 

 

Abbildung 2.12 gibt einen zusammenfassenden Überblick über den Anwendungsbe-
reich von IAS 19. Für die vorliegende Arbeit und die Ausführungen zur Bilanzierung 
von Vorsorgeverpflichtungen stehen die Vorschriften im Zusammenhang mit den 
Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Vordergrund.187 

 

2.2.2 Klassifikation von Vorsorgeverpflichtungen 

Innerhalb der Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses regelt IAS 19 die 
Bilanzierung von Verpflichtungen aus Vorsorgezusagen (retirement benefits). Als 
Vorsorgezusage gelten gemäss IAS 19.4(a) sämtliche formellen Vereinbarungen zwi-
schen dem Unternehmen und einem individuellen Mitarbeiter, Gruppen von Mitarbei-
tern oder deren Vertreter über Leistungen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
Um dieses sehr umfassende Spektrum von betroffenen Vorsorgeplänen besser handha-
ben zu können, erfolgt für die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen eine weitere 
Untergliederung in beitragsorientierte Pläne (Defined Contribution Pläne) und leis-
tungsorientierte Pläne (Defined Benefit Pläne).188 

                                              
186  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 6. 
187  Für eine umfassende Darstellung der übrigen Anwendungsbereiche vgl. beispielsweise Seemann, 

2009, S. 947-991 oder Rhiel, 2009a, S. 963-1012. 
188  In der Literatur werden häufig auch die Begriffe beitrags- bzw. leistungsdefiniert angewandt. Für 

die vorliegende Arbeit sollen diese Begriffspaare jeweils als gleichbedeutend gehandhabt werden. 
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Als beitragsorientierte Pläne gelten gemäss IAS 19.8 nur Vorsorgepläne, welche die 
folgenden drei Kriterien kumulativ erfüllen:189 

• Der Arbeitgeber muss verpflichtet sein, fixe Beiträge für die Vorsorge 
seiner Mitarbeiter zu entrichten.190 

• Die Beiträge müssen an eine vom arbeitgebenden Unternehmen getrenn-
te Einheit geleistet werden.191 

• Der Arbeitgeber darf in keiner Art und Weise192 dazu verpflichtet wer-
den können, neben den oben genannten Beiträgen zusätzliche Leistungen 
ausrichten zu müssen.193 

Die Definition von leistungsorientierten Plänen erfolgt gemäss IAS 19.8 nach dem 
Ausschlussverfahren: Sämtliche Pensionspläne, welche die oben genannten Kriterien 
für beitragsorientierte Pläne insgesamt oder auch nur teilweise nicht erfüllen, gelten als 
leistungsorientiert.194 

 

                                              
189  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 15-17. 
190  D.h. die Höhe der Leistungen, welche die Mitarbeiter nach ihrer Pensionierung beziehen werden, 

darf nur von diesen Beiträgen und dem Vermögensertrag daraus abhängen (IAS 19.28, vgl. dazu 
auch Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 16). 

191  IAS 19.8 nennt hierfür einen Fond (a fund). 
192  IAS 19.8 spricht von einer legal or constructive obligation. 
193  Dies gilt auch dann, wenn die angehäuften Vermögenswerte nicht ausreichen sollten, um sämtli-

che Vorsorgeverpflichtungen an die Arbeitnehmer zu bezahlen (IAS 19.8). Im Gegenzug darf der 
Arbeitgeber aber auch nicht durch Beitragsreduktionen oder Rückerstattungen von besonders po-
sitiven Vermögenserträgen profitieren (vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 16). Der Arbeit-
geber trägt damit weder versicherungsmathematische Risiken noch Kapitalanlagerisiken (IAS 
19.28). 

 An dieser Stelle (IAS 19.28) findet sich allerdings eine für den Fortgang der Untersuchung sehr 
interessante Formulierung: „In consequence, actuarial risk […] and investment risk […] fall, in 
substance, on the employee“. Es fragt sich nun, ob die Ergänzung „in substance“ zur Folge hat, 
dass für die Klassifikation nur „substantielle“ Risiken herangezogen werden dürfen. Oder im 
Umkehrschluss formuliert: Ist ein Vorsorgeplan mit einem zwar vorhandenen aber nicht substan-
tiellen Risiko für den Arbeitgeber trotzdem leistungsorientiert? Interessanterweise findet sich die 
Formulierung tatsächlich auch bei der Definition leistungsorientierter Pläne (IAS 19.30(b)): „ac-
tuarial risk […] and investment risk fall, in substance, on the entity“. 

 Bei der Frage, wann die Beiträge eines Arbeitgebers nicht als fix zu betrachten sind (siehe erstes 
Kriterium aus der Liste zur Klassifikation), zählt der Standard unter anderem eine Nachschuss-
pflicht des Arbeitgebers auf (IAS 19.29(a)). An dieser Stelle fehlt die Formulierung hingegen: 
„[…] and requires the entity to provide further contributions if assets are insufficient to meet the 
benefits in the plan benefit formula“ (IAS 19.29(a)). 

 Damit bleibt die genaue Konsequenz der Formulierung „in substance“ offen und es wird in Kapi-
tel 4.1.2 erneut darauf einzugehen sein. 

194  Damit ist sichergestellt, dass kein Vorsorgeplan ungeregelt bleibt. 
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Für leistungsorientierte Vorsorgepläne hat das arbeitgebende Unternehmen somit die 
Möglichkeit, das Vorsorgevermögen entweder unternehmensintern oder unterneh-
mensextern anzuhäufen.195 Abbildung 2.13 zeigt schematisch diese sogenannten mit-
telbaren und unmittelbaren Zusagen.196 

 

Abbildung 2.13: Mittelbare und unmittelbare leistungsorientierte Zusagen197 

 

 

Die Praxis hat gezeigt, dass die hier vorliegende und auf den ersten Blick einfache Un-
terscheidung zwischen beitrags- und leistungsorientierten Plänen im Einzelfall sehr 
komplex sein kann.198 Wie IAS 19.27 festhält, hat die Klassifikation im Zweifelsfall 
aber immer nach der wirtschaftlichen Substanz und erst in untergeordneter Rolle nach 
der formaljuristischen Ausgestaltung zu erfolgen.199 

 

                                              
195  Für beitragsorientierte Pläne kommt eine unternehmensinterne Finanzierung per se nicht in Frage, 

da gemäss den Definitionskriterien die Beiträge in einen externen Fond auszurichten sind. 
196  Wie in Kapitel 2.1 aufgezeigt, ist diese Unterscheidung für Schweizer Verhältnisse jedoch irrele-

vant, da der Gesetzgeber zumindest für den obligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge 
zwingend eine Finanzierung über rechtlich selbständige Vorsorgeeinrichtungen vorschreibt. 

197  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mühlberger & Schwinger, 2006, S. 15. 
198  Beispiele hierfür sind sogenannte Cash Balance Pläne, welche am Ende des Kapitels genauer 

beleuchtet werden. 
199  Sogenannter Grundsatz von substance over form, der allerdings aus dem mittlerweile überarbeite-

ten Rahmenkonzept (conceptual framework [CF]) der IFRS stammt. Heute wird er mit anderen 
Bestandteilen unter dem Grundsatz der faithful representation zusammengefasst (CF.QC12-16). 
Wie die Basis for Conclusion klarstellen, ist er aber nach wie vor gültig (CF.BC3.26). 
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2.2.3 Bilanzierung beitragsorientierter Pläne 

Die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen aus beitragsorientierten Plänen ist ver-
hältnismässig einfach. Da das Vorliegen von fix festgelegten Beiträgen ein zwingen-
des Kriterium für die Klassifikation ist, dienen diese nach IAS 19.51 direkt zur Be-
stimmung des laufenden Vorsorgeaufwandes. Eine Diskontierung der Beiträge ist ge-
mäss IAS 19.50 grundsätzlich nicht vorgesehen, ausser in Fällen, in denen der Zeit-
punkt der Arbeitsleistung und der Beitragszahlung mehr als 12 Monate auseinander 
liegen (IAS 19.52).200 Ansonsten müssen keinerlei versicherungs- oder finanzmathe-
matische Annahmen getroffen oder entsprechende Berechnungen vorgenommen wer-
den und es können auch keine sogenannten versicherungsmathematischen Gewinne 
oder Verluste auftreten. 

Die einzige Möglichkeit zur Verschiebung der Erfolgswirksamkeit von Vorsorgeauf-
wendungen aus beitragsorientierten Plänen in die Zukunft wäre die Aktivierung der 
Beiträge als Bestandteil der Anschaffungs- oder Herstellkosten von Vermögenswerten 
(IAS 19.51(b)). Die entsprechenden Bestimmungen finden sich bei den jeweiligen Bi-
lanzierungsvorschriften für die in Frage kommenden Vermögenswerte, so beispiels-
weise für Vorräte oder Sachanlagen. Bei diesen Überlegungen handelt es sich jedoch 
eher um ein theoretisches Konstrukt, da diese in der Praxis aus Gründen der Wesent-
lichkeit zumeist weggelassen werden.201 

Eine weitere Ausnahme von der oben dargestellten direkten Erfassung der Beiträge als 
Aufwand innerhalb derselben Periode entsteht beim sogenannten nachzuverrechnen-
den Dienstzeitaufwand (Past Service Cost). Dabei handelt es sich um Aufwand, wel-
cher auf eine bereits weiter in der Vergangenheit liegende Arbeitsleistung zurückzu-
führen ist.202 Meist handelt es sich dabei um Neuzusagen, die sich auch auf bereits er-
brachte Arbeitsleistungen beziehen oder um rückwirkende Anpassungen des Pensions-
plans.203 Obwohl IAS 19 nachzuverrechnenden Dienstzeitaufwand im Rahmen der 
Bestimmungen zu beitragsorientierten Plänen nicht explizit regelt, geht die Praxis da-
von aus, dass dieser wie bei leistungsorientierten Plänen sofort erfolgswirksam zu er-

                                              
200  In diesen Fällen soll die Abzinsung mit dem selben Diskontierungszinssatz erfolgen, der auch bei 

leistungsorientierten Plänen angewandt wird (IAS 19.52). 
201  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 18. 
202  D.h. vor Beginn der laufenden Rechnungsperiode. 
203  Vgl. Schruff, 2004, S. 787. 
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fassen ist.204 Dies macht auch aus konzeptionellen Überlegungen Sinn: Die entspre-
chende Arbeitsleistung wurde zum Zeitpunkt der Berichterstattung bereits erbracht, 
womit die damit zusammenhängenden Beiträge fällig sind und deshalb „ein nachzu-
verrechnender Aufwand aufgrund von Initialdotierungen bei Beitragsplänen sofort 
aufwandwirksam zu erfassen“205 ist. 

Der nachzuverrechnende Dienstzeitaufwand ist hingegen deutlich zu unterscheiden 
von bereits festgelegten, aber zum Zeitpunkt der Berichterstattung noch ausstehenden 
oder zu viel ausgerichteten Beitragszahlungen (IAS 19.51(a)).206 Solche Beiträge sind 
wie alle anderen Aufwendungen und Erträge abzugrenzen und in der Periode ihrer tat-
sächlichen Entstehung zu erfassen. Allfällige weitere Abgrenzungen oder gar Rück-
stellungen entstehen bei beitragsorientierten Plänen jedoch nicht, da das Unternehmen 
mit der Begleichung der Beiträge sämtlichen Vorsorgeverpflichtungen nachgekommen 
ist.207 

Ausgewiesen werden die Beitragszahlungen grundsätzlich in der Erfolgsrechnung als 
laufender Periodenaufwand, eine Erfassung in der Bilanz entfällt.208 Auch das für die 
Vorsorgenehmer angesammelte Vermögen darf nicht beim arbeitgebenden Unterneh-
men bilanziert werden, da bei beitragsorientierten Plänen der Versorgungsträger zwin-
gend rechtlich selbständig sein muss und das Unternehmen damit keinerlei Verfü-
gungsmacht über die Vermögenswerte ausüben kann. Zudem muss im Anhang bei bei-
tragsorientierten Plänen gemäss IAS 19.53 lediglich der Vorsorgeaufwand der Periode 
angegeben werden.209 

 

                                              
204  Vgl. Schruff, 2004, S. 787. Die Angaben zur Behandlung von nachzuverrechnendem Dienstzeit-

aufwand bei leistungsorientierten Plänen finden sich in IAS 19.103. 
205  Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 19. 
206  D.h. es erfolgt keine nachträgliche Neuberechnung, die Beiträge sind lediglich noch nicht oder zu 

viel bezahlt worden, weil beispielsweise die definitive Abrechnung erst zu Beginn der neuen Pe-
riode erfolgt oder die Zahlungsfrist zur Begleichung der Beiträge über das Periodenende hinaus 
reicht. Es handelt sich damit um eine klassische aktive oder passive Rechnungsabgrenzung. 

207  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 19. 
208  Ausnahmen hierzu bilden die bereits dargestellte Erfassung von Beiträgen als Bestandteil der 

Anschaffungs- oder Herstellkosten von Vermögenswerten sowie allfällige Abgrenzungen. 
 Die genaue Position des Ausweises in der Erfolgsrechnung ist wie bei leistungsorientierten Plä-

nen nicht weiter definiert. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die Beiträge in erster Linie als 
Teil des Personalaufwandes zu zeigen sind. 

209  Allfällige weitere Anhangangaben können sich aber selbstverständlich aus anderen IFRS / IAS 
ergeben, beispielsweise wenn aufgrund der Verflechtung des Vorsorgeträgers mit dem arbeitge-
benden Unternehmen die Kriterien für eine Klassifikation als nahestehende Person erfüllt sind. 
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2.2.4 Bilanzierung leistungsorientierter Pläne 

2.2.4.1 Bewertung der Vorsorgeverpflichtung 

Weitaus komplexer als die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen bei beitragsori-
entierten Plänen ist diejenige bei leistungsorientierten Zusagen. Da sich hier das Un-
ternehmen nicht durch eine einmalige Zahlung von Beiträgen sämtlicher zukünftiger 
Verpflichtungen entledigt hat, müssen diese mit Hilfe eines versicherungsmathemati-
schen Verfahrens berechnet und gesamthaft in den Büchern des Unternehmens ausge-
wiesen werden.210 Ziel eines derartigen Bewertungsverfahrens ist es, periodengerecht 
den Barwert einer Vorsorgeverpflichtung bzw. den daraus entstehenden Aufwand zu 
ermitteln.211 

IAS 19.67 sieht hierfür die sogenannte Methode der laufenden Einmalprämien212 (pro-
jected unit credit method [PUCM]) vor, die zu den Ansammlungsverfahren gezählt 
wird.213 Ziel der projected unit credit method ist die Bestimmung des Barwerts der 
zukünftigen Pensionszahlungen, welche sich ein Arbeitnehmer bis zum Bilanzstichtag 
bereits erarbeitet hat (IAS 19.57(a)(i)).214 Die Ermittlung erfolgt dabei dynamisch, das 
heisst im Gegensatz zur statischen Methode werden die zukünftigen Entwicklungen 
der Bewertungsparameter berücksichtigt. Es muss „angemessen auf langfristige wirt-
schaftliche und demografische Entwicklungen und Gegebenheiten“215

 Rücksicht ge-
nommen werden, weswegen beispielsweise zukünftige Lohnentwicklung, mutmassli-
che Erhöhungen von laufenden Renten, erwartete künftige Erträge auf dem Planver-
mögen und Personalfluktuationen (zukünftige Ein- und Austritte) ebenfalls zu berück-
sichtigen sind.216 Dieser Barwert der Verpflichtung wird als sogenannter present value 
of the Defined Benefit Obligation oder kurz DBO bezeichnet (IAS 19.8). 

                                              
210  D.h. die Bewertung der Vorsorgeverpflichtung erfolgt unabhängig davon, ob die Pensionszusage 

unternehmensintern oder -extern finanziert wird und muss auch in beiden Fällen in den Büchern 
des bilanzierenden Unternehmens ausgewiesen werden. 

211  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 28; Kussmaul & Schwinger, 2003, S. 54; Scheffler, 
2012, S. 111-115 sowie Petersen, 2002, S. 147. 

212  In der Literatur wird für die deutsche Übersetzung teilweise auch der Begriff des Anwartschafts-
barwertverfahrens verwendet (vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 32). Um jeglichen begriff-
lichen Verwirrungen vorzugreifen, wird für die vorliegende Arbeit deshalb der Englische Begriff 
der projected unit credit method angewandt. 

213  Neben den Ansammlungsverfahren existieren die sogenannten Gleichverteilungsverfahren. Zur 
Unterscheidung und für weitere Angaben vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 28-32. 

214  D.h. sowohl in der aktuellen als auch in vorangehenden Berichtsperioden. 
215  Helbling, 2010b, S. 152. 
216  Vgl. Helbling, 2010b, S. 163 und Helbling, 2006, S. 423-424. 
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Zur Berechnung der DBO wird folgendermassen vorgegangen:217 

• Zunächst muss eine sogenannte attribution of benefits to periods of ser-
vice vorgenommen werden. Das heisst, es muss bestimmt werden, wel-
chen Teil der gesamten Vorsorgeleistung sich ein Arbeitnehmer bis zum 
Bilanzstichtag bereits erarbeitet / erdient hat. Gemäss IAS 19.70 soll da-
für im Grundsatz der Planformel gefolgt werden.218 Problematisch daran 
ist, dass ein Teil der hierfür notwenigen Informationen noch nicht ver-
fügbar ist bzw. von zukünftigen Ereignissen abhängt. Aus diesem Grund 
müssen an verschiedenen Stellen Annahmen getroffen und Bewertungs-
parameter verwendet werden.219 

• Sobald die erwarteten und bereits erdienten Vorsorgeleistungen berech-
net worden sind, müssen diese auf den Zeitpunkt des voraussichtlichen 
Pensionseintritts des entsprechenden Mitarbeiters diskontiert werden.220 

• Ausgehend vom Zeitpunkt des voraussichtlichen Pensionseintritts wird 
anschliessend die bereits erarbeitete Vorsorgeleistung auf die einzelnen 
Perioden seit der Vorsorgezusage aufgeteilt und entsprechend diskon-
tiert. Der Barwert desjenigen Teils der Vorsorgeleistung, welcher der ak-
tuellen Berichtsperiode zugeordnet und auf den Bilanzstichtag diskon-
tiert wird, wird als laufender Dienstzeitaufwand (current service cost) 
bezeichnet.221 

• Der Barwert aller bereits erdienten Pensionsleistungen zum Bilanzstich-
tag entspricht der oben beschriebenen DBO.222 

                                              
217  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 32. 
218  In der Praxis gestaltet sich dieses Vorgehen leider nicht immer ganz einfach, sodass in IAS 19.72-

19.74 verschiedene Abweichungen und Spezialregelungen vorgesehen sind und durch Beispiele 
erläutert werden. Für weitere Angaben vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 34-36. 

219  Zu diesen Bewertungsparametern vgl. die Abschnitte im Anschluss an Abbildung 2.14. 
220  Hier zeigt sich, dass die Berechnung zunächst auf Stufe des einzelnen Vorsorgenehmers erfolgt 

und erst in einem zweiten Schritt für die gesamte Belegschaft aufsummiert wird. 
221  Der laufende Dienstzeitaufwand entspricht damit demjenigen Anteil an der Zunahme der DBO, 

welcher auf die vom Vorsorgenehmer erbrachte Arbeitsleistung in der Periode zurückzuführen ist 
(IAS 19.8). 

222  Diese kann auch berechnet werden, indem die periodischen Dienstzeitaufwendungen addiert und 
um die zwischen den einzelnen Perioden jeweils dazukommende Zinskomponente ergänzt wer-
den. Dies gilt allerdings nur, wenn zwischen den einzelnen Perioden die Bewertungsparameter 
nicht verändert wurden. 
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Abbildung 2.14 gibt einen zusammenfassenden und schematischen Überblick über das 
Vorgehen zur Berechnung der DBO. 

 

Abbildung 2.14: Berechnung der Defined Benefit Obligation223 

 

An verschiedenen Stellen des oben dargestellten Verfahrens stehen Informationen 
(noch) nicht zur Verfügung, welche für die Berechnung der DBO jedoch benötigt wer-
den. Aus diesem Grund müssen Annahmen getroffen und Schätzungen vorgenommen 
werden. In IAS 19.75-19.98 werden für diese Schätzungsverfahren einige Grundregeln 
festgehalten und es erfolgt eine Unterteilung in Annahmen mit demografischem Cha-
rakter und Annahmen mit ökonomischem Charakter. 

Demografische Annahmen beziehen sich auf Einflussfaktoren, welche abhängig von 
den Vorsorgenehmern eines Unternehmens bzw. deren Angehörigen sind. Hierzu zäh-
len beispielsweise Annahmen über die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt von Invali-
dität und Tod, Fluktuationstendenzen sowie Annahmen über den Zeitpunkt des Pensi-
onseintrittes (IAS 19.76(a)). Bei einigen dieser Faktoren ist es zu aufwendig, diese 
individuell für ein Unternehmen zu bestimmen, weshalb in der Praxis oftmals auf 
Richttafeln zurückgegriffen wird, die auf einer grösseren Grundgesamtheit beruhen.224 

                                              
223  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 33. 
224  In der Schweiz sind diese oftmals als (versicherungs-)technische Grundlagen bekannt (vgl. 

Helbling, 2006, S. 375-395). Die grosse Kunst besteht allerdings darin, die richtige (i.S.v. am bes-
ten geeignetste) Grundlage zu wählen. So lassen sich beispielsweise Zahlen der Eidgenössischen 
Versicherungskasse (EVK) nicht zwingend auf privatrechtliche Arbeitgeber übertragen. Seit De-
zember 2002 stehen aus diesem Grund Zahlen von privatrechtlichen Vorsorgeeinrichtungen zur 
Verfügung (Technische Grundlagen BVG). Die aktuell verfügbaren Grundlagen berücksichtigen 
die Entwicklungen bis 2009 (BVG 2010). Für weitere Informationen vgl. die Website der Anbie-
ter (www.bvg2010.ch) oder Helbling, 2006, S. 416-420. 
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Üblich ist dies beispielsweise bei der Bestimmung von Invaliditäts- und Sterbewahr-
scheinlichkeiten. Die Höhe der Fluktuation der Vorsorgenehmer hingegen ist viel eher 
von unternehmensspezifischen Faktoren abhängig und muss deshalb meist aufgrund 
von Erfahrungen aus der Vergangenheit einzeln festgelegt werden. Ähnliches gilt auch 
bei der Bestimmung des voraussichtlichen Zeitpunkts des Pensionseintritts, da dieser 
von den Vorgaben im konkreten Pensionsplan abhängig ist.225 

Ökonomische Annahmen hingegen beschreiben Einflussfaktoren, welche von spezifi-
schen Merkmalen eines Unternehmens bzw. Vorsorgeplans oder auch von gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklungen abhängig sind. Beispiele hierfür sind der anzuwendende 
Diskontierungszinssatz und die Entwicklungstrends für Löhne, Vorsorgeleistungen 
und weitere Bemessungsgrössen.226 Zur Bestimmung des Diskontierungszinssatzes 
schreibt IAS 19.83 vor, dass dieser auf der Rendite erstrangiger, festverzinslicher Un-
ternehmensanleihen am Bilanzstichtag beruhen muss.227 In IAS 19.87-98 wird auf die 
Bestimmung der Entwicklungstrends für Löhne, Pensionsleistungen und weitere Be-
messungsgrössen eingegangen und festgehalten, dass sowohl für das Gehalt als auch 
für die laufenden Zahlungen – wie zu Beginn des Kapitels bereits festgehalten wurde, 
aufgrund der dynamischen Bewertungsmethode – die voraussichtliche, zukünftige 
Veränderung der Parameter berücksichtigt werden soll.228 Relevante Einflussfaktoren 
für alle ökonomischen Annahmen stellen insbesondere die Inflationsrate, aber auch 
andere gesamtwirtschaftliche Entwicklungen dar.229 Abbildung 2.15 bietet einen zu-
sammenfassenden Überblick über die demografischen und ökonomischen Bewer-
tungsparameter. 

 

                                              
225  D.h. beispielsweise, ob eine bestimmte Altersgrenze oder allenfalls ein variabler Zeitraum (mit 

der Möglichkeit zur Frühpensionierung) vorgesehen ist. 
226  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 38-44. Mit der Neuregelung von IAS 19 im Jahr 2011 

fällt aber die Renditeerwartung auf dem Planvermögen als bisher zu berücksichtigende ökonomi-
sche Annahme weg. 

227  Bei der Umsetzung dieser allgemeinen Grundregel in die Praxis entstehen jedoch sehr schnell 
Probleme und Auslegungsfragen: Was bedeutet beispielsweise erstrangig? Wie hoch ist der Ein-
fluss der Laufzeit der Anleihe? Wie ist vorzugehen, wenn keine vergleichbaren Unternehmensan-
leihen gefunden werden können? Soll das Kreditrisiko der Verpflichtung mitberücksichtigt wer-
den? Etc. Vgl. dazu einerseits IAS 19.84-86 und andererseits Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 
38-41; Tonne, 2009, S. 230-235; May, Querner, & Schmitz, 2005, S. 1229-1237; Kühne, Tonne, 
May, Querner, & Schmitz, 2005, S. 2369-2372; Eppinger & Zeyer, 2010, S. 256-258 und Rhiel, 
2009b, S. 253-258, die sich der Problematik umfassend widmen. 

228  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 41-42. 
229  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 44. 
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Abbildung 2.15: Bewertungsparameter der DBO-Berechnung230 

 

 

2.2.4.2 Bewertung des Planvermögens 

Grundsätzlich können auch bei einer leistungsorientierten Zusage das arbeitgebende 
Unternehmen und / oder der Arbeitnehmer dazu verpflichtet sein, regelmässig Beiträge 
in den Vorsorgeplan einzubringen. Für einen korrekten Bilanzausweis ist es damit 
notwendig, die so zusammengetragenen Vermögenswerte zu erfassen und zum Bilanz-
stichtag zu bewerten. IAS 19.8 qualifiziert Vermögenswerte als sogenanntes Planver-
mögen (plan assets), wenn folgende Bedingungen kumulativ erfüllt sind:231 

• Die Vermögenswerte müssen von einer rechtlich unabhängigen, externen 
Einheit angesammelt werden, welche ausschliesslich dazu dient, Vorsor-
geleistungen zu finanzieren und / oder auszubezahlen.232 

                                              
230  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 37. 
231  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 45 
232  Um diesem Erfordernis gerecht zu werden, bestehen verschiedene Möglichkeiten: Zum einen 

kann dazu ein eigener externer Versorgungsträger gegründet werden (in der Schweiz meist in 
Form einer Stiftung) oder die Verwaltung des Vermögens wird im Sinne einer Dienstleistung von 
aussen bezogen (beispielsweise über eine Versicherung oder einen Treuhänder), bekannt sind hier 
sogenannte contractual trust arrangements (CTA), vgl. dazu Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 
158-171; Lüdenbach, 2008, S. 309-312 und Sprick & Sartoris, 2004, S. 199-220. 
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• Es darf grundsätzlich keine Rückzahlung von Vermögenswerten an den 
Arbeitgeber möglich sein.233 

• Die Vermögenswerte dürfen ausschliesslich für Vorsorgezwecke ver-
wendet werden können und müssen dem Vorsorgeträger auch tatsächlich 
zur Verfügung stehen. 

• Die Vermögenswerte dürfen für die Gläubiger auch im Falle einer Insol-
venz des Arbeitgebers nicht verfügbar sein. 

Zum Planvermögen am Bilanzstichtag zählen all jene Vermögenswerte, welche durch 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer an den Vorsorgeträger geleistet wurden, inklusive der 
Erträge daraus, abzüglich der bereits ausbezahlten Vorsorgeleistungen.234 Da keine 
weiteren Anforderungen an die Form der Vermögenswerte bestehen, können neben 
monetären Beiträgen wie Geld, Aktien und Fondanteilen auch Sachanlagen oder Im-
mobilien eingebracht werden.235 Unter bestimmten Bedingungen ist auch die Übertra-
gung von Forderungen aus qualifizierten Versicherungsverträgen möglich.236 

Die Bewertung des Planvermögens hat nach IAS 19.113 zum beizulegenden Zeitwert 
(Fair Value) zu erfolgen. Bei handelbaren Finanzinstrumenten dürfte dieser Bewer-
tungsmassstab kaum Probleme bereiten, da beobachtbare Marktpreise vorhanden sind. 
Etwas schwieriger wird die Fair Value Bewertung bei nicht handelbaren Finanzin-
strumenten oder Sachanlagen. Bei Ersteren muss auf alternative Bewertungsmethoden, 
wie beispielsweise DCF, ausgewichen werden, bei Letzteren sind Gutachten von 
Sachverständigen einzuholen.237 

                                              
233  Hierzu bestehen allerdings zwei Ausnahmen (IAS 19.8): Zum einen darf eine Rückzahlung erfol-

gen, wenn eine Überdeckung besteht (d.h. wenn das verbleibende Vermögen ausreicht, um sämt-
liche Vorsorgeverpflichtungen zu erfüllen) und andererseits, wenn der Arbeitgeber die Vorsorge-
leistungen direkt an die pensionierten Arbeitnehmer bezahlt (sogenanntes reimbursement), vgl. 
Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 45. 

234  Geschuldete, aber noch nicht geleistete Beiträge des Arbeitgebers zählen nicht zum Planvermö-
gen (IAS 19.114), vgl. auch Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 46. 

235  Es darf sich allerdings nicht um Vermögen handeln, welches wirtschaftlich sinnvoll nur vom 
arbeitgebenden Unternehmen genutzt werden kann (vgl. Wollmert, Rhiel, Hofmann, & 
Schwitters, 2003, S. 10). Zur daraus möglicherweise trotzdem entstehenden Problematik bei der 
Konsolidierung vgl. Freiberg, 2010, S. 178-182. 

236  Vgl. Tonne, 2009, S. 93-96 und Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 46. Neben den oben darge-
stellten, allgemeinen Bedingungen muss jedoch zusätzlich sichergestellt werden, dass es sich 
beim Versicherer nicht um eine nahe stehende Person im Sinne von IAS 24 handelt. Zusätzlich 
bestehen Besonderheiten bei der Bewertung (IAS 19.115). 

237  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 51-53. 
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2.2.4.3 Vorsorgeaufwand 

Die Ermittlung und Erfassung des Vorsorgeaufwandes wurde durch die Neuregelung 
des Standards im Jahr 2011 an einzelnen Stellen grundlegend verändert. Abbildung 
2.16 gibt einen ersten Überblick über die Komponenten, welche gemäss IAS 19.120 in 
der Erfolgsrechnung und dem sonstigen Ergebnis (Other Comprehensive Income 
[OCI]) zu erfassen sind. Die einzelnen Bestandteile werden im Folgenden jeweils ab-
schnittsweise genauer erläutert. 

 

Abbildung 2.16: Vorsorgeaufwand nach IAS 19.120238 

+ Laufender Dienstzeitaufwand (current service cost) 

+ Nettozins (net interest) 

+/- Nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand (past service cost) 

+/- Aufwendungen / Erträge aus Planabgeltungen (loss / gain on settlement)239 

= Vorsorgeaufwand in der Erfolgsrechnung (Profit or Loss) 

  

+/- Versicherungsmathematische Gewinne / Verluste (actuarial gains / losses) 

+/- 
Rendite des Planvermögens, abzüglich des Anteils im Nettozins 
(return on plan assets, excluding amounts included in net interest) 

+/- 
Auswirkungen des Asset Ceiling, abzüglich des Anteils im Nettozins 
(effect of the Asset Ceiling, excluding amounts included in net interest)240 

= Vorsorgeaufwand im sonstigen Ergebnis (Other Comprehensive Income)241 

 

                                              
238  Quelle: Eigene Darstellung. 
239  Gemäss IAS 19.100 können Aufwendungen und Erträge aus Planabgeltungen auch zusammen 

mit dem nachzuverrechnenden Dienstzeitaufwand ausgewiesen werden (unter der Bedingung, 
dass die Transaktionen gleichzeitig auftreten). 

240  Genauer gesagt betrifft dies nur die Veränderungen in den Auswirkungen des Asset Ceiling, ge-
mäss IAS 19.57(d)(iii): „changes in the effect of the Asset Ceiling“. 

241  Die Bestandteile des Vorsorgeaufwandes, welche im sonstigen Ergebnis zu erfassen sind, werden 
zusammengefasst auch als Neubewertung (remeasurement) bezeichnet (IAS 19.120). 
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Die Entstehung des laufenden Dienstzeitaufwandes (current service cost) wurde be-
reits im Rahmen der Ausführungen zur Berechnung der DBO aufgezeigt. Dabei han-
delt es sich um den Barwert desjenigen Teils der bereits erarbeiteten Vorsorgeleistung, 
welcher der aktuellen Berichtsperiode zugeordnet und auf den Bilanzstichtag diskon-
tiert wird (IAS 19.8 und 19.70-74). 

Die Komponente des Nettozinses (net interest) wurde mit den Änderungen am Stan-
dard 2011 neu eingeführt.242 Sie berechnet sich, indem die Nettovorsorgeverpflichtung 
bzw. der Nettovorsorgevermögenswert mit dem Diskontierungszinssatz zur Ermittlung 
der DBO multipliziert wird (IAS 19.123). Die Nettovorsorgeverpflichtung bzw. der 
Nettovorsorgevermögenswert besteht dabei aus der Differenz zwischen Vorsorgever-
pflichtung und Planvermögen, korrigiert um einen allfälligen Effekt aus dem Asset 
Ceiling (IAS 19.57(b)).243 Im Endeffekt zeigt der Nettozins also die Differenz zwi-
schen dem Zinsaufwand aus der DBO und dem Zinsertrag aus dem Planvermögen, 
korrigiert um das Asset Ceiling (IAS 19.124).244 Bis anhin wurden diese beiden Kom-
ponenten als separate Bestandteile des Vorsorgeaufwandes in der Erfolgsrechnung 
ausgewiesen, indem dem Zinsaufwand aus der DBO eine erwartete Rendite aus dem 
Planvermögen gegenübergestellt wurde.245 

 
                                              
242  Die vollständige Bezeichnung lautet „Nettozins auf der Nettovorsorgeverpflichtung bzw. dem 

Nettovorsorgevermögen“ (net interest on the net defined benefit liability / asset). 
243  Der Bilanzansatz wird im nachfolgenden Kapitel beschrieben. 
244  Der Zinsaufwand errechnet sich als Multiplikation des Diskontierungszinssatzes mit der DBO, 

der Zinsertrag als Multiplikation des Diskontierungszinssatzes mit dem Planvermögen. IAS 
19.125 hält ergänzend fest, dass es sich beim Zinsertrag somit um einen Bestandteil der Rendite 
auf dem Planvermögen handelt. Die übrig bleibende Differenz zwischen Zinsertrag und Rendite 
wird als Teil der Neubewertung im sonstigen Ergebnis gezeigt. 

 Die Korrektur um den Effekt des Asset Ceiling hat zur Folge, dass die Verzinsung desjenigen 
Teils des Planvermögens, welcher aufgrund des Asset Ceiling nicht als Aktivum bilanziert wird, 
auch nicht im Nettozins enthalten ist, sondern als Teil der Neubewertung im sonstigen Ergebnis 
erfasst wird. Es stellt sich allerdings die Frage, ob dies vom IASB tatsächlich so beabsichtigt 
wurde, da in IAS 19.124 und 126 argumentiert wird, der Nettozins enthalte eine Komponente, 
welche den Effekt aus dem Asset Ceiling verzinse. Dazu müsste der Nettozins aber vor der Be-
rücksichtigung des Asset Ceiling Effektes berechnet werden, was wiederum IAS 19.123 wider-
spricht. Vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 331. 

245  IAS 19.82R2004 und 19.106R2004. Die Festlegung der zu erwartenden Rendite erfolgte im 
Rahmen der Berechnung der ökonomischen Bewertungsparameter zu Beginn der Berichtsperiode 
und berücksichtigte neben der Zusammensetzung des aktuellen Portfolios und der Anlagestrategie 
auch die voraussichtlichen Vermögensveränderungen innerhalb der Periode durch Zu- und Ab-
flüsse an Pensionsbeiträgen und -leistungen. Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 56. 

 Die Differenz zwischen der erwarteten und der tatsächlich realisierten Rendite wurde in den ver-
sicherungsmathematischen Gewinnen / Verlusten erfasst (vgl. Wollmert, Rhiel, Hofmann, & 
Schwitters, 2003, S. 28-29). 
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Wie bereits im Rahmen der Erläuterungen zu beitragsorientierten Plänen aufgezeigt, 
kann auch bei leistungsorientierten Zusagen nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand 
(past service cost) auftreten. Dieser entsteht aufgrund der Neueinführung, Verände-
rung oder Kürzung246 eines Vorsorgeplans und ergibt sich somit direkt aus der Verän-
derung der Höhe des Barwerts der DBO (IAS 19.102).247 Unter IAS 19R2004 war ver-
fallbarer nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand linear auf den „Zeitraum bis zur 
Unverfallbarkeit der Anwartschaften“248 zu verteilen.249 Neu sind sämtliche Aufwen-
dungen sofort erfolgswirksam zu erfassen (IAS 19.103).250 

Grundsätzlich von nachzuverrechnendem Dienstzeitaufwand zu trennen sind soge-
nannte Planabgeltungen (settlements). Als Planabgeltung gilt gemäss IAS 19.111 jede 
Transaktion, die dazu führt, dass das Unternehmen in Zukunft keine rechtliche oder 
faktische Verpflichtung mehr hat, Vorsorgeleistungen auszurichten.251 In Frage kommt 
hierfür beispielsweise die Zahlung einer Abfindung an die Vorsorgenehmer252 oder die 
Übertragung der Vorsorgeverpflichtungen auf eine andere Partei.253 Der Aufwand / 
Ertrag aus der Planabgeltung entspricht der Differenz zwischen dem Barwert der 
DBO, welche abgegolten wird, und dem Abgeltungspreis, inklusive eines allfälligen 
Planvermögens, das transferiert wird (IAS 19.109). 

                                              
246  Sogenannte Plankürzungen (curtailments) wurden unter den bisherigen Vorschriften (IAS 

19R2004) zusammen mit Planabgeltungen (settlements) und damit ausserhalb des nachzuverrech-
nenden Dienstzeitaufwandes behandelt. Neu werden sie zusammen mit Planveränderungen 
(amendments) im Vorsorgeaufwand innerhalb der Erfolgsrechnung erfasst (IAS 19.102). 

247  Bei einer Erhöhung des Barwerts der DBO ist der nachzuverrechnende Dienstzeitaufwand posi-
tiv, bei einer Reduktion ist er negativ. Die bisher notwendige Unterscheidung, ob sich die Reduk-
tion auf Ansprüche bezieht, welche in vergangenen Perioden bereits erarbeitet wurden, oder erst 
auf Ansprüche, welche in Zukunft erworben werden, ist gemäss IAS 19.106 damit hinfällig (zur 
bisherigen Unterscheidung vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 66-67). 

248  Schruff, 2004, S. 794. 
249  Zur Verfallbarkeit (vesting): In einzelnen Vorsorgesystemen muss der Arbeitnehmer zuerst eine 

in der Zukunft liegende, bestimmte Leistung (häufig eine bestimmte Dienstzeit beim selben Ar-
beitgeber) erbringen, um in den Genuss der Vorsorgeleistungen zu kommen. Erfüllt er die Leis-
tung nicht, verfällt sein Anspruch. 

250  Sofort heisst gemäss IAS 19.103 entweder zum Zeitpunkt, in dem die Planveränderung / -kürzung 
auftritt oder, wenn der Arbeitgeber bereits früher mit der Planveränderung / -kürzung zusammen-
hängende Restrukturierungsaufwendungen oder termination benefits erfasst, zu diesem Zeitpunkt. 

251  Es können alle oder auch nur einzelne Vorsorgeleistungen aus einem Vorsorgeplan von der 
Transaktion betroffen sein (IAS 19.111). 

252  IAS 19.111 nennt dies ein lump-sum cash payment. 
253  Beispielsweise auf einen anderen Arbeitgeber oder einen anderen Versorgungsträger (z.B. eine 

Versicherung). IAS 19.112 weist allerdings darauf hin, dass es sich dabei nur um eine Planabgel-
tung handelt, wenn das Unternehmen in Zukunft tatsächlich keinerlei rechtliche oder faktische 
Verpflichtungen mehr zur Ausrichtung von Vorsorgeleistungen hat. 
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Wie in Fussnote 239 bereits erwähnt, können Aufwendungen und Erträge aus Planab-
geltungen auch zusammen mit dem nachzuverrechnenden Dienstzeitaufwand ausge-
wiesen werden (IAS 19.100). Dies gilt allerdings nur unter der Bedingung, dass die 
beiden Transaktionen gleichzeitig auftreten.254 Zudem hält IAS 19.99 fest, dass vor 
jeder Erfassung von nachzuverrechnendem Dienstzeitaufwand und / oder einem Ertrag 
bzw. Aufwand aus einer Planabgeltung immer zuerst eine Neubewertung der DBO und 
des Planvermögens mit Hilfe aktueller versicherungsmathematischer Annahmen 
durchzuführen ist.255 

Die Summe der vorgängig aufgezählten Aufwendungen / Erträge ist in der Erfolgs-
rechnung der Berichtsperiode als Vorsorgeaufwand auszuweisen. Im Gegensatz zum 
Exposure Draft256 lässt der final verabschiedete Standard den genauen Ort des Aus-
weises aber weiterhin offen (IAS 19.134). Im ED war vorgesehen, den Dienstzeitauf-
wand als Bestandteil des Personalaufwandes und damit im betrieblichen Ergebnis aus-
zuweisen, den Nettozins jedoch mit dem Finanzergebnis zu verrechnen (IAS 
19ED2010.119A(b)).257 

Alle übrigen Bestandteile des Vorsorgeaufwandes sind somit zwingend als sogenannte 
Neubewertung über das sonstige Ergebnis (Other Comprehensive Income [OCI]) zu 
erfassen (IAS 19.120(c)). Damit enthält die Neubewertung, wie Abbildung 2.16 zeigt, 
zum einen sämtliche versicherungsmathematischen Gewinne und Verluste (actuarial 
gains and losses). Diese entstehen aus einer Zu- oder Abnahme des Barwerts der 
DBO, welche auf eine Abweichung zwischen Plan- und Ist-Werten der Bewertungspa-
rameter zurückzuführen ist (IAS 19.128).258 Die bisherige Version des Standards 
kannte (mindestens) drei unterschiedliche Verfahren zu deren Erfassung:259 Die Korri-

                                              
254  Wird also beispielsweise ein Plan abgegolten, nachdem er zuvor verändert wurde, sind die beiden 

Transaktionen separat zu zeigen (IAS 19.100). 
255  Dies hat zur Folge, dass bei einer unterjährigen Planveränderung / -abgeltung auch eine unterjäh-

rige Neubewertung von DBO und Planvermögen notwendig wird (vgl. Mühlberger & Schwinger, 
2011, S. 69). 

256  Gemeint ist ED/2010/3 “Defined Benefit Plans: Proposed Amendments to IAS 19”, vgl. Fn. 180. 
257  Betroffen war der laufende sowie auch der nachzuverrechnende Dienstzeitaufwand (inklusive, so 

ist anzunehmen, Planabgeltungen). 
258  Durch den Wegfall der Komponente der erwarteten Rendite auf dem Planvermögen im Vorsorge-

aufwand der Erfolgsrechnung können keine versicherungsmathematische Gewinne und Verluste 
mehr aus dem Planvermögen entstehen. 

259  Suter, 2009a analysiert die verschiedenen Erfassungsmöglichkeiten im Detail und kommt so auf 
fünf Verfahren. In der anschliessenden Aufzählung fehlen: Erfolgswirksame Erfassung aller über 
den Korridor hinausgehenden versicherungsmathematischen Gewinne / Verluste im Folgejahr 
(vgl. Suter, 2009a, S. 36-38) und erfolgswirksame Erfassung aller versicherungsmathematischen 
Gewinne / Verluste im Folgejahr (vgl. Suter, 2009a, S. 39-41). 
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dormethode (corridor approach), die sofortige erfolgswirksame Erfassung und die 
sofortige erfolgsunwirksame Erfassung.260 Das nunmehr einzig zulässige Verfahren 
entspricht damit der letztgenannten bisherigen Erfassungsmöglichkeit.261 

Als zweiter Bestandteil enthält die Neubewertungskomponente im OCI die Differenz 
zwischen der tatsächlich realisierten Rendite auf dem Planvermögen und dem Zinser-
trag, welcher bereits im Nettozins erfasst wurde (IAS 19.127(b)). Dieses Vorgehen hat 
zwei Konsequenzen: Zum einen entfällt die bisher im versicherungsmathematischen 
Gewinn / Verlust aufgetretene Differenz zwischen der erwarteten und der tatsächlich 
realisierten Rendite auf dem Planvermögen262 und zum anderen führt neu jede Diffe-
renz zwischen Diskontierungszinssatz und tatsächlich realisierter Rendite zu einer Zu- 
/ Abnahme des OCI.263 IAS 19.130 präzisiert zudem, dass nur vermögensbezogene 
Verwaltungskosten und direkt durch den Vorsorgeplan zu erbringender Steueraufwand 
von der Rendite des Planvermögens abgezogen werden dürfen. Aus Sicht des IASB 
waren die bisherigen Vorschriften diesbezüglich zu wenig spezifisch (IAS 19.BC125-
128). 

                                              
260  Die einzelnen Verfahren werden nicht weiter erläutert – es ist davon auszugehen, dass diese hin-

länglich bekannt sind. Eine umfangreiche Analyse zeigt, wie erwähnt, Suter, 2009a. Weitere Un-
tersuchungen, insbesondere zu den unterschiedlichen Effekten der Verfahren, finden sich in 
Amen, 2009, S. 41-68; Fasshauer, Glaum, & Street, 2008, S. 113-122; Amen, 2007, S. 243-276; 
Morais, 2008, S. 127-139; Blecher, 2012, S. 661-684 und Pellens, Crasselt, & Sellhorn, 2006, S. 
111-138. 

 Für etwas kürzere Angaben, d.h. meist ohne umfangreiche Analysen, vgl. Gohdes, 2006, S. 990-
997; Höfer, Lüschper, & Verhuven, 2006, S. 289-293; Küting & Kessler, 2006, S. 192-206; 
Theile, 2006, S. 17-21; Baetge & Haenelt, 2006, S. 2413-2419 und Rhiel, 2005, S. 293-297. 

261  Dies hat zur Folge, dass das wohl am heftigsten kritisierte Wahlrecht in IAS 19 entfällt und die 
Vergleichbarkeit der Abschlüsse deutlich steigen dürfte (vgl. Leibfried & Müller, 2011, S. 333). 
Es erstaunt deshalb kaum, dass diese Anpassung während des gesamten Überarbeitungsprozesses 
kaum zu grösseren Diskussionen Anlass gab (IAS 19.BC72). 

262  Und damit auch jedweder damit zusammenhängender Ermessensspielraum (vgl. Pellens, 
Obermüller, & Riemenschneider, 2011, S. 563). 

263  Führt man sich vor Augen, dass gemäss IAS 19.83 der Diskontierungszinssatz anhand hochrangi-
ger Industrieanleihen festzulegen ist, dürfte es in der Praxis oftmals zu entsprechenden Differen-
zen kommen. 

 Teilweise besteht sogar die Befürchtung, dass sich diese Vorschrift der internationalen Rech-
nungslegung auf die Kapitalanlagepolitik der Vorsorgeeinrichtungen auswirken könnte. Durch 
die Regelung wirkt sich eine hohe (d.h. über dem Diskontierungszinssatz liegende) Rendite auf 
dem Planvermögen nicht mehr positiv auf den Vorsorgeaufwand in der Erfolgsrechnung aus. Dies 
könnte aufgrund des nunmehr fehlenden Anreizes zur Folge haben, dass ein Arbeitgeber die Vor-
sorgeeinrichtung dahingehend zu beeinflussen versucht, eine risikoärmere Anlagestrategie zu fah-
ren (sogenanntes De-Risking). Für den Arbeitgeber wäre der kumulierte Effekt auf die Jahres-
rechnung dann am geringsten, wenn exakt eine Rendite in der Höhe des Diskontierungszinssatzes 
erzielt würde. Vgl. zu diesem Gedanken Zanella, 2011, S. 84-85; Zanella, 2012b, S. 71-72; 
Zanella, 2012a, S. 96-97 und Whittall, 2010, S. 53-55. 
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Ebenfalls in die Ermittlung der Neubewertungskomponente mit einzubeziehen sind 
Effekte aus einem allfälligen Asset Ceiling, soweit diese nicht bereits im Nettozins 
enthalten sind (IAS 19.127(c)). 

Wie bereits für die unter den bisherigen Vorschriften im OCI erfassten versicherungs-
mathematischen Gewinne / Verluste ist auch für sämtliche Bestandteile der Neubewer-
tungskomponente ein sogenanntes Recycling explizit untersagt (IAS 19.122).264 Damit 
ist es nicht möglich, einmal im OCI erfasste Kosten während einer späteren Periode in 
die Erfolgsrechnung zu übertragen. 

 

2.2.4.4 Bilanzansatz 

IAS 19.63 verlangt, dass zur Ermittlung des Bilanzansatzes eine Saldierung von DBO 
und Planvermögen zu erfolgen hat. Die Bilanzierungsvorschriften nach IAS 19 stellen 
somit eine Durchbrechung des in IAS 1.32 grundsätzlich festgehaltenen Prinzips des 
Bruttoausweises dar. Durch den Wegfall der Korridormethode und der verzögerten 
Erfassung von nachzuverrechnendem Dienstzeitaufwand ist neu jedoch unmittelbar 
aus der Bilanz die Nettovorsorgeverpflichtung bzw. der Nettovorsorgevermögenswert 
ersichtlich. 

 

Abbildung 2.17: Bilanzansatz nach IAS 19.63265 

+ Vorsorgeverpflichtung (Defined Benefit Obligation) 

- Planvermögen (plan assets) 

= Unter- / Überdeckung (deficit / surplus) 

+ Auswirkungen des Asset Ceiling (effect of the Asset Ceiling) 

= 
Nettovorsorgeverpflichtung / -Vermögenswert 
(net defined benefit liability / asset) 

 

                                              
264  In den bisherigen Vorschriften war IAS 19R2004.93D relevant. 
265  Quelle: Eigene Darstellung. Die Definition der einzelnen Bestandteile des Bilanzansatzes findet 

sich in IAS 19.8. 



Grundlagen  71 

Wie Abbildung 2.17 zeigt, entsteht aus der Saldierung von DBO und Planvermögen 
allerdings zunächst eine Unter- oder Überdeckung (deficit / surplus). Eine Unterde-
ckung wird dabei grundsätzlich ohne weitere Anpassungen auf der Passivseite der Bi-
lanz als Nettovorsorgeverpflichtung angesetzt (IAS 19.63). 

Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, dass das Planvermögen die DBO übersteigt 
und damit eine Überdeckung auf der Aktivseite der Bilanz auszuweisen wäre. Um si-
cherzustellen, dass ein derartiges Aktivum auch werthaltig ist, besteht in IAS 19 unter 
dem Begriff des Asset Ceiling eine zusätzliche Sicherungsmassnahme: So darf nach 
IAS 19.64 als Vermögenswert lediglich der tiefere Betrag aus der vorgängig berechne-
ten Überdeckung und dem Barwert des wirtschaftlichen Nutzens daraus (present value 
of any economic benefits) angesetzt werden.266 Ein wirtschaftlicher Nutzen kann dabei 
entweder aus einer Rückzahlung von Mitteln aus dem Vorsorgeplan oder einer zukünf-
tigen Beitragsreduktion bestehen (IAS 19.8).267 

Diese auf den ersten Blick eindeutige Lösung warf bei ihrer Umsetzung in die Praxis 
zahlreiche Fragen auf. Aus diesem Grund widmete sich das International Financial 
Reporting Interpretations Committee (IFRIC) der Problematik und publizierte im Juli 
2007 die Interpretation IFRIC 14268, welche sich im Kern folgenden Fragen widmet:269 

• Unter welchen Bedingungen stellen Rückzahlungen oder zukünftige Bei-
tragsreduktionen einen wirtschaftlichen Nutzen dar? 

• Wie wirkt sich eine Mindestdotierungspflicht auf den wirtschaftlichen 
Nutzen aus zukünftigen Beitragsreduktionen aus? 

• Wann führt eine Mindestdotierungspflicht zu einer Verpflichtung? 

                                              
266  Zur Ermittlung des Barwerts ist der Zinssatz gemäss IAS 19.83 heranzuziehen, welcher auch für 

die Ermittlung der DBO verwendet wird (IAS 19.64(b)). 
267  Ein entsprechender cash refund kann entweder direkt an das arbeitgebende Unternehmen oder 

indirekt an einen anderen Plan in Unterdeckung geleistet werden (IAS 19.65(c)). D.h. bei letztge-
nannter Möglichkeit darf es sich nur um einen anderen Vorsorgeplan des selben Arbeitgebers 
handeln, da ansonsten keine indirekte Verrechnung möglich wäre. 

 Für weitere Angaben zum Asset Ceiling vgl. Hagemann, Neumeier, & Verhuven, 2009, S. 631-
639 und Deiter & Sellhorn, 2008, S. 356-364. Diese beziehen sich allerdings auf die mittlerweile 
überarbeiteten Vorschriften, welche aufgrund der Möglichkeit zur verzögerten Erfassung von ver-
sicherungsmathematischen Gewinnen / Verlusten und nachzuverrechnendem Dienstzeitaufwand 
um einiges komplexer waren. Der Grundgedanke des Asset Ceiling ist allerdings weiterhin gültig. 

268  Vgl. IFRIC 14: „IAS 19 - The Limit on a Defined Benefit Asset, Minimum Funding Requirements 
and their Interaction”. 

269  Vgl. IFRIC 14.6 sowie Ambrosini & Haag, 2008, S. 539-550 und Mühlberger & Schwinger, 
2011, S. 83. 
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Für die Schweiz ist dabei insbesondere die Frage relevant, wie die Höhe des wirt-
schaftlichen Nutzens aus einer zukünftigen Beitragsreduktion ermittelt wird.270 Vor 
Einführung der Interpretation ging die Praxis davon aus, dass die Beitragsreduktion 
aus der Differenz zwischen den temporär gesenkten Beiträgen und den ordentlich zu 
leistenden Beiträgen besteht.271 IFRIC 14.20(b) verlangt jedoch, dass der Nutzen aus 
der Beitragsreduktion als Differenz zwischen dem Barwert des zukünftigen Dienst-
zeitaufwandes und dem Barwert der zukünftigen Mindestbeiträge berechnet wird.272 
Daneben hatte die neue Regelung aber zunächst auch eine zweite Konsequenz: So wa-
ren die Arbeitgeberbeitragsreserven, welche zuvor separat behandelt worden waren, 
aufgrund der neuen Vorschriften in die Ermittlung des wirtschaftlichen Nutzens aus 
einer zukünftigen Beitragsreduktion miteinzubeziehen.273 Das IFRIC hat diese unbe-
absichtigte Wirkung jedoch erkannt und mittlerweile auch korrigiert. Damit sind heute 
Arbeitgeberbeitragsreserven und zukünftige Beitragsreduktionen aufgrund einer Über-
deckung wieder separat zu ermitteln.274 

 

2.2.4.5 Anhangangaben 

Neben dem Ausweis in Erfolgsrechnung und Bilanz sind für Vorsorgeverpflichtungen 
auch im Anhang diverse Angaben offen zu legen.275 Die entsprechenden Vorschriften 
finden sich in IAS 19.135-152 und sind sehr umfangreich, sodass nachfolgend nur die 
zentralsten Elemente dargestellt werden sollen.276 

                                              
270  Für eine allgemeine Darstellung vgl. Hagemann, Neumeier, & Verhuven, 2009, S. 631-639; 

Deiter & Sellhorn, 2008, S. 356-364; Zülch & Nellessen, 2007, S. 288-290; Schreiber, Thiele, & 
Büchel, 2007, S. 2003-2005 und Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 83-87. 

271  Vgl. Ambrosini & Haag, 2008, S. 539-540. 
272  Der Betrag darf aber nicht kleiner als Null sein, vgl. IFRIC 14.22 sowie Ambrosini & Haag, 

2008, S. 541 und Schaller & Alfieri, 2009, S. 885-889. 
273  Vgl. Schaller & Alfieri, 2009, S. 887. 
274  Dazu wurde im Frühling 2009 ein Exposure Draft publiziert (vgl. ED/2009/4 „Prepayments of a 

Minimum Funding Requirement“ sowie Schaller & Alfieri, 2009, S. 885-889, die diesen ausführ-
lich kommentieren und das zugrunde liegende Problem darstellen), der zu einer Anpassung der 
Interpretation im November 2009 führte. Die aktuell gültigen und hier angegebenen Vorschriften 
sind seit dem 01. Januar 2011 anzuwenden. 

 Zur Aktivierung von AGBR vgl. ausführlich Helbling, 2009, S. 125-129; Loser, 2003c, S. 741-
746; Loser, 2003b, S. 609-616 sowie Loser, 2003a. 

275  Auf die Auswirkungen leistungsorientierter Vorsorgepläne auf die Kapitalflussrechnung wird 
vorliegend nicht eingegangen, vgl. dazu beispielsweise Zimmermann, Zülch, Knigge, & 
Teuteberg, 2012a, S. 1577-1584 und Zimmermann, Zülch, Knigge, & Teuteberg, 2012b, S. 2469-
2475. 

276  Für eine umfangreichere Darstellung vgl. Jungblut & Burg, 2011, S. 2991-2993. 
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Grundsätzlich müssen dem Bilanzleser gemäss IAS 19.135 sämtliche Informationen 
offengelegt werden, welche: 

• den allgemeinen Charakter und insbesondere die Risiken aus einem Vor-
sorgeplan erklären (IAS 19.139), 

• die in der Jahresrechnung gezeigten Beträge aus leistungsorientierten 
Vorsorgeplänen identifizieren bzw. erklären (IAS 19.140-144) und 

• beschreiben, wie leistungsorientierte Vorsorgepläne den Betrag, die da-
mit verbundene Unsicherheit und den Zeitpunkt von zukünftigen Zah-
lungsströmen eines Unternehmens beeinflussen (IAS 19.145-147). 

Diese Generalnorm aus IAS 19.135 wird in Subnormen weiter konkretisiert. So wird 
zum ersten Punkt beispielsweise verlangt, dass der Bilanzleser über die Art der zuge-
sagten Vorsorgeleistungen, das regulatorische Umfeld und die Organisation des Vor-
sorgeplanes zu informieren ist (IAS 19.139(a)). Zudem müssen plan- oder unterneh-
mensspezifische und allgemein ungewöhnliche Risiken aufgezeigt werden, welche aus 
den Vorsorgezusagen entstehen (IAS 19.139(b)). 

Zum zweiten Punkt werden zahlreiche Überleitungsrechnungen verlangt, so beispiels-
weise für die Nettovorsorgeverpflichtung bzw. den Nettovorsorgevermögenswert, das 
Planvermögen, die Vorsorgeverpflichtung und einen allfälligen Asset Ceiling Effekt 
(IAS 19.140). Zudem ist detailliert über die Zusammensetzung des Planvermögens und 
die zur Bewertung der DBO verwendeten Annahmen zu informieren (IAS 19.142 und 
144). 

Im Hinblick auf den dritten Punkt wird neu beispielsweise eine Sensitivitätsanalyse für 
die Veränderung wesentlicher Bewertungsparameter, eine Erläuterung der Asset-
Liability Matching Strategie sowie eine Fälligkeitsanalyse / Altersstruktur für einzelne 
Bestandteile bzw. den Durchschnitt der DBO verlangt (IAS 19.145(a), 146 und 
147(c)).277 

                                              
277  Für eine vollständige Aufzählung der bisherigen Offenlegungspflichten vgl. Leibfried & Weber, 

2006, S. 167-175; Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 92-96; Rhiel, 2009a, S. 963-1012 und 
Petersen, 2002, S. 155-158. 

 Es ist davon auszugehen, dass auch die neuen Vorschriften in Kürze ausführlich durch die Litera-
tur kommentiert werden. An dieser Stelle kann jedoch bereits festgehalten werden, dass die neuen 
Vorschriften auch in Bezug auf die Offenlegung zahlreiche Änderungen, und dabei insbesondere 
eine Erweiterung der bereits bis anhin sehr ausführlichen Pflichten, mit sich gebracht haben (vgl. 
dazu auch Oldewurtel, Kümpel, & Wolz, 2011, S. 456). 
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2.2.5 Spezialfragen 

Im Nachfolgenden soll mit der Bilanzierung von sogenannten Cash Balance Plänen 
und Gemeinschaftsplänen auf zwei Spezialfragen eingegangen werden, da diese für 
den Fortgang der Arbeit relevant sind. Daneben existieren in der Praxis zahlreiche 
weitere Situationen, welche in der Literatur als Sonderprobleme behandelt werden.278 
Da sie jedoch für das weitere Verständnis der Arbeit nicht zwingend notwendig sind, 
werden sie nicht behandelt.279 

 

2.2.5.1 Cash Balance Pläne 

Ein Cash Balance Plan konstituiert sich durch zwei Elemente:280 Zum einen existiert 
für jeden Vorsorgenehmer ein virtuelles oder tatsächliches Kapitalkonto (sogenannte 
Cash Balance), auf welches periodisch Beiträge geleistet werden. Zum anderen wird 
dem Versicherten eine Verzinsung dieser Beiträge zugesagt, welche entweder fix (bei-
spielsweise als Fest- oder Mindestzinssatz) oder variabel (beispielsweise marktabhän-
gig) ausgestaltet sein kann. 

Problematisch an Cash Balance Plänen ist die Klassifikation als beitrags- oder leis-
tungsorientiert, da grundsätzlich Elemente beider Plankategorien vorhanden sind.281 
Weil IAS 19 diese in einzelnen Rechtssystemen weit verbreiteten Pläne nicht klar zu 
regeln vermag, hat das IFRIC im Juli 2004 einen Vorschlag für eine Interpretation 
veröffentlicht.282 

                                              
278  Zu denken ist zum Beispiel an den Ausweis von Vorsorgeverpflichtungen bei Unternehmenszu-

sammenschlüssen oder die Auswirkungen einer erstmaligen Anwendung von IFRS auf das Pen-
sion Accounting, vgl. dazu Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 123-138. 

279  Stattdessen sei auf die Literatur verwiesen, vgl. Fn. 278. 
280  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 97. 
281  Das Problem besteht übrigens auch nach US-GAAP, vgl. Thomas & Williams, 2009, S. 228-254. 
282  Vgl. die Draft Interpretation D9: “Employee Benefit Plans with a Promised Return on Contribu-

tions or Notional Contributions”.  Allerdings sind die darin vorgeschlagenen Regelungen auf 
teilweise starke Kritik gestossen und wurden deswegen zunächst nicht weiterverfolgt (vgl. 
Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 97-98). Stattdessen enthielt das Diskussionspapier zur Über-
arbeitung von IAS 19 aus dem Jahr 2008 (vgl. Fn. 176), wie bereits angetönt, eine grundlegend 
neue Abgrenzung zwischen beitrags- und leistungsbasierten Zusagen, welche unter anderem den 
Cash Balance Plänen Rechnung tragen sollte. Da die vorgeschlagene Anpassung aber nicht in den 
neuen Standard aus dem Jahr 2011 übernommen wurde, hat sich in einigen Rechtssystemen, wel-
che von Cash Balance Plänen betroffen sind, mittlerweile von selbst eine einheitliche Vorge-
hensweise herauskristallisiert. In Deutschland beispielsweise durch den Vorschlag der deutschen 
Aktuare, vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 108-109. 
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Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass Cash Balance Pläne, bei denen 
die Kapitalkonti nicht an einen externen Versorgungsträger ausgelagert werden, immer 
leistungsorientiert zu bilanzieren sind.283 Wenn eine Auslagerung erfolgt, ist die ent-
scheidende Frage, ob für den Arbeitgeber in Zukunft das Risiko einer Nachschuss-
pflicht besteht. Für Cash Balance Pläne mit einer zugesagten Mindestverzinsung wird 
dies in der Draft Interpretation bejaht,284 bei einer variablen Verzinsung ist eine Klas-
sifikation jedoch sehr schwierig vorzunehmen, weshalb auf die konkreten Verhältnisse 
abgestützt werden muss.285 

Neben der Klassifikation ist auch die daraus folgende Bilanzierung und Bewertung 
von Cash Balance Plänen äusserst problematisch. Das IFRIC hat hierfür mit der Draft 
Interpretation D9 den sogenannten Fixed / Variable Approach geschaffen, wonach die 
Pläne in Abhängigkeit davon bewertet werden sollen, ob sie eine fixe oder variable 
Verzinsung zusagen.286 In der Praxis wird jedoch auch der sogenannte Deconstruction 
Approach diskutiert, bei dem der Plan in die drei Komponenten beitragsorientierter 
Teil, leistungsorientierter Teil sowie eine embedded guarantee, das heisst eine ent-
sprechend eingebettete Option, aufgeteilt wird.287 

 

2.2.5.2 Gemeinschaftspläne 

Für die vorliegende Arbeit ebenfalls von Interesse sind sogenannte konzernübergrei-
fende Gemeinschaftspläne mehrerer Arbeitgeber (Multi-Employer Plans), da sie Risi-
ken aus einem einzigen Vorsorgeplan auf mehrere rechtlich getrennte Einheiten vertei-
len. Ein Multi-Employer Plan liegt gemäss IAS 19.8 vor, wenn durch mehrere nicht 

                                              
283  Da die Auslagerung an einen externen Versorgungsträger ein zwingendes Kriterium für beitrags-

orientierte Pläne darstellt. Vgl. Kapitel 2.2.2 sowie Spanheimer & Ebel, 2004, S. 2433-2436. 
284  Vgl. IFRIC D92004.3, womit der Plan auf jeden Fall leistungsorientiert zu bilanzieren ist. Dies 

bestätigt auch IAS 19.29(b). 
285  Entscheidend ist schlussendlich, wer die Vorsorgeleistungen zusagt. Erhält der Vorsorgenehmer 

die Leistungszusage vom Arbeitgeber, ist der Plan leistungsorientiert zu bilanzieren, erhält er sie 
jedoch vom externen Versorgungsträger, erfolgt eine beitragsorientierte Bilanzierung, vgl. 
Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 99-100. 

286  Vgl. IFRIC D92004.4-17 und Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 100-105. 
287  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 105-106. Das Problem der korrekten Bewertung ist da-

mit aber bis heute grundsätzlich ungelöst. Aus diesem Grund hat das IFRIC die Thematik im 
Frühjahr 2012 wieder aufgenommen und an verschiedenen Sitzungen diskutiert (vgl. IFRIC, 
2012a; IFRIC, 2012b; IFRIC, 2012c und IFRIC, 2012e). Bis zum Abschluss der vorliegenden 
Arbeit lässt sich jedoch keine verlässliche Aussage zum weiteren Vorgehen machen, eine nächste 
Draft Interpretation soll im Januar 2013 folgen (vgl. IFRIC, 2012e, S. 2). 
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verbundene Unternehmen gemeinschaftlich Vermögenswerte ausgelagert werden (as-
set pooling), um damit Vorsorgeleistungen an die Mitarbeiter der angeschlossenen Un-
ternehmen zu erbringen.288 IAS 19.32 hält dazu grundlegend fest, dass auch diese Plä-
ne in einem ersten Schritt als beitrags- oder leistungsorientiert zu klassifizieren und 
anschliessend entsprechend zu bilanzieren sind. 

Bei einer leistungsorientierten Klassifikation sind grundsätzlich die Vorschriften zur 
Bilanzierung von leistungsorientierten Vorsorgeplänen anzuwenden (IAS 19.33). 
Konkret bedeutet dies, dass jeder am Plan angeschlossene Arbeitgeber den auf ihn ent-
fallenden Anteil an DBO, Planvermögen und Vorsorgeaufwand leistungsorientiert zu 
bilanzieren bzw. in der Erfolgsrechnung zu erfassen hat (IAS 19.33(a)). Bei einer bei-
tragsorientierten Klassifikation kommen konsequenterweise die Vorschriften zur Bi-
lanzierung von beitragsorientieren Plänen zum Zug.289 

Dieses Vorgehen kann allerdings in zwei Fällen zu Problemen führen: Einerseits sind 
Situationen denkbar, in welchen die für eine leistungsorientierte Bilanzierung notwen-
digen Informationen für den Arbeitgeber gar nicht ermittelbar sind (IAS 19.34).290 
Andererseits ist es möglich, dass die Informationen zwar verfügbar sind, der Anteil an 
DBO, Planvermögen und Vorsorgeaufwand, welcher auf den Arbeitgeber entfällt, je-
doch nicht verlässlich ermittelt werden kann (IAS 19.36).291 In beiden Situationen ist 
gemäss IAS 19.34(a) und 19.36 das Problem so zu lösen, dass der zugrundeliegende 
Plan beitragsorientiert bilanziert wird. IAS 19.37 hält allerdings explizit fest, dass bei 
Vorliegen einer vertraglichen Vereinbarung, wonach der Arbeitgeber für die Unterde-
ckung des Plans haftet oder von der Überdeckung profitiert, erfolgswirksam eine ent-
sprechende Rückstellung zu bilden bzw. ein Vermögenswert anzusetzen ist. Zudem ist 
laut IAS 19.39 zu beachten, dass für sämtliche Verpflichtungen aus einem Ausstieg 
des Arbeitgebers aus dem Plan eine Bilanzierung gemäss IAS 37 zu erfolgen hat.292 

                                              
288  Unter der zusätzlichen Voraussetzung, dass die Beiträge und Leistungen unabhängig von der 

Unternehmenszugehörigkeit der versicherten Person festgelegt werden (IAS 19.8). 
289  Vgl. Kapitel 2.2.3. In aller Regel sind damit lediglich die an die Vorsorgeeinrichtung geleisteten 

Beiträge als Aufwand zu erfassen. 
290  Entsprechende Informationen sind nur verfügbar, wenn die Vorsorgeeinrichtung diese auch ermit-

telt. Aus Sicht von IAS 19 kann jedoch nicht auf die Rechnungslegung der Vorsorgeeinrichtung 
geschlossen werden. 

291  Gemäss IAS 19.36 kann dies entweder dadurch eintreten, dass der entsprechende Anteil schwankt 
(beispielsweise weil darin auch versicherungsmathematische Risiken für Vorsorgenehmer anderer 
Arbeitgeber enthalten sind) oder dadurch, dass der Arbeitgeber keinen Zugang zu der entspre-
chenden Information erhält. 

292  Vgl. IAS 37 Rückstellungen, Eventualschulden und Eventualforderungen. 
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3 Risk-Sharing aus Sicht der Rechnungslegung 

3.1 Formen und Herkunft von Risk-Sharing 

3.1.1 Einleitung 

Neben der im vorhergehenden Kapitel dargestellten Neuregelung und Überarbeitung 
des IAS 19 hat das IASB mit der angepassten Version des Standards im Sommer 2011 
auch inhaltlich neue Vorschriften zum sogenannten Risk-Sharing übernommen. Diese 
werden nachfolgend ausführlich dargestellt und diskutiert. 

Erstmals aufgetaucht ist die Thematik des Risk-Sharing im Rahmen des Exposure 
Draft aus dem Jahr 2010.293 Konkret ging das Board an zwei Stellen auf das Problem 
ein: Zunächst sollte im Rahmen der allgemeinen Erläuterungen zur Bewertung der 
Vorsorgeverpflichtung und des Vorsorgeaufwandes ein neuer Absatz mit folgendem 
Text ergänzt werden: 

„Contributions by employees to the ongoing cost of the plan reduce the amount of the 
current service cost recognised as an expense by the entity. The present value of con-
tributions that will be receivable from employees in respect of current service cost or 
past service cost are included in the determination of the defined benefit obligation. 
The measurement of the defined benefit obligation includes the effect of any require-
ment for employees to reduce or eliminate an existing deficit.” (IAS 19ED2010.64A). 

Während der erste Teil des Absatzes damit auf aktuelle oder zukünftige Beiträge der 
Arbeitnehmer zu den laufenden und / oder vergangenen Kosten des Vorsorgeplans 
einging, wies der letzte Satz erstmals auf ein eigentliches Risk-Sharing hin. Allerdings 
liess sich an dieser Stelle noch argumentieren, dass Beiträge von Arbeitnehmern nur 
dann in der DBO zu erfassen wären, wenn bereits eine Unterdeckung vorläge. Damit 
würde es sich wiederum um Beiträge der Arbeitnehmer, welche zwar erst in Zukunft 
bezahlt werden, aber der aktuellen Periode zuzuordnen wären, und nicht um eine Auf-
teilung von Risiken, welche erst in Zukunft eintreten werden, handeln. 

                                              
293  Vgl. ED/2010/3 “Defined Benefit Plans: Proposed Amendments to IAS 19” oder auch Fn. 180. 

Das Diskussionspapier mit vorläufigen Ansichten zur Änderung von IAS 19 aus dem Jahr 2008 
(vgl. Fn. 176) enthielt keinerlei Informationen zur Thematik. Dies ist insofern erstaunlich, als die-
ses Papier eigentlich für einen grundlegenden Meinungsaustausch und das Anstossen einer Dis-
kussion über die weitere Entwicklung des Standards gedacht war und der später folgende Expo-
sure Draft die zu bearbeitende Themenbreite einschränken sollte. 



78  Risk-Sharing aus Sicht der Rechnungslegung 

Anders sah die Lage jedoch bei den Vorschlägen zur Überarbeitung der Hinweise zu 
den versicherungsmathematischen Annahmen aus. IAS 19 hielt bereits vor der 
Überarbeitung fest: 

„If the formal terms of a plan (or a constructive obligation that goes beyond those 
terms) require an entity to change benefits in future periods, the measurement of the 
obligation reflects those changes.” (IAS 19R2004.85). 

Als mögliches Beispiel für derartige Situationen sollte laut Exposure Draft neu fol-
gender Text hinzugefügt werden: 

„Benefits vary in response to a performance target or other criteria. For example, the 
terms of the plan may state that it will pay reduced benefits or require additional con-
tributions from employees if the plan assets are insufficient. The measurement of the 
obligation reflects the best estimate of the effect of the performance target or other 
criteria.” (IAS 19ED2010.85(c)). 

Aus diesem Absatz liess sich erstmals ableiten, dass die Berechnung der DBO auch 
Beiträge von Arbeitnehmern berücksichtigen muss, welche in Zukunft für eine Unter-
deckung geleistet werden, welche erst zukünftig eintreten wird. Damit würde das Risi-
ko einer Unterdeckung auch aus Sicht der DBO zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer geteilt. Diese Argumentation wurde gestützt durch die Basis for Conclusion, in-
dem das Board erklärte: 

„Some defined benefit plans include features that share the benefits of a surplus or the 
cost of a deficit between the employer and plan participants. […] Such features share 
risk between the entity and plan participants.” (IAS 19ED2010.BC92)294 

Weiter hielt das Board fest, dass Vorsorgepläne, welche das arbeitgebende Unterneh-
men irgendwelchen Risiken aussetzt, auf jeden Fall als leistungsorientiert zu bilanzie-
ren seien und die DBO dann konsequenterweise auch die bestmögliche Schätzung aller 
Kosten enthalten müsse, welche notwendig sind, um den zugesagten Vorsorgean-
spruch zu erfüllen (IAS 19ED2010.BC95). Aus diesem Grund kam das IASB zum 
Schluss, dass Leistungsmerkmale, welche Risiken zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer teilen, in die Berechnung der DBO mitaufgenommen werden müssen. 

                                              
294  An dieser Stelle ging das IASB auch auf die Frage ein, weshalb die Thematik des Risk-Sharing 

überhaupt in den Exposure Draft aufgenommen wurde. So hatten offenbar verschiedene IFRS-
Anwender das Board darüber informiert, dass die Praxis der Rechnungslegung von Plänen, wel-
che derartige Leistungsmerkmale enthalten, variierte und deshalb weiterführende Informationen 
zum Umgang damit wünschenswert wären (ED IAS 19.BC93-94). 
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Allerdings wies das Board bereits zu diesem Zeitpunkt deutlich darauf hin, dass es 
sich bei den Angaben nicht um eine Neuregelung, sondern lediglich um eine Klarstel-
lung bereits zuvor gültiger Vorschriften handelte (IAS 19ED2010.BC96). 

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Exposure Draft stiessen die Vorschriften denn 
auch kaum auf Ablehnung.295 In den eingereichten Comment Letter wurde die Absicht 
des IASB, die Abbildung von Risk-Sharing klarer zu regeln, grundsätzlich begrüsst. 
Einzelne Eingaben zum Draft kritisierten jedoch zum einen, dass die neuen Vorschrif-
ten zu wenig konkret und greifbar seien, um sie in der Praxis anwenden zu können. 
Hier entstand der Wunsch nach einer weiteren Überarbeitung und vor allem nach kon-
kreten Hinweisen zu den praktischen Auswirkungen der Vorschriften.296 Zum anderen 
warfen einige Kommentierungen die Frage auf, ob sich die Vorschriften zum Risk-
Sharing tatsächlich dazu eigneten, im Rahmen einer vorläufigen Überarbeitung des 
Standards aufgegriffen zu werden, oder ob sie nicht in einer fundamentalen Neurege-
lung des IAS 19 besser aufgehoben wären.297 Insbesondere IFRS-Anwender aus den 
Niederlanden gaben zu bedenken, dass sich die Konsequenzen aus einem Risk-Sharing 
unter der weiterhin aufrecht zu erhaltenden Unterscheidung von beitrags- und leis-
tungsorientierten Plänen kaum den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen ent-
sprechend bilanzieren liessen.298 

                                              
295  Vgl. IASB, 2010, S. 17. Dieses pauschale Urteil ist allerdings insofern zu relativieren, als viele 

Adressaten des Draft von den neuen Vorschriften gar nicht betroffen sein dürften. So gesehen 
handelt es sich bei der Zustimmung viel mehr um eine grundsätzlich positive Würdigung der all-
gemeinen Stossrichtung des IASB und nicht um ein inhaltlich differenziertes Urteil. 

296  Vgl. dazu beispielhaft die Comment Letter von EFRAG, 2010, S. 12; KPMG, 2010, S. 11 und 
Mercer, 2010, S. 12. Allerdings gab es hierzu auch Gegenstimmen: Ohne genauer auf die Her-
kunft der entsprechenden Aussage einzugehen, zitierte das IASB bei seinem Meeting vom 01. 
und 02. Februar 2011 eine Antwort, welche „[…] suggested that freedom should be given to an 
entity to present its arrangements in the way that most appropriately reflects the circumstances of 
its plan” Vgl. IASB, 2011, S. 5. 

297  Vgl. IASB, 2010, S. 17. 
298  Vgl. dazu beispielsweise den Comment Letter des Chemie-Giganten DSM: „We agree that clari-

fication of risk sharing and conditional indexation features is vital as they should be incorporated 
into the determination of the best estimate of the defined benefit obligation. However, we have se-
rious doubts whether the overall approach proposed, with its basis on the old DB/DC distinction, 
could adequately reflect the manner in which many plans share the risks between employers and 
employees. The measurement requirements in no way deal adequately with the spectrum of risk-
sharing that has evolved in plans – especially hybrid plans – over recent years, and an essential 
first step must be to resolve these inadequacies before presentation matters can be properly ad-
dressed, with risk sharing and conditional indexation being considered more fully in the meas-
urement of the pension obligation” (DSM, 2010, S. 8). Ähnlich äusserten sich auch ING, 2010, S. 
2; Dutch Accounting Standards Board [DASB], 2010, S. 1-4 und Ministry of Social Affairs and 
Employment, 2010, S. 2-3. 
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Insgesamt hatten diese Hinweise zur Folge, dass die Bestimmungen zum Risk-Sharing 
während der anschliessenden Überarbeitung der Vorschläge aus dem Exposure Draft 
sehr ausführlich und umfangreich diskutiert wurden.299 Im Endeffekt war das IASB 
aber der Meinung, sämtlichen Kritikpunkten genügend Rechnung getragen zu haben 
(IAS 19.BC145) und übernahm die angepassten Bestimmungen zum Risk-Sharing in 
den definitiv verabschiedeten Standard. 

 

3.1.2 Bestimmungen zum Risk-Sharing 

Die neuen Vorschriften zum Risk-Sharing finden sich im Bereich „Actuarial Assump-
tions: Salaries, Benefits and Medical Cost“ (IAS 19.87-98) und damit bei den Vor-
schriften zu leistungsorientierten Zusagen. Wie bereits dargelegt, verlangt die Bilan-
zierung leistungsorientierter Pläne die Berechnung eines Barwerts der DBO.300 IAS 
19.66 hält dazu grundlegend fest: 

„The ultimate cost of a defined benefit plan may be influenced by many variables, such 
as final salaries, employee turnover and mortality, employee contributions and medi-
cal cost trends. The ultimate cost of the plan is uncertain and this uncertainty is likely 
to persist over a long period of time”. 

Um diese Unsicherheit zu überwinden, ist ein versicherungsmathematisches Bewer-
tungsverfahren notwendig, mit dessen Hilfe die Leistungen aus der Vorsorge für die 
Arbeitnehmer periodengerecht auf den Bilanzierungszeitraum verteilt werden (attribu-
tion of benefits to periods of service). Damit sind zwingendermassen versicherungsma-
thematische Annahmen zu treffen, welche in ihren Grundzügen bereits erläutert wor-
den sind.301 Neben den bereits bekannten demografischen und ökonomischen Parame-
tern halten die neuen Vorschriften unter dem oben genannten Titel aber erstmals auch 
sogenannte Risk-Sharing Features als Bestandteil der versicherungsmathematischen 
Annahmen fest.302 

                                              
299  Beispielsweise nachzulesen im Staff Paper zur Diskussion der Risk-Sharing Features für das 

IASB Meeting vom 01. und 02. Februar 2011 (Vgl. IASB, 2011). 
300  Vgl. Kapitel 2.2.4. 
301  Zu unterscheiden sind demografische und ökonomische Annahmen, vgl. Kapitel 2.2.4. 
302  Gemäss Aufzählung in IAS 19.76(b) zählen diese zu den ökonomischen Bewertungsparametern. 

Es ist allerdings zu berücksichtigen, dass der Begriff des Risk-Sharing nicht wortwörtlich im 
Standard Niederschlag findet. Stattdessen wird auf die einzelnen Konsequenzen der geteilten Ri-
siken eingegangen und der Begriff findet sich nur in den Basis for Conclusions. 
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Dazu wurde einerseits die Generalnorm in IAS 19.87 um zwei Unterpunkte ergänzt:303 

„An entity shall measure its defined benefit obligations on a basis that reflects: […] 

(c) the effect of any limit on the employer’s share of the cost of the future benefits; 

(d) contributions from employees or third parties that reduce the ultimate cost to the 
entity of those benefits;” 

Diese Vorschriften werden in IAS 19.91-94 weiter konkretisiert. So bezieht sich IAS 
19.91 auf IAS 19.87(c) und hält fest: „Some defined benefit plans limit the contribu-
tions that an entity is required to pay. The ultimate cost of the benefits takes account of 
the effect of a limit on contributions.” Der Effekt aus dieser Beitragsbegrenzung ist 
dabei über das Kürzere aus der erwarteten Restlaufzeit des Vorsorgeplans und der ge-
schätzten Lebensdauer des Unternehmens zu verteilen (IAS 19.91). Mit dieser Vor-
schrift soll gemäss IAS 19.BC150(d) zum einen sichergestellt werden, dass es sich um 
einen langfristigen und permanenten Effekt handelt und zum anderen, dass die Diffe-
renz zwischen Dienstzeitaufwand und Beitragsbegrenzung nicht lediglich zu einer 
temporären Abgrenzung verkommt. Gleichzeitig verrät diese Ergänzung auch viel über 
die Herkunft der Vorschrift, ähnelt sie doch sehr stark der Regelung in IFRIC 14.304 
Dass es sich dabei nicht um einen Zufall handelt, zeigt das Staff Paper zum IASB 
Meeting vom 01. und 02. Februar 2011, bei welchem die entsprechenden Vorschriften 
diskutiert worden sind.305 Der Staff informierte dabei das Board darüber, dass „[…] 
some respondents noted that there may be a limit on the maximum amount of contribu-
tions that an employer could be required to pay”306. Aus Sicht des Staff würde es sich 
dabei um das Gegenteil eines minimum funding requirement gemäss IFRIC 14, also 
quasi um ein maximum funding requirement, handeln. Als Konsequenz aus dieser 
Überlegung schlug der Staff folgendes vor: „Similarly to how a minimum funding re-
quirement limits the asset that can be recognized in the case of a surplus, the staff 
thinks that a maximum funding requirement would limit a liability to be recognized in 
the case of a deficit.“307 Entsprechend sei der Effekt dabei über das Kürzere aus der 
erwarteten Restlaufzeit des Vorsorgeplans und der geschätzten Lebensdauer des Un-
ternehmens zu verteilen. 

                                              
303  Die Vorgängerversion der Bestimmung findet sich in IAS 19R2004.83. 
304  Vgl. Kapitel 2.2.4 sowie Fn. 268. 
305  Vgl. IASB, 2011. 
306  IASB, 2011, S. 21. 
307  IASB, 2011, S. 21. 
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Weitaus brisanter als der eigentliche Inhalt dieser Vorschrift ist jedoch deren Ur-
sprung. Zu den vom Staff genannten „some respondents“ dürfte insbesondere auch die 
Schweizerische Treuhand-Kammer gehören. Diese hatte einen Zusatzkommentar zum 
bereits eingereichten Comment Letter zum Exposure Draft aus dem Jahr 2010 erstellt, 
welcher sich explizit mit den Konsequenzen des Risk-Sharing für Schweizer Vorsor-
gepläne befasste, und an das IASB versandt.308 Ziel war es dabei, dem Board einer-
seits die Besonderheiten von Schweizer Vorsorgeplänen aufzuzeigen und andererseits 
genauere Hinweise zur Anwendung der Vorschriften zum Risk-Sharing zu erhalten. 
Die zusätzliche Eingabe schien zumindest für den Staff von grossem Interesse zu sein 
und wurde für die bereits erwähnte Sitzung vom Februar 2011 neben den Niederlanden 
als jursdiction-specific comments in das Arbeitspapier mitaufgenommen.309 Im Laufe 
der Kommunikation schien es allerdings zu einem Missverständnis gekommen zu sein. 
So beginnt der Kommentar zur Schweiz mit dem Satz: „In Switzerland, by law an enti-
ty cannot be required to cover more than 50% of any deficit.“310 Die Erklärung der 
Treuhand-Kammer, dass nach Schweizer Vorsorgerecht der Arbeitgeber grundsätzlich 
mindestens 50% der Sanierungsbeiträge zur Behebung einer Unterdeckung einbringen 
muss, schien beim Staff bzw. beim IASB den Eindruck erweckt zu haben, der Beitrag 
sei gesetzlich auf 50% beschränkt.311 Die aus diesem Sachverhalt abgeleitete Vor-
schrift ist damit – insbesondere aus Schweizer Sicht – aus zweierlei Gründen kritisch 
zu betrachten: Zum einen handelt es sich bei der Vorschrift im BVG viel mehr um eine 
Beitragsunter- als eine Beitragsoberbegrenzung, IAS 19.91 geht jedoch implizit von 
einer Obergrenze aus. Zum anderen fragt sich, wieso eine Begrenzung der Beiträge zur 
Behebung einer Unterdeckung einer Maximaldotierung gleichkommen soll. So sind 
durchaus Situationen denkbar, in denen ein Plan eine Mindestdotierung verlangt, im 

                                              
308  Der Zusatzkommentar ist leider weder beim IASB noch bei der Treuhand-Kammer offiziell ver-

fügbar, liegt dem Autor aber im Entwurf vor. 
309  Vgl. IASB, 2011, S. 8-9. 
310  IASB, 2011, S. 8. 
311  Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.1.4.3. Hier zu argumentieren, dass ein höherer Anteil gemäss 

Art. 66 BVG vom Einverständnis des Arbeitgebers abhängig gemacht wird, wäre nicht richtig, da 
es sich bei den in Art. 66 BVG genannten Beiträgen um ordentliche Beiträge und nicht um Sanie-
rungsbeiträge zu handeln scheint. Richtig ist hingegen, dass sich aus der Formulierung „mindes-
tens gleich hoch“ (Art. 65d Abs. 3 Lit. a BVG) ableiten liesse, dass – rein juristisch betrachtet – 
ein Arbeitgeber nicht zu einem höheren Anteil gezwungen werden kann. Diese Argumentation 
berücksichtigt allerdings nur die legal obligation und vernachlässigt damit die Existenz einer 
constructive obligation. Sie käme also nur für Arbeitgeber in Frage, welche nachweisen können, 
dass sie sich, beispielsweise aufgrund von reglementarischen Bestimmungen und ihrem Verhalten 
in der Vergangenheit, tatsächlich nur zu 50% an der Behebung einer Unterdeckung beteiligen. 
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Falle einer Unterdeckung (das heisst eben genau dann, wenn die Mindestdotierung, 
beispielsweise aufgrund von Wertschwankungen im Planvermögen, nicht mehr er-
reicht ist) den Anteil der Sanierungsbeiträge eines Arbeitgebers aber gegen oben be-
grenzt. Auf die Anwendbarkeit dieser Vorschrift in der Schweiz wird deshalb noch 
weiter einzugehen sein.312 

Weniger problembehaftet ist die Vorschrift in IAS 19.87(d). Im Vordergrund steht hier 
eine klare Trennung der Beiträge nach ihrer Entstehung bzw. eine korrekte Zuweisung 
in die Bilanz und / oder Erfolgsrechnung. So hält IAS 19.92 fest: 

„Some defined benefit plans require employees or third parties to contribute to the 
cost of the plan. […] An entity considers whether third-party contributions reduce the 
cost of the benefits to the entity, or are a reimbursement right […]” 

Zunächst sind damit Beiträge der Arbeitnehmer oder einer Drittpartei von sogenannten 
Rückvergütungen (reimbursement) zu unterscheiden. Nur erstgenannte werden in die 
Berechnung der Vorsorgeverpflichtung miteinbezogen, da Rückvergütungen im Rah-
men der Vorschriften zum Planvermögen geregelt sind.313 Die zu berücksichtigenden 
Beiträge können dabei verpflichtend, das heisst basierend auf einer Vorschrift im Vor-
sorgeplan (set out in the formal terms of a plan) oder einer faktischen Verpflichtung 
(constructive obligation), oder freiwillig (discretionary) erfolgen. Dabei gelten folgen-
de Vorschriften (vgl. auch den Entscheidungsbaum in Abbildung 3.1):314 

• Freiwillige (discretionary) Beiträge reduzieren den Dienstzeitaufwand 
der Periode, in welcher sie geleistet werden (IAS 19.92). 

• Verpflichtende Beiträge, die im Zusammenhang mit der Dienstzeit des 
Arbeitnehmers auftreten (linked to service), reduzieren den Dienstzeit-
aufwand.315 Sie werden dabei als „negative Leistung“ (negative benefit) 
gemäss IAS 19.70 über die Dienstzeit des Arbeitnehmers verteilt (IAS 
19.93).316 

 

                                              
312  Vgl. Kapitel 3.3. 
313  Konkret finden sich die entsprechenden Vorschriften in IAS 19.116-119, vgl. Fn. 233. 
314  Immer unter der Annahme, dass es sich nicht um Rückvergütungen gemäss IAS 19.116 handelt. 
315  Unabhängig davon, ob sie aufgrund einer Vorschrift im Vorsorgeplan oder einer faktischen Ver-

pflichtung entstehen (IAS 19.92). 
316  D.h. es wird jeweils der Nettoeffekt aus dem eigentlichen Dienstzeitaufwand, korrigiert um die 

Beiträge der Arbeitnehmer, auf die Perioden verteilt (IAS 19.93). 
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• Verpflichtende Beiträge, welche nicht im Zusammenhang mit der 
Dienstzeit des Arbeitnehmers stehen, reduzieren die Neubewertung der 
Nettovorsorgeverpflichtung oder des Nettovorsorgevermögenswertes 
(remeasurements of the net defined benefit liabilty / asset).317 Als Bei-
spiel für Beiträge, welche nicht im Zusammenhang mit der Dienstzeit 
des Arbeitnehmers stehen, werden dabei explizit Sanierungsbeiträge zur 
Behebung einer Unterdeckung genannt (IAS 19.93). 

 

Abbildung 3.1: Vorgehen zur Bilanzierung von Beiträgen gemäss IAS 19.87(d)318 

 

IAS 19.94 hält ergänzend fest, wie mit Veränderungen von Beiträgen umzugehen ist, 
die im Dienstzeitaufwand zu erfassen sind,319 während IAS 19.BC150(a) die Vertei-
lung der Beiträge, welche im Zusammenhang mit der Dienstzeit des Arbeitnehmers 
auftreten, konkretisiert.320 

                                              
317  Wiederum unabhängig davon, ob sie aufgrund einer Vorschrift im Vorsorgeplan oder einer fakti-

schen Verpflichtung entstehen (IAS 19.92). 
318  Quelle: Eigene Darstellung, Inhalte aus IAS 19.92-93. 
319  Konkret stellt sich die Frage, ob diese als Dienstzeitaufwand oder als versicherungsmathemati-

sche Gewinne / Verluste erfasst werden (IAS 19.94). 
320  Hier ist entweder der Planformel zu folgen oder die Verteilung auf einer straight-line basis vor-

zunehmen (IAS 19.BC150(a)). 
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Neben den Vorschriften in IAS 19.87(c) und (d) wurde andererseits auch IAS 19.88 
um das Beispiel (c) erweitert, welches sich wiederum auf IAS 19.87(a) bezieht:321 

“Actuarial assumptions reflect future benefit changes that are set out in the formal 
terms of a plan (or a constructive obligation that goes beyond those terms) at the end 
of the reporting period. This is the case if, for example: […] 

(c) benefits vary in response to a performance target or other criteria. For example, 
the terms of the plan may state that it will pay reduced benefits or require additional 
contributions from employees if the plan assets are insufficient. The measurement of 
the obligation reflects the best estimate of the effect of the performance target or other 
criteria.” 

Wie sich zeigt, wurde dieses ergänzende Beispiel unverändert aus dem Exposure Draft 
übernommen. Aus dem Absatz lässt sich somit erstmals ableiten, dass die Berechnung 
der DBO auch Beitragserhöhungen oder Leistungsreduktionen von Arbeitnehmern 
berücksichtigen muss, welche in Zukunft aufgrund einer Unterdeckung vorgenommen 
werden. Damit wird das Risiko einer Unterdeckung zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer geteilt. Diese Argumentation wird gestützt durch die Basis for Conclusion, 
indem das Board erklärt: 

“Some defined benefit plans include features that share the benefits of a surplus or the 
cost of a deficit between the employer and the plan participants. […] Such features 
share risk between the entity and the plan participants and affect the ultimate cost of 
the benefits.” (IAS 19.BC144) 

Diese Schlussfolgerung geht somit über das Beispiel in IAS 19.88(c) hinaus und be-
zieht neben einer Unter- auch eine Überdeckung in den Begriff des Risk-Sharing mit 
ein. Dieses Vorgehen ist aus zweierlei Gesichtspunkten erstaunlich: 

• Zum einen ist weder in IAS 19.88(c) noch in den vorhergehend darge-
stellten Vorschriften aus dem Standard die Rede von einer Überdeckung. 
Das heisst, bei den Erklärungen in IAS 19.87-98 wird immer auf zusätz-
liche Beiträge der Arbeitnehmer oder Leistungsreduktionen (und damit 
auf eine Unterdeckung), nicht aber auf Beitragsreduktionen oder Leis-
tungserhöhungen eingegangen. Die Situation der Überdeckung wird da-
mit nicht behandelt. 

                                              
321  Die Vorgängerversion hierzu findet sich in IAS 19R2004.85. 
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• Zum anderen ist dies, wie bereits erwähnt, auch die einzige Stelle in den 
Vorschriften des IASB, welche den Terminus des Risk-Sharing tatsäch-
lich nennt und ansatzweise erklärt. Eine eigentliche Definition suchen 
die IFRS-Anwender hingegen vergeblich. 

In Bezug auf den erst genannten Punkt ist erklärend darauf hinzuweisen, dass das Vor-
gehen bei einer Überdeckung an anderer Stelle im Standard ausführlich und insbeson-
dere mit weiteren Vorschriften geregelt wird.322 So darf nach IAS 19.64 als Vermö-
genswert lediglich der tiefere Betrag aus der ermittelten Überdeckung und dem Bar-
wert des wirtschaftlichen Nutzens daraus (present value of any economic benefits) an-
gesetzt werden. Ein wirtschaftlicher Nutzen kann dabei entweder aus einer Rückzah-
lung von Mitteln aus dem Vorsorgeplan oder einer zukünftigen Beitragsreduktion be-
stehen (IAS 19.8). Steht nun die Überdeckung teilweise oder insgesamt nicht dem Ar-
beitgeber sondern beispielsweise den Arbeitnehmern zu, reduziert sich der wirtschaft-
liche Nutzen für den Arbeitgeber um den Anteil, welcher auf die Arbeitnehmer ent-
fällt. Im Extremfall, zum Beispiel wenn der Arbeitgeber gar keinen Nutzen aus der 
Überdeckung gewinnt, beträgt er gar Null, womit kein Aktivum angesetzt werden darf. 
Damit enthält die Vorschrift zum Asset Ceiling implizit genau die oben genannte Re-
gelung des Risk-Sharing im Falle einer Überdeckung.323 

Weniger offensichtlich sind die Motive des IASB in Bezug auf den zweitgenannten 
Punkt. Im Sinne einer Vermutung kann davon ausgegangen werden, dass aus Sicht des 
Board die inhaltliche Bedeutung der Vorschriften und nicht deren Benennung im Vor-
dergrund stand. Da der Terminus des Risk-Sharing im Haupttext des Standards keine 
Erwähnung findet, ist es – selbst bei einer allfälligen Überarbeitung des Standards – 
durchaus vertretbar, auf eine eigentliche Definition zu verzichten. Nichtsdestotrotz 
kann die Erklärung in IAS 19.BC144 als eigentliche Definition des Begriffs herange-
zogen werden. 

 

                                              
322  Vgl. die Erläuterungen zum sogenannten Asset Ceiling in Kapitel 2.2.4. 
323  Es bleibt allerdings kritisch anzumerken, dass es zum einen der Verständlichkeit der Vorschriften 

gedient haben dürfte, die Behandlung einer Überdeckung aus Sicht des Risk-Sharing nicht nur in 
den Basis for Conclusion sondern auch im Haupttext des Standards zu erwähnen. Zum andern 
zeigt diese Argumentation, dass im Falle einer Überdeckung bereits unter den bisher gültigen 
Vorschriften ein eigentliches Risk-Sharing vorgesehen war. Aus Sicht des IASB dürfte dies je-
doch kein Problem sein, da bereits im Exposure Draft darauf hinwiesen wurde, dass sämtliche 
Vorschriften zum Risk-Sharing lediglich eine Klarstellung bereits zuvor gültiger Vorschriften und 
keine eigentliche Neuregelung darstellen (IAS 19ED2010.BC96). 
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Wie einleitend bereits erwähnt, liegt diese Definition auch der vorliegenden Arbeit und 
den nun folgenden Ausführungen zugrunde: 

„Unter Risk-Sharing ist die Eigenschaft eines Vorsorgeplans zu verstehen, dass der 
Nutzen aus einer Überdeckung bzw. die Kosten aus einer Unterdeckung zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmern geteilt werden.“324 

Ein Verweis auf die entsprechenden Ausführungen in den Basis for Conclusion kann 
insbesondere auch für IFRS-Anwender sinnvoll sein, welche von den Vorschriften 
betroffen sind, um den Adressaten der Jahresrechnung den Begriff des Risk-Sharing zu 
erklären.325 

 

3.1.3 Anwendungsfragen 

3.1.3.1 Anwendbarkeit in der Schweiz 

Die zuvor aufgezeigten Vorschriften bilden zusammen mit den übrigen in Kapitel 2.2 
dargestellten Regelungsinhalten die Grundlagen zur Rechnungslegung von Vorsorge-
verpflichtungen in der Schweiz. Bei der Umsetzung der Vorschriften zeigt sich jedoch, 
wie in der Einleitung zur Arbeit bereits erwähnt, dass diese an verschiedenen Stellen 
Probleme bereitet. 

In einem ersten Schritt muss deshalb geklärt werden, ob die Vorschriften zum Risk-
Sharing in der Schweiz überhaupt Anwendung finden. Hier wird den IFRS-
Anwendern allerdings zum Verhängnis, dass eine eigentliche Definition des Begriffs 
fehlt. Zieht man jedoch die vorgängig festgelegte Begriffsbestimmung heran und ver-
gleicht diese mit den Ausführungen zum Schweizer Vorsorgerecht aus Kapitel 2.1, 
zeigt sich eine weitgehende Übereinstimmung:326 

                                              
324  IAS 19.BC144, eigene Übersetzung. 
325  Übrigens ebenfalls in den Basis for Conclusion geht das Board auf die insbesondere in den Nie-

derlanden geäusserte Kritik ein, wonach die aktuell gültige Unterscheidung zwischen beitrags- 
und leistungsorientierten Vorsorgeplänen mit den Bestimmungen zum Risk-Sharing nicht verein-
bar sei. Das Board ist hier der Meinung, dass das aktuelle Modell auf den Gesamtkosten der Leis-
tungen basiert und damit eine Teilung derselben sehr wohl berücksichtigt werden kann (IAS 
19.BC145). 

326  Dass die Vorschriften in der Schweiz anwendbar sein dürften, hat sich bereits in den Comment 
Letter zum Exposure Draft 2010 gezeigt, welche von Schweizer Unternehmen eingereicht wur-
den (vgl. Treuhand-Kammer, 2010; Schweizerische Kammer der Pensionskassenexperten [KPE], 
2010; SwissHoldings, 2010; Roche, 2010; Holcim, 2010; Nestlé, 2010; Credit Suisse, 2010; 
Syngenta, 2010 und UBS, 2010). 
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• Die gemeinschaftliche Organisation der beruflichen Vorsorge durch Ar-
beitgeber, Arbeitnehmer und Vorsorgeeinrichtung gehört zu den urtüm-
lichen Eigenschaften des Schweizer Vorsorgerechts. Insbesondere han-
delt es sich dabei nicht um freiwillige oder nur teilweise anwendbare 
Vorschriften, sondern um ein Grundverständnis der gesetzlichen Rege-
lungen. Dies zeigt sich beispielsweise dadurch, dass die obligatorische 
berufliche Vorsorge zwingendermassen rechtlich vom Arbeitgeber zu 
trennen und durch eine von Arbeitgeber und Arbeitnehmern paritätisch 
verwaltete Vorsorgeeinrichtung sicherzustellen ist. Insofern handelt es 
sich dabei um eine nicht bzw. kaum abwendbare Eigenschaft sämtlicher 
BVG-Vorsorgepläne.327 

• Das eigentliche Risk-Sharing wird auch bei der Verteilung der Kosten 
zur Behebung einer Unterdeckung erkennbar. Wie bereits dargelegt, 
kennt die Gesetzgebung in der Schweiz zahlreiche Massnahmen, welche 
im Falle einer Unterdeckung der Vorsorgeeinrichtung zu ergreifen sind. 
Ihnen allen gemeinsam ist, dass die Vorsorgeeinrichtung zwar in erster 
Linie eigenverantwortlich zu handeln hat, dass aber sowohl für aktive 
Versicherte und Rentner als auch für Arbeitgeber das Risiko besteht, 
durch zusätzliche Beiträge zur Reduktion der Unterdeckung beitragen zu 
müssen. Durch die daraus entstehende latente Nachschusspflicht entsteht 
eine Risikoteilung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern.328 

• Ähnlich verhält es sich bei der Frage, wer vom Nutzen einer Überde-
ckung der Vorsorgeeinrichtung profitiert. Obwohl kaum konkrete gesetz-
liche Vorschriften existieren, wird rasch klar, dass eine einseitige Nutz-
niessung ausgeschlossen ist. Dies zeigt sich einerseits dadurch, dass von 
einer Erhöhung der wirtschaftlichen Stabilität der Vorsorgeeinrichtung, 
beispielsweise durch das Anhäufen von Wertschwankungsreserven, so-
wohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer profitieren. Andererseits wurde 
ebenfalls deutlich, dass bei einer Beitragsbefreiung oder -reduktion so-
wohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber berücksichtigt werden müs-
sen.329 

                                              
327  Vgl. Kapitel 2.1.2. 
328  Vgl. Kapitel 2.1.4.3. 
329  Vgl. Kapitel 2.1.4.2. 
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Wie Kapitel 3.2 zeigen wird, ist insbesondere das (Mit-)Tragen von Risiken aus der 
beruflichen Vorsorge durch den Arbeitgeber ein zentrales Argument bei der Klassifi-
kation von Schweizer Vorsorgeplänen. Allerdings wird – zusammen mit den zuvor 
gemachten Angaben – gleichzeitig auch klar, dass der Arbeitgeber die Risiken kaum je 
alleine trägt. Zusammenfassend lässt sich daraus schliessen, dass die Vorschriften zum 
Risk-Sharing für einen Grossteil der Schweizer Vorsorgepläne Anwendung findet.330 

 

3.1.3.2 Anwendung in der Schweiz 

Damit stellt sich als Zweites die Frage, welche Vorschriften des Risk-Sharing konkret 
auf die Situation in der Schweiz anzuwenden sind. Hierzu steht zunächst die Regelung 
mit Hilfe der Beitragsoberbegrenzung nach IAS 19.87(c) zur Verfügung. Wie die Aus-
führungen dazu allerdings bereits gezeigt haben, ist die Vorschrift nicht für Schweizer 
Verhältnisse geeignet.331 Zum einen handelt es sich bei der Regelung in Art. 65d Abs. 
3 Lit. a BVG um eine Beitragsunterbegrenzung („mindestens gleich hoch“), während 
IAS 19.87(c) und 19.91 implizit von einer Beitragsoberbegrenzung ausgehen. Zum 
anderen kann nicht argumentiert werden, dass sich aus der Formulierung in Art. 65d 
Abs. 3 Lit. a BVG ableiten liesse, dass ein Arbeitgeber nicht zu einem Anteil von mehr 
als 50% gezwungen werden kann.332 Diese Argumentation wäre zwar rein formaljuris-
tisch richtig, würde allerdings nur die legal obligation berücksichtigen und damit die 
Existenz einer constructive obligation vernachlässigen. Sie käme also nur für Arbeit-
geber in Frage, welche nachweisen könnten, dass sie sich, beispielsweise aufgrund von 
reglementarischen Bestimmungen und ihrem Verhalten in der Vergangenheit, tatsäch-
lich nur zu 50% an der Behebung einer Unterdeckung beteiligen.333 

 
                                              
330  Von dieser Schlussfolgerung auszuschliessen sind einzig die in Kapitel 2.1 ebenfalls aufgezeigten 

Vorsorgelösungen, welche nicht die obligatorische, sondern lediglich die überobligatorische be-
rufliche Vorsorge abdecken. Zu denken ist hier beispielsweise an eine ergänzend (d.h. neben der 
eigentlichen beruflichen Vorsorge nach BVG) existierende Kaderversicherungskasse mit reinem 
Leistungsprimat, welche zur Finanzierung (allenfalls via Versicherer) einzig und allein auf den 
Arbeitgeber zurückgreift. In derartigen Fällen ist es durchaus denkbar, dass keine Risikoteilung 
vorgenommen wird. 

331  Vgl. Kapitel 3.1.2 und insbesondere Fn. 311. 
332  Hier zu argumentieren, dass ein höherer Anteil gemäss Art. 66 BVG vom Einverständnis des 

Arbeitgebers abhängig gemacht wird, wäre – wie in Fn. 311 bereits gesagt – nicht richtig, da es 
sich bei den in Art. 66 BVG genannten Beiträgen um ordentliche Beiträge und nicht um Sanie-
rungsbeiträge zu handeln scheint. 

333  Zudem ist unklar, auf welche Unterdeckung sich diese Begrenzung bezieht, vgl. Kapitel 3.1.3.3. 
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Alternativ ist damit die Vorschrift aus IAS 19.87(d) zur Berücksichtigung von Beiträ-
gen der Arbeitnehmer oder einer Drittpartei zu prüfen.334 Im Zusammenhang mit Ka-
pitel 2.1.3 zeigt sich allerdings, dass zwischen folgenden Arten von Beiträgen unter-
schieden werden muss: 

• Ordentliche Beiträge zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung 

• Ausserordentliche Beiträge (Sanierungsbeiträge) zur Behebung einer be-
stehenden Unterdeckung 

Die erstgenannten ordentlichen Beiträge zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung 
sind verhältnismässig einfach zu prüfen. Zur Berücksichtigung kommen hier allerdings 
nur die Beiträge der Arbeitnehmer in Frage, da sie dazu dienen, die Gesamtkosten für 
den Arbeitgeber zu reduzieren.335 Setzt man diese in den Entscheidungsbaum aus Ab-
bildung 3.1 ein, zeigt sich folgendes Bild: Um eine Rückvergütung (reimbursement) 
handelt es sich nicht, da die Beiträge nicht, wie in IAS 19.116 verlangt, dazu dienen, 
den Arbeitgeber für Ausgaben zu entschädigen, welche der Abgeltung eines Vorsor-
geplans dienen. Die Beiträge der Arbeitnehmer sind gesetzlich oder zumindest regle-
mentarisch fixiert (set out in the formal terms of the plan) und damit verpflichtend im 
Sinne von IAS 19.92 zu leisten.336 Zudem stehen sie im Zusammenhang mit der 
Dienstzeit der Arbeitnehmer (linked to service), da sie beispielsweise in Abhängigkeit 
des Beschäftigungsgrades oder des weiteren Verbleibens im Unternehmen bezahlt 
werden. Damit reduzieren sie einerseits die Defined Benefit Obligation und anderer-
seits den Dienstzeitaufwand, indem sie als „negative Leistung“ (negative benefit) ge-
mäss IAS 19.70 über die Dienstzeit des Arbeitnehmers verteilt werden (IAS 19.93). 

Die konkrete Umsetzung dieser Vorschrift führt in der Praxis allerdings zu verschie-
denen Anwendungsproblemen. Bisher wurden ordentliche Arbeitnehmerbeiträge je-
weils in ihrer tatsächlich entrichteten Höhe vom laufenden Dienstzeitaufwand abgezo-
gen.337 Aufgrund des neuen Verweises auf IAS 19.70 ist allerdings davon auszugehen, 
dass nicht der tatsächlich im Laufe der Periode durch den Arbeitnehmer entrichtete 
Beitrag zu berücksichtigen ist, sondern ein über den gesamten Andienungszeitraum 
gleichverteilter Betrag.338 Für Schweizer Verhältnisse ist diese Unterscheidung deswe-

                                              
334  Vgl. Kapitel 3.1.2. 
335  Was in IAS 19.87(d) verlangt wird. 
336  Vgl. Art. 66 Abs. 1 BVG. 
337  Vgl. IFRIC, 2012f, S. 3. 
338  Diese Einschätzung wird geteilt von Zanella & Welser, 2012, S. 432-436. 
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gen besonders relevant, weil die Arbeitnehmerbeiträge im Laufe der Zeit regelmässig 
ansteigen.339 Dies hat zur Folge, dass bei einer Verrechnung basierend auf den tatsäch-
lich entrichteten Beiträgen für einen jungen Arbeitnehmer der Dienstzeitaufwand zu 
wenig und für einen älteren Arbeitnehmer entsprechend zu stark reduziert wird. Aus 
diesem Grund ist eine theoretische Summe aller Beiträge des Arbeitnehmers zu bilden, 
welche anschliessend linear über den Andienungszeitraum hinweg verteilt wird. Zur 
Veranschaulichung ist im Anhang ein stark vereinfachtes Beispiel verfügbar, welches 
den beschriebenen Effekt zeigt. Die rechnerische Anwendung dieser Vorschrift ist al-
lerdings nicht ganz einfach. Zum einen berücksichtigt die oben dargestellte Argumen-
tation nur Sparbeiträge, welche die Altersvorsorge abdecken, nicht aber die Risikobei-
träge zur Finanzierung der Invaliden- und Hinterlassenenleistungen.340 Zum anderen 
muss gemäss IAS 19.141 im Anhang eine Überleitungsrechnung offengelegt werden, 
welche unter anderem den laufenden Dienstzeitaufwand und die Beiträge der Arbeit-
nehmer enthält. Es stellt sich daher die Frage, wie und wo die Differenz zwischen den 
tatsächlich entrichteten und den im Rahmen des Dienstzeitaufwandes schlussendlich 
verrechneten Beiträgen ausgewiesen wird. Ganz grundsätzlich ist zudem unklar, ob 
sich die gleichverteilte Verrechnung der Arbeitnehmerbeiträge nur auf Vorsorgepläne 
bezieht, welche den Vorschriften zum Risk-Sharing unterliegen oder generell bei einer 
Beteiligung der Vorsorgenehmer an der Finanzierung anwendbar sind. Im Mai 2012 
hat das Beratungsunternehmen Towers Watson daher eine Anfrage um Klärung dieser 
Umsetzungsschwierigkeiten beim International Financial Reporting Interpretations 
Committee (IFRIC) deponiert. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung der vorliegenden Ar-
beit ist das Komitee allerdings noch nicht über eine Problemanalyse hinaus gekom-
men.341 

Bei den zweitgenannten ausserordentlichen Beiträgen (Sanierungsbeiträge) stellt sich 
die Frage, welche Leistungen hier zu berücksichtigen sind. IAS 19.87(d) fordert, dass 
es sich dabei um „contributions from employees or third parties that reduce the ulti-
mate cost to the entity of those benefits“ handeln muss. In Frage kommen daher einer-
seits Sanierungsbeiträge von Arbeitnehmern zur Behebung einer Unterdeckung. Ande-
rerseits ist aber auch zu prüfen, ob weitere Massnahmen der Vorsorgeeinrichtung zur 
Behebung einer Unterdeckung, beispielsweise das Auflösen einer Wertschwankungs-
reserve, zu berücksichtigen sind. 
                                              
339  Zur Höhe der Beiträge vgl. Kapitel 2.1.3. 
340  Zu den Leistungen der beruflichen Vorsorge vgl. Kapitel 2.1.3. 
341  Vgl. IFRIC, 2012d und IFRIC, 2012f. 
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Eindeutig ist, dass Sanierungsbeiträge von Arbeitnehmern zur Behebung einer beste-
henden Unterdeckung die Bedingung aus IAS 19.87(d) erfüllen. Diese werden in IAS 
19.88(c) und 19.92 explizit erwähnt.342 Setzt man die Beiträge in den Entscheidungs-
baum aus Abbildung 3.1 ein, zeigt sich zum Ersten, dass es sich wie bereits bei den 
ordentlichen Beiträgen nicht um eine Rückvergütung handelt.343 Unter der Annahme, 
dass die Sanierungsbeiträge auf einer reglementarischen Grundlage beruhen, ist zum 
Zweiten auch eine Verpflichtung im Sinne von IAS 19.92 gegeben.344 Im Unterschied 
zu ordentlichen Beiträgen erfolgt ihre Erhebung aber nicht im Zusammenhang mit der 
Dienstzeit, sondern, wie es das Beispiel in IAS 19.93 bestätigt, zur Behebung einer 
Unterdeckung. Damit verringern sie zwar einerseits ebenfalls die DBO, lösen anderer-
seits aber eine Reduktion der Neubewertung der Nettovorsorgeverpflichtung oder des 
Nettovorsorgevermögenswertes (remeasurements of the net defined benefit liabilty / 
asset) aus. Das heisst, Sanierungsbeiträge reduzieren nicht den Dienstzeitaufwand. 

Weitaus komplexer gestaltet sich die Situation in Bezug auf Massnahmen oder Leis-
tungen der Vorsorgeeinrichtung zur Behebung einer Unterdeckung. Es stellt sich die 
Frage, ob beispielsweise das Auflösen einer Wertschwankungsreserve, die Reduktion 
von Zins- und Umwandlungssätzen oder weitere, bei einer Unterdeckung durch die 
Vorsorgeeinrichtung zu ergreifende Massnahmen, als „contributions that reduce the 
ultimate cost to the entity of those benefits“ (IAS 19.87(d)) gelten. Auf den ersten 
Blick scheinen derartige Leistungen durchaus für eine Berücksichtigung in Frage zu 
kommen. Zum einen hält IAS 19.87(d) ausdrücklich fest, dass es sich bei den Beiträ-
gen auch um Leistungen von Drittparteien handeln kann.345 Ein Hinweis, wonach ein 
externer Vorsorgeträger nicht als Drittpartei gelten kann, findet sich nicht. Zum ande-
ren reduzieren Massnahmen der Vorsorgeeinrichtung tatsächlich die Gesamtkosten für 

                                              
342  “[…] the terms of the plan may state that it will pay reduced benefits or require additional con-

tributions from employees if the plan assets are insufficient. The measurement of the obligation 
reflects the best estimate of the effect […]” (IAS 19.88(c)) sowie „[…] Contributions by employ-
ees reduce the cost of the benefits to the entity […]” (IAS 19.92). 

343  Aus dem bereits genannten Grund, dass die Beiträge nicht, wie in IAS 19.116 verlangt, dazu die-
nen, den Arbeitgeber für Ausgaben zu entschädigen, welche er als Abgeltung eines Vorsorge-
plans leistet. 

344  Davon ist mit grosser Wahrscheinlichkeit auszugehen, da gemäss Art. 65d Abs. 2 BVG Mass-
nahmen zur Behebung einer Unterdeckung, und damit auch Sanierungsbeiträge gemäss Art. 65d 
Abs. 3 Lit. a BVG, auf einer reglementarischen Grundlage beruhen müssen. 

345  Dieses Argument wird ausdrücklich gestützt durch IAS 19.BC150(e): „The amendments relating 
to risk-sharing are not intended to be limited to particular relationships. Some respondents noted 
that some plans’ risks are shared not only with employees, but also with other parties (such as the 
government). In the Board’s view, an entity should consider such arrangements in determining 
the defined benefit obligation.“ 
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den Arbeitgeber. Wird eine Unterdeckung nämlich durch andere Massnahmen redu-
ziert oder aufgelöst, sinken die Kosten eines Arbeitgebers für Sanierungsbeiträge oder 
fallen gar weg. Den IFRS-Anwendern in der Schweiz werden an dieser Stelle jedoch 
die unterschiedlichen Rechnungslegungsnormen zum Verhängnis: Sämtliche Mass-
nahmen zur Behebung einer Unterdeckung basieren auf der Rechnungslegung der 
Vorsorgeeinrichtung und damit auf den Vorschriften von Swiss GAAP FER 26. Für 
die Berechnung der Über- / Unterdeckung nach IAS 19 wird hingegen eine eigenstän-
dige Gegenüberstellung von Planvermögen und Vorsorgeverpflichtung verlangt. Mit 
Ausnahme der Sanierungsbeiträge sind somit Massnahmen der Vorsorgeeinrichtung 
nach IAS 19 so zu sagen „inexistent“ und stellen keine Beiträge dar.346 

Zusammenfassend zeigt sich damit, dass für die Anwendung in der Schweiz insbeson-
dere die Bestimmungen aus IAS 19.87(d) relevant sind.347 Dabei ist zu unterscheiden 
zwischen ordentlichen Beiträgen der Arbeitnehmer, welche neben den Beiträgen des 
Arbeitgebers die Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung sicherstellen, und allfälligen 
Sanierungsbeiträgen zur Behebung einer Unterdeckung. Beide Beitragsarten reduzie-
ren die DBO, wirken sich jedoch einmal auf den Dienstzeitaufwand (ordentliche Bei-
träge) und einmal auf die Neubewertung (Sanierungsbeiträge) aus. 

                                              
346  Dies zeigen exemplarisch folgende beiden Beispiele: Für die Rechnungslegung der Vorsorgeein-

richtung nimmt FER 26 eine eigene Berechnung der Vorsorgekapitalien und des Vorsorgevermö-
gens vor. Basierend auf dieser Berechnung wird beispielsweise über die Bildung, den Fortbestand 
oder die Auflösung einer Wertschwankungsreserve entschieden. IAS 19 berechnet hingegen ei-
genständig eine Vorsorgeverpflichtung und stellt diese dem Planvermögen gegenüber (vgl. Kapi-
tel 2.2.4), eine daraus entstehende Über- oder Unterdeckung wird (grundsätzlich) beim Arbeitge-
ber bilanziell erfasst. Eine Wertschwankungsreserve nach FER 26 kann somit in IAS 19 gar nicht 
existieren (konkret wären die entsprechenden Vermögenswerte zwar im Planvermögen enthalten, 
würden aber nicht separat ausgewiesen), insofern kommt eine Auflösung derselben auch nicht als 
Beitrag in Frage. 

 Ähnlich verhält es sich beispielsweise bei der Reduktion von Renten oder des Umwandlungssat-
zes. Diese bewirken in der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung (nach FER 26), dass die Vor-
sorgekapitalien abnehmen und sich damit eine allenfalls zuvor bestehende Unterdeckung redu-
ziert bzw. eine Überdeckung zunimmt. Nach IAS 19 wirkt jedoch ein identischer Mechanismus: 
Auch hier wird sich die Höhe der DBO und (unter der Annahme, dass das Planvermögen unver-
ändert bleibt) auch die Höhe der Über- oder Unterdeckung, welche beim Arbeitgeber bilanziell zu 
erfassen ist, verändern. Damit handelt es sich um eine Veränderung der Berechnungsgrundlage 
und nicht um eine Zuführung von Mitteln durch Aussenstehende. 

 Als Ausnahme gelten, wie erwähnt, Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer. Diese verändern nicht 
bzw. erst nachgelagert die Berechnung der Über- / Unterdeckung nach FER 26 bzw. IAS 19 und 
werden von aussen zugeführt. Damit sind sie als Beiträge im Sinne von IAS 19.87(d) zu betrach-
ten. 

347  Sowie allenfalls die Vorschriften in IAS 19.87(a) und als Folge 19.88(c). 
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3.1.3.3 Berechnungsgrundlage für die Über- / Unterdeckung 

Die zuvor gemachten Überlegungen zur Berücksichtigung von Massnahmen der Vor-
sorgeeinrichtung als Beiträge zeigen allerdings ein weiteres, ganz grundsätzliches 
Problem bei der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz: Für die 
Berechnung der Über- / Unterdeckung werden im Rahmen der Rechnungslegung einer 
Vorsorgeeinrichtung andere Grundlagen herangezogen als dies für die Rechnungsle-
gung des Arbeitgebers der Fall ist. Es stellt sich deshalb die Frage, welche Konse-
quenzen sich daraus für die Anwendung der Vorschriften zum Risk-Sharing ergeben. 

Wie Kapitel 2.1.5 gezeigt hat, nimmt Swiss GAAP FER 26 für die Rechnungslegung 
der Vorsorgeeinrichtung eine eigene Berechnung der Vorsorgekapitalien und eine Be-
wertung des Vorsorgevermögens vor. Dabei werden die Aktiven grundsätzlich zu den 
am Bilanzstichtag zutreffenden Marktwerten bewertet (FER 26.14).348 Für die Bewer-
tung der Vorsorgekapitalien und technischen Rückstellungen kommt eine statische 
oder eine dynamische Methode (FER 26.15) in Frage.349 Bei der Wahl einer dynami-
schen Methode dürfen die Vorsorgekapitalien und technischen Rückstellungen aller-
dings nur dann auf der Basis dieser Berechnungen bilanziert werden, wenn sie höher 
sind als die nach einer statischen Methode unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Minimalbeträge berechneten Verpflichtungen (FER 26.15). Die Über- oder Unterde-
ckung in der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung ergibt sich sodann aus der Ge-
genüberstellung der berechneten Vorsorgekapitalien und Vorsorgevermögen. 

Für die Bilanzierung beim Arbeitgeber berechnet IAS 19 hingegen eigenständig eine 
Vorsorgeverpflichtung (DBO) und stellt diese dem Fair Value des Planvermögens ge-
genüber.350 Die Berechnung der Vorsorgekapitalien stützt sich dabei zwingend auf 
eine dynamische Methode ab. Dazu werden im Vergleich zur statischen Methode die 
zukünftigen Entwicklungen der Bewertungsparameter berücksichtigt, das heisst ge-
genüber der statischen Methode sind somit beispielsweise zukünftige Lohnentwick-
lung, mutmassliche Erhöhungen von laufenden Renten, erwartete künftige Erträge auf 
dem Planvermögen und Personalfluktuationen zusätzlich zu berücksichtigen.351 

                                              
348  Vgl. zu den wenigen Ausnahmen Kapitel 2.1.5 und insbesondere Fn. 162. 
349  Die statische Methode ist grundsätzlich nach BVG / FZG vorgesehen und basiert ihre Berechnung 

auf den zum Bilanzstichtag aktuellen Personaldaten, Löhnen und Renten ohne allfällige zukünfti-
ge Veränderungen miteinzubeziehen (Vgl. Helbling, 2010b, S. 163 und Helbling, 2006, S. 421-
423). 

350  Vgl. Kapitel 2.2.4. 
351  Vgl. Helbling, 2010b, S. 163 und Helbling, 2006, S. 423-424. 
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Allgemein lässt sich festhalten, dass die Bewertung der Aktiven einer Vorsorgeein-
richtung grösstenteils analog der Vorschriften zum Planvermögen in IAS 19 erfolgt. 
Die Bewertung der Passiven ist jedoch zum einen von zahlreichen Bewertungsparame-
tern abhängig und zum anderen bestehen verschiedene Wahlmöglichkeiten.352 Insge-
samt ist deshalb davon auszugehen, dass sich die Vorsorgekapitalien der Vorsorgeein-
richtung und die Vorsorgeverpflichtung nach IAS 19 nur in absoluten Ausnahmefällen 
entsprechen dürften. Dass es sich dabei um weit mehr als eine rein theoretische Unter-
scheidung handelt, zeigt das Beispiel der Swisscom in Abbildung 3.2. 

 

Abbildung 3.2: Über- / Unterdeckung Swisscom und comPlan 2010353 

 
(in Millionen CHF) comPlan 

(FER 26) 
Swisscom 
(IAS 19) 

 

Vermögen354 7‘219 7‘254 

Verpflichtung 7‘121 8‘414 

Über- / Unterdeckung + 98  - 1‘160  

 
Deckungsgrad355 101% 86% 

                                              
352  Bereits eingegangen wurde auf den Unterschied zwischen der statischen und der dynamischen 

Methode. Weitere Differenzen sind beispielsweise bei sogenannten Generationen- und Perioden-
sterbetafeln oder dem Diskontierungszinssatz festzustellen (vgl. Ambrosini & Lombardi, 2011, S. 
129-134; Walter & Ambrosini, 2011, S. 345-350 sowie Helbling, 2010b, S. 165-167). 

353  Quelle: Eigene Darstellung, Zahlen aus Swisscom, Ittigen, Geschäftsbericht 2010 und comPlan, 
Bern, Geschäftsbericht 2010. 

 Einschränkend ist bei der Gegenüberstellung darauf hinzuweisen, dass es sich um einen verein-
fachten Vergleich handelt, da die beiden Parteien nicht exakt die gleiche Personengruppe umfas-
sen. In der Vorsorgeeinrichtung comPlan sind die Mitarbeitenden der Swisscom und der mit ihr 
wirtschaftlich oder finanziell verbundenen Unternehmen versichert (für eine vollständige Liste 
vgl. comPlan, Bern, Geschäftsbericht 2010, S. 16). Die Mitarbeitenden der Swisscom sind damit 
sicherlich deckungsgleich, einige ehemalige Mitarbeitende sind allerdings noch der Vorsorgeein-
richtung des Bundes (Publica) angeschlossen. Zudem umfassen die Zahlen der Swisscom auch 
die Mitarbeitenden der italienischen Tochtergesellschaft Fastweb (vgl. Swisscom, Ittigen, Ge-
schäftsbericht 2010, S. 165-166). Die sehr ähnlich hohen Vermögenswerte deuten allerdings da-
rauf hin, dass sich der daraus entstehende Fehler in Grenzen halten dürfte. 

354  Für comPlan berechnet nach den Vorschriften im Anhang zur BVV 2. D.h. konkret: „Die gesam-
ten Aktiven per Bilanzstichtag zu Marktwerten bilanziert, vermindert um Verbindlichkeiten, pas-
sive Rechnungsabgrenzung und Arbeitgeberbeitragsreserven, soweit keine Vereinbarung über ei-
nen Verwendungsverzicht des Arbeitgebers vorliegt“ (Anhang BVV 2). 

355  Berechnet als Deckungsgrad (in Prozent) = Vermögen x 100 / Verpflichtung. 
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Der Vergleich zeigt zwei Dinge besonders schön: Bei den Vermögenswerten sind, wie 
zuvor bereits festgestellt, kaum Bewertungsunterschiede festzustellen, was sich auf die 
praktisch identischen Bewertungsvorschriften zurückführen lässt.356 Auf der Passivsei-
te zeigen sich hingegen drastische Unterschiede. Die Verpflichtung gemäss IAS 19 ist 
um MCHF 1‘293 oder rund 18% höher als die Verpflichtung nach FER 26.357 Diese 
Differenz widerspiegelt sich insbesondere im Deckungsgrad. Während dieser nach 
FER 26 „gesunde“ 101% beträgt, sind nach IAS 19 nur rund 86% der Verpflichtung 
durch Vermögenswerte gedeckt.358 Zusammenfassend zeigt die Gegenüberstellung, 
dass die unterschiedlichen Berechnungsgrundlagen für die Bestimmung der Über- / 
Unterdeckung zu umfangreichen Differenzen führen können. 

Das Beispiel zeigt aber auch noch einen zweiten, sehr interessanten Effekt: Während 
die Vorsorgeeinrichtung comPlan zum Ende der Periode 2010 eine Überdeckung aus-
weist, bilanziert die Swisscom als Arbeitgeberin zum identischen Bilanzstichtag eine 
durchaus wesentliche Unterdeckung. Wie bereits dargelegt, stützen sich aber Mass-
nahmen zur Behebung einer Unterdeckung stets auf die Ermittlung des Deckungsgra-
des in der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung ab.359 Im vorliegenden Fall wird 
die Vorsorgeeinrichtung comPlan mit grosser Wahrscheinlichkeit also keinerlei ent-
sprechende Massnahmen einleiten.360 Damit stellt sich aus Sicht der zuvor behandelten 
Vorschriften zum Risk-Sharing die Frage, ob in der Jahresrechnung der Swisscom 
trotzdem eine Reduktion der DBO aufgrund von Sanierungsbeiträgen der Arbeitneh-
mer vorzunehmen ist. Wie das vorhergehende Kapitel gezeigt hat, erfüllen Sanie-
rungsbeiträge zur Behebung einer bereits bestehenden Unterdeckung die Vorschriften 
von IAS 19.87(d) und verringern damit die DBO und die Neubewertung der Nettovor-
sorgeverpflichtung oder des Nettovorsorgevermögenswertes (remeasurements of the 
net defined benefit liabilty / asset).361 Es ist also zu prüfen, ob nur tatsächlich zu leis-

                                              
356  Die Differenz von MCHF 35 beträgt lediglich rund 0.5% der gesamten Vermögenswerte und 

dürfte sich in erster Linie auf die nicht ganz deckungsgleichen Versichertenbestände zurückfüh-
ren lassen (vgl. Fn. 353). 

357  Damit ist die Aussage von Helbling, 2010b, S. 153, bestätigt, wonach Vorsorgeverpflichtungen 
nach den Massstäben von IAS 19 um rund 10-20% höher ausfallen als vergleichbare Verpflich-
tungen nach FER 26. 

358  Würde man auf die Faustregel von Helbling abstützen, wären damit Sofortmassnahmen, um die 
Unterdeckung innert weniger Jahre zu beseitigen, angezeigt (vgl. Helbling, 2006, S. 441). Aller-
dings beziehen sich seine Angaben, wie gezeigt, auf die Verhältnisse nach FER 26. 

359  Vgl. Kapitel 2.1.4.3. 
360  Es finden sich dazu auch keinerlei Hinweise im Geschäftsbericht (vgl. comPlan, Bern, Geschäfts-

bericht 2010). 
361  IAS 19.87(d) in Verbindung mit 19.93. 
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tende Sanierungsbeiträge für bereits bestehende Unterdeckungen zu berücksichtigen 
sind oder ob auch potentielle Sanierungsbeiträge für eine nach IAS 19 berechnete Un-
terdeckung in Frage kommen.362 Grundsätzlich finden sich in den Vorschriften zum 
Risk-Sharing keine Hinweise darauf, dass nur Beiträge zu berücksichtigen wären, wel-
che tatsächlich beschlossen sind. Im Gegenteil: Zum einen lässt sich aus der Formulie-
rung in IAS 19.88(c) ableiten, dass auch zukünftige Beiträge zur Deckung einer erst 
eintretenden Unterdeckung miteingeschlossen sind.363 Zum andern hält IAS 19.88 all-
gemein fest, dass die versicherungsmathematischen Annahmen zur Berechnung der 
DBO zukünftige Beitragsveränderungen mit einschliessen müssen, sofern diese regle-
mentarisch festgehalten oder durch eine faktische Verpflichtung begründet sind.364 
Insofern liesse sich argumentieren, dass Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer be-
schlossen würden oder zumindest beschlossen werden könnten, wenn tatsächlich eine 
Unterdeckung in der Höhe, wie sie nach IAS 19 ermittelt wurde, auszufinanzieren wä-
re.365 Insgesamt deuten die Vorschriften zum Risk-Sharing darauf hin, dass es nicht 
entscheidend ist, ob die Unterdeckung in der für den Beschluss der Beiträge relevanten 
Jahresrechnung tatsächlich eingetreten ist oder ob die Beiträge auch erst beschlossen 
werden könnten. Die Argumentation ist allerdings noch wenig überzeugend. Wie sich 
zeigen wird, handelt es sich bei der Frage auch tatsächlich um eine eigentliche Schlüs-
selstelle der vorliegenden Arbeit, weshalb in Kapitel 4.1 noch ausführlich darauf ein-
zugehen sein wird. 

                                              
362  Anders formuliert muss damit im weitesten Sinne geklärt werden, ob sich die Vorschriften des 

Risk-Sharing auf den Deckungsgrad anhand der Berechnung in IAS 19 oder den Deckungsgrad 
der Vorsorgeeinrichtung basierend auf der Berechnung nach FER 26 abstützen. Die Frage zeigt 
erneut, wie weit die Konsequenzen aufgrund der unterschiedlichen Bilanzierungsmethoden nach 
FER 26 (Vorsorgeeinrichtung) und IAS 19 (Arbeitgeber) führen. 

363  Die Formulierung lautet: “[…] the terms of the plan may state that it will pay reduced benefits or 
require additional contributions from employees if the plan assets are insufficient […]” (IAS 
19.88(c)). Mit dem Wort “will“ ist die Aussage in Futur formuliert. Das heisst, es sind zusätzliche 
Beiträge miteingeschlossen, welche noch nicht geschuldet sind, sondern erst in Zukunft anfallen 
können. 

364  „Actuarial assumptions reflect future benefit changes that are set out in the formal terms of a 
plan (or a constructive obligation that goes beyond those terms) at the end of the reporting period 
[…]“ (IAS 19.88). 

365  Unter der Annahme, dass das Erheben von Sanierungsbeiträgen bei den Arbeitnehmern reglemen-
tarisch festgehalten ist. Dieses Erfordernis dürfte allerdings in den allermeisten Fällen erfüllt sein, 
da laut Art. 65d Abs. 2 BVG Massnahmen zur Behebung einer Unterdeckung auf einer reglemen-
tarischen Grundlage basieren müssen. Selbst wenn eine entsprechende Bestimmung zum Bilanz-
stichtag im Reglement aber fehlt, könnte sie nachträglich (d.h. bei Eintritt einer Unterdeckung 
bzw. vor dem Beschluss über die Sanierungsmassnahmen) ergänzt werden, womit eine faktische 
Verpflichtung besteht. Diese wiederum ist in IAS 19.88 miteingeschlossen. 
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3.1.4 Fazit 

Zusammenfassend hat das Kapitel gezeigt, dass mit der jüngsten Überarbeitung des 
IAS 19 die im Exposure Draft 2010 erstmals vorgeschlagenen Regelungen zum Risk-
Sharing zu weiten Teilen umgesetzt worden sind. Konkret verlangen die neuen Vor-
schriften, dass Beitragsbegrenzungen für den Arbeitgeber sowie Beiträge der Arbeit-
nehmer oder Drittparteien in die Berechnung der DBO miteinbezogen werden. Bei 
Beiträgen der Arbeitnehmer oder einer Drittpartei wird zudem klargestellt, dass diese 
nach ihrer Entstehung zu unterscheiden sind, um sie korrekt dem Dienstzeitaufwand 
oder der Neubewertungskomponente zuzuordnen.366 

In einem zweiten Schritt wurde jedoch auch klar, dass sich bei der Umsetzung der 
Vorschriften in die Praxis für Schweizer IFRS-Anwender zahlreiche Anwendungsfra-
gen stellen. Als Erstes musste geklärt werden, ob die Bestimmungen zum Risk-Sharing 
in der Schweiz überhaupt Anwendung finden. Dabei hat sich gezeigt, dass das Auftei-
len von Risiken zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wie es das Risk-Sharing im 
Sinne der Rechnungslegung vorsieht, zu den urtümlichen Eigenschaften der berufli-
chen Vorsorge in der Schweiz gehört. Da sich daraus schliessen lässt, dass die Rege-
lungen relevant sind, musste als Zweites geprüft werden, welche Vorschriften genau 
zur Anwendung in Frage kommen. Durch die Bestimmungen im BVG entsteht für den 
Arbeitgeber zwar tatsächlich eine Beitragsbegrenzung, allerdings im Sinne einer Bei-
tragsuntergrenze. Weil IAS 19 jedoch von einer Beitragsoberbegrenzung ausgeht, rü-
cken diese Vorschriften in den Hintergrund. Entsprechend detaillierter zu prüfen sind 
damit die Beiträge von Arbeitnehmern und Drittparteien. Hier wird klar, dass Vorsor-
gepläne in der Schweiz doppelt betroffen sind: Zum einen tragen die Arbeitnehmer mit 
ihren ordentlichen Beiträgen zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung bei. Diese Bei-
träge reduzieren damit die DBO und werden, aufgrund ihres Zusammenhangs mit der 
Dienstzeit, über den Dienstzeitaufwand erfasst. Zum andern erfüllen aber auch Sanie-
rungsbeiträge der Arbeitnehmer zur Behebung einer Unterdeckung die Vorschriften in 
IAS 19.87(d). Diese reduzieren ebenfalls die DBO, werden jedoch über die Neubewer-
tungskomponente erfasst. Insofern stellte sich als Drittes die Frage, auf welcher 
Grundlage eine Über- oder Unterdeckung, welche für allfällige Sanierungsbeiträge 
massgeblich ist, berechnet wird. Die Frage ist deshalb besonders relevant, weil für die 
Rechnungslegung der Vorsorgeeinrichtung die Vorschriften nach FER 26 herangezo-
                                              
366  Relevant ist, ob sie freiwillig oder verpflichtend geleistet werden und ob sie in einem Zusammen-

hang zur Dienstzeit stehen oder nicht (IAS 19.92-93). 
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gen werden, während der Arbeitgeber für seinen Jahresabschluss die Vorsorgever-
pflichtungen nach den Massstäben von IAS 19 zu berechnen hat. Für die Berücksichti-
gung der Beiträge von Arbeitnehmern scheint allerdings nicht relevant zu sein, ob die 
zugrunde liegende Unterdeckung in dem für den Beschluss der Beiträge massgebenden 
Abschluss bereits eingetreten ist. Es ist vielmehr zu berücksichtigen, dass beim Eintritt 
einer entsprechenden Unterdeckung der Arbeitnehmer die Deckungslücke nicht zu 
100% alleine ausfinanzieren müsste. 

Als Quintessenz dieser Ausführungen stellt sich für die IFRS-Anwender in der 
Schweiz somit die Frage, ob die neuen Vorschriften zum Risk-Sharing zu einer Verän-
derung der Bilanzierungspraxis von Vorsorgeverpflichtungen führen werden. Aus die-
sem Grund muss die Arbeit als nächstes klären: 

• (1) Wie die Anwendung der grundlegenden Vorschriften zur Bilanzie-
rung von Vorsorgeverpflichtungen nach IAS 19 zum heutigen Zeitpunkt 
aussieht,367 

• (2) ob bei der Anwendung dieser Vorschriften die Bestimmungen zum 
Risk-Sharing bereits berücksichtigt werden und 

• (3) falls die Bestimmungen nicht oder nicht vollständig umgesetzt sind, 
wie diese in Zukunft idealerweise abgebildet werden sollten. 

Damit ergibt sich zugleich der weitere Verlauf der Untersuchung: Die erste Frage wird 
in Kapitel 3.2 geklärt, während im anschliessenden Kapitel 3.3 die zweite Frage be-
antwortet wird. Kapitel 4 – und damit sei schon vorweggenommen, dass weitere Erklä-
rungen notwendig sind – widmet sich der dritten Frage. 

 

  

                                              
367  Dafür sind die in Kapitel 2.2 dargestellten Vorschriften, losgelöst von den Bestimmungen zum 

Risk-Sharing, heranzuziehen. 
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3.2 Bilanzierung von Schweizer Vorsorgeplänen 

3.2.1 Einleitung 

Um prüfen zu können, ob die Vorschriften zum Risk-Sharing in der Schweiz bereits 
berücksichtigt werden, ist zunächst ein Verständnis der Anwendung von IAS 19 in der 
Schweiz notwendig. Ziel der folgenden Ausführungen ist es deshalb, die in Kapitel 2.2 
dargestellten Vorschriften zur Rechnungslegung von Vorsorgeverpflichtungen auf 
Schweizer Vorsorgepläne, wie sie in Kapitel 2.1 erklärt wurden, anzuwenden. 

In einem ersten Schritt verlangt IAS 19 dazu eine Klassifikation der Pläne als beitrags- 
oder leistungsorientiert.368 Basierend auf dieser Einordnung ergeben sich sodann die 
bilanzielle Abbildung und die Auswirkungen auf die Erfolgsrechnung.369 Aufgrund 
der zahlreichen Wahlmöglichkeiten und der in Kapitel 2.2.5 ebenfalls dargestellten 
Spezialfragen muss darüber hinaus jedoch geklärt werden, welche weiteren Vorschrif-
ten aus IAS 19 für Schweizer Vorsorgepläne Anwendung finden und welche Umset-
zungsfragen sich daraus ergeben. 

Insgesamt verlangt dieses Vorgehen allerdings ein hohes Mass an Abstraktion. Wie die 
Ausführungen in Kapitel 2.1 gezeigt haben, gibt es nicht „den einen“ Vorsorgeplan in 
der Schweiz. Stattdessen tritt eine kaum zu erfassende Vielfalt von Vorsorgelösungen 
und Organisationsmöglichkeiten auf. Einem Grossteil der Pläne ist jedoch gemein, 
dass sie im obligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge die Mindestvorschriften 
gemäss BVG einhalten und ihren Versicherten darüber hinausgehende, überobligatori-
sche Leistungen anbieten.370 Für den Fortgang der Untersuchung konzentriert sich die 
Arbeit daher auf derartige BVG-Pläne. Allfällige Abweichungen werden, sofern rele-
vant, separat erläutert. Trotzdem wird jeweils im Einzelfall zwischen den gesetzlichen 
Mindestvorschriften und den von einem Vorsorgeträger konkret erbrachten Leistungen 
zu unterscheiden sein. Es empfiehlt sich daher dringend, bei der Übertragung der Aus-
führungen auf ein konkretes Praxisbeispiel jeweils die besonderen reglementarischen 
Bestimmungen zu beachten. 

 

                                              
368  Vgl. Kapitel 3.2.2. 
369  Vgl. Kapitel 3.2.3. 
370  Vgl. zur grundsätzlichen Unterscheidung zwischen dem obligatorischen und dem überobligatori-

schen Bereich Kapitel 2.1.1 oder für ein mögliches Beispiel einer Vorsorgelösung, welche nicht 
in den Bereich der BVG-Mindestvorschriften fallen würde, Fn. 330. 
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3.2.2 Klassifikation der Pläne 

Wie bereits erwähnt, stellt sich als Erstes die Frage, ob Schweizer Vorsorgepläne als 
beitrags- oder leistungsorientiert im Sinne der Vorschriften von IAS 19 klassifiziert 
werden. Dazu hat Kapitel 2.2.2 bereits aufgezeigt, dass die Klassifikation nach dem 
Ausschlussprinzip erfolgt: Sind nicht sämtliche Definitionskriterien beitragsorientier-
ter Pläne erfüllt, gilt ein Plan zwingend als leistungsorientiert. Nachfolgend sollen 
deshalb BVG-Pläne auf die Erfüllung der entsprechenden Kriterien untersucht wer-
den:371 

• Fixe Beiträge (Der Arbeitgeber muss verpflichtet sein, fixe Beiträge für 
die Vorsorge seiner Mitarbeiter zu bezahlen):372 Auf den ersten Blick 
scheint dieses Kriterium erfüllt zu sein. Die Beiträge des Arbeitgebers, 
welche er an die Vorsorgeeinrichtung zu leisten hat, werden spätestens 
zu Beginn der Periode festgelegt und sind meist vom Alter der Arbeit-
nehmer abhängig.373 Zudem hängt die Leistung, welche ein Vorsorge-
nehmer bei Eintritt eines auslösenden Ereignisses erhält, grundsätzlich 
nur von den geleisteten Beiträgen und dem daraus realisierten Vermö-
gensertrag ab. Bei genauer Betrachtung stehen dieser Beurteilung jedoch 
zwei entscheidende Argumente entgegen: Zum einen muss aufgrund der 
gesetzlichen Vorschriften für jeden Vorsorgenehmer ein eigenes Kapi-
talkonto geführt werden.374 Zum anderen wird dem Arbeitnehmer durch 
das BVG im obligatorischen Bereich eine Mindestverzinsung zugesi-
chert.375 Damit sind exakt die beiden Elemente erfüllt, durch welche sich 

                                              
371  Die Kriterien finden sich in IAS 19.8, vgl. Kapitel 2.2.2. 
372  D.h. die Höhe der Leistungen, welche die Vorsorgenehmer nach ihrer Pensionierung beziehen 

werden, darf nur von diesen Beiträgen und dem Vermögensertrag daraus abhängen (IAS 19.28, 
vgl. dazu auch Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 16). 

373  Die Beiträge sind reglementarisch verankert, vgl. Kapitel 2.1.3. 
374  Zumindest virtuell (sogenannte BVG-Schattenrechnung), um die Einhaltung der gesetzlichen 

Vorschriften sicherstellen zu können. 
375  Man könnte nun argumentieren, dass die Mindestverzinsung nur für den obligatorischen Bereich 

gültig ist und damit eine „Quersubventionierung“ erfolgen könnte: Für den obligatorischen Teil 
wird dem Kapitalkonto des Vorsorgenehmers immer der gesetzliche Mindestzinssatz gutge-
schrieben, während im überobligatorischen Bereich nur die Differenz zwischen Mindestzinssatz 
und tatsächlich realisierter Rendite verrechnet wird. Das Argument ist allerdings nicht stichhaltig: 
Bei einem Mindestzinssatz von 1.5% und einer tatsächlichen Rendite von beispielsweise 1.0% ist 
das Vorgehen zwar durchaus denkbar. Wie aber spätestens die Finanzmarktkrise gezeigt hat, sind 
auch Renditen von deutlich unter 0% möglich. D.h. ab einer tatsächlichen Rendite von weniger 
als dem Negativen des Mindestzinssatzes funktioniert das Verfahren nicht mehr, da dies einer 
Kürzung der Beiträge gleichkommen würde. 
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ein sogenannter Cash Balance Plan konstituiert.376 Wie die Ausführun-
gen dazu gezeigt haben, besteht aufgrund der Mindestverzinsung eine la-
tente Nachschusspflicht, weshalb ein entsprechender Plan zwingend als 
leistungsorientiert zu bilanzieren ist.377 Dies bestätigt losgelöst von der 
Frage, ob es sich um einen Cash Balance Plan handelt oder nicht, IAS 
19.29(b). Hinzu kommt, dass das BVG neben dem Mindestzinssatz auch 
einen Mindestumwandlungssatz zur Umrechnung des Kapitals in eine 
Rente vorsieht.378 Insofern folgt auch daraus, dass die Höhe der Leistun-
gen, welche ein Vorsorgenehmer einst beziehen wird, nicht nur von den 
Beiträgen und dem Vermögensertrag daraus abhängt, sondern auch von 
den festgelegten Mindestwerten im Gesetz.379 

• Getrennte Einheit (Die Beiträge müssen an eine vom arbeitgebenden 
Unternehmen getrennte Einheit geleistet werden): Diese Anforderung ist 
für Schweizer Verhältnisse hingegen klar erfüllt, da gesetzlich vorge-
schrieben ist, dass die Vorsorgeeinrichtung strikte vom arbeitgebenden 
Unternehmen getrennt sein muss.380 

• Zusätzliche Leistungspflicht (Der Arbeitgeber darf in keiner Art und 
Weise dazu verpflichtet werden können, neben den oben genannten Bei-
trägen zusätzliche Leistungen ausrichten zu müssen): Aufgrund der la-
tenten Nachschusspflicht durch die Mindestverzinsung und die Sanie-
rungsbeiträge aus Art. 65d Abs. 3 Lit. a BVG kann dieses Kriterium für 
Schweizer Verhältnisse streng genommen gar nicht erfüllt werden.381 

 
                                              
376  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 97 sowie die Ausführungen in Kapitel 2.2.5. Konkret 

handelt es sich um einen Cash Balance Plan mit ausgelagertem Vermögen und einer zugesagten 
Mindestverzinsung. 

377  Vgl. Kapitel 2.2.5 und die Draft Interpretation D9: “Employee Benefit Plans with a Promised 
Return on Contributions or Notional Contributions”. Da es sich lediglich um eine Draft Interpre-
tation handelt, kommt den Ausführungen zwar kein verbindlicher Charakter im Sinne eines IFRS 
/ IAS zu. Allerdings nennt IAS 19.29 Beispiele für Situationen, in denen die Höhe der Leistun-
gen, welche die Mitarbeiter nach ihrer Pensionierung beziehen, nicht nur von Beiträgen und dem 
Vermögensertrag daraus abhängen. Lit. (b) hält ausdrücklich fest, dass dazu auch eine Garantie 
für eine festgelegte Verzinsung gehört. 

378  Vgl. Kapitel 2.1.3. Dieser gilt allerdings erneut nur im obligatorischen Bereich. 
379  Womit die in IAS 19.28 geforderte Bedingung nicht erfüllt ist (vgl. Fn. 372). 
380  Vgl. Art. 331 Abs. 1 OR sowie die entsprechenden Ausführungen dazu in Kapitel 2.1.2. 
381  Vgl. Berndt, 2007, S. 78, der ebenfalls zu diesem Schluss kommt. Allerdings handelt es sich da-

bei, wie Berndt ebenfalls verdeutlicht, um eine streng formaljuristische Argumentation. Darauf 
wird in Kapitel 4.1.2 noch vertieft einzugehen sein. 
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Da sämtliche Kriterien kumulativ erfüllt sein müssen, lässt sich allein schon aus dem 
dritten Punkt schliessen, dass Schweizer BVG-Pläne nicht als beitragsorientiert im 
Sinne von IAS 19 bilanziert werden können. Abbildung 3.3 zeigt diese Schlussfolge-
rung grafisch auf. Nur Pläne, bei denen der Arbeitnehmer sämtliche Risiken trägt, qua-
lifizieren als beitragsorientiert. Da bei Schweizer BVG-Plänen durch die Mindestver-
zinsung und die potentiellen Sanierungsbeiträge gewisse Risiken beim Arbeitgeber 
verbleiben, ist die Bilanzierung leistungsorientiert vorzunehmen. 

 

Abbildung 3.3: Klassifikation von Schweizer Vorsorgeplänen nach IAS 19382 

 

 
Während vor dem Inkrafttreten der ersten BVG Revision am 01. Januar 2005 teilweise 
noch Diskussionsbedarf herrschte,383 wird diese Einschätzung heute von den meisten 
IFRS-Anwendern in der Schweiz geteilt.384 

                                              
382  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Präsentationsunterlagen von Stefan Haag (Präsenta-

tion zum Thema ‚IFRS Pension Accounting heute und morgen’, Kammer-Seminar der Schweize-
rischen Treuhand-Kammer, Winterthur, 17. September 2008) und Dr. Willi Turnherr (Präsenta-
tion zum Thema ‘Preliminary Views on Amendments to IAS 19 Employee Benefits - Swiss Per-
spectives’, Mercer IFRS Event, Zürich, 24. September 2008). 

383  Zu den Inhalten der BVG Revision vgl. Wehrli & Düggeli, 2005, S. 167-173. Zur Diskussion vgl. 
Atteslander, Suter, & Verfürth, 2000, S. 29; Gysin & Loser, 2004, S. 269-276; Gysin, Loser, 
Schmid, & Schnurrenberger, 2004, S. 37-44; Zimmermann H. , 2004, S. 173-178; Fleissner & 
Haag, 1999, S. 803-812; Chable & Gumy, 2000, S. 468-475. Kritisch betrachtet wurde neben der 
leistungsorientierten Klassifikation aber vor allem auch die Aktivierung von Überdeckungen, vgl. 
dazu die Ausführungen in Kapitel 3.2.3. 

384  Vgl. beispielsweise Berndt, 2007, S. 77-80; Jeger & Welser, 2007, S. 706-709; Krügel & 
Hermann, 2006, S. 138-143; Ambrosini & Walter, 2005, S. 643-649; Helbling, 2007b, S. 613-
618; Helbling, 2006, S. 542-544; Helbling, 2007a, S. 220-242 und Helbling, 2010b, S. 147-182. 
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Im Juni 2005 ist zudem das International Financial Reporting Interpretations Com-
mittee (IFRIC) auf die Besonderheiten von Schweizer Vorsorgeplänen eingegangen.385 
Aufgrund der Sanierungsklausel kommt dieses Gremium ebenfalls zum Schluss, dass 
BVG-Pläne leistungsorientiert zu bilanzieren sind: 

„In practice the guaranteed interest credit for Swiss plans is significant as the return 
is not usually guaranteed to be less than the actual return on assets. It would be unu-
sual for the employer to have no legal or constructive obligation, in the event of a plan 
deficit, to pay additional contributions to a Swiss plan. In particular, the staff under-
stands that new pensions legislation in Switzerland effective 1 January 2005, places an 
indirect obligation on most employers in respect of the minimum guaranteed increases 
to plans that are underfunded. The minimum return guarantee is the responsibility of 
the foundation rather than the employer but the employer could be (and is likely to be) 
obliged to pay additional contributions in case of a plan deficit.”386 

Diese Einschätzung bestätigt auch die Kommission für Wirtschaftsprüfung der 
Schweizerischen Treuhand-Kammer. In einer Empfehlung zur Anwendung von IAS 
19 in der Schweiz konstatiert sie, dass „das BVG-System in der Regel nicht als Bei-
tragsprimatsplan nach IAS 19 qualifiziert.“387 Entsprechend ist beispielsweise im Fi-
nanzbericht von Huber & Suhner Folgendes festgehalten: 

„In den Schweizer Konzerngesellschaften sind die Verpflichtungen für die Personal-
vorsorge durch autonome Stiftungen mit Beitragsprimat nach Schweizer Vorsorge-
recht abgedeckt, welche durch reglementarische Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei-
träge finanziert werden. Der Konzern kann eine rechtliche oder faktische Verpflich-
tung haben, zusätzliche Beiträge zu leisten, wenn die Stiftung nicht genügend Vermö-
genswerte hält, um die Pensionsansprüche aller Mitarbeiter aus dem laufenden und 
vorherigen Geschäftsjahren zu begleichen. Deshalb handelt es sich nach IFRS um leis-
tungsorientierte Vorsorgepläne.“388 

                                              
385  Vgl. IFRIC, 2005, S. 9-10. Die Diskussion erfolgte im Zusammenhang mit der Auswertung der 

Kommentare zur bereits diskutierten Draft Interpretation D9 aus dem Jahr 2004 (vgl. Fn. 282 und 
die Ausführungen zu Cash Balance Plänen in Kapitel 2.2.5). 

386  IFRIC, 2005, S. 10. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse der IFRIC Meetings 
lediglich informativen Charakter haben und nicht als offizielle Stellungnahme verstanden werden 
dürfen. 

387  Treuhand-Kammer, ohne Datum, S. 3. Auf das Dokument wird auch verwiesen in Berndt, 2007, 
S. 79 und Helbling, 2006, S. 544. 

388  Huber & Suhner, Herisau, Geschäftsbericht 2011 (Teil 2), S. 22. 
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Zu weiterführenden Diskussionen hat die Frage geführt, ob allenfalls vollversicherte 
BVG-Pläne die oben beschriebenen Kriterien zu erfüllen vermögen und somit bei-
tragsorientiert bilanziert werden könnten. Als vollversichert gelten Vorsorgepläne, bei 
denen sämtliche Risiken an eine externe Versicherungsgesellschaft ausgelagert wer-
den.389 IAS 19.46 hält dazu grundsätzlich fest, dass vollversicherte Vorsorgepläne bei-
tragsorientiert zu bilanzieren sind. Dies gilt allerdings nur unter der Bedingung, dass 
beim Arbeitgeber keine gesetzliche oder faktische Pflicht verbleiben darf, weitere Bei-
träge für die versicherten Leistungen aufbringen zu müssen.390 

Eine Arbeitsgruppe der Schweizerischen Treuhand-Kammer kam jedoch zum Schluss, 
dass diese Bedingung für die Verhältnisse in der Schweiz nicht erfüllt ist.391 Als kri-
tisch erwies sich dabei einerseits die Tatsache, dass ein Versicherungsvertrag grund-
sätzlich kündbar ist und damit eine Vorsorgeeinrichtung latent dem Risiko ausgesetzt 
ist, die entsprechenden Risiken im Endeffekt doch selbst tragen zu müssen.392 Ande-
rerseits wurde darauf hingewiesen, dass die Sparbeiträge für Altersleistungen zwar 
beitragsorientiert ausgestaltet sind, die Risikoprämien für Todes- und Invaliditätsfälle 
jedoch einen variablen Charakter haben.393 Das heisst, ein schlechter Schadenverlauf 
wird mit einem zeitlichen Verzug zu höheren Versicherungsprämien für die Vorsorge-
einrichtung führen, welche, ebenfalls wiederum mit Verzug, die Risikoprämien für 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber wird erhöhen müssen.394 Damit können auch vollversi-
cherte Risikoprämien die Kriterien einer beitragsorientierten Plankomponente nicht 
erfüllen. 

                                              
389  D.h. es handelt sich um sogenannt kollektive Vorsorgeeinrichtungen, wie sie in Kapitel 2.1.2.2 

dargestellt wurden. 
390  Laut IAS 19.46(b) wäre dies beispielsweise dann nicht erfüllt, wenn der Arbeitgeber verpflichtet 

wäre „[…] to pay further amounts if the insurer does not pay all future employee benefits relating 
to employee service in the current and prior periods“. 

391  Konkret handelte es sich um eine Arbeitsgruppe der Subkommission Rechnungslegung der 
Kommission für Wirtschaftsprüfung. 

392  Bei dieser Begründung handelt es sich auf den ersten Blick eher um ein theoretisches Argument, 
da der Versicherungsmarkt in der Schweiz genügend gross sein dürfte, sodass eine Vorsorgeein-
richtung jederzeit einen neuen Vertrag eingehen könnte. Die Arbeitsgruppe argumentiert jedoch, 
dass beispielsweise im Falle von Invalidenrentnern eine neue Versicherung höhere Prämien ver-
langen könnte, womit in Zukunft höhere Kosten aus einem bereits in der Vergangenheit aufgetre-
tenen Ereignis entstehen. Damit ist genau die Bedingung in IAS 19.46(b) verletzt, welche ver-
langt, dass ein Versicherer sämtliche zukünftigen Leistungen aufgrund der bereits eingebrachten 
Versicherungsbeiträge erbringen muss. Vgl. Jeger & Welser, 2007, S. 708. 

393  Entscheidend ist dabei vor allem, dass die unterschiedlichen Beiträge innerhalb der Vorsorgeein-
richtung miteinander verrechnet werden können. Vgl. Jeger & Welser, 2007, S. 708.  

394  Vgl. neben Jeger & Welser, 2007, S. 708 auch Krügel & Hermann, 2006, S. 139, die zum selben 
Schluss kommen. 
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3.2.3 Auswirkungen der Klassifikation 

Als grundlegende Auswirkung aus der vorhergehend beschriebenen Klassifikation von 
Schweizer Vorsorgeplänen ergibt sich, dass die Bilanzierungsvorschriften für leis-
tungsorientierte Pläne nach IAS 19 angewandt werden müssen.395 Das heisst, es sind 
zum einen im Vergleich zur beitragsorientierten Bilanzierung sehr umfangreiche und 
äusserst komplexe Berechnungen vorzunehmen, um die Verpflichtung des Unterneh-
mens aus den Vorsorgezusagen bilanziell korrekt abzubilden. Hinzu kommt, dass diese 
Berechnungen nicht einmaliger Natur sind, sondern immer wieder auf ihre Gültigkeit 
hin überprüft werden müssen. Für IFRS-Anwender entsteht somit ein im Vergleich zur 
beitragsorientierten Bilanzierung deutlich höherer Aufwand.396 

Zum anderen hat die leistungsorientierte Bilanzierung aber auch zur Folge, dass eine 
eigenständige Bewertung des Planvermögens und eine Berechnung der Vorsorgever-
pflichtung vorgenommen werden müssen. Wie das bereits ausführlich diskutierte Bei-
spiel der Swisscom gezeigt hat, entsteht aufgrund der unterschiedlichen Bewertungs-
grundlage dabei häufig eine Differenz zwischen den Werten nach IAS 19 beim Arbeit-
geber und der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung nach FER 26.397 Sowohl für 
die IFRS-Anwender als auch für die Adressaten der Rechnungslegung führt diese 
Ausgangslage zu einer enorm hohen Komplexität. Die Existenz von zwei verschiede-
nen Informationsquellen, welche zudem unterschiedliche Zahlen für einen auf den ers-
ten Blick identischen Sachverhalt präsentieren, dürfte kaum zu einer erhöhten Ver-
ständlichkeit und Entscheidungsnützlichkeit der Jahresrechnung beitragen. 

In der Erfolgsrechnung zeigt sich dies beispielsweise dadurch, dass der Arbeitgeber 
zwar einen zum Voraus festgelegten Beitrag für die berufliche Vorsorge seiner Arbeit-
nehmer an die Vorsorgeeinrichtung überweist und darüber hinaus in vielen Fällen kei-
ne weiteren Leistungen ausrichtet. Für die Ermittlung des Vorsorgeaufwandes in der 
Jahresrechnung nach IFRS sind diese Beiträge allerdings nicht relevant. Stattdessen 
berechnet sich der Aufwand, wie in Abbildung 2.16 dargelegt, basierend auf der Vor-
sorgeverpflichtung bzw. deren Veränderung.398 

                                              
395  Vgl. Kapitel 2.2.4. 
396  Dagegen ist allerdings nicht per se etwas einzuwenden, so lange sich die Kosten in einem vertret-

baren Verhältnis zum Nutzen bewegen. Auf die Kosten / Nutzen Abwägung soll vorliegend aller-
dings nicht weiter eingegangen werden, vgl. dazu beispielsweise Maier, 2008. 

397  Vgl. Kapitel 3.1.3.3. 
398  D.h. aus Dienstzeitaufwand, Nettozins und allfällig auftretenden nachzuverrechnenden Dienst-

zeitaufwendungen und Effekten aus Planabgeltungen, vgl. Kapitel 2.2.4.3. 
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Für die Bilanz stellt sich die Frage, ob aus der Gegenüberstellung von Planvermögen 
und Vorsorgeverpflichtung eine Über- oder Unterdeckung entsteht. Bei einer Unterde-
ckung ist die Differenz als Nettovorsorgeverpflichtung vollständig zu passivieren (IAS 
19.63) und zwar unabhängig davon, ob die Vorsorgeeinrichtung aufgrund ihrer eige-
nen Jahresrechnung ebenfalls eine Unterdeckung zeigt.399 Dies ist insbesondere des-
halb erstaunlich, weil der Entscheid über eine allfällige Nachschusspflicht (welche 
wiederum entscheidendes Kriterium für die leistungsorientierte Klassifikation ist) auf 
der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung basiert. Es stellt sich daher die Frage, in-
wiefern die leistungsorientierte Klassifikation und die daraus entstehenden Konse-
quenzen überhaupt den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechen. Vor 
diesem Hintergrund macht Berndt ein sehr interessantes Experiment:400 Er betrachtet 
die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen nicht aus der Perspektive des Pension 
Accounting, sondern aufgrund allgemeiner Rückstellungskriterien.401 Aus diesem 
Blickwinkel stellen Vorsorgeverpflichtungen eine „der Höhe nach ungewisse 
Schuld“402 dar, womit die Vorschriften nach IAS 37 Rückstellungen, Eventualverbind-
lichkeiten und Eventualforderungen anwendbar sind.403 Gemäss IAS 37.14 müssen für 
die Bilanzierung einer Rückstellung drei Bedingungen kumulativ erfüllt sein:404 

• (1) Dem Unternehmen ist eine gegenwärtige (rechtliche oder faktische) 
Verpflichtung aus einem Ereignis der Vergangenheit entstanden, 

• (2) der Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen zur Erfül-
lung dieser Verpflichtung ist wahrscheinlich und 

• (3) die Höhe der Verpflichtung kann verlässlich geschätzt werden. 

Eine Prüfung dieser Kriterien für Vorsorgeverpflichtungen aus Schweizer BVG-
Plänen führt zu folgendem Ergebnis: 

                                              
399  Die Unterdeckung ist auch dann zu passivieren, wenn die Vorsorgeeinrichtung in ihrer Jahres-

rechnung eine Überdeckung ausweist, vgl. Kapitel 3.1.3.3. 
400  Vgl. Berndt, 2007, S. 77-80. 
401  Betrachtet man IAS 19 als konkretisierende Vorschrift zu den allgemeinen Bestimmungen des 

IASB betreffend Rückstellungen, dürften die entsprechenden Kriterien nicht verletzt werden (vgl. 
Berndt, 2007, S. 79). Allerdings fehlt ein entsprechend konkreter Hinweis in IAS 19. Das Erfor-
dernis liesse sich somit nur aus einer allgemeinen, systemischen Perspektive aufstellen. 

402  Berndt, 2007, S. 79 bestätigt in Thoms-Meyer, 1995, S. 13-24. 
403  Zum Zusammenhang von IAS 19 und IAS 37 vgl. Baetge, Kirsch, & Thiele, 2009, S. 446-458. 
404  Zu den Rückstellungskriterien vgl. Behr & Leibfried, 2010, S. 487; Achleitner, Behr, & Schäfer, 

2009, S. 323-324; Pellens, Fülbier, & Gassen, 2006, S. 398-399; Meyer, 2002, S. 95-96 und 
Bertschinger & Seibold-Meier, 2009, S. 167. 
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• Das erste Kriterium ist klar erfüllt. Durch die gesetzlich und allenfalls 
auch reglementarisch verankerte Nachschusspflicht im Falle einer Un-
terdeckung besteht für den Arbeitgeber eine Verpflichtung. Da er sich 
bereits einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen hat (bzw. durch das 
erstmalige Aussprechen einer Vorsorgezusage gegenüber einem Arbeit-
nehmer), handelt es sich zudem um eine Verpflichtung aus einem Ereig-
nis in der Vergangenheit. 

• Die Prüfung des zweiten Kriteriums ist hingegen weniger eindeutig. Un-
bestritten ist, dass ein Nachschiessen von Sanierungsbeiträgen durch den 
Arbeitgeber einem Abfluss von Ressourcen mit wirtschaftlichem Nutzen 
gleichkommt. Es fragt sich allerdings, ob der Abfluss tatsächlich wahr-
scheinlich ist. Hierzu verlangt IAS 37.23 für Rückstellungen üblicher-
weise eine Eintrittswahrscheinlichkeit von mindestens 50%.405 Betrach-
tet man Schweizer BVG-Pläne, ist es zumindest fragwürdig, ob bei einer 
gut gedeckten Vorsorgeeinrichtung die Wahrscheinlichkeit für einen 
Ressourcenabfluss tatsächlich grösser als 50% ist.406 Ähnliche Überle-
gungen lassen sich auch für das Kriterium der Mindestverzinsung anstel-
len: Wenn der Mindestzinssatz durch die Vorsorgeeinrichtung in der 
Vergangenheit immer erreicht oder gar übertroffen wurde und keine An-
haltspunkte dafür bestehen, dass sich dies in absehbarer Zukunft verän-
dern wird,407 vermag die blosse Befürchtung, dass es auch anders sein 
könnte, nicht für eine entsprechende Bilanzierung zu überzeugen.408 

• Wiederum erfüllt ist hingegen das dritte Kriterium. Mit Hilfe der darge-
legten Schätzungsverfahren lässt sich zwar die Zukunft nicht exakt vo-
raussagen, aufgrund der breit verfügbaren Daten und der hohen Anwen-
dungssicherheit kann aber davon ausgegangen werden, dass eine verläss-
liche Schätzung möglich ist. 

                                              
405  Laut dem Grundsatz in IAS 37 muss sie „more probable than not“ sein (IAS 37.23). 
406  Insbesondere auch deshalb, weil der Vorsorgeeinrichtung im Falle einer Unterdeckung zahlreiche 

andere Möglichkeiten zur Verfügung stehen und das Erheben von Sanierungsbeiträgen, wie Kapi-
tel 2.1.4.3 gezeigt hat, nur als subsidiäre Massnahme, d.h. wenn die Alternativen nicht den ge-
wünschten Effekt erbracht haben oder dieser nicht ausreichend ist, vorgesehen ist (vgl. Fn. 124). 

407  Langfristige Entwicklungen des Zinsniveaus werden berücksichtigt, indem der Mindestzinssatz 
regelmässig überprüft wird und „die Entwicklung der Rendite marktgängiger Anlagen, insbeson-
dere der Bundesobligationen, sowie zusätzlich der Aktien, Anleihen und Liegenschaften“ (Art. 15 
Abs. 2 BVG) berücksichtigt. Vgl. Kapitel 2.1.3.2.1. 

408  Zu diesem Schluss kommt auch Berndt, 2007, S. 80. 
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Das Gedankenexperiment zeigt zum einen, dass es durchaus fraglich ist, ob aufgrund 
eines Schweizer BVG-Plans mit angemessenem Deckungsgrad überhaupt eine Vor-
sorgeverpflichtung zu passivieren wäre, wenn sie anstatt der Vorschriften von IAS 19 
die allgemeinen Rückstellungskriterien in IAS 37 erfüllen müsste.409 Zum anderen 
wirft es die Frage auf, ob die momentane Methode zur Bewertung der Rückstellung 
geeignet ist, die Höhe der Verpflichtung so zu berechnen, dass sie die tatsächlichen 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitgebers abbildet.410 

Neben einer Unterdeckung kann die Gegenüberstellung von Planvermögen und Vor-
sorgeverpflichtung aber auch zu einer Überdeckung führen. Dies hat, wie aufgezeigt, 
zur Folge, dass grundsätzlich ein Vermögenswert in der Jahresrechnung des Arbeitge-
bers aktiviert wird.411 Das Vorgehen ist insofern heikel, weil Arbeitgeber und Vorsor-
geeinrichtung juristisch klar getrennt sind (Art. 331 Abs. 1 OR) und somit das Vermö-
gen in der Vorsorgeeinrichtung keinesfalls dem Arbeitgeber zuzurechnen ist. Entspre-
chend gab diese Vorschrift in der Schweiz zu breiten Diskussionen Anlass.412 Insbe-
sondere wurde kritisiert, „die Rechnungslegung masse sich an, über die Verwendung 
der Überschüsse von Pensionskassen zu entscheiden.“413 Obwohl dieser Vorwurf klar 
zurückzuweisen ist,414 gibt es in der Tat zahlreiche Argumente, die aus rechtlicher und 
wirtschaftlicher Sicht gegen eine Aktivierung sprechen:415 

• Wie bereits erwähnt, hat die gesetzlich vorgeschriebene Trennung von 
Arbeitgeber und Vorsorgeeinrichtung zwar einerseits zur Folge, dass die 
Vorsorgeeinrichtung und nicht der Arbeitgeber für die berufliche Vor-
sorge der Arbeitnehmer aufkommen muss. Andererseits bedeutet dies 
aber auch, dass sich das Vorsorgevermögen der Verfügungsmacht des 
Arbeitgebers entzieht. 

                                              
409  Zusammenfassend ist die Überlegung sicher nicht dazu geeignet, die momentane Abbildungsme-

thode zu verändern, da sich die Frage, wie besprochen, so gar nicht stellt. Nichtsdestotrotz ist der 
Gedanke an sich wertvoll und sollte insbesondere im Rahmen der vom IASB angekündigten, um-
fangreicheren Überarbeitung von IAS 19 (vgl. Kapitel 2.2.1) wieder aufgegriffen werden. Zumin-
dest das Argument zur Eintrittswahrscheinlichkeit der Nachschusspflicht ist aber bereits für die 
vorliegende Untersuchung relevant (vgl. Kapitel 4.1.2). 

410  Vgl. dazu Kapitel 3.3. 
411  Soweit die Vorschriften des Asset Ceiling dies zulassen, vgl. Kapitel 2.2.4.4. 
412  Vgl. Behr, 2000, S. 25; Atteslander, Suter, & Verfürth, 2000, S. 29; Chable & Gumy, 2000, S. 

468-475 und Riemer, 2003, S. 496-499. 
413  Behr, 2000, S. 25. 
414  Vgl. Behr, 2000, S. 25 und Atteslander, Suter, & Verfürth, 2000, S. 29. Die Rechnungslegung 

entscheidet nicht, sie bildet lediglich ab. 
415  Vgl. Helbling, 2007a, S. 234-238, der eine sehr ausführliche Liste erstellt. 
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• Tritt bei einer Vorsorgeeinrichtung eine Überdeckung ein, bestehen zahl-
reiche Handlungsmöglichkeiten.416 Allerdings obliegt die Entscheidung 
darüber, welche Massnahmen ergriffen werden, dem paritätisch zusam-
mengesetzten obersten Organ der Vorsorgeeinrichtung und nicht dem 
Arbeitgeber alleine (Art. 51a Abs. 2 BVG i.V.m Art. 51 Abs. 1 BVG). 
Damit besteht keine Gewährleistung dafür, dass die Mittel so verwendet 
werden, wie es aus Sicht des Arbeitgebers am sinnvollsten wäre. 

• Zudem ist davon auszugehen, dass oftmals nicht nur eine einzelne Mass-
nahme ergriffen wird, sondern eine Kombination von verschiedenen 
Handlungsalternativen. Dabei wird der Arbeitgeber kaum bei allen Mög-
lichkeiten im selben Masse profitieren. 

• Allen Massnahmen gemeinsam ist, dass der Grundsatz der Gleichbe-
handlung beachtet werden muss (Art. 1 Abs. 3 BVG i.V.m. Art. 1f BVV 
2). Wird also aufgrund der Überdeckung beispielsweise eine temporäre 
Beitragsbefreiung oder -reduktion beschlossen, muss diese für Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer gleichermassen gelten.417 

Aus Sicht der Rechnungslegung ist deshalb sicherzustellen, dass ein Vermögenswert 
in der Bilanz des Arbeitgebers tatsächlich werthaltig ist. Genau dazu wird durch die 
Vorschriften zum Asset Ceiling im Vergleich zu einer Unterdeckung ein zusätzlicher 
Sicherungsmechanismus eingebaut, welcher gewährleisten soll, dass das aktivierte 
Vermögen aus der Vorsorgeeinrichtung auch tatsächlich dem wirtschaftlichen Nutzen 
entspricht, welcher einem Arbeitgeber zufliesst bzw. potentiell zufliessen kann.418 In-
sofern sind die oben genannten Faktoren dadurch zu berücksichtigen, als sie von der 
gesamten Überdeckung einer Vorsorgeeinrichtung denjenigen Anteil von einer Akti-
vierung beim Arbeitgeber ausschliessen, der nicht durch eine Beitragsreduktion an den 
Arbeitgeber zurückfliessen kann.419 

 
                                              
416  Kapitel 2.1.4.2. 
417  Vgl. das entsprechende Bundesgerichtsurteil (Fn. 111). 
418  Vgl. Kapitel 2.2.4.4. 
419  In der Schweiz kommen für eine Aktivierung nur Beitragsreduktionen in Frage, da eine Rückzah-

lung nicht möglich ist, vgl. dazu insbesondere die Vorschriften in IFRIC 14 aus Kapitel 2.2.4.4. 
Von diesen Einschränkungen nicht betroffen sind die Arbeitgeberbeitragsreserven – wie aufge-
zeigt (vgl. Kapitel 2.2.4.4), allerdings erst durch die Korrektur von IFRIC 14. Über diese kann der 
Arbeitgeber selbständig verfügen, womit sie losgelöst von zukünftigen Beitragsreduktionen auf-
grund einer Überdeckung zu ermitteln und auszuweisen sind. 
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3.2.4 Fazit 

Die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen nach IAS 19 ist für IFRS-Anwender in 
der Schweiz eine Herausforderung. Immer öfter zeigt sich, dass die Personalvorsorge 
auch aus Sicht der Rechnungslegung als „Unternehmensrisiko“ betrachtet wird.420 Be-
reits die grundlegende Klassifikation der Pläne als beitrags- oder leistungsorientiert ist 
sehr schwierig vorzunehmen, da sich die entsprechenden Unterscheidungskriterien nur 
schlecht auf das BVG-System anwenden lassen.421 Dies führt zumindest kurzfristig zu 
Interpretationsspielräumen und damit potentiell zu einer nicht einheitlichen Anwen-
dung, was wiederum die Unsicherheit für Ersteller und Adressaten der IFRS-
Abschlüsse erhöht. 

Wie in der Einleitung zur vorliegenden Arbeit bereits erwähnt, ist es zwar durchaus 
verständlich, dass die Anwendung internationaler Rechnungslegungsvorschriften auf 
ein bestimmtes Rechtssystem immer zu einem gewissen Ermessensspielraum führt, 
allerdings gibt IAS 19 im Vergleich zu anderen IFRS Standards in der Schweiz zu 
überaus vielen Diskussionen Anlass.422 Auf der anderen Seite ist jedoch auch die Ab-
sicht des IASB nachvollziehbar, im Zweifelsfall zur leistungsorientierten Bilanzierung 
zu tendieren. Damit werden Unternehmen und vor allem deren Anspruchsgruppen vor 
ansonsten unberücksichtigten Vorsorgeverpflichtungen geschützt.423 Schliesslich lässt 
sich bei allen Schwierigkeiten nicht wegdiskutieren, dass das Risiko, als Arbeitgeber 
eines Tages Sanierungsbeiträge einbringen zu müssen, tatsächlich existiert. An dieser 
Stelle und aufgrund der damit verbundenen Vereinfachungen also einfach für eine bei-
tragsorientierte Bilanzierung zu plädieren, wäre sicher zu kurz gegriffen. 

Eine Überarbeitung des Standards kann, wie in Kapitel 1.1 erwähnt, aber auch immer 
die Chance bieten, eine zumindest teilweise nicht zufriedenstellende Lösung zu über-
arbeiten. Dazu könnten allenfalls die Bestimmungen zum Risk-Sharing eine Gelegen-
heit bieten – allerdings nur unter der Bedingung, dass die entsprechenden Anforderun-
gen überhaupt zu einer Veränderung der Bilanzierungspraxis führen. 

 

                                              
420  Vgl. Schaller & Meisinger, 2011a, S. 356-359; Gysin & Loser, 2004, S. 269-276; Schaller & 

Meisinger, 2011b, S. 72-73 und Gysin, Loser, Schmid, & Schnurrenberger, 2004. 
421  Dies bestätigt auch das IFRIC: „The staff notes that the DB [Defined Benefit] methodology in IAS 

19 is difficult to apply to plans that have more complex benefit structures“ (IFRIC, 2005, S. 8). 
422  Vgl. Treuhand-Kammer, 2008, S. 1 sowie die Beispiele, welche in Kapitel 1.1 genannt wurden. 
423  Vgl. Berndt, 2007, S. 80. 
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3.3 Behandlung von Risk-Sharing im Rahmen der Rechnungslegung 

3.3.1 Einleitung 

Ausgehend von den bisherigen Ausführungen stellt sich die Frage, ob die Anwendung 
der Vorschriften von IAS 19 in der Schweiz den Bestimmungen zum Risk-Sharing 
bereits heute gerecht wird oder ob die Bilanzierungspraxis von Vorsorgeverpflichtun-
gen an die neuen Regelungen anzupassen und damit zu verändern ist. In diesem Zu-
sammenhang ist allerdings zu beachten, dass es für IFRS-Abschlüsse, welche am oder 
nach dem 01. Januar 2013 erstellt werden, aufgrund der anderweitigen Anpassungen in 
IAS 19 zwingendermassen zu einer Veränderung kommt.424 Die Auswirkungen dieser 
Veränderung sind jedoch weitgehend bekannt und in der Literatur auch hinlänglich 
kommentiert.425 

Wie bereits dargelegt, umfasst der Begriff des Risk-Sharing sowohl die Situation einer 
Über- wie auch einer Unterdeckung. Das folgende Kapitel unterscheidet daher zwi-
schen diesen beiden Möglichkeiten. In einem ersten Schritt wird untersucht, inwiefern 
der Nutzen aus einer Überdeckung zwischen dem Arbeitgeber und einer anderen Partei 
zu teilen ist und in welcher Art und Weise die Teilung dieses Nutzens in der Jahres-
rechnung des Arbeitgebers abgebildet wird. In einem zweiten Schritt widmet sich das 
Kapitel den Kosten zur Behebung einer Unterdeckung. Auch für diese Situation ist zu 
klären, ob eine Aufteilung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern oder auch einer 
anderen Drittpartei in der Jahresrechnung gemäss den Vorschriften zum Risk-Sharing 
erfasst wird bzw. an welchen Stellen allenfalls Handlungsbedarf besteht. 

Der Sicherheit halber sei erneut darauf hingewiesen, dass als Massstab zur Bestim-
mung der Über- / Unterdeckung nicht die Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung, 
sondern die nach IAS 19 berechnete Gegenüberstellung von Vorsorgevermögen und 
entsprechender Verpflichtung dient. Im Vordergrund steht damit erneut eine wirt-
schaftliche und nicht rein juristische Betrachtungsweise.426 

 

                                              
424  Vgl. Kapitel 2.2.1, zu denken ist beispielsweise an die Abschaffung der Korridor-Methode oder 

die neue Berechnung des Vorsorgeaufwandes (Nettozins). 
425  Für die Verhältnisse in der Schweiz vgl. Ohlund & Alfieri, 2011, S. 578-582; Zanella & Welser, 

2012, S. 432-436 sowie Leibfried & Müller, 2011, S. 329-333. 
426  Grundsatz von substance over form, vgl. Fn. 199. 
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3.3.2 Überdeckung 

Bei einer Überdeckung hat sich gezeigt, dass der Vorsorgeeinrichtung aufgrund der 
gesetzlichen Vorschriften zahlreiche Möglichkeiten für die Verwendung der Mittel zur 
Verfügung stehen.427 Neben der Äufnung von Wertschwankungsreserven und der Bil-
dung von technischen Rückstellungen kommt auch die Erhöhung von laufenden Ren-
ten oder die Verwendung der Überdeckung für eine temporäre Beitragsbefreiung oder 
-reduktion für Arbeitnehmer und Arbeitgeber in Frage. Zentral ist dabei, dass der Ent-
scheid über die Verwendung der Überdeckung nicht durch den Arbeitgeber alleine, 
sondern paritätisch durch das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung erfolgt. Insofern 
ist aus Sicht des Arbeitgebers nicht sichergestellt, dass die Entscheidung in seinem 
Sinne ausfällt. Damit lässt sich in einem ersten Schritt festhalten, dass der Arbeitgeber, 
je nachdem welche Verwendung für die Überdeckung beschlossen wird, einen unter-
schiedlichen Nutzen daraus zieht: 

• Wird die Überdeckung beispielsweise für eine Erhöhung der Renten 
verwendet, profitiert der Arbeitgeber finanziell betrachtet gar nicht.428 Er 
kann weder einen Zufluss von Ressourcen mit einem wirtschaftlichen 
Nutzen noch einen reduzierten oder ausbleibenden Abfluss derselben 
verzeichnen. 

• Nutzt die Vorsorgeeinrichtung die Überdeckung zur Bildung oder Stär-
kung von Wertschwankungsreserven und / oder technischen Rückstel-
lungen, könnte man argumentieren, dem Arbeitgeber entstehe ein indi-
rekter Nutzen, indem durch diese Massnahmen beispielsweise das Risiko 
abnimmt, dass er in Zukunft Sanierungsbeiträge aufgrund einer Unterde-
ckung leisten muss. Insofern würde dieses Vorgehen das Risiko für einen 
zukünftigen Mittelabfluss beim Arbeitgeber schmälern, was durchaus ei-
nen wirtschaftlichen Nutzen mit sich bringt. Problematisch ist jedoch, 
dass sich dieser Nutzen bzw. der Anteil, welcher dabei dem Arbeitgeber 
zusteht, kaum verlässlich bewerten lässt. 

                                              
427  Vgl. Kapitel 2.1.4.2. 
428  Finanziell heisst dabei im Sinne eines wirtschaftlichen Nutzens, der sich als Zufluss von Ressour-

cen oder als verminderter / ausbleibender Abfluss messen lässt. Allenfalls steigt zwar seine Repu-
tation in der Öffentlichkeit oder die Unternehmung wirkt attraktiver für Arbeitnehmer, dies alles 
lässt sich jedoch nicht verlässlich bewerten, weshalb vorliegend davon ausgegangen wird, dass 
dem Arbeitgeber kein wirtschaftlicher Nutzen zufliesst. 



114  Risk-Sharing aus Sicht der Rechnungslegung 

• Wird die Überdeckung hingegen für Beitragsbefreiungen / -reduktionen 
verwendet, entsteht dem Arbeitgeber ein direkter wirtschaftlicher Nut-
zen, indem während der entsprechenden Periode keine oder weniger Mit-
tel an die Vorsorgeeinrichtung abfliessen. 

Zusammenfassend stellt sich somit heraus, dass der Arbeitgeber nur unter ganz be-
stimmten Umständen direkt, das heisst im Sinne eines tatsächlichen wirtschaftlichen 
Nutzens, von der Überdeckung profitiert. In allen anderen Situationen profitiert er 
höchstens indirekt. Der Nutzen aus einer Überdeckung wird damit zwischen Arbeitge-
ber, Arbeitnehmern und Drittparteien (Vorsorgeeinrichtung, Rentner, etc.) aufgeteilt. 

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen wird klar, dass die Vorschriften zur Bilan-
zierung eines Vorsorgevermögenswerts in IAS 19 und deren Anwendung in der 
Schweiz dieser besonderen Ausgangslage bereits heute Rechnung tragen.429 So wird 
eine aus der Gegenüberstellung von Vorsorgeverpflichtung und Vermögenswerten 
resultierende Überdeckung nicht direkt beim Arbeitgeber aktiviert, sondern auf ihre 
Werthaltigkeit geprüft. Dabei ist, konkretisiert durch die Vorschriften in IFRIC 14, 
sicherzustellen, dass nur der wirtschaftliche Nutzen aus der Überdeckung aktiviert 
wird, wenn dieser kleiner als die Überdeckung selbst ist (IAS 19.64, Asset Ceiling). Es 
zeigt sich also, dass aufgrund der bisher gültigen und in der Schweiz angewandten 
Vorschriften gewährleistet wird, dass nur derjenige Anteil einer Überdeckung beim 
Arbeitgeber aktiviert wird, der ihm im Sinne eines tatsächlichen wirtschaftlichen Nut-
zens zusteht. 

Wie Kapitel 3.1.2 aufgezeigt hat, wird der Grundgedanke des Risk-Sharing bei einer 
Überdeckung somit bereits durch das Asset Ceiling gewährleistet. Aus diesem Grund 
finden sich in den Bestimmungen zum Risk-Sharing auch kaum weitere Ausführungs-
vorschriften.430 Für die IFRS-Anwender in der Schweiz hat dies zur Folge, dass sich 
im Falle einer Überdeckung die anzuwendende Bilanzierungsmethode nicht verändert: 
Die Differenz zwischen Vorsorgeverpflichtung und Vermögenswerten ist anhand der 
Vorschriften des Asset Ceiling zu reduzieren und lediglich als Nettogrösse in der Bi-
lanz zu aktivieren. 

                                              
429  Vgl. Kapitel 2.2.4.4 und 3.2.3. 
430  Wie in Fn. 323 bereits erwähnt, wäre es allerdings wünschenswert gewesen, dass die Vorschriften 

zum Risk-Sharing die Situation einer Überdeckung zumindest klar festhalten und das oben ge-
nannte Vorgehen erklären. Schliesslich zeigt sich gerade an dieser Stelle, dass es sich beim Risk-
Sharing nicht um einen eigentlich neuen Gedanken, sondern vielmehr um eine Klarstellung be-
reits heute gültiger Vorschriften handelt (vgl. dazu IAS 19ED2010.BC96). 
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3.3.3 Unterdeckung 

Weitaus komplexer gestaltet sich die Situation allerdings im Falle einer Unterdeckung. 
Auch hier hat sich gezeigt, dass einer Vorsorgeeinrichtung zahlreiche Massnahmen zur 
Verfügung stehen, welche ergriffen werden können.431 Diese lassen sich grob in zwei 
Kategorien aufteilen: Zum einen existieren Massnahmen, bei denen die Vorsorgeein-
richtung die Unterdeckung intern, das heisst ohne Hilfe von aussen, behebt.432 Dazu 
gehört beispielsweise das Auflösen von Reserven, das Senken der Renten oder Um-
wandlungssätze sowie eine Reduktion (oder gar das Aussetzen) der Verzinsung auf 
den Kapitalkonti. Zum anderen kann die Unterdeckung aber auch durch zusätzliche 
Mittel von aussen behoben werden.433 Hier stehen Sanierungsbeiträge entweder von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmern gemeinsam oder nur durch den Arbeitgeber im Vor-
dergrund.434 

Die Analyse zur Anwendung der Risk-Sharing Vorschriften in der Schweiz hat klar-
gemacht, dass Sanierungsbeiträge von Arbeitnehmern oder Drittparteien gemäss IAS 
19.87(d) bei der Ermittlung der Vorsorgeverpflichtung berücksichtigt werden müs-
sen.435 Die grundsätzlich ebenfalls anwendbaren Vorschriften zur Berücksichtigung 
der ordentlichen Beiträge der Arbeitnehmer zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung 
sind vorliegend irrelevant, da sie nicht der Behebung der Unterdeckung dienen. Ähn-
lich verhält es sich mit den oben genannten Massnahmen, durch welche die Vorsorge-
einrichtung eine Unterdeckung intern behebt. Dabei handelt es sich, wie diskutiert, 
nicht um Beiträge von Arbeitnehmern oder Drittparteien, womit IAS 19.87(d) nicht 

                                              
431  Für eine umfangreiche Aufzählung vgl. Kapitel 2.1.4.3. 
432  Bilanziell betrachtet wird die Unterdeckung dadurch behoben oder reduziert, dass einzelne Posi-

tionen auf der Passivseite derart verändert werden, dass die Differenz zu den Vermögenswerten 
abnimmt oder gar nicht mehr auftritt. Beschliesst die Vorsorgeeinrichtung beispielsweise eine 
Reduktion der Renten oder des Umwandlungssatzes, nehmen die Vorsorgekapitalien und techni-
schen Rückstellungen ab. Bei gleichbleibenden Vermögenswerten (diese dürften von der Mass-
nahme nicht betroffen sein) hat dies zur Folge, dass die Differenz zwischen Vorsorgevermögen 
und -verpflichtung abnimmt und somit die Unterdeckung „behoben“ werden kann. 

433  Im Gegensatz zu Fn. 432 verändert sich also nicht die Passiv-, sondern die Aktivseite, indem 
zusätzliche Mittel in die Vorsorgeeinrichtung eingebracht werden (während die Vorsorgekapita-
lien und technischen Rückstellungen auf der Passivseite unverändert bleiben). 

434  Die letztgenannte Möglichkeit tritt beispielsweise dann auf, wenn der Arbeitgeber endgültig (d.h. 
nicht nur im Sinne eine Garantie oder einer Arbeitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsver-
zicht) eine Arbeitgeberbeitragsreserve in die Vorsorgeeinrichtung einbringt, ohne dass eigentliche 
Sanierungsbeiträge beschlossen und erhoben worden sind (vgl. Kapitel 2.1.4.3). Das Gegenteil, 
d.h. dass Sanierungsbeiträge nur von den Vorsorgenehmern eingebracht werden, ist laut Art. 65d 
Abs. 3 Lit. a BVG nicht erlaubt und damit nicht zu diskutieren. 

435  Die Ausführungen dazu finden sich in Kapitel 3.1.3.2. 
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anwendbar ist. Kapitel 3.1.3.2 hat zudem gezeigt, dass zwingend auf die mit Hilfe der 
versicherungsmathematischen Berechnungen nach IAS 19 ermittelte Unterdeckung 
und nicht etwa auf den Abschluss der Vorsorgeeinrichtung nach FER 26 abzustellen 
ist. Allgemein formuliert, verlangen die Vorschriften zum Risk-Sharing somit, dass bei 
der Ermittlung der Vorsorgeverpflichtung berücksichtigt werden muss, dass der Ar-
beitgeber die Kosten zur Behebung einer Unterdeckung mit anderen Parteien, allen 
voran den Arbeitnehmern, teilt. 

Aufgrund der Ausführungen zur bisherigen Anwendung von IAS 19 in der Schweiz 
wird klar, dass die Vorschriften zum Risk-Sharing damit nicht erfüllt werden. Nach 
bisheriger Anwendung wurde eine Unterdeckung, welche nach IAS 19 ermittelt wur-
de, vollumfänglich beim Arbeitgeber passiviert.436 Das heisst, im Rahmen der Berech-
nung der Vorsorgeverpflichtung blieb unberücksichtigt, dass die Kosten zur Behebung 
der Unterdeckung vom Arbeitgeber nicht alleine aufzubringen sind. 

Damit lässt sich festhalten, dass an dieser Stelle die Anwendung der neuen Vorschrif-
ten zum Risk-Sharing zu einer Veränderung der Bilanzierungspraxis für Vorsorgever-
pflichtungen in der Schweiz führen müssen. Diese Einschätzung wird grundsätzlich 
auch von Vertretern der Praxis geteilt. So hält das Beratungsunternehmen Towers 
Watson in einer Mitteilung zur Überarbeitung von IAS 19 betreffend Risk-Sharing 
fest: 

„Von besonderem Interesse für die Schweiz ist, dass die offenzulegenden Verpflich-
tungen der Unternehmen neu die Tatsache berücksichtigen müssen, wenn die Arbeit-
nehmer die Pensionskassenrisiken zusammen mit dem Unternehmen tragen. Dies ist in 
der Schweiz üblicherweise der Fall. Zuvor wurde dies gemäss IFRS nicht behandelt; 
die Verpflichtungen wurden unabhängig von der konkreten geteilten Risikotragung 
allein der Unternehmung zugerechnet. So ist zum Beispiel neu bei der Berechnung der 
Verpflichtungen zu berücksichtigen, dass der Arbeitnehmer im Falle einer Unterde-
ckung Sanierungsbeiträge (zusammen mit der Unternehmung) zu leisten hat, oder dass 
eine künftig reduzierte Verzinsung erfolgen wird. Diese neue Bestimmung reduziert 
die Verpflichtung gemäss IFRS entsprechend.“437 

 

  

                                              
436  Vgl. Kapitel 3.2.3. 
437  Towers Watson, 2011, S. 1. 
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Zum selben Schluss kommt die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten 
(KPE) in ihrer Mitteilung: 

„Von besonderem Interesse für die Schweiz ist, dass mit dem überarbeiteten Standard 
allenfalls die von den Arbeitnehmenden getragenen Pensionskassenrisiken berücksich-
tigt werden können. Die Übernahme von Risiken durch die Arbeitnehmenden ist in der 
Schweiz der Normalfall.“438 

Dass es aus wirtschaftlicher und juristischer Sicht in der Schweiz nicht korrekt ist, eine 
Unterdeckung vollständig beim Arbeitgeber zu bilanzieren, ist allerdings kein neuer 
Gedanke. Helbling weist bereits seit Jahren darauf hin, dass an dieser Stelle Hand-
lungsbedarf besteht: 

„Zusammenfassend gilt, dass eine volle Passivierung der nach FER 16 oder IAS 19 
berechneten Unterdeckung als Passivposten in der Arbeitgeberbilanz aus den […] ge-
nannten Gründen zu hoch und rechtlich nicht vertretbar ist. Hier sollte eine Änderung 
für die unter das BVG fallenden Pensionskassen angestrebt werden.“439 

                                              
438  Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten [KPE], 2011, S. 1 
439  Helbling, 2010b, S. 178. Die genannten Gründe werden auf S. 171-172 erläutert: „Sanierungs-

massnahmen hat der Arbeitgeber nicht alleine zu tragen, es sei denn, er hätte eine ausdrückliche 
Garantie für eine Finanzierung der zugesagten Pensionskassenleistungen übernommen, was nur 
sehr selten der Fall ist (z.B. in Einzelfällen bei Leistungsprimat-Kassen des Kaders). Temporäre 
Zusatzbeiträge werden in der Regel von Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam aufgebracht. 
Als Sanierungsmassnahme können die Vorsorgekapitalien in der überobligatorischen Vorsorge 
tiefer verzinst werden, was zulasten der Versicherten geht, namentlich der älteren aktiven Versi-
cherten mit bereits hohem Alterssparkapital. Der Arbeitgeber leistet andererseits freiwillig Zu-
wendungen, die auch aus Arbeitgeberbeitragsreserven und von Patronalen Fonds herkommen 
können.“ ( Helbling, 2010b, S. 171-172). 

 Etwas kürzer zusammengefasst: „Die Arbeitgeberfirma wird dadurch, dass die Arbeitnehmer 
selbst einen Teil zur Sanierung beitragen müssen, nie alleine für die Unterdeckung aufkommen 
müssen“ ( Helbling, 2010a, S. 161) oder „Es ist üblich, den gesamten Betrag der Unterdeckung 
als ‚Passiven aus Vorsorgeeinrichtungen‘ in der Arbeitgeberbilanz aufzuführen. Infolge der recht-
lichen Struktur der schweizerischen Pensionskassen, der paritätischen Verwaltung und der gesetz-
lichen Sanierungsbestimmungen hat der Arbeitgeber allerdings nie die ganze Last einer Nachfi-
nanzierung alleine zu tragen.“ ( Helbling, 2010b, S. 178). 

 Zur (zumindest teilweisen und kurzfristigen) Behebung des Problems schlägt Helbling vor, bei 
der Bewertung einer Unternehmung die Unterdeckung der Vorsorgeeinrichtung in einem ersten 
Schritt zwar weiterhin vollständig zu passivieren, in einem zweiten Schritt aber um die Sanie-
rungsbeiträge der Arbeitnehmer zu reduzieren (vgl. Helbling, 2007a, S. 239 sowie Helbling, 
2007b, S. 616). Das Vorgehen ist im Sinne einer pragmatischen und temporären Lösung zwar 
ausdrücklich zu begrüssen. Dagegen spricht allerdings, dass es nicht Sinn und Zweck der Rech-
nungslegung sein kann, dass Vorsorgeverpflichtungen passiviert werden, welche im Rahmen der 
Unternehmensbewertung sogleich wieder reduziert werden, um den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Verhältnissen gerecht zu werden. Insofern zeigt das Vorgehen höchsten die dringende Notwen-
digkeit einer Veränderung der Bilanzierungspraxis. 
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Für die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz ergibt sich damit 
die Notwendigkeit, die Risk-Sharing Features von Schweizer BVG-Plänen bei der 
Ermittlung der Vorsorgeverpflichtung (DBO) zu berücksichtigen. Es stellt sich aller-
dings die Frage, wie die IFRS-Anwender dabei vorzugehen haben. Konkret muss ge-
klärt werden, wo ein entsprechender Risk-Sharing Effekt erfasst und vor allem wie er 
bemessen wird. 

Wie Kapitel 3.1 gezeigt hat, sind dazu die Vorschriften in IAS 19.87(d) und 19.92-94 
relevant, wonach Leistungen zur Behebung einer Unterdeckung einerseits die DBO 
verringern und andererseits eine Reduktion der Neubewertung der Nettovorsorgever-
pflichtung oder des Nettovorsorgevermögenswertes (remeasurements of the net defi-
ned benefit liabilty / asset) auslösen. Konkret bedeutet dies zum einen, dass bei der 
Ermittlung der DBO eine zusätzliche versicherungsmathematische Annahme zum 
Risk-Sharing zu treffen ist. Diese muss den Effekt berücksichtigen, dass zur Behebung 
der Unterdeckung zusätzliche Leistungen eingebracht werden oder zumindest einge-
bracht werden könnten (IAS 19.88(c)). Da die Höhe der Verpflichtung, welche vom 
Arbeitgeber zu erfüllen ist, durch diese Leistungen abnimmt, verringert sich durch die 
versicherungsmathematische Annahme entsprechend die DBO. Anschliessend wird die 
(reduzierte) DBO wie bis anhin dem Planvermögen gegenübergestellt und die Netto-
vorsorgeverpflichtung (Unterdeckung) ermittelt. Im Endeffekt hat dieses Vorgehen zur 
Folge, dass die Unterdeckung um denjenigen Betrag tiefer ausfällt, der als versiche-
rungsmathematische Annahme zum Risk-Sharing angenommen wurde.440 Zum andern 
bewirkt die Vorschrift, dass Veränderungen der DBO, welche auf die Berücksichti-
gung der Effekte aus dem Risk-Sharing zurückzuführen sind, in der Neubewertungs-
komponente und nicht im Dienstzeitaufwand erfasst werden. Damit wirken sich sämt-
liche Einflüsse aus dem Risk-Sharing erfolgsneutral im OCI und nicht im Vorsorge-
aufwand in der Erfolgsrechnung aus. 

                                              
440  Es stellt sich allerdings zugleich die Frage, ob aus diesem Vorgehen nicht auch ein Nettovorsor-

gevermögenswert (Überdeckung) entstehen könnte. Diese Befürchtung ist aus zwei Gründen zu 
verneinen: Zum einen müsste dazu die versicherungsmathematische Annahme über das Risk-
Sharing grösser als die Differenz zwischen DBO (ohne Risk-Sharing) und Planvermögen sein. 
Nur wenn zusätzliche Beiträge über die Unterdeckung hinaus in die Vorsorgeeinrichtung einge-
bracht würden, ergäbe sich theoretisch ein Nettovorsorgevermögenswert. In diesem Fall würde es 
sich allerdings nicht mehr um Massnahmen zur Behebung einer Unterdeckung handeln, da diese 
bereits behoben ist. Zum andern müsste der Vorsorgevermögenswert aber auch noch die Vor-
schriften des Asset Ceiling aus IAS 19.64 erfüllen, bevor er tatsächlich aktiviert werden dürfte. 
Dies ist wiederum zu bezweifeln, da sich der Vorsorgeplan, zumindest zu Beginn, offensichtlich 
in einer Unterdeckung befindet. 
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Wie unschwer zu erkennen ist, haben diese Vorschriften allerdings einen zentralen 
Haken: Sie regeln zwar sehr ausführlich, wo und wie ein Effekt aus dem Risk-Sharing 
zu erfassen und auszuweisen ist, sie machen aber keinerlei Angaben dazu, wie dessen 
Höhe ermittelt werden soll. Einzig in IAS 19.88(c) findet sich ein Hinweis, wonach die 
Berechnung der DBO den „best estimate of the effect“ berücksichtigen muss. Der 
Standardsetzer scheint die operative Umsetzung der Vorschrift damit – bewusst oder 
unbewusst – den IFRS-Anwendern zu überlassen. 

Für die Verhältnisse in der Schweiz wäre das Problem verhältnismässig einfach zu 
lösen, wenn gesetzlich oder reglementarisch festgehalten wäre, in welchem Umfang 
sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer an den Kosten zur Behebung einer Unterdeckung 
zu beteiligen haben. Wie die Erklärungen dazu gezeigt haben, existiert allerdings keine 
derartige Bestimmung.441 Erschwerend kommt einmal mehr hinzu, dass einer Vorsor-
geeinrichtung zahlreiche Massnahmen zum Umgang mit einer Unterdeckung zur Ver-
fügung stehen, wobei viele davon weder für den Arbeitgeber noch für die Arbeitneh-
mer eine zusätzliche Leistungspflicht mit sich bringen.442 So könnte eine Vorsorgeein-
richtung mit einem Deckungsgrad von 90% beispielsweise gar keine Sanierungsmass-
nahmen beschliessen, da sie davon ausgeht, dass sich die Unterdeckung durch einen 
Zunahme des Vorsorgevermögens von selbst wieder ausgleicht. In diesem Fall ist auf-
grund der Vorschriften völlig unklar, ob die Unterdeckung nun beim Arbeitgeber aus-
zuweisen wäre oder nicht. Des Weiteren wird erneut auch die unterschiedliche Be-
zugsgrösse zur Bemessung einer Unterdeckung zum Verhängnis: Bezieht sich der 
oben genannte Deckungsgrad von 90% beispielsweise auf die Ermittlung nach IAS 19, 
ist mit grosser Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass gemäss Jahresrechnung der 
Vorsorgeeinrichtung (FER 26) ein Deckungsgrad von über 100% ausgewiesen wird. In 
dieser Situation hätte der Arbeitgeber weder die Pflicht noch ein freiwilliges Interesse 
daran, zusätzliche Kosten zur Behebung einer Unterdeckung auf sich zu nehmen, wo-
mit sich wiederum die Frage stellt, ob die Unterdeckung in der Jahresrechnung des 
Arbeitgebers auszuweisen wäre oder nicht. Die Operationalisierung der Vorschriften 
zum Risk-Sharing ist daher, so einfach sie auf den ersten Blick auch scheint, mit zahl-
reichen Umsetzungsschwierigkeiten behaftet. 

 

                                              
441  Vgl. Kapitel 2.1.4.4. 
442  Vgl. Kapitel 2.1.4.3. 
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Auf diesen Umstand machen auch die zuvor bereits genannten Vertreter der Praxis in 
ihren Mitteilungen aufmerksam. Towers Watson zitiert einen Mitarbeiter, der festhält: 

„Diese ausdrückliche Anerkennung der Risikoverteilung innerhalb der Altersvorsorge 
dürfte vor allem von Schweizer Unternehmen geschätzt werden. Es kann jedoch eine 
Herausforderung sein, diese auf einfache Art und Weise zu reflektieren.“443 

Die Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten (KPE) schreibt: 

„Die Frage, inwiefern diese Überarbeitung des Standards die Verpflichtungen für 
Schweizer Unternehmen reduzieren wird, muss in der Praxis noch beantwortet wer-
den.“444 

Insgesamt scheint also das zunächst plausible Vorgehen „Unterdeckung minus (be-
schlossene) Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer gleich Anteil des Arbeitgebers“ für 
Schweizer Verhältnisse nicht zielführend zu sein. Um die Vorschriften zum Risk-
Sharing aber verlässlich und vor allem auch vergleichbar in der Schweiz anwenden zu 
können, ist eine allgemein gültige und praktisch ausführbare Methode notwendig. Die-
se muss, ganz grundsätzlich betrachtet, einerseits in der Lage sein, im Gegensatz zur 
heutigen Bilanzierung den Effekt aufzuzeigen, dass der Arbeitgeber in aller Regel 
nicht für die Behebung der gesamten Unterdeckung verantwortlich ist und sie ihm da-
her auch nicht vollständig zugerechnet werden kann. Andererseits ist es notwendig, 
dass sich die operative Umsetzung der Bestimmungen in Einklang mit den Besonder-
heiten des Schweizer Vorsorgesystems bringen lässt. 

Es ist damit Aufgabe der vorliegenden Arbeit, eine entsprechende Methode zu entwi-
ckeln. Wie sich zeigen wird, ist dazu eine Vielzahl unterschiedlicher Herangehenswei-
sen denkbar, welche zumeist auf bereits bekannte Mechanismen innerhalb des IAS 19, 
der IFRS allgemein oder auch der FER zurückgreifen und diese auf die Problematik 
der Abbildung von Risk-Sharing anwenden. Dabei treten die Vorschriften in IAS 
19.92-94 zunächst eher in den Hintergrund. Damit soll sichergestellt werden, dass 
nicht etwa aufgrund eines „Tunnelblicks“ Möglichkeiten übersehen werden, welche 
sich zwar grundsätzlich für die Lösung des Problems eignen würden, zunächst aber 
weit entfernt von den Bestimmungen zum Risk-Sharing liegen und daher kaum für 
eine Anwendung in Frage kommen. 

 
                                              
443  Towers Watson, 2011, S. 1. 
444  Schweizerische Kammer der Pensionskassen-Experten [KPE], 2011, S. 1. 
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3.3.4 Fazit 

Zusammenfassend hat das Kapitel zwei Dinge gezeigt: Zum einen, dass im Falle einer 
Überdeckung aufgrund der Vorschriften zum Risk-Sharing nicht mit einer Verände-
rung der bisherigen Bilanzierungspraxis zu rechnen ist. Durch die Bestimmungen des 
Asset Ceiling ist genügend sichergestellt, dass ein Nettovorsorgevermögenswert nur 
dann in der Bilanz des Arbeitgebers aktiviert wird, wenn ihm daraus auch tatsächlich 
ein wirtschaftlicher Nutzen zufliesst. Die Höhe des zu aktivierenden Nutzens muss 
dabei berücksichtigen, ob tatsächlich nur der Arbeitgeber von der Überdeckung profi-
tiert oder ob der Nutzen mit anderen Parteien wie beispielsweise den Arbeitnehmern 
zu teilen ist. 

Zum anderen wurde klar, dass im gegenteiligen Fall, das heisst bei einer Unterde-
ckung, zusätzlicher Klärungsbedarf herrscht. Die heutige Anwendung der Vorschriften 
in IAS 19 führt dazu, dass die Nettovorsorgeverbindlichkeit aus einer Unterdeckung 
vollumfänglich dem Arbeitgeber zugerechnet und in seiner Bilanz passiviert wird. 
Dieses Vorgehen entspricht einerseits nicht den tatsächlichen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen und vermag andererseits die Vorschriften zum Risk-Sharing nicht in die Tat 
umzusetzen. Die Bestimmungen verlangen ausdrücklich, dass bei der Ermittlung der 
DBO ein entsprechender Effekt berücksichtigt wird, wenn der Arbeitgeber die Kosten 
zur Behebung einer Unterdeckung nicht alleine aufzubringen hat. Wie die Ausführun-
gen gezeigt haben, ist dies bei BVG-Plänen in der Schweiz regelmässig der Fall. 

Damit stellt sich die Frage, wie die konkrete Umsetzung der Vorschriften zum Risk-
Sharing in der Schweiz aussieht. Den IFRS-Anwendern wird dabei zum Verhängnis, 
dass die Bestimmungen zwar sehr genau festlegen, wie ein entsprechender Effekt er-
fasst und ausgewiesen werden muss, aber nicht auf die Bestimmung der Höhe des Ef-
fekts eingehen. Aufgrund der überaus hohen Komplexität bei der Bilanzierung von 
Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz muss daher eine passende Lösungsmöglich-
keit entwickelt und validiert werden. 

In Kapitel 4.1 schlägt die vorliegende Arbeit daher fünf verschiedene Abbildungsmög-
lichkeiten für die Bilanzierung des Risk-Sharing Effekts in Schweizer Vorsorgeplänen 
vor. Um diese kritisch diskutieren und würdigen zu können, muss zuvor allerdings 
noch geklärt werden, welche Anforderungen an eine entsprechende Bilanzierungsme-
thode zu stellen sind. Hierfür entwickelt Kapitel 3.4 ein Evaluationskonzept und schält 
die relevanten Kriterien heraus. 
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3.4 Rahmenkonzept zur Evaluation der Abbildungsmöglichkeiten 

3.4.1 Einleitung 

Die Evaluation der in Kapitel 4.1 dargestellten Abbildungsmöglichkeiten für die Bi-
lanzierung der Risk-Sharing Effekte von Schweizer Vorsorgeplänen verlangt, wie be-
reits erwähnt, nach einem möglichst einheitlichen und objektiven Vorgehen. Daher 
sind Kriterien notwendig, anhand derer „gute“ von „schlechten“ Bilanzierungsmetho-
den unterschieden werden können. Es stellt sich damit grundlegend die Frage, welche 
Anforderungen an eine entsprechende Abbildungsmethode gestellt werden. 

An dieser Stelle hilft das conceptual framework for financial reporting des IASB wei-
ter.445 Das Rahmenkonzept legt gemäss seiner eigenen Zielsetzung die Konzeptionen 
dar, welche der Auf- und Darstellung von Abschlüssen nach IFRS / IAS zugrunde lie-
gen.446 In Kapitel 3 werden dazu qualitative Anforderungen (qualitative characteris-
tics) an nützliche Finanzinformationen definiert. Diese Anforderungen sollen: 

„[…] identify the types of information that are likely to be most useful to the existing 
and potential investors, lenders and other creditors for making decisions about the 
reporting entity on the basis of information in its financial report (financial infor-
mation).” (CF.QC1) 

Damit wird als grundlegendes Ziel der Finanzberichterstattung nach IFRS / IAS das 
Vermitteln von entscheidungsnützlichen Informationen (decision usefulness) definiert 
(CF.OB2).447 Informationen sind gemäss Rahmenkonzept dann entscheidungsnützlich, 
wenn sie Kapitalgebern bei der Einschätzung helfen, ob sie dem Unternehmen Res-
sourcen zur Verfügung stellen sollen (CF.OB2). Als erste und grundlegende Anforde-
rung müssen damit sämtliche Informationen in der Jahresrechnung nach IFRS / IAS 
entscheidungsnützlich sein. 
                                              
445  Im Folgenden als conceptual framework (CF) oder Rahmenkonzept bezeichnet. 
446  Zur allgemeinen Bedeutung und den weiteren, hier nicht behandelten Inhalten des Rahmenkon-

zepts vgl. beispielsweise Achleitner, Behr, & Schäfer, 2009, S. 57-68; Gassen, Fischkin, & Hill, 
2008, S. 7-30 sowie Pellens, Fülbier, & Gassen, 2006, S. 101-125. 

 Das conceptual framework wird, wie bereits erwähnt (vgl. Fn. 199) im Rahmen eines grösseren 
Projektes überarbeitet. Hierzu hat das IASB am 28. September 2010 Phase A abgeschlossen und 
einige Bestandteile des Rahmenkonzepts überarbeitet (darunter auch die qualitativen Anforderun-
gen an nützliche Finanzinformationen). Andere wesentliche Teile sollen in späteren Phasen fol-
gen und zeigen damit noch den Stand von 1989, vgl. zur Überarbeitung Lüdenbach & Freiberg, 
2010, S. 3139-3140 sowie Hoffmann & Detzen, 2012, S. 53-55. 

447  Zum Hintergrund der Vermittlung von entscheidungsnützlichen Informationen als Hauptzweck 
der Rechnungslegung vgl. Berndt, 2005, S. 6-10 und Ballwieser, 2009, S. 12-18. 
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Dieses Erfordernis zeigt aber gleichzeitig auch das grösste Problem des hier zu entwi-
ckelnden Kriterienkatalogs: Zum einen ist die Entscheidungsnützlichkeit von Informa-
tionen in ihrem Grundsatz immer sehr vage oder abstrakt und zum anderen ist die 
dadurch umso notwendigere Umsetzung in die Praxis stets von einer gewissen Subjek-
tivität geprägt. Dass es in Bezug auf die vorliegende Frage nach der Abbildung von 
Risk-Sharing geeignetere und weniger geeignete Methoden gibt, ist offensichtlich. 
Welche von diesen in der Praxis aber tatsächlich „nützlicher“ für die Entscheidungen 
der Adressaten der Rechnungslegung sind, darüber dürften die Meinungen (teilweise 
weit) auseinander gehen.448 

Aus diesem Grund ist sowohl aus Sicht des IASB als auch für die vorliegende Arbeit 
eine Konkretisierung der Entscheidungsnützlichkeit von Finanzinformationen im Sin-
ne von überprüfbaren, qualitativen Anforderungen notwendig. Das Rahmenkonzept 
des IASB listet in Kapitel 3 entsprechende Kriterien auf, welche sich potentiell auch 
für eine Würdigung der Abbildungsmöglichkeiten eignen könnten. Die Anforderungen 
sind deshalb nachfolgend detaillierter zu betrachten. 

 

3.4.2 Qualitative Anforderungen 

Das überarbeitete Rahmenkonzept unterscheidet zwischen fundamentalen (fundamen-
tal) und ergänzenden (enhancing) Anforderungen (vgl. Abbildung 3.4). Zu den hierar-
chisch höher gestellten, fundamentalen Anforderungen gehören die Relevanz (rele-
vance) und die tatsachengetreue Darstellung (faithful representation). Damit Informa-
tionen in der Berichterstattung nach IFRS / IAS entscheidungsnützlich sind, müssen 
diese beiden Anforderungen zwingend erfüllt sein (CF.QC4). Die Entscheidungsnütz-
lichkeit wird darüber hinaus erhöht (eben enhanced), wenn auch die ergänzenden An-
forderungen beachtet bzw. erfüllt werden (CF.QC4).449 

                                              
448  Im Kern stellt sich damit die Frage nach der Wahrheit und Fairness (im Sinne einer true and fair 

view, wie sie im neuen Rahmenkonzept allerdings nicht mehr zu finden ist) einzelner Abbil-
dungsmöglichkeiten. Eine entsprechende Debatte sprengt jedoch den Rahmen der Arbeit, vgl. da-
zu ausführlich Berndt, 2005. Als Hinweis einzig dies: Wie in der Einleitung bereits erwähnt, hat 
die vorliegende Arbeit nicht den Anspruch, die „einzig wahre“ Lösung für das Problem zu finden. 
Sie soll vielmehr Alternativen und Möglichkeiten aufzeigen, welche für eine praktikable Lösung 
in Frage kommen. Selbstverständlich entbindet dies aber nicht von einer Würdigung und damit 
auch (Be-)Wertung der Vorschläge. 

449  Zu den Anforderungen vgl. auch Baetge, Kirsch, Wollmert, & Brüggemann, 2002, S. 17-24. 
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Relevant ist eine Information dann, wenn sie in Bezug auf die Entscheidungen der Ad-
ressaten einen voraussagenden und / oder bestätigenden Charakter (predictive / con-
firmatory value) aufweist (CF.QC5-6). Mit Blick auf die Praxis kämen vor diesem 
Hintergrund aber auch sämtliche unternehmensintern verfügbaren Informationen als 
relevant in Frage, was den Rahmen der sinnvollerweise zu publizierenden Menge an 
Angaben bei weitem sprengen dürfte. Aus diesem Grund wird die Anforderung der 
Relevanz durch den Grundsatz der Wesentlichkeit (materiality) eingeschränkt. Damit 
eine Information nützlich für die Entscheidung der Adressaten ist, muss sie neben dem 
voraussagenden und / oder bestätigenden Charakter auch wesentlich sein.450 

Die Anforderung der tatsachengetreuen Darstellung zeichnet sich ihrerseits durch drei 
Kriterien aus – sie muss vollständig, neutral und fehlerfrei sein (CF.QC12):451 

• Vollständig (complete) bedeutet dabei, dass die Darstellung sämtliche 
Angaben enthält, welche notwendig sind, damit der Adressat den be-
schriebenen Inhalt verstehen kann (CF.QC13). 

• Neutral (neutral) ist eine Darstellung, wenn die Inhalte weder verzerrt 
ausgewählt noch beschrieben werden (CF.QC14). 

• Fehlerfrei (free from error) heisst, dass bei der Darstellung der Inhalte 
und im Prozess, welcher zu den beschriebenen Informationen geführt 
hat, keine Fehler aufgetreten sind (CF.QC15).452 

                                              
450  Gemäss CF.QC11 ist eine Information dann wesentlich, wenn ihr Weglassen oder ihre fehlerhafte 

Darstellung die Entscheidungen der Abschlussadressaten beeinflusst. Vgl. zur Wesentlichkeit im 
Jahresabschluss Boemle & Lutz, 2008, S. 107-111. 

451  Wohl eher zur allgemeinen Belustigung schränkt das Board hier ein: „Of course, perfection is 
seldom, if ever, achievable“ (CF.QC12). 

452  Fehlerfrei heisst dabei aber keinesfalls hundertprozentig genau (perfectly accurate, CF.QC15). 
Ein Paradebeispiel hierfür sind versicherungsmathematische Annahmen: Fehlerfrei bedeutet in 
diesem Zusammenhang, dass versicherungsmathematische Annahmen in Bezug auf den Prozess 
korrekt ermittelt und dargestellt werden müssen, nicht aber, dass jede Annahme auch tatsächlich 
wie geplant eintritt. Zeigt eine Sterbetabelle beispielsweise (vereinfacht und nur als Zahlenbei-
spiel) eine Sterbewahrscheinlichkeit von 0.5% pro Jahr, heisst dies für ein Unternehmen mit einer 
Belegschaft von 100 Personen, dass durchschnittlich 0.5 Todesfälle pro Jahr auftreten werden. 
Fehlerfrei im Sinne von CF.QC15 bedeutet nun, dass tatsächlich mit 0.5 Todesfällen pro Jahr ge-
rechnet wird, obwohl bereits zu Beginn der Periode klar ist, dass der Tod (vielleicht mit Ausnah-
me von Schrödingers Katze) nur entweder / oder, d.h. ganzzahlig, eintreten wird. Eine Annahme 
wird also nicht dadurch fehlerhaft, dass sie gar nie derart eintreten kann, da sie die beste für die 
Berechnung verfügbare Information darstellt (entscheidend ist damit die fehlerfreie Wahl der 
„richtigen“ Sterbetabelle und nicht die versicherungsmathematische Annahme). Stattdessen wäre 
beispielsweise das Auf- oder Abrunden im vorliegenden Fall fehlerhaft, obwohl die Wahrschein-
lichkeit dafür, dass die Annahme so eintritt, deutlich höher ist. 
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Abbildung 3.4: Qualitative Anforderungen an Finanzinformationen453 

 

Zu den hierarchisch tiefer gestellten, ergänzenden Anforderungen gehören die Ver-
gleichbarkeit (comparability), die Nachprüfbarkeit (verifiability), die Zeitnähe (timeli-
ness) und die Verständlichkeit (understandability). 

Die Anforderung der Vergleichbarkeit verlangt zwei Eigenschaften (CF.QC20): Zum 
einen, dass Finanzinformationen über verschiedene Unternehmen hinweg, welche nach 
IFRS / IAS bilanzieren, verglichen werden können. Zum anderen, dass für das selbe 
Unternehmen Vergleiche zwischen unterschiedlichen Perioden möglich sind. Die Ver-
gleichbarkeit gilt dann als erfüllt, wenn es den Adressaten der Rechnungslegung mög-
lich ist, Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den Unternehmen oder den Pe-
rioden zu erkennen und zu verstehen (CF.QC21). 

Für die Nachprüfbarkeit muss eine intersubjektive Kontrolle möglich sein.454 Das 
heisst, dieses Kriterium ist erfüllt, wenn es unterschiedlichen und voneinander unab-
hängigen Beobachtern möglich ist, aufgrund einer Überprüfung zum Schluss zu kom-
men, dass ein bestimmter Inhalt der Finanzberichterstattung tatsachengetreu dargestellt 
ist (CF.QC26).455 

 

                                              
453  Quelle: Eigene Darstellung, Inhalte aus CF.QC1-32. 
454  Informationen, welche erst in Zukunft oder gar nicht prüfbar sind, müssen deutlich gekennzeich-

net werden, sodass der Adressat selbständig entscheiden kann, ob er diese nutzt oder nicht 
(CF.QC28). 

455  Die Überprüfung kann dabei direkt (beispielsweise Zählen von Geld in der Kasse) oder indirekt 
(beispielsweise nachrechnen einer Inventurbewertung) erfolgen (CF.QC27). 
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Zeitnähe bedeutet, dass den Adressaten der Rechnungslegung die entscheidungsnützli-
chen Informationen zur Verfügung gestellt werden müssen, bevor sie ihre Entschei-
dung treffen (CF.QC29). Dabei ist grundsätzlich davon auszugehen, dass eine Infor-
mation umso mehr an Entscheidungsnützlichkeit verliert, je älter sie ist (CF.QC29).456 

Verständlichkeit wird durch eine klare und prägnante Anordnung, Kennzeichnung und 
Darstellung von Informationen erreicht (CF.QC30). Daraus könnte nun abgeleitet 
werden, dass auf die Offenlegung von bestimmten Informationen besser verzichtet 
wird, da sie kaum verständlich dargestellt werden können. Dann wäre die entspre-
chende Finanzberichterstattung allerdings unvollständig und irreführend, der entspre-
chende Rückschluss ist daher nicht zulässig, wie CF.QC31 festhält.457 

 

3.4.3 Fazit 

Offen bleibt damit weiterhin, ob diese Anforderungen auch bei Anwendung der Vor-
schriften zum Risk-Sharing einzuhalten sind und sie sich damit als Evaluationskrite-
rien für die unterschiedlichen Methoden eignen würden. An dieser Stelle ist zunächst 
einschränkend darauf hinzuweisen, dass dem Rahmenkonzept kein Status als offiziel-
ler IFRS zukommt und die Angaben darin nicht als Vorschrift zur Bewertung oder Of-
fenlegung von bestimmten Sachverhalten verstanden werden dürfen.458 

Das conceptual framework ist stattdessen vielmehr eine Interpretations- und Orientie-
rungshilfe.459 So ist in der Einleitung festgehalten, das Rahmenkonzept diene dazu, „to 
assist preparers of financial statements in applying IFRSs […]” (CF.Purpose). 
CF.QC3 hält zudem fest, dass die zuvor genannten qualitativen Anforderungen für 
sämtliche Finanzinformationen in der Jahresrechnung eines Unternehmens nach IFRS 
/ IAS anzuwenden seien. 

                                              
456  Das darf allerdings nicht zur Folge haben, dass nur kurzfristige Informationen zur Verfügung 

gestellt werden, da es den Adressaten dann nicht möglich ist, beispielsweise Trends über einen 
längeren Zeitraum zu erkennen (CF.QC29). 

457  CF.QC32 ergänzt zudem, dass davon ausgegangen werden soll, dass es sich beim Adressaten der 
Rechnungslegung um einen geübten Bilanzleser mit angemessenen Kenntnissen („users who have 
a reasonable knowledge of business and economic activities and who review and analyse the in-
formation diligently“) handelt, der selbständig nach Rat und Hilfe sucht, um besonders komplexe 
Sachverhalte zu verstehen. 

458  Vgl. Pellens, Fülbier, & Gassen, 2006, S. 103. Zudem gehen Angaben in einem Standard den 
Inhalten des Rahmenkonzepts immer vor. 

459  Vgl. Achleitner, Behr, & Schäfer, 2009, S. 58. 
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Vor diesem Hintergrund scheint die Anwendung der Vorschriften zum Risk-Sharing 
für die Verhältnisse in der Schweiz durchaus ein geeigneter Fall zu sein, um sich an 
den Vorschriften im Rahmenkonzept zu orientieren. Die aufgezeigten Anforderungen 
sind zudem konkreter und besser anwendbar als das grundlegende Kriterium der Ent-
scheidungsnützlichkeit. Die Evaluation der Abbildungsmöglichkeiten im anschlies-
senden Kapitel orientiert sich daher an den genannten Faktoren Relevanz, tatsachenge-
treue Darstellung, Vergleichbarkeit, Nachprüfbarkeit, Zeitnähe und Verständlichkeit. 
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4 Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing 

4.1 Ansätze zur bilanziellen Abbildung von Risk-Sharing 

4.1.1 Einleitung 

Die Erklärungen zur Behandlung von Risk-Sharing im Rahmen der Rechnungslegung 
in Kapitel 3.3 haben gezeigt, dass die konkrete Umsetzung der neuen Vorschriften für 
Schweizer Verhältnisse zu wenig klar ist.460 Die Bestimmungen halten zwar fest, dass 
bei der Ermittlung der DBO berücksichtigt werden muss, wenn der Arbeitgeber die 
Kosten zur Behebung einer Unterdeckung nicht alleine aufzubringen hat, wie die Höhe 
dieses Effektes jedoch bemessen wird, dazu schweigen die Regelungen in IAS 19. Das 
Kapitel schlägt daher fünf verschiedene Abbildungsmöglichkeiten für die Bilanzierung 
von Risk-Sharing in Schweizer Vorsorgeplänen vor. Es ist das ausdrückliche Ziel der 
Arbeit, eine möglichst grosse Breite an Möglichkeiten aufzuzeigen und auch ganz be-
wusst Ansätze zu diskutieren, welche auf den ersten Blick kaum für eine Anwendung 
in Frage kommen. Damit soll sichergestellt werden, dass auch „unpopuläre“ oder mit 
grossem Aufwand verbundene Methoden zumindest angedacht und geprüft werden. 

Damit kommt der kritischen Würdigung der Abbildungsmöglichkeiten eine besonders 
tragende Rolle zu. Die Ausführungen gliedern sich daher wie folgt: In einem ersten 
Schritt wird der zu diskutierende Ansatz entwickelt und vorgestellt. Um die praktische 
Bedeutung aufzuzeigen, wird das Vorgehen in einem zweiten Schritt anhand eines fik-
tiven Zahlenbeispiels konkretisiert (dessen Grundlagen und Basisinformationen finden 
sich im nachfolgenden Abschnitt). Die genannte Würdigung der Abbildungsmöglich-
keiten folgt in Schritt drei, wobei an dieser Stelle insbesondere die in Kapitel 3.4 dar-
gestellten qualitativen Anforderungen an Informationen der Finanzberichterstattung 
zum Zug kommen. Abschliessend bietet der vierte Schritt jeweils ein zusammenfas-
sendes Fazit. 

 

                                              
460  Zur Erinnerung: Die Unklarheiten betreffen lediglich die Situation einer Unterdeckung (berechnet 

nach den Vorschriften in IAS 19). Im Falle einer Überdeckung ist das Vorgehen hingegen klar 
und erfüllt ohne Veränderung der Bilanzierungspraxis die Vorschriften zum Risk-Sharing. Konk-
ret stellen die Bestimmungen zum Asset Ceiling sicher, dass von der ursprünglich errechneten 
Überdeckung nur derjenige Anteil in der Bilanz des Arbeitgebers aktiviert wird, der ihm wirt-
schaftlich zuzurechnen ist. Damit wird die Überdeckung automatisch um den Anteil bereinigt, der 
nicht dem Arbeitgeber, sondern einer Drittpartei wie beispielsweise den Arbeitnehmern zufällt. 
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Das Einheitsbeispiel, welches zur Verdeutlichung der Ansätze jeweils herangezogen 
wird, greift auf folgende Ausgangslage zurück: Betrachtet wird der Vorsorgeplan eines 
Schweizer Arbeitgebers bzw. seiner Arbeitnehmer über drei Perioden hinweg. Im ers-
ten Jahr wird gemäss Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung461 eine leichte Überde-
ckung ausgewiesen, welche jedoch nicht ausreicht, um die Wertschwankungsreserven 
vollständig zu äufnen. In der Folgeperiode nimmt das Planvermögen leicht zu, durch 
die gleichzeitig stärker ansteigende Verpflichtung geht der Deckungsgrad aber zurück. 
Die dritte Periode bringt einen Einbruch der Vermögenswerte, beispielsweise aufgrund 
von Verlusten an den Finanzmärkten, mit sich. Dies hat zur Folge, dass sich die Vor-
sorgeeinrichtung gemäss FER 26 in einer Unterdeckung befindet. 

 

Abbildung 4.1: Ausgangslage462 

  
20X1 20X2 20X3 

+ Vorsorgeverpflichtung (DBO) 10‘000 11‘000 10‘500 

- Planvermögen (Plan Assets) - 8‘000 - 8‘500 - 6‘500 

= Netto-Vorsorgeverpflichtung 2‘000 2‘500 4‘000 

     

+ Laufender Dienstzeitaufwand, netto 450 550 500 

+ Nettozins 60 70 100 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 510 620 600 

     

+/- Versicherungsmath. Gewinne / Verluste - 50 100 50 

+/- Rendite Planvermögen - 170 - 120 213 

= Vorsorgeaufwand OCI - 220 - 20 263 

 

 
                                              
461  Das heisst nach FER 26. 
462  Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abbildung 4.1 zeigt die Erfassung der Ausgangslage beim Arbeitgeber nach IAS 19. 
Aufgrund unterschiedlicher Bewertungsvorschriften ist die Vorsorgeverpflichtung 
nach diesem Massstab bereits am Ende der ersten Periode höher als das Planvermögen. 
Im Gegensatz zur Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung weist der Arbeitgeber da-
her von Beginn weg eine Unterdeckung aus. 

In der Erfolgsrechnung sind Dienstzeitaufwand und Nettozins erfasst. Zur Vereinfa-
chung wird einerseits angenommen, dass keine nachzuverrechnenden Leistungen oder 
Planabgeltungen aufgetreten sind, andererseits wird der laufende Dienstzeitaufwand 
netto ausgewiesen. Das heisst, ordentliche Beiträge der Arbeitnehmer sind bereits be-
rücksichtigt und gemäss den Vorschriften in IAS 19 verrechnet.463 Die Höhe des Net-
tozinses errechnet sich mit Hilfe der Netto-Vorsorgeverpflichtung am Ende der Vor-
jahresperiode und dem aktuellen Diskontsatz. Für die Vorjahresperiode zum Jahr 
20X1 wird davon ausgegangen, dass eine Vorsorgeverpflichtung in der Höhe von 
10‘000 und Planvermögen in der Höhe von 8‘500 bestanden. Der Diskontsatz entwi-
ckelt sich wie folgt: In der Periode 20X1 beträgt dieser 4.0%, in der Periode 20X2 
3.5% und in der Periode 20X3 wiederum 4.0%. 

Im Vorsorgeaufwand des Other Comprehensive Income werden die versicherungsma-
thematischen Gewinne und Verluste sowie die Über- oder Unterrendite des Planver-
mögens im Vergleich zum bereits erfassten Nettozins berücksichtigt. Dabei wird für 
die Periode 20X1 mit einer tatsächlichen Rendite in der Höhe von 6.0%, für die Perio-
de 20X2 in der Höhe von 5.0% und für die Periode 20X3 in der Höhe von 1.5% ge-
rechnet. 

Zusammenfassend führt diese Ausgangslage zur Übersicht, wie sie in Abbildung 4.1 
gezeigt wird.464 Auffällig ist zum einen, dass die Unterdeckung gemäss IAS 19 voll-
umfänglich und losgelöst von allfälligen konkreten Sanierungsmassnahmen beim Ar-
beitgeber passiviert wird. Zum anderen zeigt sich die durch die Abschaffung der Kor-
ridor-Methode unter anderem erhoffte Stabilität des Vorsorgeaufwandes in der Er-
folgsrechnung, während die entsprechende Position im OCI eine erhebliche Volatilität 
aufweist. 

 

                                              
463  Das heisst insbesondere, dass zukünftig höhere oder tiefere Beiträge der Arbeitnehmer, wie in 

Kapitel 3.1.3.2 und im Anhang beschrieben, bereits berücksichtigt worden sind. 
464  Für detaillierte und grundsätzliche Informationen zu den einzelnen Positionen vgl. die Ausfüh-

rung in Kapitel 2.2.4. 
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4.1.2 Defined Contribution Approach 

4.1.2.1 Vorgehen 

Die erste Abbildungsmöglichkeit entfernt sich zunächst weitestgehend von den in Ka-
pitel 3.1 beschriebenen Vorschriften und verknüpft den Gedanken des Risk-Sharing 
mit der Klassifikation eines Plans als beitrags- oder leistungsorientiert. Wie Kapitel 
2.2.2 aufgezeigt hat, werden sämtliche Vorsorgepläne, bei denen der Arbeitgeber ver-
sicherungsmathematische Risiken und Kapitalanlagerisiken trägt, als leistungsorien-
tiert im Sinne von IAS 19 bilanziert. Bis anhin war dabei irrelevant, ob der Arbeitge-
ber die Risiken alleine trägt, oder mit einer anderen Partei, wie beispielsweise den Ar-
beitnehmern, teilt. Das heisst, nur wenn der Arbeitgeber gar keine Risiken trug, han-
delte es sich um einen beitragsorientierten Plan. Es stellt sich daher die Frage, ob die 
Risk-Sharing Vorschriften dazu führen können, dass ein Plan als beitragsorientiert ein-
gestuft wird, obwohl der Arbeitgeber zu einem gewissen Teil Risiken mitträgt.465 

Auf den ersten Blick ist diese Frage zu verneinen, da weder die neuen Bestimmungen 
in IAS 19.87-94 noch die allgemeinen Hinweise zum Risk-Sharing, beispielsweise in 
den Basis for Conclusion, darauf hindeuten, dass eine Veränderung der Klassifikation 
von Vorsorgeplänen beabsichtigt war. Von besonderer Brisanz ist aber eine Ergänzung 
in IAS 19.28, welche ebenfalls im Rahmen der Überarbeitung des Standards im Jahr 
2011 hinzu kam und bereits ansatzweise besprochen wurde.466 An dieser Stelle hält 
das IASB fest: „Under defined contribution plans […] actuarial risk […] and invest-
ment risk […] fall, in substance, on the employee“. Die Formulierung „in substance” 
fehlte bis anhin.467 Daraus liesse sich ableiten, dass ein Vorsorgeplan, bei dem der Ar-
beitgeber keine „substanziellen“ Risiken trägt, beitragsorientiert zu bilanzieren wäre. 
Damit wäre grundsätzlich ein Abweichen von der oben genannten Regel möglich, wo-
nach für einen beitragsorientierten Plan sämtliche Risiken abgewälzt werden müssen. 

Fraglich ist allerdings, wann ein Risiko als substanziell gilt, da der Standard dazu kei-
nerlei weitere Angaben macht. Zum einen käme für eine entsprechende Abgrenzung 
die Eintrittswahrscheinlichkeit des Risikos in Frage. Naheliegend wäre an dieser Stelle 
eine Analogie zu den Bestimmungen in IAS 37, welche für Rückstellungen eine Ein-

                                              
465  Eine ähnliche Frage, allerdings mit einem anderen Fokus, stellte das Deutsche Rechnungslegungs 

Standards Committee (DRSC) in einer Anfrage an das IFRIC (vgl. IFRIC, 2012a, S. 13-23). 
466  Vgl. Fn. 193. 
467  Sie findet sich aber auch in IAS 19.30(b): „Under defined benefit plans […] actuarial risk […] 

and investment risk fall, in substance, on the entity“ (Hervorhebung durch den Autor). 
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trittswahrscheinlichkeit von mindestens 50% und für Eventualverbindlichkeiten eine 
Wahrscheinlichkeit zwischen 5 und 50% vorsehen.468 Vor diesem Hintergrund wären 
entweder nur Vorsorgepläne bilanziell zu erfassen und damit als leistungsorientiert zu 
klassifizieren, welche den Arbeitgeber einem Risiko mit einer Eintrittswahrscheinlich-
keit von über 50% aussetzen, oder als alternativer Rückschluss auch diejenigen mit 
einer Eintrittswahrscheinlichkeit von über 5%.469 Zum anderen könnte damit aber auch 
die betragsmässige Wesentlichkeit eines potentiell eintretenden Ereignisses bzw. eine 
Kombination der beiden Faktoren im Sinne eines Erwartungswertes gemeint sein, da 
unwesentliche Risiken für die Finanzberichterstattung nicht relevant sind.470 Damit 
wäre zu prüfen, wie hoch die Kosten bei Eintritt des Risikos für den Arbeitgeber sind 
oder sein könnten, und ob diese im Vergleich zur gesamten Jahresrechnung als we-
sentlich zu betrachten sind.471 Wird diese Frage bejaht, wäre das Risiko substanziell 
und der Plan damit leistungsorientiert. 

Für die Verhältnisse in der Schweiz werfen diese Überlegungen ganz grundsätzlich die 
Frage auf, ob die latente Nachschusspflicht des Arbeitgebers, welche ihrerseits ein ent-
scheidendes Kriterium bei der Klassifikation von Schweizer Vorsorgeplänen ist, tat-
sächlich ein signifikantes Risiko darstellt. Wie bereits in Kapitel 3.2.3 diskutiert, ist 
stark zu bezweifeln, dass bei einer Vorsorgeeinrichtung mit angemessenem Deckungs-
grad die Eintrittswahrscheinlichkeit für Sanierungsbeiträge über 5% oder gar über 50% 
liegt.472 Zudem sind die zusätzlichen Beiträge über alle Vorsorgeeinrichtungen hinweg 
betragsmässig gering. Setzt man beispielsweise die Sanierungsbeiträge und die regle-
mentarischen Beiträge der Arbeitgeber in Abbildung 2.4 zueinander ins Verhältnis, 
machen die Nachschüsse lediglich rund 2.5% der ordentlichen Beitragssumme aus. Bei 
einer „gesunden“ Vorsorgeeinrichtung kann daher schwerlich von einem substantiellen 
Risiko gesprochen werden. 
                                              
468  Vgl. Behr & Leibfried, 2010, S. 487. 
469  Gegen diesen zweiten Rückschluss spricht allerdings, dass Eventualverbindlichkeiten gemäss IAS 

37.86 nur im Anhang auszuweisen sind. 
470  Vgl. den Grundsatz der Relevanz mit dem Subkriterium der Wesentlichkeit in den qualitativen 

Anforderungen an Finanzinformationen aus Kapitel 3.4.2. 
471  Sollten sich diese Kosten nicht oder nur mit grossem Aufwand berechnen lassen, wäre alternativ 

denkbar, dass der Arbeitgeber das Risiko, welches auf ihn entfällt, bei einer Versicherungsgesell-
schaft absichern lässt und die dafür zu entrichtende Prämie für die Prüfung heranzieht. Bei der 
Versicherungsprämie müsste es sich in diesem Fall allerdings um einen Marktwert handeln (d.h. 
keine Gegengeschäfte oder ähnlich). 

472  In diesem Sinne „angemessen“ wäre sicherlich ein Deckungsgrad von über 100% oder (kurzzei-
tig) auch knapp darunter, vgl. Kapitel 2.1.4.3. Der Deckungsgrad bezieht sich dabei auf die Be-
rechnung nach Swiss GAAP FER 26, welche, wie ebenfalls ausführlich dargelegt, nicht mit der 
Berechnung nach IAS 19 übereinstimmen muss (vgl. Kapitel 3.1.3.3). 
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Der Defined Contribution Approach schlägt daher vor, Schweizer Vorsorgepläne auf-
grund des Risk-Sharing neu beitragsorientiert zu bilanzieren. Die Aufteilung der Risi-
ken hat zur Folge, dass kein signifikanter Anteil an Risiken beim Arbeitgeber verleibt 
und daher keine Vorsorgeverpflichtung und kein Planvermögen mehr zu bilanzieren 
sind. Für die Erfolgsrechnung bedeutet dies, dass der Vorsorgeaufwand nicht mehr 
separat ermittelt werden muss, sondern exakt den Beiträgen entspricht, welche der Ar-
beitgeber an die Vorsorgeeinrichtung entrichtet.473 Für Fälle, in denen die oben ge-
nannten Bedingungen zur Eintrittswahrscheinlichkeit und Höhe der Sanierungsbeiträ-
ge nicht erfüllt sind, wäre die Methode insofern zu erweitern, als eine separate Rück-
stellung nach IAS 37 zu bilden wäre.474 Das heisst, sobald ein Arbeitgeber erkennt, 
dass er mit einer Wahrscheinlichkeit von über 50% Sanierungsbeiträge wird ausrichten 
müssen, bildet er dafür erfolgswirksam eine Rückstellung. 

Dass es sich dabei keinesfalls um eine völlig undenkbare Lösung handelt, zeigt ein 
Vergleich mit Deutschland. Für die berufliche Vorsorge Deutscher Arbeitnehmer exis-
tieren fünf unterschiedliche Durchführungswege, welche teilweise die gesamte Vor-
sorge an einen externen Vorsorgeträger (Pensionskasse) oder Versicherer (Direktversi-
cherung) auslagern.475 Gemäss Art. 1b Abs. 3 BetrAVG ist die Pensionskasse eine 
rechtlich selbständige Vorsorgeeinrichtung, welche den Arbeitnehmern oder ihren 
Hinterbliebenen einen Rechtsanspruch auf Leistungen gewährt. Damit beschränkt sich 
die Verpflichtung des Arbeitgebers grundsätzlich auf die Entrichtung von Beiträgen 
und die versicherungsmathematischen Risiken und Kapitalanlagerisiken werden auf 
den externen Partner übertragen. Art. 1 Abs. 1 BetrAVG hält allerdings fest: „Der Ar-
beitgeber steht für die Erfüllung der von ihm zugesagten Leistungen auch dann ein, 
wenn die Durchführung nicht unmittelbar über ihn erfolgt“. Daraus ergibt sich für den 
Arbeitgeber eine Subsidiärhaftung, welche der latenten Nachschusspflicht bei BVG-
Plänen in der Schweiz sehr nahe kommt.476 Damit dürfte es in Deutschland bei diesem 
Durchführungsweg auf den ersten Blick gar nicht möglich sein, einen Vorsorgeplan als 
beitragsorientiert zu klassifizieren, da die zusätzliche Leistungspflicht aus IAS 19.8 
                                              
473  Selbstverständlich exklusive der Beiträge, die er von den Arbeitnehmern einzieht und an die Vor-

sorgeeinrichtung weiterleitet (Arbeitnehmerbeiträge). 
474  Konkret bedeutet dies, dass für den Arbeitgeber erkennbar ist, dass sich die Vorsorgeeinrichtung 

in einer Unterdeckung befindet, welche nicht durch andere Massnahmen behoben werden kann. 
475  Mögliche Durchführungswege sind: Direktzusage, Unterstützungskasse, Direktversicherung, 

Pensionskasse und Pensionsfond, vgl. ausführlich Doetsch, et al., 2008, S. 17-26; Kolvenbach & 
Sartoris, 2004 oder Meier & Recktenwald, 2006, S. 4-13. 

476  Bzw. sogar darüber hinausgeht, da bei der Haftung in Deutschland offensichtlich keine Beteili-
gung der Arbeitnehmer vorgesehen ist. 
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nicht ausgeschlossen werden kann. Die Praxis geht aber einen anderen Weg: So 
herrscht bei IFRS-Anwendern in Deutschland die Meinung vor, dass die Subsidiärhaf-
tung aufgrund von Art. 1 Abs. 1 BetrAVG vielmehr den Charakter einer Eventualver-
bindlichkeit nach IAS 37 aufweist und damit keinen Bilanzansatz entsprechender Vor-
sorgelösungen zu begründen vermag.477 Hagemann fasst die Überlegungen wie folgt 
zusammen: „Da der Versicherer zudem strengen aufsichtsrechtlichen Vorgaben unter-
liegt, ist das Ausfallrisiko sehr gering und aus wirtschaftlicher Sicht zu vernachlässi-
gen. Daher werden diese Versorgungswerke in der Praxis als Beitragszusagen i.S.v. 
IAS 19 angesehen.“478 Aus diesem Grund werden bestimmte Pensionskassen-, Pensi-
onsfonds- und Direktversicherungszusagen sowie rückgedeckte Unterstützungskassen-
zusagen als beitragsorientierte Pläne bilanziert.479 

Der Vergleich zeigt, dass bei der Klassifikation von Vorsorgeplänen tatsächlich nicht 
zwingend nur die Frage im Vordergrund stehen muss, ob der Arbeitgeber irgendwel-
che Risiken trägt, sondern durchaus auch zu berücksichtigen bleibt, wie hoch das ent-
sprechende Risiko einzuschätzen ist. Im Fokus steht damit nicht eine streng formale, 
sondern eine wirtschaftliche Auslegung der Vorschriften in IAS 19.8.480 

                                              
477  Die entsprechende Ansicht herrscht bereits seit rund 2002 vor und damit weit vor der Ergänzung 

der Formulierung „in substance“ durch das IASB, vgl. Deutsche Aktuarvereinigung (DAV/IVS), 
2003, S. 14; Wollmert, Rhiel, Hofmann, & Schwitters, 2003, S. 15; Bauer, 2005, S. 121; Rhiel, 
2009a, S. 963-1012 und Gohdes & Kaether, 2002, S. 772. 

478  Hagemann, 2012, S. 161. 
479  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 180. Dittmar & Graupe übertragen diese Ansicht auch 

auf sogenannte Rabbi Trusts: „Falls der Rabbi Trust die Zahlungsansprüche der begünstigten 
Mitarbeiter nicht mit dem vom ihm verwalteten Vermögen decken kann, ist das Unternehmen 
nachschusspflichtig. Da es sich bei dieser subsidiären Einstandspflicht indes um eine mögliche, 
aber unwahrscheinliche Verpflichtung aufgrund eines vergangenen Ereignisses handelt, deren 
Existenz von weniger sicheren künftigen Ereignissen abhängt, welche nicht in der Verfügungs-
macht des Unternehmens liegen, hat die Einstandspflicht den Charakter einer nicht passivie-
rungspflichtigen Eventualverbindlichkeit (contingent liability).“ ( Dittmar & Graupe, 2012, S. 
134). 

 An dieser Stelle ist allerdings darauf hinzuweisen, dass das Vorgehen nicht unumstritten ist. So 
halten beispielsweise Mühlberger & Schwinger fest: “Diese Einschätzung ist u.E. nicht durch IAS 
19.7 [R2004] gedeckt. Für das Vorliegen eines Defined Contribution-Plans müssen sämtliche 
Leistungs- oder Nachschusspflichten aus dem Plan ausgeschlossen sein. Demzufolge dürfen für 
den Arbeitgeber weder bei „laufendem Betrieb“, noch bei Insolvenz des externen Versorgungs-
trägers Beitrags- bzw. Nachschusspflichten aus dem Pensionsplan entstehen oder die mittelbar er-
teilten Pensionszusagen auf ihn zurückfallen. Genau dies ist durch die Subsidiärhaftung des Ar-
beitgebers jedoch nicht gewährleistet, sodass es nach strenger Auslegung von IAS 19.7 [R2004] 
in Deutschland keine Defined Contribution-Pläne geben kann.“ (Mühlberger & Schwinger, 2011, 
S. 180, bestätigend auch Heuser & Theile, 2009, S. 466-467 sowie Rhiel, 2009a, S. 967). 

480  Vgl. dazu auch Rhiel, 2009a, S. 966. 
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4.1.2.2 Beispiel 

Bei einer beitragsorientierten Bilanzierung, wie sie der Defined Contribution Ap-
proach vorschlägt, werden weder Planvermögen noch Vorsorgeverpflichtung in die 
Bilanz des Arbeitgebers übernommen.481 Daher bleibt die Bilanz durch die berufliche 
Vorsorge für die Mitarbeitenden grundsätzlich unberührt. Stattdessen werden die or-
dentlichen Beiträge des Arbeitgebers, welche er an die Vorsorgeeinrichtung entrichtet, 
unverändert in die Erfolgsrechnung als Vorsorgeaufwand übernommen. Im vorliegen-
den Beispiel wird davon ausgegangen, dass diese über drei Perioden hinweg konstant 
550 betragen. Unberührt bleibt ebenso das Other Comprehensive Income, da keinerlei 
Aufwendungen oder Erträge darüber zu erfassen sind. Für die Perioden 20X1 und 
20X2 ergibt sich damit das in Abbildung 4.2 gezeigte Bild. 

 

Abbildung 4.2: Defined Contribution Approach482 

  
20X1 20X2 20X3 

+ Rückstellungen für Sanierungsbeiträge - - 2‘000 

= Rückstellungen Berufliche Vorsorge - - 2‘000 

     

+ (Ordentliche) Arbeitgeberbeiträge 550 550 550 

+ Arbeitgebersanierungsbeiträge - - 2‘000 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 550 550 2‘550 

     

 n/a - - - 

= Vorsorgeaufwand OCI - - - 

 

                                              
481  Zur Bilanzierung beitragsorientierter Vorsorgepläne vgl. Kapitel 2.2.3. Vom genannten Grundsatz 

wird nur insofern abgewichen, als beitragsorientierte Pläne beispielsweise im Rahmen vom Ab-
grenzungen oder als Bestandteile der Herstellkosten in die Bilanz miteinfliessen können. 

482  Quelle: Eigene Darstellung. 
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Wie bereits angetönt, ist die Methode allerdings dahingehend zu erweitern, als allfälli-
ge Sanierungsbeiträge des Arbeitgebers im Sinne einer Rückstellung nach IAS 37 zu 
berücksichtigen sind, sobald ihre Eintrittswahrscheinlichkeit über 50% zu liegen 
kommt. Diese Bedingung dürfte regelmässig dann erfüllt sein, wenn die Beiträge be-
schlossen sind oder ein entsprechender Beschluss für den Arbeitgeber absehbar ist. In 
den Perioden 20X1 und 20X2 ist dies klar nicht erfüllt, da die Jahresrechnung der Vor-
sorgeeinrichtung, welche für einen entsprechenden Beschluss einzig und alleine aus-
schlaggebend ist, nach wie vor einen Deckungsgrad von über 100% zeigt. Für die Pe-
riode 20X3 stellt sich hingegen die Frage, ob aus dem gesunkenen Deckungsgrad auf 
eine zusätzliche Leistungspflicht des Arbeitgebers geschlossen werden kann. Eine der-
art pauschale Schlussfolgerung ist allerdings eindeutig zu verneinen, da es sich bei der 
Deckungslücke zum einen um ein temporäres Problem handeln könnte und der Vor-
sorgeeinrichtung zum anderen zahlreiche weitere Handlungsalternativen für die Behe-
bung der Unterdeckung zur Verfügung stehen, welche keine weitere Leistungspflicht 
des Arbeitgebers begründen. Im Sinne einer zusätzlichen Annahme wird für den vor-
liegenden Fall allerdings davon ausgegangen, dass die Unterdeckung zum Ende der 
Periode 20X3 derart massiv ist, dass sie sich realistischerweise nicht ohne weitere Zu-
schüsse von aussen beheben lässt und sich der Arbeitgeber aus diesem Grund formell 
oder informell dazu bereit erklärt hat, weitere Leistungen in der Höhe von 2‘000 ein-
zubringen.483 Die entsprechenden Sanierungsbeiträge sind daher in der Periode 20X3 
zu passivieren und zusätzlich zu den ordentlichen Beiträgen als Aufwand zu erfassen. 

Die daraus entstehende Gesamtschau in Abbildung 4.2 zeigt im Vergleich zur Aus-
gangslage folgende Besonderheiten: Zum einen fällt naheliegenderweise auf, dass die 
beim Arbeitgeber zu passivierende Unterdeckung entweder ganz fehlt oder betrags-
mässig deutlich tiefer ausfällt. Zum anderen zeigt sich, dass der Vorsorgeaufwand in 
der Erfolgsrechnung beim Defined Contribution Approach nicht nur eine deutlich hö-
here Volatilität aufweist, sondern über die drei Perioden hinweg auch rund doppelt so 
hoch ausfällt.484 

 

                                              
483  Dabei ist es irrelevant, ob die entsprechenden Zuschüsse bereits rechtlich verbindlich beschlossen 

worden sind oder erst im Sinne einer informellen Zusage des Arbeitgebers bestehen. Für die Ein-
schätzung ist damit einzig eine wirtschaftliche Perspektive heranzuziehen, welcher realistischer-
weise das zukünftige Verhalten des Arbeitgebers zugrunde liegt. 

484  Diese Feststellung gilt selbst dann, wenn für die Ausgangslage diejenigen Aufwandkomponenten 
miteinbezogen werden, welche im OCI erfasst sind. 
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4.1.2.3 Würdigung 

Der grösste und entscheidendste Vorteil dieser Methode dürfte in der deutlichen Auf-
wandsreduktion für die IFRS-Anwender liegen. Da durch die beitragsorientierte Klas-
sifikation der Pläne keinerlei versicherungsmathematische Berechnungen mehr not-
wendig sind, verringert sich die Komplexität der Bilanzierung und damit auch die 
Notwendigkeit, auf unternehmensexterne Spezialisten zurückzugreifen. 

Wie sich noch zeigen wird, ist es zudem äusserst schwierig, den Anteil des Arbeitge-
bers am Risiko eines leistungsorientierten Vorsorgeplans verlässlich zu ermitteln. Vor 
diesem Hintergrund kommt eine Analogie zu den in Kapitel 2.2.5.2 dargestellten Ge-
meinschaftsplänen in Frage: An dieser Stelle legt IAS 19.36 fest, dass Pläne, bei denen 
der Arbeitgeberanteil an DBO, Planvermögen und Vorsorgeaufwand nicht verlässlich 
ermittelt werden kann, beitragsorientiert zu bilanzieren sind. Aufgrund dieser Vor-
schrift liesse sich durchaus vermuten, dass bei Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
der exakten Bemessung leistungsorientierter Vorsorgepläne aus Sicht des IASB ein 
Ausweichen auf die beitragsorientierte Bilanzierung zulässig ist. 

Eine zweite Analogie ergibt sich bei einem Vergleich mit der Situation in Deutsch-
land. Wie die Ausführungen zur gesetzlich vorgesehenen Subsidiärhaftung gezeigt 
haben, werden deutsche Vorsorgepläne, für deren Durchführung sich der Arbeitgeber 
einer Pensionskasse angeschlossen hat, beitragsorientiert bilanziert. Unter der Bedin-
gung, dass sich die Subsidiärhaftung aufgrund der deutschen Gesetzgebung mit der 
latenten Nachschusspflicht durch das BVG vergleichen lässt, wäre eine leistungsorien-
tiere Bilanzierung von Schweizer Plänen vor dem Hintergrund der internationalen 
Vergleichbarkeit nicht zu rechtfertigen.485 

Für die Adressaten der Rechnungslegung entsteht aus einer beitragsorientierten Klassi-
fikation ebenfalls ein Vorteil: Für sie steigt grundsätzlich die Aussagekraft der Bilan-
zierung, da der Betrag, welcher in der Erfolgsrechnung als Vorsorgeaufwand ausge-
wiesen wird, auch dem tatsächlichen Abfluss an Zahlungsmitteln an die Personalvor-
sorgeeinrichtung entspricht. So gesehen stimmt eine beitragsorientierte Bilanzierung 
viel eher mit dem Selbstverständnis eines Schweizer Vorsorgeplans und damit mit ei-
ner wirtschaftlichen Betrachtungsweise überein.486 

                                              
485  Das Gleiche gilt grundsätzlich für Pläne, bei welchen eine sogenannte Direktversicherung 

(Deutschland) bzw. Vollversicherung (Schweiz) abgeschlossen wird. Siehe dazu Kapitel 4.1.2.4. 
486  Vgl. Helbling, 2007a, S. 231. 
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Neben diesen Vorteilen sprechen allerdings auch Argumente gegen den hier darge-
stellten Defined Contribution Approach. Am schwersten wiegt zum Ersten, dass die 
Diskussion darüber, ob bei Schweizer Vorsorgeplänen ein signifikantes Risiko vorliegt 
oder nicht, die weiteren Kriterien für eine beitragsorientiere Bilanzierung vollständig 
ausser Acht lässt. Wie Kapitel 3.2.2 gezeigt hat, sprechen neben der latenten Nach-
schusspflicht auch die BVG-Mindestvorschriften zur Verzinsung und dem Umwand-
lungssatz für eine leistungsorientierte Bilanzierung. Es könnte zwar argumentiert wer-
den, dass diese nur deshalb problematisch seien, weil sie im Endeffekt zu einer Nach-
schusspflicht führen könnten. Eine derartige Begründung vergisst jedoch, dass neben 
dem Verbot einer Nachschusspflicht durch IAS 19.8 auch verlangt wird, dass die Bei-
träge, welche der Arbeitgeber für die Vorsorge seiner Arbeitnehmer entrichtet, fix 
festgelegt sein müssen.487 Genau dazu hält IAS 19.29(b) fest, dass dieses Kriterium 
beim Vorliegen einer Mindestverzinsung keinesfalls erfüllt sein kann, da die zukünfti-
gen Leistungen der Arbeitnehmer neben den Beiträgen und dem tatsächlichen Vermö-
gensertrag daraus auch von der Mindestverzinsung abhängen.488 Die entsprechende 
Haltung wurde vom IASB insbesondere im Rahmen der Diskussionen zu Cash Balan-
ce Plänen mehrfach bestätigt.489 Damit steht fest, dass die Einschätzung der Höhe des 
Risikos für eine Nachschusspflicht nicht alleine entscheidend sein kann. 

Zum Zweiten ist, wie bereits festgehalten, unklar, auf welche Art und Weise überhaupt 
bestimmt werden soll, wann ein Risiko als signifikant im Sinne von IAS 29.28 / 30 
eingestuft werden soll. Es fragt sich daher, ob das IASB nicht zusätzliche Bestimmun-
gen zu dieser Frage erlassen hätte, wenn damit tatsächlich beabsichtigt gewesen wäre, 
die Entscheidung zur Klassifikation von Vorsorgeplänen (massgeblich) zu verändern. 
Hinzu kommt, dass sich weder in den Basis for Conclusion des Standards noch in den 
Sitzungsunterlagen zur Einarbeitung der Rückmeldungen aus dem Exposure Draft 
Hinweise auf eine derartige Absicht finden. Dies lässt zusammenfassend den Schluss 
zu, dass es gar nie die Absicht des Board war, mit der Einführung der Vorschriften 
zum Risk-Sharing die Klassifikation von Vorsorgeplänen zu verändern.490 

                                              
487  D.h. die Höhe der Leistung, welche ein Arbeitnehmer nach seiner Pensionierung bezieht, darf nur 

von den ursprünglich entrichteten Beiträgen (des Arbeitgebers und Arbeitnehmers) sowie dem 
Vermögensertrag daraus abhängen (vgl. IAS 19.28 und Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 16). 

488  Dieses Argument gilt auch für die Vorschrift zum Mindestumwandlungssatz. Auch dieser kann 
zur Folge haben, dass eine höhere Leistung zu entrichten ist, als sich rein aufgrund der geleisteten 
Beiträge und dem Vermögensertrag daraus bestimmen liesse. 

489  Vgl. Kapitel 2.2.5.1. 
490  Diese Einschätzung bestätigt beispielsweise das IFRIC, vgl. IFRIC, 2012a, S. 8. 
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Zusammenfassend stellt sich damit die Frage, ob der Defined Contribution Approach 
überhaupt geeignet ist, die qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen aus 
Kapitel 3.4.2 zu erfüllen. Wie bereits angetönt, ist durchaus positiv zu erwähnen, dass 
eine beitragsorientierte Bilanzierung eher dem Selbstverständnis eines BVG-Plans ent-
spricht und damit die tatsachengetreue Darstellung, die Verständlichkeit und auch die 
Nachprüfbarkeit für den Abschlussadressaten erhöht werden könnten. Dieser Schluss-
folgerung stehen allerdings, insbesondere wieder im Hinblick auf eine tatsachenge-
treue Darstellung, die zuvor genannten Kritikpunkte entgegen. Solange nicht davon 
ausgegangen werden kann, dass eine Veränderung der Klassifikation von Vorsorge-
plänen tatsächlich das Ziel der neuen Vorschriften war, ist jede Veränderung in diese 
Richtung kritisch zu betrachten. 

 

4.1.2.4 Fazit 

Als Fazit zeigt sich, dass der hier dargestellte Defined Contribution Approach kaum 
eine geeignete Lösung für die Abbildung von Risk-Sharing bietet und dadurch keine 
Chance haben dürfte, in der Praxis umgesetzt zu werden. Eine entsprechende Diskus-
sion ist aber trotzdem interessant. Im Rahmen der Vorschläge aus dem Discussion Pa-
per im Jahr 2008 zeigte das IASB, dass eine umfassendere Auslegung der Definitions-
kriterien für beitragsorientierte Pläne keineswegs endgültig vom Tisch ist.491 Die da-
mals diskutierten Contribution-based Promises sollten insbesondere den Umgang mit 
Cash Balance Plänen und damit auch Vorsorgelösungen, welche eine Mindestverzin-
sung enthalten, überdenken und teilweise neu regeln.492 Die genauen Auswirkungen 
der Vorschläge für die Situation in der Schweiz liessen sich zwar nicht mit endgütiger 
Sicherheit feststellen, eine Änderung der Klassifikation stand aber immerhin zur De-
batte.493 Vor diesem Hintergrund scheint es durchaus angebracht, die hier geführte 
Diskussion im Hinterkopf zu behalten.494 

 

                                              
491  Vgl. Fn. 176 sowie die Ausführungen in Kapitel 2.2.1. 
492  Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.2.5.1. 
493  Vgl. Leibfried & Müller, 2009, S. 877-884. 
494  Diese Schlussfolgerung gilt insbesondere deshalb, weil das IFRIC die entsprechende Debatte im 

Frühjahr 2012 wieder aufgenommen hat (vgl. Fn. 287). Bis zum Abschluss der vorliegenden Ar-
beit lässt sich jedoch keine verlässliche Aussage zum weiteren Vorgehen machen. 
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Ergänzend ist an dieser Stelle noch zu prüfen, ob die Änderungen in IAS 19.28 und 
19.30 zumindest eine Auswirkung auf die Klassifikation von sogenannt vollversicher-
ten Plänen haben, wie sie in Kapitel 3.2.2 vorgestellt wurden. Zunächst stellt sich die 
Frage, ob die Risiken, welche bei einem vollversicherten BVG-Plan beim Arbeitgeber 
verbleiben, als substantiell einzuschätzen sind. Wie Kapitel 3.2.2 gezeigt hat, ist dabei 
einerseits relevant, dass die Versicherungsverträge gekündigt und die Risiken damit 
nur temporär auf die Versicherungsgesellschaft abgewälzt werden können. Anderer-
seits weisen insbesondere die Risikoprämien für Todes- und Invaliditätsfälle einen 
variablen Charakter auf. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass in Zukunft 
höhere Versicherungsprämien aufgrund von Ereignissen zu leisten sind, die bereits in 
der Vergangenheit eingetreten sind.495 Eine Diskussion darüber, ob diese Risiken sub-
stantiell sind oder nicht, ist allerdings hinfällig:496 Die Vorschriften in IAS 19.46-49, 
welche den Umgang mit vollversicherten Vorsorgelösungen regeln, sind im Sinne ei-
ner Spezialvorschrift als Konkretisierung der grundlegenden Klassifikationsvorschrif-
ten von Vorsorgeplänen für den vorliegenden Sachverhalt zu verstehen. Insofern sind 
die Angaben in IAS 19.46-49 bei der Klassifikation von vollversicherten Plänen zwin-
gend zu erfüllen, obwohl sie hierarchisch tiefer einzustufen sind als die Erfordernisse 
in IAS 19.28 und 19.30.497 Vor diesem Hintergrund legt IAS 19.46 fest, dass die Ver-
sicherung der Risiken aus einem Vorsorgeplan nur dann dazu führen kann, dass der 
Plan beitragsorientiert zu bilanzieren ist, wenn dem Arbeitgeber keinerlei rechtliche 
oder faktische Verpflichtungen mehr verbleiben. Ein Hinweis darauf, dass die Risiken 
oder die daraus entstehenden Verpflichtungen substantiell sein müssen, findet sich in 
IAS 19.46 nicht. Damit steht fest, dass bei einem versicherten Plan schon das alleinige 
Vorliegen eines Risikos oder einer Verpflichtung dazu führt, dass er leistungsorientiert 
zu bilanzieren ist – losgelöst davon, ob es sich um ein substantielles Risiko im Sinne 
von IAS 19.28 und 19.30 handelt oder nicht. 

                                              
495  Vgl. Jeger & Welser, 2007, S. 708 sowie Krügel & Hermann, 2006, S. 139. 
496  Würde die Diskussion trotzdem geführt, wäre davon auszugehen, dass die beiden beschrieben 

Risiken weder aufgrund ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit, noch aufgrund ihrer betragsmässigen 
Auswirkungen als substantiell im Sinne von IAS 19.28 und 19.30 einzuschätzen wären. Diese 
Schlussfolgerung würde damit tatsächlich bedeuten, dass vollversicherte Pläne beitragsorientiert 
zu bilanzieren wären. 

497  Diese Haltung bestätigen Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 180: „Zum einen ist der Passus über 
Insured Plans nach IAS 19.28 [R2004] nur eine Erläuterung der Vorschriften für Defined Contri-
bution-Pläne im Fall eines Versicherungsvertrags; zum anderen stellt gerade der Wortlaut von 
IAS 19.39 [R2004] auf Einstandspflichten des Arbeitgebers ab. Wenn es Einstandspflichten gibt, 
kann kein Defined Contribution-Plan vorliegen“. 
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4.1.3 Full Balance Sheet Approach 

4.1.3.1 Vorgehen 

Die zweite Abbildungsmöglichkeit stützt sich auf den Wortlaut in den Paragraphen 
IAS 19.87(d) und 19.93. Wie das Kapitel 3.1.2 gezeigt hat, wird an dieser Stelle ver-
langt, dass bei der Ermittlung der DBO Zuschüsse von Arbeitnehmern und Drittpartei-
en zu berücksichtigen sind, welche über die ordentlichen Beiträge zur Finanzierung 
der Vorsorgeeinrichtung hinausgehen. Für Schweizer Verhältnisse kommen dabei, wie 
ebenfalls schon aufgezeigt, in erster Linie Sanierungsbeiträge in Frage.498 Allerdings 
ist diesbezüglich zwischen unterschiedlichen Konkretisierungsstufen der Beiträge zu 
unterscheiden:499 

• Geleistete Beiträge: Die höchste Konkretisierungsstufe weisen Sanie-
rungsbeiträge auf, welche von den Arbeitnehmern im Laufe der Periode 
geleistet wurden. Diese sind sowohl in Bezug auf ihre Eintrittswahr-
scheinlichkeit als auch in Bezug auf ihre Höhe klar. Bei der Ermittlung 
der Unterdeckung sind sie allerdings nicht gesondert zu berücksichtigen. 
Da die Beiträge bereits geleistet wurden, sind sie im Planvermögen ent-
halten und reduzieren damit direkt, das heisst ohne zusätzliche Berück-
sichtigung, die Differenz zwischen Planvermögen und DBO. 

Entscheidend ist, dass bei Sanierungsbeiträgen das Planvermögen erhöht 
wird, während die DBO unberührt bleibt (durch die Sanierungsbeiträge 
erwirbt der Arbeitnehmer kein Recht auf eine zusätzliche Leistung). Dies 
im Gegensatz zu ordentlichen Beiträgen oder freiwilligen Einkäufen in 
die Pensionskasse durch den Arbeitnehmer, welche gleichzeitig immer 
auch die DBO erhöhen. 

 

  

                                              
498  IAS 19.93 hält explizit fest: „[…] contributions are required to reduce a deficit arising from loss-

es on plan assets or actuarial losses”. 
499  An dieser Stelle entsteht im weitesten Sinne eine Analogie zur Unterscheidung zwischen Schul-

den, abgegrenzten Schulden, Rückstellungen und Eventualverpflichtungen in den IFRS (vgl. bei-
spielsweise Behr, Leibfried, & Müller, 2012, S. 269). Im Kern führt die Unterscheidung zur Frage 
aus Kapitel 3.1.3.3 zurück, ob Sanierungsbeiträge nur dann bei der bilanziellen Abbildung in der 
Jahresrechnung des Arbeitgebers zu berücksichtigen sind, wenn ein rechtlich verbindlicher Be-
schluss des zuständigen Organs der Vorsorgeeinrichtung vorliegt. 
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• Beschlossene Beiträge: Etwas weniger konkret sind beschlossene, aber 
noch nicht geleistete Sanierungsbeiträge. Diese sind aufgrund des Be-
schlusses, welcher auch stets die Höhe der Beiträge festlegen muss, in 
Bezug auf ihren Betrag zwar ebenso klar wie geleistete Beiträge.500 Die 
Eintrittswahrscheinlichkeit ist allerdings leicht reduziert, da die Zahlun-
gen erst in Zukunft geleistet werden. Viel entscheidender ist aber die da-
raus entstehende Konsequenz für die Bilanzierung beim Arbeitgeber: Da 
die Beiträge am Periodenende ausstehend sind, können sie noch nicht im 
Planvermögen enthalten sein und werden daher bei der Ermittlung der 
Unterdeckung nicht berücksichtigt. Diesen Effekt korrigiert IAS 
19.87(d) in Verbindung mit IAS 19.93, indem die Differenz zwischen 
Planvermögen und DBO um die bereits beschlossenen Sanierungsbeiträ-
ge reduziert und die Unterdeckung damit „netto“ ausgewiesen wird. Dies 
hat zur Folge, dass beim endgültigen Bilanzansatz kein Unterschied zwi-
schen lediglich beschlossenen und bereits geleisteten Sanierungsbeiträ-
gen bemerkbar ist.501 

• Potentielle Beiträge: Deutlich von geleisteten und beschlossenen Bei-
trägen abzugrenzen sind allerdings potentielle Sanierungsbeiträge der 
Arbeitnehmer. Diese lassen sich einzig dadurch begründen, dass eine 
Unterdeckung vorliegt und aufgrund der Vorschriften im BVG davon 
auszugehen ist, dass sie nicht durch den Arbeitgeber alleine zu beheben 
ist.502 Da somit weder die betragsmässige Höhe noch die Eintrittswahr-
scheinlichkeit verlässlich bestimmt werden können, sind diese Beiträge 
deutlich weniger konkret. Es fragt sich daher, ob sie aufgrund der Vor-
schriften in IAS 19.87(d) bei der Ermittlung der Unterdeckung beim Ar-
beitgeber ebenfalls zu berücksichtigen sind. Die Vorschriften im Stan-
dard selbst lassen die Frage offen. IAS 19.92 hält einzig fest, dass die 
Beiträge reglementarisch festgelegt oder aufgrund einer faktischen Ver-
pflichtung entstehen müssen.503 

                                              
500  Vgl. Peter, 2009a, S. 791. 
501  Im Anhang lässt sich der Unterschied allerdings erkennen: Geleistete Sanierungsbeiträge sind im 

Planvermögen enthalten, lediglich beschlossene Beiträge reduzieren die DBO (IAS 19.87(d)). 
502  Sowie ergänzend allenfalls durch Bestimmungen im Reglement der Vorsorgeeinrichtung. 
503  Im Originalwortlaut: „[…] set out in the formal terms of the plan […] or arise from a construc-

tive obligation that goes beyond those terms“ (IAS 19.92). 
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Es kann daher im Gegensatz zu Kapitel 3.1.3.3 argumentiert werden, dass als Zuschüs-
se von Arbeitnehmern und Drittparteien, welche über die ordentlichen Beiträge zur 
Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung hinausgehen, nur Sanierungsbeiträge heranzu-
ziehen sind, welche entweder bereits geleistet oder zumindest beschlossen worden 
sind. Allfällige Mutmassungen oder Annahmen über potentiell eingehende Beiträge 
werden damit verhindert. Diese klare Trennung ist insbesondere deshalb relevant, weil 
als Grundlage für die Entscheidung, ob und in welchem Rahmen Sanierungsbeiträge in 
die Vorsorgeeinrichtung einzubringen sind, nicht der Abschluss des Arbeitgebers nach 
IFRS, sondern die Jahresrechnung des Vorsorgeträgers nach Swiss GAAP FER heran-
gezogen wird. 

Der Full Balance Sheet Approach schlägt aus diesem Grund vor, bei der Ermittlung 
der Unterdeckung für die Jahresrechnung des Arbeitgebers nur tatsächlich geleistete 
und / oder rechtlich verpflichtend beschlossene Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer 
zu berücksichtigen.504 Potentiell zu leistende Zuschüsse des Arbeitnehmers werden 
jedoch nicht abgebildet. Ohne das Vorliegen von konkreten Sanierungsmassnahmen 
und neben der veränderten Berücksichtigung der ordentlichen Arbeitnehmerbeiträge 
bringen die Vorschriften zum Risk-Sharing bei dieser Methode somit keine weiteren 
Anpassungen bei der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz mit 
sich. Konkret werden Planvermögen und DBO weiterhin gemäss IAS 19 ermittelt und 
einander gegenübergestellt; eine daraus resultierende Unterdeckung wird vollumfäng-
lich beim Arbeitgeber bilanziert.505 

 

4.1.3.2 Beispiel 

Vor diesem Hintergrund unterscheidet sich der Full Balance Sheet Approach, wie er in 
Abbildung 4.3 gezeigt wird, grundsätzlich nicht von der in Kapitel 4.1.1 beschriebenen 
Ausgangslage. Zur Veranschaulichung wird allerdings ergänzend davon ausgegangen, 
dass das zuständige Organ der Vorsorgeeinrichtung aufgrund des stark eingebrochenen 
Vermögens bereits in der Periode 20X3 eine Sanierung beschlossen hat. Gemäss die-
sem Beschluss sind durch den Arbeitgeber und die Arbeitnehmer weitere Mittel in der 
Höhe von 2‘000 bzw. 1‘000 in die Vorsorgeeinrichtung einzubringen. 

                                              
504  In aller Regel dürfte dazu ein Beschluss des Stiftungsrates notwendig sein, welcher insbesondere 

die Dauer und die Höhe der Sanierungsbeiträge festlegt, vgl. Peter, 2009a, S. 791. 
505  Daher der Name Full Balance Sheet Approach. 
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Abbildung 4.3: Full Balance Sheet Approach506 

  
20X1 20X2 20X3 

+ Vorsorgeverpflichtung (DBO) 10‘000 11‘000 10‘500 

- Planvermögen (Plan Assets) - 8‘000 - 8‘500 - 6‘500 

- Arbeitnehmersanierungsbeiträge507 - - - 1‘000 

= Netto-Vorsorgeverpflichtung 2‘000 2‘500 3‘000 

     

+ Laufender Dienstzeitaufwand, netto 450 550 500 

+ Nettozins 60 70 100 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 510 620 600 

     

+/- Versicherungsmath. Gewinne / Verluste - 50 100 50 

+/- Rendite Planvermögen - 170 - 120 213 

- Arbeitnehmersanierungsbeiträge - - - 1‘000 

= Vorsorgeaufwand OCI - 220 - 20 - 738 

 

Die rechtlich verbindlich beschlossenen Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer sind 
gemäss IAS 19.87(d) als versicherungsmathematische Annahme mit der DBO zu ver-
rechnen, womit sich die Netto-Vorsorgeverpflichtung um 1‘000 reduziert. Als Gegen-
position dient jedoch nicht der erfolgswirksame Vorsorgeaufwand, sondern die er-
folgsneutrale Position im Other Comprehensive Income (IAS 19.93). Der Aufwand der 
Periode bleibt daher von dieser Massnahme unbeeinflusst. 

 

  

                                              
506  Quelle: Eigene Darstellung. 
507  Diese werden nur zur Veranschaulichung separat ausgewiesen, in Tat und Wahrheit wären sie (im 

Sinne einer versicherungsmathematischen Annahme) mit der DBO zu verrechnen (IAS 19.87(d)). 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  145 

4.1.3.3 Würdigung 

Positiv zu erwähnen ist bei dieser Methode zum Ersten, dass sie zu keiner grundsätzli-
chen Veränderung der bisherigen Bilanzierungspraxis für Vorsorgeverpflichtungen in 
der Schweiz führt. Damit ist für die Abschlussersteller, aber insbesondere auch für die 
Adressaten der Rechnungslegung, eine stetige Anwendung und dadurch eine erhöhte 
Vergleichbarkeit im Sinne der qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen aus 
dem Rahmenkonzept gewährleistet. Aufgrund der hohen Komplexität des Standards 
und der Tatsache, dass es aufgrund der überarbeiteten Vorschriften bei vielen Unter-
nehmen sowieso zu Veränderungen kommen wird, ist diesem Argument besonderes 
Gewicht beizumessen.508 

Zum Zweiten wirkt sich vereinfachend aus, dass die zu berücksichtigenden Sanie-
rungsbeiträge annahmegemäss sowohl betragsmässig als auch in Bezug auf die Dauer, 
während der sie eingebracht werden, bekannt sind. Da für das Beheben der Unterde-
ckung mit Hilfe von Sanierungsbeiträgen immer ein rechtlich verbindlicher Beschluss 
des zuständigen Organs der Vorsorgeeinrichtung notwendig ist, müssen kaum weitere 
Annahmen für die verlässliche Bewertung der Beiträge getroffen werden.509 Dies ins-
besondere im Gegensatz zu potentiellen Sanierungsbeiträgen, für welche nicht nur die 
betragsmässige Höhe, sondern bereits die Eintrittswahrscheinlichkeit mit Unsicherheit 
behaftet ist. Damit wird die ohnehin schon mit Hilfe von zahlreichen Annahmen be-
rechnete DBO nicht noch um einen weiteren Unsicherheitsfaktor ergänzt. 

Zusammengefasst führen diese beiden Vorteile dazu, dass es sich beim Full Balance 
Sheet Approach um eine äusserst einfach und pragmatisch umsetzbare Methode han-
delt, welche ohne grösser Anpassungen in die Praxis umgesetzt werden kann. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der immer stärker zunehmenden Komplexität in den 
Vorschriften der internationalen Rechnungslegung und der festgestellten Differenz 
zwischen den unterschiedlichen Berechnungsgrundlagen zur Ermittlung einer Über- / 
Unterdeckung dürfte es sich dabei um einen entscheidenden Vorteil dieser Methode 
handeln.510 

 
                                              
508  Veränderungen ergeben sich beispielsweise durch den Wegfall der Korridor-Methode und den 

dadurch allenfalls notwendigen Wechsel bei der Erfassung der versicherungsmathematischen 
Gewinne / Verluste. 

509  Die Erfordernis findet sich in Art. 65d Abs. 2 BVG. 
510  Die grundlegende Diskussion zur Komplexität der Rechnungslegung soll hier nicht vertieft wer-

den, stattdessen sei beispielsweise auf Leibfried, 2012, S. 28 oder Meyer, 2012b, S. 33 verwiesen. 
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Diesen Vorteilen stehen allerdings auch Kritikpunkte gegenüber: Wie bereits erwähnt, 
ist nicht eindeutig klar, ob die potentielle Beteiligung der Arbeitnehmer an der Behe-
bung der Unterdeckung tatsächlich unberücksichtigt bleiben sollte. Wie sich im Rah-
men der Ausführungen zum Liability Ceiling Approach in Kapitel 4.1.5 noch zeigen 
wird, sprechen allerdings mehrere Anzeichen dafür, dass das IASB mit den neuen 
Vorschriften zum Risk-Sharing tatsächlich eine Aufteilung der Unterdeckung auch 
ohne bereits beschlossene Sanierungsmassnahmen beabsichtigte. Vor diesem Hinter-
grund würde der hier diskutierte Full Balance Sheet Approach die neuen Bestimmun-
gen nicht oder zumindest nicht vollständig erfüllen. 

Mit Sicherheit verletzt der Ansatz allerdings in zweierlei Hinsicht die Anforderung der 
Neutralität im Sinne einer tatsachengetreuen Darstellung gemäss Rahmenkonzept der 
IFRS.511 Zum einen wird die Möglichkeit, in Zukunft Sanierungsbeiträge leisten zu 
müssen, an zwei Stellen im Prozess der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in 
der Schweiz herangezogen. In einem ersten Schritt ist sie aus Sicht des Arbeitgebers 
relevant für die Klassifikation der Vorsorgepläne: Wie Kapitel 3.2.2 gezeigt hat, ist die 
latente Nachschusspflicht mit ein Grund dafür, dass Schweizer BVG-Pläne nicht als 
beitragsorientiert im Sinne von IAS 19 bilanziert werden können. Das heisst, an dieser 
Stelle wird das Risiko als genügend hoch erachtet, um es bei der Entscheidung mit zu 
berücksichtigen.512 In einem zweiten Schritt ist ebenfalls die Nachschusspflicht, dies-
mal allerdings für den Arbeitnehmer, für die Problematik des Risk-Sharing heranzu-
ziehen. Der hier vorgestellte Full Balance Sheet Approach bezieht allerdings nur die 
tatsächlich eingetretenen Sanierungsbeiträge in die Bilanzierung mit ein. Das heisst, 
die Möglichkeit, dass durch die Arbeitnehmer in Zukunft weitere ausserordentliche 
Beiträge eingebracht werden müssen, bleibt zunächst unberücksichtigt. Damit wird das 
Risiko der Nachschusspflicht durch den Arbeitgeber höher gewichtet, als das Risiko 
für die Arbeitnehmer. Dies ist insofern erstaunlich, als die Eintrittswahrscheinlichkeit 
für beide Parteien exakt gleich hoch ist. Denn selbst wenn der betragsmässige Anteil 
an den Sanierungsbeiträgen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht identisch sein 
muss, basiert die ursprüngliche Entscheidung immer auf der Jahresrechnung der Vor-
sorgeeinrichtung und der dort ausgewiesene Unterdeckung. Das zuständige Organ des 
Vorsorgeträgers entscheidet somit stets gleichzeitig für oder gegen Sanierungsbeiträge, 
unabhängig davon, in welcher Höhe diese vom Arbeitgeber oder den Arbeitnehmern 
                                              
511  Vgl. Kapitel 3.4.2. 
512  Dass diese Einschätzung, insbesondere in Bezug auf die Frage der Eintrittswahrscheinlichkeit, 

aber durchaus umstritten ist, hat Kapitel 3.2.3 gezeigt. 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  147 

zu tragen sind. Insofern wird ein in Bezug auf seine Eintrittswahrscheinlichkeit identi-
sches Risiko unterschiedlich beurteilt und beim Arbeitgeber stärker gewichtet, was aus 
Sicht des Rahmenkonzepts keinem neutralen Vorgehen entspricht.513 

Zum anderen wird durch die Bestimmungen des Asset Ceiling sichergestellt, dass im 
Falle einer Überdeckung des Vorsorgeplans nach IAS 19 nur derjenige Teil der Diffe-
renz zwischen Planvermögen und DBO beim Arbeitgeber aktiviert wird, der einem 
wirtschaftlichen Nutzen entspricht.514 Weist der Plan allerdings eine Unterdeckung 
auf, wird die daraus entstehende Verpflichtung vollumfänglich beim Arbeitgeber pas-
siviert. Damit bleibt unberücksichtigt, dass bei einer Unterdeckung, selbst wenn sich 
alle anderen Massnahmen als ungeeignet erweisen, die Ausfinanzierung nicht zwin-
gend durch den Arbeitgeber alleine zu erfolgen hätte. Zudem wird klar, dass bei einer 
Überdeckung nach IAS 19 auf die Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung abgestützt 
wird, während diese im Falle einer Unterdeckung unberücksichtigt bleibt.515 Das 
heisst, bei einer Überdeckung wird das Aktivum, welches der Arbeitgeber bilanziert, 
auf den wirtschaftlichen Nutzen beschränkt, während bei einer Unterdeckung nicht 
geprüft wird, ob die aus der Gegenüberstellung von Planvermögen und DBO resultie-
rende Differenz auch tatsächlich der wirtschaftlichen Verpflichtung entspricht, welche 
                                              
513  Gegen diesen Vergleich der Risiken könnte eingewendet werden, dass die grundsätzliche Ent-

scheidung zur Klassifikation eines Vorsorgeplans nicht in einen Zusammenhang mit den daraus 
entstehenden Folgen in Bezug auf die Abbildung in der Jahresrechnung gemäss IAS 19 gebracht 
werden darf. Diesem Einwand ist im Grundsatz zuzustimmen, da es sich bei der konkreten An-
wendung der Bestimmungen zum Risk-Sharing tatsächlich um eine Frage ohne direkten Zusam-
menhang zu den Argumenten für die Klassifikation des Plans handelt. 

 Allerdings sind die neuen Vorschriften an dieser Stelle, wie bereits mehrfach erwähnt, eben gera-
de nicht konkret anwendbar. Das heisst, die unterschiedliche Gewichtung der Risiken ist nicht 
vom Standardsetzer vorgegeben, sondern basiert auf der Auslegung der Vorschriften bzw. der 
hier vorgestellten Abbildungsmöglichkeit (ob es sich dabei gar um eine Regelungslücke handelt, 
bleibe vorerst dahingestellt). Insofern ist es durchaus vertretbar, für die korrekte Anwendung ei-
ner zunächst unklaren Vorschrift auf das Vorgehen in einem ähnlichen, wenngleich nicht unmit-
telbar zusammenhängenden Sachverhalt innerhalb des gleichen Standards abzustellen. Dabei ist 
aber im Sinne der Neutralität, und damit dem Grundsatz der tatsachengetreuen Darstellung, si-
cherzustellen, dass vergleichbare Sachverhalte zu gleichen Informationen für die Adressaten der 
Rechnungslegung führen. Aus dieser Perspektive ist es nicht nachvollziehbar, weshalb das (in 
Bezug auf die Eintrittswahrscheinlichkeit) grundsätzlich gleich hohe Risiko der Nachschuss-
pflicht beim Arbeitgeber zu einer anderen Information führen soll als beim Arbeitnehmer. 

514  Die Ausführungen zum Asset Ceiling finden sich in Kapitel 2.2.4.4. 
515  Den Beschluss über allfällige Beitragsreduktionen oder -befreiungen fällt das zuständige Organ 

der Vorsorgeeinrichtung basierend auf der Jahresrechnung nach Swiss GAAP FER, die Über- / 
Unterdeckung, welche nach IAS 19 ermittelt wurde, ist dabei irrelevant (vgl. Kapitel 3.3.2). An-
sonsten wäre die Unterdeckung, welche der Arbeitgeber nach IAS 19 passiviert, auf denjenigen 
Betrag zu beschränken, der der Unterdeckung gemäss der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrich-
tung (nach Swiss GAAP FER) entspricht. Vgl. dazu die beiden Abbildungsmöglichkeiten in den 
Kapiteln 4.1.4 und 4.1.5. 
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beim Arbeitgeber verbleibt. Insofern werden an das Aktivum zusätzliche Anforderun-
gen gestellt, welche das Passivum nicht zu erfüllen braucht. Diese Ungleichbehand-
lung ist in den IFRS zwar kein Novum, verstösst aber dennoch gegen die in IFRS 
CF.QC14 geforderte Neutralität.516 

In Bezug auf die qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen aus Kapitel 3.4.2 
wird damit klar, dass das Erfordernis der Neutralität im Sinne einer tatsachengetreuen 
Darstellung durch den hier vorgestellten Full Balance Sheet Approach nicht erfüllt 
werden kann. Positiv zu erwähnen sind hingegen die Kriterien der Vergleichbarkeit 
und Verständlichkeit. Aufgrund seines pragmatischen und einfachen Vorgehens ist der 
Ansatz sehr gut dazu geeignet, die Adressaten der Jahresrechnung in wenig komplexer 
Art und Weise über die Situation im Bereich der beruflichen Vorsorge zu informieren. 
Da es durch die Vorschriften des Risk-Sharing neben den übrigen Anpassungen des 
Standards nicht zu weiteren Veränderungen bei der Bilanzierungspraxis kommt, wird 
zudem die Vergleichbarkeit der Abschlüsse erhöht. 

Weniger eindeutig ist im Vergleich dazu die Beurteilung der Vollständigkeit. Einer-
seits kann argumentiert werden, dass bei der Abbildung von Vorsorgeverpflichtungen 
mit Hilfe des Full Balance Sheet Approach die komplette, nach IAS 19 ermittelte Un-
terdeckung bilanziell beim Arbeitgeber ausgewiesen wird. Insofern ist die Vollstän-
digkeit gewährleistet, da nahezu ausgeschlossen werden kann, dass die Nachschuss-
pflicht des Arbeitgebers den ausgewiesenen Betrag übersteigen wird. Andererseits 
fragt sich, ob das Wort „vollständig“ nicht auch eine Obergrenze mit sich bringt.517 In 
diesem Fall dürfte die ausgewiesene Bilanzposition einerseits nicht kleiner als die tat-
sächliche Nachschusspflicht sein, andererseits aber auch nicht grösser. So betrachtet, 
wäre eine komplett beim Arbeitgeber bilanzierte Unterdeckung nicht „vollständig“ 
und damit auch nicht tatsachengetreu, da sie ebenso den Anteil enthält, der von den 
Arbeitnehmern aufzubringen ist. 

Insgesamt wird klar, dass sich der Full Balance Sheet Approach nicht für eine tatsa-
chengetreue Darstellung im Sinne des Rahmenkonzepts eignet, da er zwar richtiger-
weise eine Verpflichtung beim Arbeitgeber erfasst, diese aber nicht auf die Höhe der 
wirtschaftlichen Verpflichtung begrenzt. 

 
                                              
516  Eine ähnliche Ungleichbehandlung ist beispielsweise beim Vergleich von Eventualforderungen 

und -verbindlichkeiten festzustellen, vgl. Behr, Leibfried, & Müller, 2012, S. 270. 
517  Im Rahmenkonzept findet sich dazu allerdings kein Hinweis. 
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4.1.3.4 Fazit 

Zusammenfassend zeigt insbesondere die Suche nach einer tatsachengetreuen Darstel-
lung, dass dringend ein Ansatz entwickelt und geprüft werden sollte, welcher die zu 
passivierende Unterdeckung auf die Höhe der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflich-
tung des Arbeitgebers reduziert. Aus diesem Grund versuchen die folgenden beiden 
Abbildungsmöglichkeiten, der Net Liability Approach und der Liability Ceiling Ap-
proach, auf zwei unterschiedlichen Wegen eine entsprechende Begrenzung einzufüh-
ren. Wie sich zeigen wird, ist dieses Vorgehen aber immer mit zusätzlichen Schwie-
rigkeiten und einer erhöhten Komplexität verbunden. 

Zudem sei bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass sich zeitgleich zur Erstel-
lung der vorliegenden Arbeit auch die Praxis mit den Neuregelungen in IAS 19 und 
den daraus entstehenden Konsequenzen für IFRS-Anwender in der Schweiz auseinan-
dergesetzt hat. Neben der Behandlung weiterer Aspekte haben sich die Vertreter der 
Prüfungs- und Beratungsbranche in ihrer Stellungnahme auch der Berücksichtigung 
von Sanierungsmassnahmen gewidmet.518 Wie das Kapitel 4.1.7 zeigen wird, favori-
sieren sie in diesem Zusammenhang das vorhergehend beschriebene Verfahren. Es ist 
daher davon auszugehen, dass der Full Balance Sheet Approach grossen Rückhalt in 
der Praxis finden dürfte. 

Im Sinne einer weiteren Ergänzung sei daran erinnert, dass einer Vorsorgeeinrichtung 
neben den hier beschriebenen Sanierungsbeiträgen noch zahlreiche weitere Massnah-
men zur Behebung einer Unterdeckung offen stehen.519 Zu denken ist beispielsweise 
an eine Reduktion der Verzinsung der Altersguthaben oder eine Senkung des Um-
wandlungssatzes. Obwohl diese Massnahmen ebenfalls eine Unterdeckung verringern, 
ohne dass der Arbeitgeber zusätzliche Leistungen einbringen muss, sind sie für die 
vorliegende Diskussion nicht relevant. Wie Kapitel 3.1.3.2 gezeigt hat, handelt es sich 
dabei nicht um Beiträge von Arbeitnehmern oder Drittparteien im Sinne von IAS 
19.87(d), sondern de facto um eine reine Neuberechnung der DBO mit veränderten 
Annahmen. Insofern können derartige Massnahmen nicht als Bestandteil der Vor-
schriften zum Risk-Sharing ausgelegt werden. Allerdings zeigen sie einmal mehr auf, 
dass keinesfalls aufgrund der blossen Existenz einer Unterdeckung auf eine Nach-
schusspflicht des Arbeitgebers in der gleichen Höhe geschlossen werden darf. 

                                              
518  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 432-436. 
519  Für eine umfangreiche Liste vgl. Kapitel 2.1.4.3. 
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4.1.4 Net Liability Approach 

4.1.4.1 Vorgehen 

Wie im vorhergehenden Kapitel bereits angesprochen, will der Net Liability Approach 
die beim Arbeitgeber zu passivierende Unterdeckung auf die tatsächliche wirtschaftli-
che Verpflichtung reduzieren. Dazu greift der Ansatz auf ein bereits existierendes und 
bewährtes Vorgehen zurück, indem er sich im Grundsatz auf das Konzept aus Swiss 
GAAP FER 16 abstützt.520 Dieser Standard setzt sich explizit zum Ziel, die wirtschaft-
lichen Auswirkungen aus einer Vorsorgeeinrichtung auf den Arbeitgeber zu behandeln 
(FER 16.1) und die daraus entstehende wirtschaftliche Verpflichtung oder den wirt-
schaftlichen Nutzen abzubilden (FER 16.2). Gemäss FER 16.3(b) ist dazu wie folgt 
vorzugehen: 

„Es wird jährlich beurteilt, ob aus einer Vorsorgeeinrichtung […] aus Sicht der Orga-
nisation ein wirtschaftlicher Nutzen oder eine wirtschaftliche Verpflichtung besteht. 
Als Basis dienen Verträge, Jahresrechnungen der Vorsorgeeinrichtungen, welche in 
der Schweiz nach Swiss GAAP FER 26 erstellt werden, und andere Berechnungen, 
welche die finanzielle Situation, die bestehende Über- bzw. Unterdeckung für jede 
Vorsorgeeinrichtung entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen darstellen. Davon 
ausgehend wird für jede Vorsorgeeinrichtung der wirtschaftliche Nutzen oder die wirt-
schaftliche Verpflichtung ermittelt und bilanziert. Die Differenz zum entsprechenden 
Wert der Vorperiode wird je Vorsorgeeinrichtung (zusammen mit dem auf die Periode 
abgegrenzten Aufwand) im Periodenergebnis als Personalaufwand erfasst.“521 

Der Standard weist damit den grossen Vorteil auf, dass er auf jedwede eigene Berech-
nung verzichtet und sich der Arbeitgeber für die Bilanzierung vollumfänglich auf die 
bereits ermittelten Daten der Vorsorgeeinrichtung abstützen kann. Dieses Konzept 
kommt dadurch zu Stande, dass die Swiss GAAP FER einen eigenen Standard für die 
Rechnungslegung von Vorsorgeeinrichtungen anbieten, welcher in der Schweiz von 
Gesetzes wegen für sämtliche Vorsorgeträger im Sinne des BVG anzuwenden ist.522 

                                              
520  Das Konzept ist in der nachfolgend beschrieben Form bereits seit dem 01. Januar 2005 in Kraft 

(vgl. Meyer & Suter, 2005, S. 635-638). 
521  Für weiterführende Angaben zur Anwendung des Standards vgl. Suter, 2011, S. 351-355; Suter, 

2008, S. 357-361 und Meyer & Suter, 2005, S. 635-638. 
522  Vgl. Kapitel 2.1.5. Die IFRS bieten mit IAS 26 zwar ebenfalls einen entsprechenden Standard an, 

dieser wird aber zum einen in der Schweiz praktisch nicht angewandt und entbindet zum anderen 
nicht von der Pflicht, zusätzliche Berechnungen für den Ausweis gemäss IAS 19 vorzunehmen. 
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Zur Ermittlung der wirtschaftlichen Auswirkungen aus einer Vorsorgeeinrichtung auf 
den Arbeitgeber stellt sich für den Standard die Frage, ob aufgrund der Vorsorgezusa-
ge in Zukunft mit einem Zu- oder Abfluss von wirtschaftlichen Ressourcen zu rechnen 
ist.523 Von einem Ressourcenzufluss wird grundsätzlich immer dann ausgegangen, 
wenn sich der Vorsorgeplan gemäss FER 26 in einer Überdeckung befindet und die 
Wertschwankungsreserve vollumfänglich geäufnet ist. In dieser Situation besteht aus 
Sicht von FER 16 die Möglichkeit einer zukünftigen Beitragsbefreiung / -reduktion, 
was einem Ressourcenzufluss und damit einem wirtschaftlichen Nutzen entspricht. 
Dieser wirtschaftliche Nutzen ist als Aktivum beim Arbeitgeber abzubilden.524 

 

Abbildung 4.4: Bilanzierung nach FER 16525 

 

 

 

Befindet sich der Vorsorgeplan gemäss FER 26 in einer Unterdeckung, besteht aus 
Sicht von FER 16 für den Arbeitgeber das Risiko, in Zukunft weitere Beiträge in den 
Plan einbringen zu müssen und damit einem Ressourcenabfluss ausgesetzt zu sein. 
Dieser potentielle Ressourcenabfluss entspricht aus Sicht von FER 16 einer wirtschaft-
lichen Verpflichtung und wird daher grundsätzlich beim Arbeitgeber passiviert.526 

 

                                              
523  Die Reduktion oder das Ausbleiben eines Ressourcenabflusses wird dabei einem Ressourcenzu-

fluss gleichgestellt (vgl. Suter, 2008, S. 358). 
524  Vgl. Suter, 2008, S. 358 und Meyer & Suter, 2005, S. 637. 
525  Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Suter, 2008, S. 358; Kartscher, Rossi, & Suter, 2012, 

S. 130 und Meyer & Suter, 2005, S. 637. In den Originaldarstellungen wird zusätzlich noch die 
Frage nach einem Ertrags- oder Aufwandüberschuss mitberücksichtigt. Zur Vereinfachung wird 
diese vorliegend weggelassen. 

526  Vgl. Suter, 2008, S. 358 und Meyer & Suter, 2005, S. 637.  
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Wie Abbildung 4.4 zeigt, besteht zwischen diesen beiden Zuständen ein Schwan-
kungsbereich, welcher zu keiner Erfassung in der Jahresrechnung des Arbeitgebers 
führt. Eine derartige Situation liegt immer dann vor, wenn sich der Vorsorgeplan ge-
mäss FER 26 zwar in einer Überdeckung befindet, die Wertschwankungsreserve aber 
noch nicht bzw. nicht vollständig geäufnet wurde. Aus Sicht des Arbeitgebers besteht 
vor diesem Hintergrund zwar kein unmittelbares Risiko für einen Ressourcenabfluss, 
mit einem Ressourcenzufluss ist aber ebenfalls nicht zu rechnen, da zunächst die Re-
serve auszubilden ist. FER 16 trägt diesem Umstand dahingehend Rechnung, als in 
dieser Situation weder eine wirtschaftliche Verpflichtung noch ein Nutzen bilanziert 
wird. 

In allen Fällen, das heisst sowohl bei einer Über- wie auch bei einer Unterdeckung, ist 
allerdings darauf hinzuweisen, dass vor der Bilanzierung durch den Arbeitgeber zu-
sätzliche Abklärungen nach den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen vorzu-
nehmen sind (FER 16.8). Wird also beispielsweise trotz dem Vorliegen einer Überde-
ckung klar, dass in absehbarer Zeit nicht mit einer Beitragsbefreiung oder -reduktion 
zu rechnen ist, muss von einer Aktivierung abgesehen werden (FER 16.8 und 
16.11).527 Auf der anderen Seite führt aber auch das Auftreten einer Unterdeckung 
nicht zwingend zu einer Passivierung beim Arbeitgeber. In dieser Situation ist zu-
nächst zu prüfen, ob aus der Unterdeckung tatsächlich eine wirtschaftliche Verpflich-
tung für den Arbeitgeber entsteht. Dieses Erfordernis ist zum einen dann erfüllt, wenn 
konkrete Sanierungsmassnahmen von der Vorsorgeeinrichtung beschlossen wurden 
und der Arbeitgeber dabei zur Entrichtung von Sanierungsbeiträgen herangezogen 
wurde oder zukünftig herangezogen werden wird.528 Zum anderen gilt die Anforde-
rung aber auch bereits dann als erfüllt, wenn für den Arbeitgeber ein Ressourcenab-
fluss erkennbar ist, ohne dass die Massnahme tatsächlich bereits beschlossen wurde. 
Gemäss FER 16.12 muss der Arbeitgeber so bilanzieren, wie er „in der Vorsorgeein-
richtung agiert hat oder zu agieren beabsichtigt“. 

                                              
527  Entscheidend ist dabei, ob aufgrund der vorliegenden finanziellen Situation das zuständige Organ 

der Vorsorgeeinrichtung einer Beitragsbefreiung oder -reduktion zustimmt. Es ist allerdings auch 
zu berücksichtigen, ob der Arbeitgeber überhaupt willens ist, von der Überdeckung durch eine 
Beitragsbefreiung oder -reduktion zu profitieren. Je nach konkreter Ausgangslage kann es für den 
Arbeitgeber durchaus Sinn machen, die Mittel in der Vorsorgeeinrichtung zu belassen und die 
Beiträge nicht zu reduzieren. Da in diesem Fall nicht mit einem reduzierten Ressourcenabfluss zu 
rechnen ist, darf die Überdeckung nicht aktiviert werden (vgl. Meyer, 2012a, S. 205). 

528  Dies entspricht den ersten beiden Konkretisierungsstufen von Sanierungsbeiträgen (geleistete 
Beiträge und beschlossene Beiträge) aus Kapitel 4.1.3.1. 
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Dieser Gedanke ist allerdings nicht nur bei der Frage zu berücksichtigen, ob eine Ver-
pflichtung oder ein Nutzen beim Arbeitgeber bilanziert wird, sondern auch bei der be-
tragsmässigen Höhe des Aktivums / Passivums. Das heisst, selbst wenn für den Ar-
beitgeber erkennbar ist, dass er von einem zusätzlichen Ressourcenzu- oder -abfluss 
betroffen sein wird, darf er nicht einfach die Über- oder Unterdeckung aus der Jahres-
rechnung der Vorsorgeeinrichtung übernehmen. Stattdessen ist der Betrag auf denjeni-
gen Anteil zu beschränken, der aus wirtschaftlicher Sicht tatsächlich als Nutzen oder 
Verpflichtung beim Arbeitgeber verbleibt. 

In der jüngeren Literatur wird dazu folgendes Beispiel beschrieben, welches gemäss 
Angaben des Autors auf einem realen Sachverhalt basiert:529 Die Vorsorgeeinrichtung 
eines Schweizer Arbeitgebers weist nach FER 26 am 31. Dezember 2009 und 2010 
jeweils einen Deckungsgrad von 96% auf. Durch die negative Entwicklung der Ver-
mögenslage und dem gleichzeitigen Anstieg der Verpflichtungen sinkt der Deckungs-
grad zum 31. Dezember 2011 auf 89%, wie Abbildung 4.5 zeigt. 

 

Abbildung 4.5: Deckungsgrad der Vorsorgeeinrichtung am 31. Dezember530 

 
(in Millionen CHF) 2009 2010 2011 

 

Vermögen 345 355 340 

Verpflichtung 360 370 380 

Über- / Unterdeckung - 15 - 15 - 40 

 
Deckungsgrad 96% 96% 89% 

 

Für die Perioden 2009 und 2010 verzichtet das zuständige Organ der Vorsorgeeinrich-
tung auf Sanierungsmassnahmen, da die Unterdeckung als nicht wesentlich erachtet 
wird. Aufgrund der veränderten Ausgangslage kommt die Vorsorgeeinrichtung im 
März 2012 jedoch zum Entschluss, dass zeitnah eine Sanierung einzuleiten sei. Die 
Unterdeckung in der Höhe von 40 Mio. soll in einem ersten Schritt durch eine Reduk-
tion der Verzinsung der Altersguthaben auf den Mindestzinssatz (Effekt 4 Mio.) und 

                                              
529  Vgl. Suter, 2012, S. 317-322. Die Zahlen wurden allerdings mit einem Multiplikator verändert, 

womit kein Rückschluss auf das betroffene Unternehmen möglich ist. 
530  Quelle: Suter, 2012, S. 318, Berichterstattung nach FER 26. 
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eine Anpassung des Umwandlungssatzes (Effekt 6 Mio.) reduziert werden. Da diese 
Massnahmen jedoch nicht ausreichen, soll die verbleibende Unterdeckung in der Höhe 
von 30 Mio. durch Sanierungsbeiträge behoben werden. Arbeitnehmer- und Arbeitge-
bervertreter einigen sich dabei auf ein Verhältnis von 1:2. Das heisst, die Arbeitneh-
mer entrichten in der Summe Sanierungsbeiträge in der Höhe von 10 Mio., auf den 
Arbeitgeber entfallen 20 Mio.531 

Für die bilanzielle Abbildung beim Arbeitgeber hat diese Ausgangslage gemäss FER 
16 folgende Konsequenzen: Da in den Perioden 2009 und 2010 eine Unterdeckung der 
Vorsorgeeinrichtung vorliegt, müsste der Arbeitgeber auf den ersten Blick einen po-
tentiellen Ressourcenabfluss passivieren. Es zeigt sich jedoch, dass der Vorsorgeträger 
zumindest kurzfristig auf eine Sanierung verzichtet und für den Arbeitgeber damit 
wirtschaftlich keine Verpflichtung entsteht. Aus diesem Grund werden in den Jahres-
rechnungen 2009 und 2010 beim Arbeitgeber weder eine Verbindlichkeit noch ein 
Nutzen erfasst. Diese Ausgangslage verändert sich allerdings durch den starken An-
stieg der Unterdeckung zum 31. Dezember 2011. Durch das Absinken des Deckungs-
grades auf 89% dürfte für den Arbeitgeber bereits zum Bilanzstichtag am 31. Dezem-
ber 2011 erkennbar sein, dass Sanierungsmassnahmen notwendig sein werden und mit 
grosser Wahrscheinlichkeit zusätzliche Beiträge in die Vorsorgeeinrichtung einge-
bracht werden müssen.532 Im Vergleich zu den Vorperioden hat die Unterdeckung so-
mit tatsächlich einen Ressourcenabfluss zur Folge, weshalb in der Jahresrechnung 
2011 zwingend eine Verpflichtung zu erfassen ist. Es wäre allerdings nicht gerechtfer-
tigt, die gesamte Deckungslücke in der Höhe von 40 Mio. zu passivieren, da sie nicht 
der wirtschaftlichen Verpflichtung des Arbeitgebers entspricht. Stattdessen muss ge-
klärt werden, mit welchem Anteil sich der Arbeitgeber an der Sanierung beteiligt. Da-
bei ist davon auszugehen, dass die Aufteilung der Sanierungsmassnahmen nicht erst 
mit dem formellen Entscheid im März 2012 feststeht, sondern bereits zuvor in ihren 
Grundzügen erkennbar ist. Aus diesem Grund erfasst der Arbeitgeber zum 31. Dezem-
ber 2011 eine Verpflichtung in der Höhe von 20 Mio.533 

                                              
531  Beispiel weiterhin gemäss Suter, 2012, S. 317-322. 
532  Diese Annahme erhärtet sich insbesondere dadurch, dass die Sanierung bereits im März 2012 

rechtskräftig beschlossen wird. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass dem Arbeit-
geber die relevanten Informationen bereits im Rahmen der Abschlusserstellung zur Verfügung 
stehen. Da die Verpflichtung zum 31. Dezember 2011 bereits besteht, handelt es sich beim an-
schliessenden Einigungsprozess um ein werterhellendes Ereignis, welches bei der Erstellung der 
Jahresrechnung zu berücksichtigen ist. 

533  Vgl. Suter, 2012, S. 317-322. 
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Zusammenfassend zeigt dieses Beispiel sehr schön die Eigenheiten von FER 16: Wie 
bereits erwähnt, verzichtet der Standard im Vergleich zu IAS 19 auf eine eigene Be-
rechnung der Verpflichtung und stützt sich stattdessen auf die Jahresrechnung der 
Vorsorgeeinrichtung ab. Zudem wird klar, dass sich die Bilanzierung des Arbeitgebers 
strikte an den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen zu orientieren hat. Eine be-
stehende Über- oder Unterdeckung bei der Vorsorgeeinrichtung hat also nur dann ei-
nen bilanziellen Effekt beim Arbeitgeber zur Folge, wenn für ihn daraus tatsächlich 
ein wirtschaftlicher Nutzen oder eine wirtschaftliche Verpflichtung entsteht. Dabei 
sind aber nicht nur geleistete oder beschlossene Sanierungsmassnahmen zu berück-
sichtigen, sondern auch potentielle zusätzliche Beiträge abzubilden, soweit sie bereits 
erkennbar sind.534 Nicht zuletzt zeigt die Festlegung der betragsmässigen Höhe einer 
Verpflichtung, dass in FER 16 das vorliegend zu diskutierende Konzept des Risk-
Sharing bereits umgesetzt ist. Erfasst wird nicht pauschal die gesamte Über- oder Un-
terdeckung, sondern nur jeweils derjenige Anteil, der wirtschaftlich betrachtet auf den 
Arbeitgeber entfällt.535 

Aus diesen Gründen schlägt der Net Liability Approach vor, das Konzept aus FER 16 
auf die Bilanzierung nach IAS 19 anzuwenden. Das heisst, grundsätzlich werden wei-
terhin DBO und Planvermögen gemäss IAS 19 ermittelt und einander gegenüberge-
stellt. Führt dies zu einer Überdeckung, ist der zu bilanzierende Vermögenswert be-
reits aufgrund der Vorschriften zum Asset Ceiling auf den tatsächlichen wirtschaftli-
chen Nutzen für den Arbeitgeber zu beschränken.536 Der Net Liability Approach über-
trägt dieses Vorgehen jedoch auf die Passivseite, sodass auch eine Unterdeckung auf 
denjenigen Betrag zu reduzieren ist, der im Sinne eines zukünftigen Ressourcenabflus-
ses gemäss FER 16 beim Arbeitgeber auftritt. Im Endeffekt hat dies zur Folge, dass 
keine eigenen Berechnungen mehr notwendig sind, sondern in jedem Fall direkt auf 
die Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung abgestützt werden kann. 

                                              
534  Das heisst, ausschlaggebend ist explizit nicht der formaljuristische Entscheid des zuständigen 

Organs beim Vorsorgeträger, sondern das wirtschaftliche Verhalten des Arbeitgebers. Insbeson-
dere das in FER 16.12 festgelegte Erfordernis, wonach der Arbeitgeber so bilanzieren muss, wie 
er „in der Vorsorgeeinrichtung agiert hat oder zu agieren beabsichtigt“, hat zur Folge, dass die Bi-
lanzierung automatisch immer dem aktuellsten Stand der Informationen anzupassen ist. 

535  Aus dem Beispiel von Suter werden aber auch einmal mehr die gravierenden Unterschiede zwi-
schen FER und IFRS erkennbar: Für die Periode 2011 würde der Arbeitgeber nach dem alten IAS 
19 (R2004) einen Vermögenswert (!) von 10 Mio. ausweisen, nach der neuen Version (R2011) 
eine Verpflichtung in der Höhe von 40 Mio. Nach FER 16 ist, wie bereits beschrieben, eine Ver-
pflichtung in der Höhe von 20 Mio. zu erfassen. Für die Berechnung und die übrigen Perioden 
vgl. Suter, 2012, S. 317-322. 

536  Vgl. Kapitel 2.2.4.4. 
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4.1.4.2 Beispiel 

Die Umsetzung des Net Liability Approach anhand des Beispiels zeigt exakt den vor-
gängig beschriebenen Effekt: Es wäre zwar grundsätzlich weiterhin möglich, eine 
DBO zu ermitteln und dem Planvermögen gegenüberzustellen, da die zu bilanzierende 
Vorsorgeverpflichtung allerdings auf den Abschluss der Vorsorgeeinrichtung abstützt, 
wird die Berechnung hinfällig. 

 

Abbildung 4.6: Net Liability Approach537 

  
20X1 20X2 20X3 

+/- Wirtschaftliche/r Verpflichtung / Nutzen - - 2‘000 

= Vorsorgeverpflichtung - - 2‘000 

     

+ Ordentliche Arbeitgeberbeiträge 550 550 550 

+/- Bildung / Auflösung Vorsorgeverpflichtung - - 2‘000 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 550 550 2‘550 

     

 n/a - - - 

= Vorsorgeaufwand OCI - - - 

 

Wie Abbildung 4.6 zeigt, wird stattdessen davon ausgegangen, dass in den Perioden 
20X1 und 20X2 zwar eine Überdeckung in der Jahresrechnung des Vorsorgeträgers 
besteht, aber kein wirtschaftlicher Nutzen für den Arbeitgeber bilanziert werden kann, 
da die Wertschwankungsreserven nicht vollständig geäufnet sind. In der Periode 20X3 
existiert hingegen eine wirtschaftliche Verpflichtung, da für den Arbeitgeber annah-
megemäss erkennbar ist, dass er zusätzliche Leistungen in der Höhe von 2‘000 für die 
Sanierung der Vorsorgeeinrichtung einbringen wird. 

                                              
537  Quelle: Eigene Darstellung. 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  157 

Problematisch an diesem Vorgehen ist allerdings, dass keine Bezugsgrösse für die Er-
mittlung des Vorsorgeaufwandes in der Erfolgsrechnung zur Verfügung steht. Für die-
se Zwecke wäre es zwar möglich, pro forma weiterhin eine Berechnung der DBO vor-
zunehmen, der daraus ermittelte Dienstzeitaufwand würde sich aber auf eine nicht bi-
lanzierte Grösse beziehen. Gleiches gilt für die Komponente des Nettozinses, welche 
theoretisch aus der Gegenüberstellung von DBO und Planvermögen abgeleitet werden 
könnte, die jedoch regelmässig nicht mit dem tatsächlich bilanzierten Betrag überein-
stimmt. Zudem würde sich bei diesem Vorgehen das Problem auch auf das Other 
Comprehensive Income übertragen, da dann konsequenterweise ebenso versiche-
rungsmathematische Gewinne und Verluste sowie die tatsächliche Über- oder Unter-
rendite des Planvermögens zu erfassen wären.538 

Im Sinne einer Alternative bietet es sich daher an, den Vorsorgeaufwand der Periode 
ebenfalls entsprechend den Vorschriften in FER 16 zu ermitteln. Der Aufwand setzt 
sich gemäss FER 16.3 zusammen aus der Zu- / Abnahme des wirtschaftlichen Nutzens 
bzw. der wirtschaftlichen Verpflichtung und den auf die Periode abgegrenzten (or-
dentlichen) Beiträgen des Arbeitgebers.539 Für das vorliegende Beispiel wird daher wie 
in Kapitel 4.1.2 angenommen, dass die (ordentlichen) Arbeitgeberbeiträge über die 
drei Perioden hinweg konstant 550 betragen. Für das Jahr 20X3 ist zudem die Erhö-
hung der wirtschaftlichen Verpflichtung aufgrund der Arbeitgebersanierungsbeiträge 
in der Höhe von 2‘000 zu berücksichtigen. Das OCI bleibt hingegen unberührt. 

Zusammenfassend zeigt Abbildung 4.6 damit ein identisches Bild wie der Defined 
Contribution Approach aus Kapitel 4.1.2. Im Vergleich zum Ausgangsbeispiel ergibt 
sich ebenfalls ein deutlich höherer und vor allem volatilerer Periodenaufwand bei 
gleichzeitig tieferen bzw. teilweise sogar fehlenden Vorsorgeverpflichtungen. 

                                              
538  Im Endeffekt wären damit parallel zwei Berechnungen zu führen: Zum einen die Ermittlung der 

wirtschaftlichen Verpflichtung bzw. des wirtschaftlichen Nutzens nach FER 16, welche relevant 
für die Bestimmung der Bilanzpositionen wären. Zum anderen die für leistungsorientierte Pläne 
verlangten Berechnungen nach IAS 19. Diese würden wiederum nicht für die Bilanz, sondern für 
die Positionen in Erfolgsrechnung und OCI herangezogen. Um die Nachvollziehbarkeit für die 
Adressaten der Rechnungslegung sicherzustellen, müssten somit zwingend Überleitungsrechnun-
gen und detaillierte Erklärungen im Anhang offen gelegt werden. 

539  Der Term „abgegrenzt“ bezieht sich dabei auf die sachlich (Vorsorgeeinrichtung) bzw. zeitlich 
(Rechnungsperiode) korrekte Zuordnung der Beiträge. Zu berücksichtigen bleibt, dass tatsächlich 
aktiv oder passiv abgegrenzte Beiträge ebenfalls in die Bilanz miteinzubeziehen sind, wenngleich 
nicht im Rahmen der Vorsorgeverpflichtungen, sondern bei Rechnungsabgrenzungsposten. Diese 
Erfordernis gilt selbstverständlich auch bei allenfalls noch offenen Forderungen oder Verbind-
lichkeiten (FER 16.3). Für das Beispiel wird davon ausgegangen, dass keine derartigen Positio-
nen bestehen. 
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4.1.4.3 Würdigung 

Der grösste Vorteil dieser Methode wurde bereits einleitend erwähnt: Da sich der Net 
Liability Approach zum Ziel setzt, sowohl den Nutzen als auch die Verpflichtung aus 
einer Vorsorgezusage auf denjenigen Betrag zu beschränken, der bei einer wirtschaft-
licher Betrachtungsweise tatsächlich auf den Arbeitgeber entfällt, gelingt es im Ver-
gleich zu den bisher diskutierten Methoden erstmalig, eine näherungsweise tatsachen-
getreue Darstellung zu erreichen. Diese ist zum einen vollständig, da sie im Gegensatz 
zu einer beitragsorientierten Bilanzierung das Risiko einer Nachschusspflicht grund-
sätzlich abbildet, und zum anderen neutral, indem das Risiko für den Arbeitgeber im 
Vergleich zum potentiellen Nutzen nicht überbewertet wird. Im Endeffekt wird es 
durch diese Methode möglich, den Adressaten der Rechnungslegung tatsachengetreu 
aufzuzeigen, welche Ressourcenzu- oder -abflüsse auf ein Unternehmen zukommen 
und damit bei allfälligen Entscheidungen mitberücksichtigt werden sollten. 

In diesem Sinne wird auch die Verständlichkeit der bilanziellen Abbildung erhöht. Für 
einen durchschnittlichen Bilanzleser dürfte es kaum nachvollziehbar sein, weshalb bei 
einem Schweizer Arbeitgeber eine Unterdeckung vollständig passiviert wird, obwohl 
unter Umständen gleichzeitig feststeht, dass er nur einen bestimmten Anteil davon tat-
sächlich ausfinanzieren muss.540 Wenn die Leistungspflicht des Arbeitgebers bekannt 
ist, müsste sie für eine verständliche Bilanzierung der passivierten Verpflichtung ent-
sprechen, wie es beim vorliegenden Net Liability Approach der Fall ist. 

Damit weist die Methode gleichzeitig auch den Vorteil auf, dass die bilanzierten Be-
träge für die Adressaten der Rechnungslegung nachprüfbar werden. Da der Net Liabili-
ty Approach auf eigene Berechnungen verzichtet, ist es im Vergleich zu den vorgängig 
diskutierten Methoden möglich, die bilanzierte Unterdeckung mit der Jahresrechnung 
der Vorsorgeeinrichtung abzustimmen. Insofern gelingt es an dieser Stelle zum ersten 
Mal, die Differenz zwischen der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung nach FER 
und derjenigen des Arbeitgebers nach IFRS aufzuheben. 

                                              
540  An dieser Stelle sei an das vorgängig diskutierte Beispiel von Suter erinnert (vgl. Suter, 2012, S. 

317-322 sowie die Ausführungen in Fn. 535): Obwohl für den Arbeitgeber aufgrund eines recht-
lich verbindlichen und durch das zuständige Organ der Vorsorgeeinrichtung gefällten Entscheides 
klar ist, dass er an die Ausfinanzierung der Deckungslücke in der Höhe von 40 Mio. lediglich ei-
nen Anteil von 20 Mio. beitragen muss, wird nach der alten Version von IAS 19 (R2004) ein 
Vermögenswert (!) von 10 Mio. ausgewiesen und nach der neuen Version (R2011) eine Ver-
pflichtung von 40 Mio. (vgl. Suter, 2012, S. 317-322). 
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Dieser Vorteil ist allerdings gleichzeitig auch der stärkste Nachteil der Methode: Ob-
wohl die Vorschriften zum Risk-Sharing das Vorgehen zur Bilanzierung im Detail of-
fen lassen, wird das Grundkonzept der bilanziellen Abbildung, das heisst das eigen-
ständige Berechnen und Gegenüberstellen von DBO und Planvermögen, nicht in Frage 
gestellt. Wie sich gezeigt hat, kommt die Wahl des Net Liability Approach im Endef-
fekt jedoch einem Verzicht auf diese Methode gleich. Es würde zwar weiterhin eine 
DBO ermittelt und dem Planvermögen gegenübergestellt, die daraus resultierende Un-
terdeckung dürfte jedoch in den allermeisten Fällen zusätzlich angepasst werden müs-
sen, damit sie der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung entspricht. Da sich die 
Unterdeckung jedoch nur als Residualgrösse aus DBO und Planvermögen ergibt, kann 
sie nicht direkt verändert werden. Dies hätte zur Folge, dass die DBO vorgängig redu-
ziert werden müsste, damit die Unterdeckung dem Zielwert entspräche. Damit würde 
die DBO zu einer vollständig theoretischen Grösse, welche mit der tatsächlichen Ver-
pflichtung kaum mehr einen Zusammenhang hat.541 

Dieses Vorgehen ist aus zweierlei Hinsicht problematisch: Zum einen stellt sich damit 
die Frage, wie beispielsweise der Dienstzeitaufwand ermittelt werden soll, der seiner-
seits auf der DBO beruht, oder ob es tatsächlich gerechtfertigt ist, die derart berechnete 
Unterdeckung als Grundlage für die Ermittlung des Nettozinses heranzuziehen. Im 
Endeffekt dürfte der Net Liability Approach zur Folge haben, dass in den meisten Pe-
rioden lediglich die ordentlichen Arbeitnehmerbeiträge als Aufwand für die Personal-
vorsorge erfasst werden, da eine andere Bezugsgrösse fehlt bzw. ungerechtfertigt wä-
re. Tritt dann tatsächlich eine Unterdeckung bei der Vorsorgeeinrichtung ein, welche 
eine Nachschusspflicht des Arbeitgebers zur Folge hat, belasten die zusätzlichen Bei-
träge einmalig den Periodenaufwand. Damit kommt der Ansatz de facto einer bei-
tragsorientierten Bilanzierung mit einmaliger Bildung einer Rückstellung bei einer 
Nachschusspflicht des Arbeitgebers gleich, welche in Kapitel 4.1.2 bereits diskutiert 
wurde.542 

                                              
541  Sie würde beispielsweise auch nicht der Verpflichtung entsprechen, welche die Vorsorgeeinrich-

tung in ihrer Jahresrechnung nach FER 26 ausweist. Dies wäre nämlich nur dann der Fall, wenn 
der Deckungsgrad exakt 100% betrüge. In allen anderen Situationen würde der Arbeitgeber nur 
anteilmässig von der Überdeckung profitieren bzw. die Unterdeckung ausfinanzieren. Das heisst, 
die DBO müsste zusätzlich angepasst werden. 

542  Das Ergebnis erstaunt allerdings nicht besonders. Schliesslich gilt es als zentraler Vorteil von 
FER 16, dass die nach IFRS übliche und, wie bereits ausführlich diskutiert, für die Schweiz nur 
mit grossen Schwierigkeiten mögliche Unterscheidung zwischen beitrags- und leistungsorientier-
ten Plänen eben nicht notwendig ist (vgl. Meyer & Suter, 2005, S. 636). 
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Zum anderen zeigt sich, dass dadurch auch die Vergleichbarkeit der Abschlüsse leiden 
würde. Einerseits wäre es kaum mehr möglich, die Angaben zu den Vorsorgever-
pflichtungen im IFRS-Abschluss eines Schweizer Unternehmens mit einer ausländi-
schen Jahresrechnung zu vergleichen, da die Konzeption in ihren Grundzügen in Frage 
gestellt wurde. Vor dem Hintergrund einer internationalen Rechnungslegung sollte es 
jedoch gerade Sinn und Zweck einer Lösung sein, diesen Vergleich zu ermöglichen. 
Andererseits wird aber auch der intertemporale Vergleich schwierig, da bei einer 
Nachschusspflicht die Volatilität des Aufwandes zwischen den Perioden stark zuneh-
men könnte. Das heisst, es wird das zentrale Kriterium verletzt, wonach es den Adres-
saten der Rechnungslegung möglich ein soll, Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwi-
schen den Unternehmen oder den Perioden zu erkennen und zu verstehen.543 

Zusammenfassend wird klar, dass die Methode in dieser Art und Weise durch das 
IASB nicht vorgesehen ist und somit kaum für eine Lösung der Risk-Sharing Proble-
matik in Frage kommen dürfte. Insofern kann der Net Liability Approach zwar geeig-
net sein, einem Abschlussadressaten entscheidungsnützliche Informationen zur Verfü-
gung zu stellen, allerdings nicht nach dem Konzept der IFRS. Vor dem Hintergrund 
der qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen aus Kapitel 3.4.2 disqualifi-
ziert sich der Ansatz daher weitestgehend für eine tatsachengetreue Darstellung. 

 

4.1.4.4 Fazit 

Als Fazit zeigt sich, dass der erste Versuch zur Begrenzung einer Unterdeckung auf 
die Höhe der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung weitestgehend gescheitert 
ist. In seinen Grundzügen wäre der Net Liability Approach zwar hervorragend geeig-
net, eine möglichst tatsachengetreue Darstellung der Beziehung zwischen Vorsorge-
einrichtung und Arbeitgeber zu liefern. Die konkrete Umsetzung und insbesondere die 
Einbettung des Konzepts in die übrigen Bestandteile der Vorschriften von IAS 19 füh-
ren jedoch zu unüberwindbaren Differenzen. Ziel der nächsten Methode muss es damit 
sein, die Begrenzung der Unterdeckung in Einklang mit den Vorschriften von IAS 19 
zu bringen. 

 

  

                                              
543  Vgl. Kapitel 3.4.2 sowie die Ausführungen in CF.QC21. 
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Im Sinne einer Ergänzung sei noch auf die Besonderheiten im Zusammenhang mit 
sogenannten Arbeitgeberbeitragsreserven (AGBR) hinwiesen. Wie Kapitel 2.1.3 ge-
zeigt hat, besteht für den Arbeitgeber freiwillig die Möglichkeit, eine Beitragsreserve 
innerhalb der Vorsorgeeinrichtung anzuhäufen. Diese AGBR stehen einerseits als Al-
ternative zur liquiditätswirksamen Leistung von ordentlichen Arbeitgeberbeiträgen zur 
Verfügung (Art. 331 Abs. 3 OR). Auf der anderen Seite wurde in Kapitel 2.1.4.3 erläu-
tert, dass derartige Reserven mit Hilfe eines vom Arbeitgeber auszusprechenden Ver-
wendungsverzichts auch zur Behebung einer Unterdeckung dienen können.544 

Es gilt daher zu prüfen, wie eine Arbeitgeberbeitragsreserve beim Arbeitgeber bilanzi-
ell abzubilden ist. Dazu ist grundsätzlich festzuhalten, dass eine entsprechende Reser-
ve sowohl aus der Perspektive von IAS 19 als auch aus Sicht von FER 16 die Anforde-
rungen an einen aktivierbaren Vermögenswert erfüllt.545 Aus Sicht des Net Liability 
Approach hat dies positiv zur Folge, dass Arbeitgeberbeitragsreserven in aller Regel 
nicht zu Differenzen zwischen den unterschiedlichen Perspektiven der beiden Stan-
dards führen können. 

Diese Ausgangslage gilt grundsätzlich auch im Falle einer Sanierung der Vorsorgeein-
richtung. Verpflichtet sich der Arbeitgeber im Rahmen eines Verwendungsverzichts 
zur Leistung der Reserven, stehen ihm diese nicht mehr zur Verfügung und können 
daher auch nicht weiter aktiviert werden. Aus Sicht von IAS 19 handelt es sich dabei 
um Beiträge ohne Zusammenhang zur Dienstzeit gemäss IAS 19.93, welche via Neu-
bewertungskomponente des OCI erfolgsneutral zu berücksichtigen sind. Aus dem 
Blickwinkel von FER 16 erübrigt sich die diesbezügliche Überlegung: Der Verwen-
dungsverzicht hebt, allenfalls zumindest teilweise, eine Aufwandserhöhung durch die 
zusätzliche Leistungspflicht aufgrund der Sanierung auf. 

                                              
544  Alternativ ist es für den Arbeitgeber auch möglich, lediglich eine Garantie anhand der Arbeitge-

berbeitragsreserven auszusprechen (vgl. Kapitel 2.1.4.3). Diese Variante reduziert zwar nicht die 
Unterdeckung, da keine tatsächliche Verrechnung zulässig ist, bietet aber den grossen Vorteil, 
dass beispielsweise als Reaktion auf eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage des Vorsorge-
trägers die Garantie wieder zurückgezogen werden kann. Eine Rückzahlung von tatsächlich ge-
leisteten Beiträgen ist, unabhängig davon, ob sie regulär oder via Arbeitgeberbeitragsreserve ge-
leistet wurden, bekanntlich nicht möglich (vgl. Kapitel 2.1.3). 

545  Vgl. Schaller & Alfieri, 2009, S. 885-889 sowie Meyer, 2012a, S. 202-211. Bei der Bilanzierung 
nach IAS 19 war dieses Vorgehen allerdings zeitweise umstritten, da die in Kapitel 2.2.4 ange-
sprochene Anwendung von IFRIC 14 dazu geführt hat, dass Arbeitgeberbeitragsreserven in die 
Ermittlung des wirtschaftlichen Nutzens aus einer zukünftigen Beitragsreduktion im Rahmen der 
Vorschriften zum Asset Ceiling miteinzubeziehen waren. Diese unbeabsichtigte Konsequenz 
konnte in der Zwischenzeit allerdings korrigiert werden, sodass Beitragsreserven wiederum unab-
hängig beurteilt werden können, vgl. Schaller & Alfieri, 2009, S. 885-889. 
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4.1.5 Liability Ceiling Approach 

4.1.5.1 Vorgehen 

Der zweite Versuch, die beim Arbeitgeber zu passivierende Unterdeckung nach IAS 
19 auf die tatsächliche wirtschaftliche Verpflichtung zu reduzieren, greift im Sinne 
einer Analogie auf das Prinzip des Asset Ceiling zurück. Wie Kapitel 2.2.4.4 gezeigt 
hat, wird dabei die Überdeckung, welche aus der Gegenüberstellung von DBO und 
Planvermögen entstanden ist und beim Arbeitgeber bilanziert werden soll, mit einer 
Obergrenze versehen. Das heisst, der Arbeitgeber darf nur denjenigen Anteil der 
Überdeckung als Vermögenswert erfassen, der ihm als tatsächlicher wirtschaftlicher 
Nutzen zusteht. Ziel des Liability Ceiling Approach ist es, eine ähnliche Obergrenze 
bei der bilanziellen Erfassung einer Unterdeckung einzuführen.546 

Konkret ist dabei wie folgt vorzugehen: Führt eine Gegenüberstellung von DBO und 
Planvermögen nach IAS 19 zu einer Unterdeckung, darf als Nettovorsorgeverpflich-
tung lediglich der tiefere Betrag aus der vorgängig berechneten Unterdeckung und der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung für den Arbeitgeber passiviert werden. Im 
Gegensatz zum vorhergehend diskutierten Ansatz soll die wirtschaftliche Verpflich-
tung jedoch nicht anhand einer externen Berechnung, sondern aufgrund der Vorschrif-
ten in IAS 19 selbst ermittelt werden. Relevant ist dabei in erster Linie die Vorgabe in 
IAS 19.87(d), welche verlangt, dass Beiträge von Arbeitnehmern oder Drittparteien, 
welche die Kosten für die Leistungserbringung durch den Arbeitgeber reduzieren, in 
Abzug zu bringen sind. Anders formuliert, darf eine Nettovorsorgeverpflichtung damit 
nur diejenigen Kosten für die Leistungserbringung enthalten, welche auch effektiv 
durch den Arbeitgeber aufzubringen sind. Wie Kapitel 3.1.3.2 gezeigt hat, sind dabei 
einerseits die ordentlichen Beiträge zur Finanzierung der Vorsorgeeinrichtung, ande-
rerseits aber auch Sanierungsbeiträge zu berücksichtigen. Für die Sanierungsmass-
nahmen wurde ebenfalls bereits dargelegt, dass sich in den Vorschriften zum Risk-
Sharing keine Hinweise darauf finden, dass diese bereits beschlossen und / oder ge-
leistet sein müssen. Insofern sind für die Ermittlung der wirtschaftlichen Verpflichtung 
auch potentiell zu leistende Sanierungsmassnahmen zu berücksichtigen.547 

                                              
546  In Kapitel 4.1.3.3 wurde bereits darauf hingewiesen, dass eine vollständige Passivierung der Un-

terdeckung die Anforderung der Neutralität im Sinne der qualitativen Anforderungen an Finanz-
informationen verletzt, wenn eine Überdeckung gleichzeitig nur anteilmässig aktiviert wird. 

547  An dieser Stelle unterscheidet sich der Ansatz von der momentan herrschenden Meinung in der 
Praxis (vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 432-436). 
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Gestützt wird dieses Vorgehen zunächst durch die allgemeinen Vorschriften in IAS 
19.66 und 19.76 wonach eine DBO den best estimate of the ultimate cost to the entity 
abbilden soll.548 Damit wird klar, dass das vollständige Passivieren einer Unterde-
ckung beim Arbeitgeber im Vergleich zu einem Aktivposten bei einer Überdeckung 
nach IAS 19 nicht nur gegen die Anforderung der Neutralität verstösst, sondern dem 
Adressaten der Rechnungslegung auch fälschlicherweise den Eindruck vermittelt, der 
Arbeitgeber habe vollständig und alleine für die Ausfinanzierung der Deckungslücke 
aufzukommen. Es ist unbestritten, dass für den Arbeitgeber eine wirtschaftliche Ver-
pflichtung im Sinne einer latenten Nachschusspflicht besteht, daraus allerdings zu 
schliessen, dass der Arbeitgeber sämtliche Sanierungsmassnahmen alleine zu tragen 
habe, wäre zu kurz gegriffen und auch inhaltlich nicht richtig, wie die nachfolgende 
Argumentation zeigt.549 

Wie zuvor bereits erwähnt, greift auch die Vorschrift in IAS 19.87(d) auf den Term 
der ultimate cost zurück und verlangt, dass bei deren Ermittlung sämtliche Beiträge 
von Arbeitnehmern und anderen Drittparteien miteinbezogen werden sollen. Dabei 
fehlt an dieser Stelle jedweder Hinweis darauf, dass die entsprechenden Beiträge tat-
sächlich bereits reglementarisch festgehalten oder durch einen Beschluss des zuständi-
gen Organs der Vorsorgeeinrichtung beschlossen sein müssen.550 Dass IAS 19.93 nur 
noch von formal terms of the plan spricht, vermag nicht zu überzeugen:551 Zum einen 
ist die Vorschrift in IAS 19.93 vor dem Hintergrund der Angabe in IAS 19.92 zu ver-
stehen, welche ihrerseits explizit festhält, dass den formal terms of the plan auch eine 
constructive obligation, welche darüber hinausgeht, gleichzustellen ist. Zum anderen 
handelt es sich beim ersten Satz in IAS 19.93 um eine detaillierende Bestimmung zu 
IAS 19.87(d), welche in erster Linie festhält, ob die Beiträge der Arbeitnehmer und / 
oder Drittparteien in der Erfolgsrechnung oder dem OCI zu erfassen sind. Im zweiten 
Satz fehlt aber die genannte Einschränkung beispielsweise. Insofern ist IAS 19.93 zu-
sammen mit IAS 19.92 als Ausführungsbestimmung zu IAS 19.87(d) und diese wiede-
rum hierarchisch tiefer als IAS 19.66 und 19.76 einzustufen. 

                                              
548  Vgl. Kapitel 3.1.2. 
549  Die entsprechende Diskussion zur Nachschusspflicht wird in Kapitel 3.2.2 geführt. 
550  Aus diesem Grund kam bereits Kapitel 3.1.3.2 zum Schluss, dass auch erst potentiell zu ergrei-

fende Sanierungsmassnahmen, allen voran Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer, unter die Best-
immungen zum Risk-Sharing fallen. 

551  Dieses Argument wird von Zanella & Welser vorgebracht und begründet aus ihrer Sicht, dass nur 
ein formeller Stiftungsratsbeschluss als Grundlage für die Berücksichtigung von Sanierungsbei-
trägen der Arbeitnehmer herangezogen werden kann (vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 436). 
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Dass die Sanierungsbeiträge mit ihrem best estimate zu berücksichtigen sind, zeigt 
ebenfalls IAS 19.88(c): Diese Vorschrift, die sich mit den Leistungen, welche der 
DBO zugrunde liegen, beschäftigt, hält explizit fest, dass von den Leistungen zusätzli-
che Arbeitnehmerbeiträge in Abzug zu bringen sind, welche zur Finanzierung einer 
Unterdeckung erhoben werden. Dabei formuliert das IASB an dieser Stelle erneut, 
dass für die Ermittlung der DBO die bestmöglichen Schätzungen und nicht nur die 
formalen Angaben des Plans zu berücksichtigen sind (IAS 19.88(c)). Zusammenfas-
send wird damit deutlich, dass für die Ermittlung der ultimate cost nicht nur bereits 
beschlossene Sanierungsbeiträge der Arbeitnehmer zu berücksichtigen sind, sondern 
allgemein ein best estimate der wirtschaftlichen Verpflichtung des Arbeitgebers aus 
einer Unterdeckung nach IAS 19 anzustreben ist. 

Allerdings soll für die Ermittlung der wirtschaftlichen Verpflichtung eben nicht wie 
beim zuvor diskutierten Net Liability Approach auf eine externe Berechnung, sondern 
auf eine Begrenzung der DBO abgestützt werden. Dass dieses Vorgehen vom IASB so 
beabsichtigt war, zeigen zwei Beispiele aus den Sitzungspapieren des Board vom Feb-
ruar 2011:552 

„Example 2: A plan promises to pay a benefit equal to 10% of final salary in ten years 
of which the employees contribute 40%. Assuming no discounting, and a final salary 
of CU10,000 [CU = currency unit], the benefit would be CU1,000 and the ultimate 
cost of the benefit to the employer will be CU600 with CU60 attributed to each year of 
service on a straight line basis in accordance with paragraph 67 [R2004].” 

“Example 3: Extending Example 2, assume that 5 years into the arrangement the bene-
fit accrued is CU500 and the employer and employee have contributed CU300 and 
CU200 respectively as required. However, the plan assets have returned a negative 
CU100 for the year, resulting in a deficit of CU100 (the defined benefit obligation of 
CU500, less plan assets of CU400). Because the employees contribute 40% to the re-
duction of the deficit, the defined benefit obligation is reduced by CU40 (the employ-
ees’ portion of the contributions) to CU460 resulting in a net defined benefit liability 
of CU60 recognised by the employer. […]” 

                                              
552  IASB, 2011, S. 17. Da es sich um Sitzungspapiere handelt, muss allerdings sogleich einschrän-

kend darauf hingewiesen werden, dass es sich bei diesen Angaben nicht um offizielle Verlautba-
rungen des IASB, sondern um ein informelles und nicht verpflichtendes Papier handelt. Nichts-
destotrotz wird damit die Absicht des Board hinter den Vorschriften zum Risk-Sharing deutlicher. 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  165 

Die zusätzlichen Erklärungen zu Beispiel 3 zeigen zudem, dass die Buchung, welche 
dieser Begrenzungseffekt zur Folge hat, nicht im Dienstzeitaufwand und damit inner-
halb der Erfolgsrechnung, sondern via OCI zu erfassen ist: 

„If a deficit results from negative returns on plan assets, or changes in the actuarial 
assumptions used to measure the liability, then employee contributions reducing such 
a deficit have the effect of reducing the loss on plan assets, or reducing actuarial loss-
es and not reducing service cost.“553 

Zusammenfassend wird damit klar, dass die Begrenzung der Unterdeckung auf denje-
nigen Anteil, der wirtschaftlich betrachtet dem Arbeitgeber zuzurechnen ist, tatsäch-
lich der Absicht des IASB entspricht und es somit auch für Schweizer Verhältnisse 
notwendig ist, eine entsprechende Obergrenze einzuführen. Im gleichen Atemzug stellt 
sich allerdings die Frage, in welcher Höhe oder in welchem Verhältnis eine derartige 
Grenze angesetzt werden soll. Dabei dürfte es sich um die eigentliche Gretchenfrage 
dieses Ansatzes handeln. Die Obergrenze muss in der Lage sein, eine allgemeingültige 
Aussage darüber zu machen, wie hoch der Anteil einer Unterdeckung ist, der wirt-
schaftlich betrachtet vom Arbeitgeber zu finanzieren ist. Zur Beantwortung dieser Fra-
ge wird auf die Ausführungen in Kapitel 2.1.4.4 zurückgegriffen. Dort hat sich grund-
sätzlich gezeigt, dass sich die wirtschaftliche Belastung des Arbeitgebers auf einen 
Anteil von rund 50% bis 70% der Unterdeckung belaufen dürfte. Diese verhältnismäs-
sig grosse Bandbreite erklärt sich zum einen damit, dass kaum verlässliche Messungen 
möglich sind und sich eine Aufteilung somit nur näherungsweise bestimmen lässt. 
Zum anderen steht im Falle einer Unterdeckung eine Vielzahl von Massnahmen zur 
Verfügung, welche ergriffen und miteinander kombiniert werden können. Es ist daher 
praktisch unmöglich, alle denkbaren Lösungen vorwegzunehmen und im Sinne einer 
Szenarioanalyse verlässlich durchzurechnen. Hinzu kommt, dass sich aufgrund von 
situationsspezifischen Besonderheiten auch Sanierungskonzepte ergeben können, wel-
che in der Vergangenheit kaum aufgetreten sind und der allgemeinen Regel widerspre-
chen.554 Es sei aber beispielsweise auch an die Idee aus Kapitel 2.1.4.4 erinnert, wo-
nach der Arbeitgeber durch eine reglementarische Bestimmung seine Leistungspflicht 
im Falle einer Unterdeckung begrenzen könnte. Ein derartiges Vorgehen würde das 
Festlegen einer Obergrenze wiederum vereinfachen. 

                                              
553  IASB, 2011, S. 17. 
554  Zu denken ist beispielsweise an einen Arbeitgeber, welcher freiwillig und aus sozialpolitischen 

Überlegungen die gesamte Unterdeckung alleine ausfinanziert. 



166  Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing 

Diese Ausführungen zeigen, dass es sehr schwierig ist, eine allgemeingültige und ver-
lässliche Aussage darüber zu machen, wie hoch der Anteil einer Unterdeckung ist, der 
wirtschaftlich betrachtet vom Arbeitgeber zu finanzieren ist. Daraus lassen sich zwei 
Konsequenzen ableiten: Zum einen hat dies zur Folge, dass es kaum möglich ist, eine 
tatsächlich für alle Situationen anwendbare Regel zu definieren, in welcher Höhe bzw. 
in welchem Umfang eine Unterdeckung nach IAS 19 mit Hilfe einer Obergrenze zu 
beschränken ist. Stattdessen sind stets auf die im Einzelfall vorliegenden Besonderhei-
ten Rücksicht zu nehmen. Hat ein Arbeitgeber beispielsweise in der Vergangenheit 
eine Unterdeckung immer aus eigener Tasche, das heisst ohne Leistungsreduktion oder 
Beteiligung der Arbeitnehmer, ausfinanziert, kommt dies einer constructive obligation 
gleich, womit ihm die gesamte Unterdeckung wirtschaftlich zuzurechnen ist.555 Ande-
rerseits sind, wie bereits beschrieben, beispielsweise auch Situationen denkbar, in de-
nen der Arbeitgeber eine reglementarische Obergrenze für seine Leistungspflicht vor-
findet. In diesen Fällen liegt eine genügend klare Grundlage für eine unternehmens-
spezifische Begrenzung der Unterdeckung in der durch das Reglement vorgesehenen 
Höhe vor. 

Zum anderen ist es aufgrund der genannten Schwierigkeiten verlockend, die daraus 
entstehende Diskussion zu umgehen und für eine vollständige Berücksichtigung der 
Unterdeckung beim Arbeitgeber zu plädieren. Das heisst, da sich keine allgemeingül-
tige Regel zum Anteil des Arbeitgebers an der Finanzierung einer Unterdeckung auf-
stellen lässt, geht man grundsätzlich davon aus, dass die entsprechenden Kosten voll-
umfänglich von ihm zu leisten sind. Damit würde es sich quasi um die sicherste oder 
vorsichtigste Variante handeln, da die Kosten nur tiefer, nicht aber höher ausfallen 
könnten. Aus Sicht der IFRS ist diese Vorgehen allerdings deutlich zurückzuweisen: 
Wie bereits erwähnt, findet sich an mehreren Stellen in IAS 19 der Ausdruck der 
bestmöglichen Schätzung (best estimate).556 Allein schon aus dem Wortlaut des Be-
griffes lässt sich ableiten, dass kein exakter und in allen Lagen zutreffender Wert, son-
dern eben eine Schätzung angestrebt wird.557 Zudem handelt es sich um den genau 
gleichen Term, der auch von IAS 37 zur Bewertung einer Rückstellung verlangt wird 
(IAS 37.36). Dabei dürfte es sich kaum um einen Zufall handeln, schliesslich wird eine 

                                              
555  Wie bereits mehrfach angetönt, sehen IAS 19.92-93 eben nicht nur die formal terms of the plan, 

sondern tatsächlich auch eine constructive obligation als Bestandteil der Leistungspflicht für den 
Arbeitgeber vor. 

556  Konkret sind hier insbesondere IAS 19.76 und 19.88(c) relevant. 
557  Auf eine Definition des Begriffs verzichtet IAS 19 allerdings. 
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Rückstellung in IAS 37.10 als „eine Schuld, die bezüglich ihrer Fälligkeit oder ihrer 
Höhe ungewiss ist“ definiert, was im übertragenen Sinne auch auf eine Vorsorgever-
pflichtung zutrifft. Damit liegt die Vermutung nahe, dass zur genaueren Bestimmung 
des Begriffes des best estimate im Sinne einer Analogie durchaus auf IAS 37 zurück-
gegriffen werden kann. Der entsprechende Standard hält in IAS 37.36-41 ausführlich 
fest, wie zur Ermittlung der bestmöglichen Schätzung genau vorzugehen ist. Für die 
vorliegende Diskussion sind zunächst aber insbesondere die Ausführungen in IAS 
37.42-44 interessant, welche sich mit Risiken und Unsicherheiten beschäftigen. Dabei 
hält IAS 37.43 explizit fest: 

„Risk describes variability of outcome […]. Caution is needed in making judgments 
under conditions of uncertainty, so that income or assets are not overstated and ex-
penses or liabilities are not understated. However, uncertainty does not justify the cre-
ation of excessive provisions or a deliberate overstatement of liabilities.” 

Damit halten die IFRS fest, dass die bestmögliche Schätzung eines risikobehafteten 
Ereignisses durchaus mit Vorsicht zu erfolgen hat, gleichzeitig wird aber das absichtli-
che Überbewerten ausdrücklich verboten. Unterstellt man die oben genannte Analogie, 
hat dies für die vorliegende Diskussion zur Folge, dass eine vollständige Bilanzierung 
der Unterdeckung nach IAS 19 beim Arbeitgeber nicht der bestmöglichen Schätzung 
entspricht. Nur weil es schwierig ist, einen Anteil des Arbeitgebers an der Unterde-
ckung zu definieren, darf nicht einfach darauf verzichtet werden. Stattdessen wäre die 
Aufteilung im Sinne von IAS 37.37 zu bestimmen: 

„The best estimate […] is the amount that an entity would rationally pay to settle the 
obligation at the end of the reporting period or to transfer it to a third party at that 
time.” 

Das Ziel ist also eine vernünftige Betrachtungsweise bei der Bestimmung des Betra-
ges, welcher heute bezahlt werden müsste.558 Gemäss IAS 37.38 ist dabei insbesonde-
re auf das Ermessen des Managements, die Erfahrungswerte aus ähnlichen Transaktio-
nen und die Meinung von unabhängigen Sachverständigen abzustützen. Für die vorlie-
gende Frage ist damit eine allgemein vertretbare Aufteilung der Unterdeckung auf-
grund von Erfahrungswerten vorzunehmen, welche durch eine allenfalls notwendige 
Anpassung bei einer Einzelfallbetrachtung berichtigt wird. 

                                              
558  Die offizielle Deutsch / Englische Übersetzung des Standards durch das IASB ersetzt das Wort 

„rationally“ durch „bei vernünftiger Betrachtung“. 



168  Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing 

Der Liability Ceiling Approach schlägt daher Folgendes vor: Solange im konkreten 
Einzelfall keine unternehmensspezifischen Besonderheiten dagegen sprechen, wird die 
Unterdeckung nach IAS 19 je nach vorliegender Ausgangslage mit einem Anteil in der 
Höhe von 50% bis 70% dem Arbeitgeber zugerechnet.559 Das heisst, in einem ersten 
Schritt wird, wie bisher bereits üblich, die DBO berechnet und dem Planvermögen 
gegenübergestellt. Daraus ergibt sich eine Brutto-Unterdeckung nach IAS 19. Diese 
muss in einem zweiten Schritt auf den Anteil des Arbeitgebers reduziert werden. Da 
die Unterdeckung allerdings buchhalterisch nicht als eigene Position existiert und ver-
ändert werden kann, sondern sich unmittelbar aus der Gegenüberstellung von DBO 
und Planvermögen ergibt, muss dazu eine neue versicherungsmathematische Annahme 
getroffen werden. Mit Hilfe dieser neuen Annahme wird die DBO erneut berechnet 
und mit dem neuen, tieferen Wert wiederum gegen das Planvermögen gerechnet. Als 
Resultat ergibt sich die Netto-Unterdeckung, welche beim Arbeitgeber passiviert wird. 

Ergänzend stellt sich an dieser Stelle noch die Frage, wie mit einer Veränderung der 
versicherungsmathematischen Annahme zur Reduktion der DBO umzugehen ist. Da-
bei ist auf die Ausführungen in IAS 19.93 zurückzugreifen, welche festlegen, dass 
verpflichtende Beiträge der Arbeitnehmer oder einer Drittpartei, welche nicht im Zu-
sammenhang mit der Dienstzeit des Arbeitnehmers stehen, in die Neubewertung der 
Nettovorsorgeverpflichtung oder des Nettovorsorgevermögenswertes (remeasurements 
of the net defined benefit liabilty / asset) einfliessen.560 Dies hat zur Folge, dass die 
Begrenzung der Unterdeckung nach IAS 19 vollständig ausserhalb des Periodenerfolgs 
und damit direkt im OCI erfasst wird. Da sich durch das Liability Ceiling jedoch die 
Netto-Vorsorgeverpflichtung als zentrale Bezugsgrösse zur Ermittlung des Nettozinses 
verändert, fällt dieser tiefer aus. Insofern wird ein grösserer Anteil der Rendite ins OCI 
verlagert und der Periodenaufwand nimmt generell ab. Den entsprechenden Effekt 
zeigt das nachfolgende Beispiel. 

                                              
559  Im Zweifelsfall dürfte sich eher die Grenze von 70% anbieten, da sich diese am oberen Ende der 

zuvor genannten Bandbreite befindet. Damit soll ausdrücklich nicht eine geradeben kritisierte, 
künstliche Sicherheit eingebaut werden. Stattdessen wäre zu verlangen, dass ein Arbeitgeber, 
welcher einen tieferen Wert ansetzt, diesen beispielsweise anhand von Erfahrungswerten oder 
reglementarischen Bestimmungen begründen könnte. Eine verhältnismässig tiefe Begrenzung je-
doch erst im Falle einer tatsächlich eingetretenen Unterdeckung einführen zu wollen, dürfte we-
nig erfolgversprechend sein, womit ein anteilmässig grösserer Arbeitgeberanteil zu vermuten ist. 

560  Als Beispiel für derartige Beiträge werden in IAS 19.93 ausdrücklich Sanierungsleistungen zur 
Behebung einer Unterdeckung genannt. Zur Abgrenzung der unterschiedlichen Beitragsarten und 
den daraus entstehenden Konsequenzen vgl. Kapitel 3.1.2 sowie insbesondere Abbildung 3.1. 
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4.1.5.2 Beispiel 

Zur besseren Verständlichkeit weist das folgende Beispiel den Effekt aus dem Liability 
Ceiling als separate Position bei der Ermittlung der Netto-Vorsorgeverpflichtung aus. 
Aufgrund der Annahme, dass keine konzernspezifischen Besonderheiten vorliegen, 
beträgt der Arbeitgeberanteil an der Unterdeckung 70%, die Bruttodifferenz zwischen 
DBO und Planvermögen wird daher um 30% gekürzt. 

 

Abbildung 4.7: Liability Ceiling Approach561 

  
20X1 20X2 20X3 

+ Vorsorgeverpflichtung (DBO) 10‘000 11‘000 10‘500 

- Planvermögen (Plan Assets) - 8‘000 - 8‘500 - 6‘500 

- Liability Ceiling562 - 600 - 750 - 1‘200 

= Netto-Vorsorgeverpflichtung 1‘400 1‘750 2‘800 

     

+ Laufender Dienstzeitaufwand, netto 450 550 500 

+ Nettozins 42 49 70 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 492 599 570 

     

+/- Versicherungsmath. Gewinne / Verluste - 50 100 50 

+/- Rendite Planvermögen - 170 - 120 213 

+/- Senkung / Erhöhung Liability Ceiling - 150 - 150 - 450 

= Vorsorgeaufwand OCI - 370 - 170 - 188 

 

                                              
561  Quelle: Eigene Darstellung. 
562  Diese Position wird nur zur Veranschaulichung separat ausgewiesen, in Tat und Wahrheit wäre 

sie im Sinne einer versicherungsmathematischen Annahme gemäss IAS 19.87(d) innerhalb der 
Ermittlung der DBO zu verrechnen. 
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Der Vorsorgeaufwand, welcher im Laufe der Periode erfolgswirksam zu erfassen ist, 
nimmt im Vergleich zum Ausgangsbeispiel, wie vorgängig bereits erwähnt, leicht ab. 
Die Differenz lässt sich durch die tiefere Netto-Vorsorgeverbindlichkeit erklären, wel-
cher wiederum die Basis für die Berechnung des Nettozinses ist. Aufgrund des Liabili-
ty Ceiling nimmt die Verbindlichkeit ab, wodurch sich der Nettozins reduziert. Von 
der Begrenzung der Unterdeckung jedoch unberührt bleibt der laufende Dienstzeit-
aufwand. Dabei handelt es sich weiterhin um den Barwert desjenigen Teils der bereits 
erarbeiteten Vorsorgeleistung, welcher der aktuellen Berichtsperiode zugeordnet und 
auf den Bilanzstichtag diskontiert wird (IAS 19.8 und 19.70-74).563 Der Liability Cei-
ling Effekt stellt zwar eine versicherungsmathematische Annahme dar, welche die Be-
rechnung der DBO beeinflusst, sie steht aber explizit nicht im Zusammenhang mit der 
Dienstzeit des Vorsorgenehmers. Aus diesem Grund kann und darf sich der laufende 
Dienstzeitaufwand nicht verändern. Zur Sicherheit sei allerdings nochmals daran erin-
nert, dass diese Aufwandsposition netto, das heisst nach Berücksichtigung von Arbeit-
nehmerbeiträgen, betrachtet wird.564 

Eine weitere Differenz zum Ausgangsbeispiel zeigt sich in der Neubewertungskompo-
nente, welche im OCI zu erfassen ist. Während die versicherungsmathematischen Ge-
winne und Verluste sowie die Über- oder Unterrendite des Planvermögens gleichblei-
bend miteinbezogen werden, ist im OCI zusätzlich die Veränderung der versiche-
rungsmathematischen Annahme zur Reduktion der DBO zu berücksichtigen.565 Dabei 
handelt es sich, wie zuvor ebenfalls bereits aufgezeigt, um einen verpflichtenden Bei-
trag der Arbeitnehmer oder einer Drittpartei ohne Zusammenhang zur Dienstzeit im 
Sinne von IAS 19.93. 

Zusammenfassend zeigt Abbildung 4.7 im Vergleich zum Ausgangsbeispiel somit drei 
Effekte: Losgelöst von den konkreten Annahmen für die Beispielberechnungen fallen 
(1) die zu passivierende Vorsorgeverpflichtung und (2) der erfolgswirksame Vorsor-
geaufwand generell tiefer aus. Die Entwicklung der OCI-Komponente ist (3) stark von 
den Inputfaktoren abhängig, allgemein erhöht sich aber die Volatilität. 

                                              
563  Zum Mechanismus vgl. im Detail Kapitel 2.2.4.3. 
564  Vgl. dazu insbesondere das Beispiel im Anhang. 
565  Die im vorhergehenden Abschnitt beschrieben Veränderung des Nettozinses, welcher im Perio-

denaufwand zu erfassen ist, hat keinen Einfluss auf die Höhe der Über- oder Unterrendite des 
Planvermögens. Der Nettozins verändert sich einzig durch die Reduktion der DBO. Das Planver-
mögen, welches für die Ermittlung der Über- oder Unterrendite relevant ist, bleibt hingegen un-
verändert. 
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4.1.5.3 Würdigung 

Der wohl grösste Vorteil dieser Methode wurde bereits eingangs erwähnt: Durch die 
Begrenzung der nach IAS 19 auszuweisenden Unterdeckung scheint es erstmalig mög-
lich zu sein, ein näherungsweise tatsachengetreues Bild der wirtschaftlichen Verpflich-
tung eines Arbeitgebers zu bilanzieren. Das Kriterium der faithful representation566 
wird insbesondere deshalb erreicht, weil einerseits im Sinne einer fehlerfreien Ermitt-
lung der Kosten mitberücksichtigt wird, dass der Arbeitgeber praktisch nie vollum-
fänglich und alleine für die Sanierung einer Unterdeckung nach IAS 19 aufkommt. 
Damit werden die Vorschriften zum Risk-Sharing und insbesondere die Bestimmun-
gen in IAS 19.87(d) erfüllt. Andererseits schafft die Methode durch die Analogie zum 
Asset Ceiling eine Neutralität zwischen der Bilanzierung auf der Aktiv- und der Pas-
sivseite. Unabhängig davon, ob die Gegenüberstellung von DBO und Planvermögen 
eine Über- oder Unterdeckung zeigt, wird nur derjenige Betrag in die Bilanz des Ar-
beitgebers übernommen, der dem tatsächlichen wirtschaftlichen Nutzen oder der tat-
sächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung entspricht. 

Insbesondere der letztgenannte Punkt dürfte zudem zur Folge haben, dass allgemein 
die Verständlichkeit der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz 
steigt. Auf den ersten Blick ist dies zwar kaum vorstellbar, da der zugrunde liegende 
Prozess durch die Begrenzung der Unterdeckung zusätzlich an Komplexität gewinnt. 
Dem schwieriger nachvollziehbaren Vorgehen steht allerdings ein klareres und leichter 
verständliches Endergebnis gegenüber. Für die Adressaten der Rechnungslegung ist 
erstmalig der Rückschluss zulässig, dass ein auf der Passivseite der Bilanz aufgeführ-
ter Wert auch der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung des Unternehmens ent-
spricht. Insofern steht für sie der endgültige Effekt innerhalb der Jahresrechnung und 
nicht die eigentliche Ermittlung im Vordergrund.567 

                                              
566  Vgl. Kapitel 3.4.2. 
567  Es fragt sich allerdings, ob diese Abwägung auch für den Ersteller funktioniert. CF.QC 35-39 

verlangt ausdrücklich, dass bei der Ermittlung von Finanzinformationen ein Abwägen von Kosten 
und Nutzen vorgenommen werden muss (vgl. dazu im Detail Maier, 2008). Vor diesem Hinter-
grund ist durchaus kritisch zu hinterfragen, ob die hier diskutierte Methode für den Ersteller nicht 
zu mehr Komplexität und damit zu einem erhöhten Aufwand führt. Ehrlichweise muss aber auch 
gesagt werden, dass bereits die grundlegenden Vorschriften in IAS 19 und insbesondere die rech-
nerische Umsetzung derselben oftmals derart vertiefte versicherungsmathematische Kenntnisse 
verlangen, dass die meisten IFRS-Anwender in der Schweiz dafür auf einen externen Spezialisten 
zurückgreifen. Für diesen wiederum dürfte es kaum eine Rolle spielen, ob er neben den anderen 
versicherungsmathematischen Annahmen auch noch eine Begrenzung der Unterdeckung überprü-
fen und miteinberechnen muss. 
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Aufgrund der dargestellten Schwierigkeiten bei der exakten Ermittlung eines Anteils 
an einer Unterdeckung, welcher bei einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise tatsäch-
lich dem Arbeitgeber zuzurechnen ist, steht diesen Vorteilen allerdings eine teilweise 
reduzierte Verlässlichkeit und Nachprüfbarkeit entgegen. Zum einen hat sich gezeigt, 
dass es kaum möglich ist, eine allgemein gültige Regel für die Aufteilung einer Unter-
deckung zu bestimmen, sodass diese im Einzelfall an die konkrete Situation anzupas-
sen ist. Für den Adressaten der Rechnungslegung bringt dies die Schwierigkeit mit 
sich, dass er nur mit vertieften Kenntnissen und Hintergrundinformationen die Bilan-
zierung im Einzelfall nachprüfen und verifizieren kann. Das heisst, für ihn gewinnt die 
Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen anhand der dargestellten Methode zwar an 
Entscheidungsnützlichkeit, da sie einer tatsachengetreuen Darstellung näher kommt, 
gleichzeitig reduziert sich diese allerdings wieder, da es für den Adressaten nur mit 
grossem Aufwand möglich ist, die zugrunde liegenden Informationen zu überprüfen. 

Zum anderen wird die Nachprüfbarkeit der bilanziellen Erfassung insbesondere 
dadurch reduziert, dass die Methode bei der Begrenzung einer Unterdeckung nicht nur 
tatsächliche und rechtlich verbindliche Sanierungsmassnahmen berücksichtigt, son-
dern im Sinne eines Erwartungswertes auch erst potentiell zu ergreifende Lösungen in 
die Berechnung miteinbezieht. Es ist daher klar festzuhalten, dass die Aufteilung der 
Unterdeckung nicht auf einer juristisch verbindlichen Grundlage, sondern auf einer 
Schätzung oder Erwartung über die Zukunft basiert. Dieser Methode immanent ist da-
mit eine Unsicherheit über den tatsächlichen Verlauf oder Inhalt eines zukünftigen 
Sanierungskonzeptes. Im Vergleich zu bereits beschlossenen Sanierungsmassnahmen 
ist es für einen Adressaten somit nur möglich, die der Schätzung zugrunde liegenden 
Annahmen und Berechnungen zu überprüfen, nicht aber das tatsächliche Ergebnis. 
Insofern weist der Liability Ceiling Approach an dieser Stelle einen Nachteil gegen-
über dem Vorschlag der Praxis auf.568 

 

                                              
568  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 432-436. Die reduzierte Nachprüfbarkeit darf allerdings keines-

falls mit Fehlerhaftigkeit gleichgesetzt werden. Wie sich bereits gezeigt hat (vgl. Kapitel 4.1.5.1 
und insbesondere Fn. 452) wird eine Schätzung nicht alleine dadurch fehlerhaft, dass ihr tatsäch-
licher Eintritt unsicher ist. Vielmehr wäre das Ignorieren oder manuelle Verändern eines unsiche-
ren Parameters, sodass sich dessen Eintrittswahrscheinlichkeit verändert, ein nicht fehlerfreies 
Vorgehen im Sinne der qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen. Es ist damit klar 
festzuhalten, dass die hier vorgeschlagene Methode im Vergleich zu einer Bilanzierung, die sich 
lediglich auf bereits beschlossene Sanierungsmassnahmen abstützt, zwar mit einer deutlich höhe-
ren Unsicherheit behaftet ist, aus diesem Grund aber in keiner Art und Weise fehlerhaft wird. 
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Nicht eindeutig als Vor- oder Nachteil dieser Methode klassifizierbar ist das Kriterium 
der Vergleichbarkeit. Wird die Methode stetig angewandt, sind intertemporale Ver-
gleiche über ein und dasselbe Unternehmen hinweg problemlos möglich.569 Kritisch ist 
hingegen ein Vergleich zwischen unterschiedlichen IFRS-Anwendern. Einerseits kann 
argumentiert werden, dass die Vergleichsmöglichkeit der Bilanzierung von Vorsorge-
verpflichtungen zwischen verschiedenen Unternehmen aufgrund der potentiellen Ein-
zelfallbetrachtung bei der Begrenzung der Unterdeckung eingeschränkt wird. Da 
durchaus Situationen denkbar sind, in denen für ein bestimmtes Unternehmen, bei-
spielsweise aufgrund eines reglementarischen Sonderfalls, eine aussergewöhnliche 
Begrenzung der Unterdeckung notwendig ist, kann ein Adressat nicht ohne weitere 
Prüfung davon ausgehen, dass die Begrenzung bei zwei zu vergleichenden Unterneh-
men in identischer Art und Weise ermittelt worden ist.570 So betrachtet, würde der Li-
ability Ceiling Approach die Vergleichbarkeit reduzieren. Andererseits dient jede Ein-
zelfallbetrachtung im Endeffekt genau dazu, die Vergleichbarkeit zu erhöhen: Der Ap-
proach unterstellt grundsätzlich eine generelle Regel (Aufteilung beispielsweise 70% / 
30%), verlangt aber davon abzuweichen, wenn damit die tatsächliche wirtschaftliche 
Verpflichtung des Arbeitgebers nachweislich nicht korrekt abgebildet werden kann. 
Damit wird sichergestellt, dass der bei einem bestimmten Unternehmen zu bilanzie-
rende Wert auf der Passivseite in jedem Fall eine möglichst tatsachengetreue Darstel-
lung der im Einzelfall vorliegenden Situation bietet. Insofern kann sich ein Adressat 
darauf verlassen, dass eine Netto-Vorsorgeverpflichtung in der Jahresrechnung des 
Arbeitgebers immer möglichst exakt seiner wirtschaftlichen Verpflichtung entspricht. 
Diese Schlussfolgerung erhöht wiederum die Vergleichbarkeit, da eine entsprechende 
Bilanzposition losgelöst von situationsspezifischen Besonderheiten über verschiedene 
Unternehmen hinweg verglichen werden kann. Im Endeffekt ist damit zwar das Er-
gebnis der Methode vergleichbar, während hingegen das Vorgehen, welches zu diesem 
Ergebnis geführt hat, zwischen verschiedenen Unternehmen variiert. 

                                              
569  Selbstverständlich abgesehen vom Einmaleffekt bei der Umstellung des Rechnungslegungsstan-

dards bzw. der Methode. Dieser ist jedoch gemäss den einschlägigen Vorschriften in IAS 8 ent-
sprechend offenzulegen und den Adressaten der Rechnungslegung sind alle notwendigen Anga-
ben zur Verfügung zu stellen, sodass ein intertemporaler Vergleich trotzdem ermöglicht wird. 

570  Als Ergänzung zum reglementarischen Sonderfall kann der Effekt auch aufgrund einer construc-
tive obligation, welche sich aus dem Verhalten des Arbeitgebers in der Vergangenheit ergibt, re-
sultieren. Zu denken ist beispielsweise an einen Arbeitgeber, der in der Vergangenheit aus sozial-
politischen Gründen eine Unterdeckung der Vorsorgeeinrichtung vollumfänglich aus eigener Ta-
sche ausfinanziert hat, oder einen Vorsorgeträger, welcher reglementarisch eine Obergrenze des 
Arbeitgeberanteils zur Behebung einer Deckungslücke vorsieht. 
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4.1.5.4 Fazit 

Zusammenfassend zeigt sich somit, dass der Liability Ceiling Approach tatsächlich für 
die Abbildung von Risk-Sharing im Rahmen der Bilanzierung von Schweizer Vorsor-
geplänen geeignet scheint. Mit der Methode ist es erstmals möglich, eine näherungs-
weise tatsachengetreue Darstellung der wirtschaftlichen Belastung aus einer Unterde-
ckung zu erreichen, da auf die tatsächliche Verpflichtung des Arbeitgebers abgestützt 
wird. Wie sich gezeigt hat, ist das Begrenzen einer Unterdeckung nach IAS 19 sowohl 
technisch möglich als offenbar auch durch das IASB beabsichtigt.571 

Als eigentliche Gretchenfrage erweist sich hingegen die Ermittlung der für eine Be-
grenzung notwendigen Aufteilung einer Unterdeckung. An dieser Stelle ist es nicht 
möglich, eine allgemeingültige Regel aufzustellen, welche für sämtliche IFRS-
Anwender in der Schweiz pauschal gilt. Durch den vorgeschlagenen Mittelweg, eine 
allgemeine Begrenzung vorzunehmen, welche im Einzelfall jedoch auf situationsspezi-
fische Besonderheiten geprüft wird, ist trotzdem eine gangbare und im Sinne der IFRS 
anwendbare Lösung möglich. Allerdings handelt es sich dabei nicht um ein vollständig 
exaktes Vorgehen, sondern vielmehr um eine pragmatische Schätzung. Die Begren-
zung wird zunächst beispielsweise basierend auf Vergangenheitswerten oder regle-
mentarischen Bestimmungen ermittelt und ist bei allfällig auftretenden Veränderungen 
der Faktoren an die tatsächliche Entwicklung anzupassen. 

Da dieses Vorgehen beinhaltet, die bei einer Unterdeckung zu ergreifenden Sanie-
rungsmassnahmen nicht erst zu berücksichtigen, wenn sie juristisch verpflichtend be-
schlossen worden sind, sondern bereits zuvor im Sinne einer Prognose zu antizipieren, 
dürfte die Methode erheblicher Kritik ausgesetzt sein. Es sei daher ausdrücklich fest-
gehalten, dass es sich beim Liability Ceiling Approach um ein näherungsweises Ver-
fahren handelt. Es besteht durchaus die Möglichkeit, dass einzelne Schätzparameter 
anders angenommen werden, als sie dann effektiv eintreten. Solange die zugrunde lie-
gende Methode und das Verfahren zur Bestimmung der versicherungsmathematischen 
Annahmen allerdings korrekt sind, handelt es sich dabei nicht um einen Fehler.572 

 

                                              
571  Darauf deuten die dargestellten Beispiele aus der IASB Sitzung vom 01. und 02. Februar 2011 

hin, vgl. IASB, 2011, S. 17. 
572  Vgl. zu dieser Unterscheidung erneut Fn. 452. Fehlerfrei heisst eben nicht hundertprozentig genau 

(perfectly accurate, CF.QC15), sondern dass das der Annahme zugrunde liegende Verfahren rich-
tig ist. 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  175 

Zudem hat sich gezeigt, dass eine geschätzte Aufteilung der Unterdeckung auf jeden 
Fall besser ist als gar keine. Die aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Bestimmung 
einer allgemeingültigen Regel zur Begrenzung einer Unterdeckung nach IAS 19 recht-
fertigen also nicht, gänzlich darauf zu verzichten. Dieses Vorgehen würde einer be-
wussten Überbewertung der wirtschaftlichen Verpflichtung eines Arbeitgebers und 
damit im weitesten Sinne einem Vorsichtsprinzip gleichkommen.573 Wie die Analogie 
zu IAS 37.43 gezeigt hat, kann dies aber nicht die Absicht der IFRS sein. 

Im Sinne einer Ergänzung sei zum Schluss noch darauf hingewiesen, dass bei der Be-
grenzung der Unterdeckung nicht auf die Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung ab-
gestützt werden darf. So könnte ein Arbeitgeber beispielsweise argumentieren, er re-
duziere seinen Anteil an der Unterdeckung nach IAS 19 auf 0%, da die Vorsorgeein-
richtung gemäss FER 26 eine Überdeckung ausweise und er somit keiner weiteren 
Leistungspflicht nachzukommen habe. Dieses Vorgehen wäre allerdings strikte zu-
rückzuweisen, da es sich dabei im Kern um den in Kapitel 4.1.4 dargestellten Net Lia-
bility Approach handelt. Wie sich an dieser Stelle gezeigt hat, kommt der Ansatz einer 
Veränderung der Bewertungsmethodik gleich, da der Deckungsgrad nicht mehr nach 
IAS 19, sondern nach FER 26 ermittelt wird, was im Rahmen der Vorschriften zum 
Risk-Sharing jedoch eindeutig nicht beabsichtigt war.574 Insofern ist die Unterdeckung 
weiterhin nach den Massstäben von IAS 19 zu ermitteln und lediglich um einen zu-
sätzlichen Bewertungsfaktor zur Berücksichtigung der (potentiellen) Sanierungsmass-
nahmen zu ergänzen.575 

 
                                              
573  Selbst vor dem Hintergrund des Vorsichtsprinzips wäre ein derartiges Vorgehen aber nicht halt-

bar: „Insbesondere besagt das Vorsichtsprinzip nicht etwa, stets auf die ungünstigste Alternative 
abzustellen; immer ist die Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens mitzuberücksichtigen. Die blosse 
Möglichkeit des Eintretens eines ungünstigen Ereignisses reicht nicht aus; der Eintritt muss 
„greifbar“ wahrscheinlich sein in dem Sinne, dass der gedachte Erwerber des Unternehmens den 
Eintritt als kaufpreismindernde Einzelheit (und nicht etwa nur in einem allgemeinen Risikozu-
schlag) ansetzte.“ ( Moxter, 2003, S. 36). Dass der „gedachte Erwerber“ im vorliegenden Fall 
aber genau das Gegenteil tut, hat Fn. 439 gezeigt. 

574  Zu den unterschiedlichen Bewertungsgrundlagen vgl. Kapitel 3.1.3.3. 
575  Zudem darf der hier dargestellte Liability Ceiling Approach nicht mit der Vorschrift zur Begren-

zung des Kostenanteils eines Arbeitgebers gemäss IAS 19.87(c) verwechselt werden. Wie Kapitel 
3.1.2 bereits gezeigt hat, ist diese Bestimmung, bei welcher es sich quasi um das Gegenteil eines 
minimum funding requirement handelt, für die Anwendung in der Schweiz nicht relevant. Der 
entscheidende Unterschied zwischen den beiden Begrenzungsmechanismen ist die zugrunde lie-
gende Bezugsgrösse: Die in IAS 19.87(c) genannte Begrenzung bezieht sich auf die gesamten 
Kosten eines Vorsorgeplans und schränkt diese aus Sicht des Arbeitgebers ein. Der Liability Cei-
ling Approach kommt hingegen nur im Falle einer Unterdeckung zum Zuge und wirkt nur auf den 
Unterschiedsbetrag zwischen DBO und Planvermögen. 
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4.1.6 Deconstruction Approach 

4.1.6.1 Vorgehen 

Als Alternative zu den bisher diskutierten Methoden soll zum Schluss noch ein Ansatz 
vorgestellt werden, welcher wie bereits der Defined Contribution Approach bei der 
grundlegenden Klassifikation der Vorsorgepläne ansetzt. Die zugrunde liegende Idee 
stammt aus der Diskussion zur bilanziellen Abbildung von Cash Balance Plänen und 
wurde als Ausweichmöglichkeit zum Vorgehen des IASB in Betracht gezogen.576 Wie 
Kapitel 2.2.5.1 gezeigt hat, schlägt die Praxis vor, einen Cash Balance Plan in die drei 
Komponenten eines beitragsorientierten Teils, eines leistungsorientierten Teils sowie 
einer embedded guarantee, das heisst eine entsprechend eingebettete Option, aufzutei-
len. Die Bewertung soll bei dieser Methode nicht für den Plan insgesamt, sondern ei-
genständig für die drei Bestandteile erfolgen.577 

Diese Idee lässt sich auch auf die vorliegende Problematik des Risk-Sharing übertra-
gen. Konkret schlägt der Deconstruction Approach vor, einen Vorsorgeplan mit einer 
Risk-Sharing Komponente in zwei getrennte Bestandteile aufzutrennen: 

• In einem ersten Schritt wird die eigentliche Vorsorgezusage ohne Be-
rücksichtigung des Risk-Sharing erfasst. Dazu sind die Vorschriften von 
IAS 19 in unveränderter Art und Weise anzuwenden. Das heisst, es ist 
zunächst anhand der üblichen Kriterien festzustellen, ob es sich um eine 
leistungsorientierte oder beitragsorientierte Vorsorgezusage handelt.578 
Basierend auf diesem Entscheid ist der Plan anhand der korrespondie-
renden Bestimmungen zu erfassen bzw. bilanziell abzubilden.579 

• Diese Erfassung wird in einem zweiten Schritt um den Effekt des Risk-
Sharing korrigiert. Erst an dieser Stelle wird somit berücksichtigt, dass 
der Arbeitgeber die Chancen und Risiken aus der vorgängig dargestellten 
Zusage nicht alleine trägt. 

                                              
576  Das IFRIC hat mit der Draft Interpretation D9 den sogenannten Fixed / Variable Approach ge-

schaffen, vgl. IFRIC D92004.4-17 und Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 100-105 sowie Kapitel 
2.2.5.1. 

577  Vgl. ausführlich Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 105-106. In der Praxis konnten sich aller-
dings weder der Fixed / Variable Approach noch der Deconstruction Approach durchsetzen. 
Stattdessen wurde die Thematik im Frühjahr 2012 wieder aufgegriffen, vgl. Fn. 287. 

578  Die Kriterien finden sich in Kapitel 2.2.2. 
579  Vgl. dazu die Kapitel 2.2.3 und 2.2.4. 



Bilanzielle Abbildung von Risk-Sharing  177 

Abhängig von der Klassifikation der eigentlichen Vorsorgezusage im ersten Schritt 
ergeben sich somit zwei unterschiedliche Ausgangslagen: Entweder der Arbeitgeber 
bilanziert die Zusage leistungsorientiert, womit ihm fälschlicherweise sämtliche Chan-
cen und Risiken zugerechnet werden, oder er bilanziert beitragsorientiert, was zur Fol-
ge hat, dass er gar keine Chancen oder Risiken bei sich erfasst. 

Im erstgenannten Fall ist es daher einerseits notwendig, einen beim Arbeitgeber bilan-
zierten Vermögenswert aus einem Vorsorgeplan in Überdeckung um denjenigen An-
teil zu reduzieren, der nicht im Sinne eines wirtschaftlichen Nutzens an den Arbeitge-
ber zurückfliessen kann. Wie bereits ausführlich diskutiert, ist dazu allerdings keine 
zusätzliche Massnahme notwendig, da der entsprechende Sicherungsmechanismus 
bereits durch die Vorschriften zum Asset Ceiling gewährleistet ist.580 Andererseits ist 
zu berücksichtigen, dass ein Arbeitgeber die Vorsorgeverpflichtung, welche sich aus 
der Gegenüberstellung von DBO und Planvermögen ergibt, aufgrund des Risk-Sharing 
allenfalls nicht alleine oder in vollem Umfang finanzieren muss. Da die Verpflichtung 
im ersten Schritt vollumfänglich beim Arbeitgeber passiviert wurde, ist ihr somit im 
zweiten Schritt ein Vermögenswert gegenüberzustellen, der die potentiellen oder tat-
sächlichen Beiträge anderer Parteien zur Finanzierung einer Unterdeckung repräsen-
tiert. Dazu sind grundsätzlich zwei Varianten denkbar: Zum einen könnte der entspre-
chende Betrag, abhängig von seinem Konkretisierungsgrad, als Forderung bilanziert 
oder als Eventualforderung gemäss IAS 37 im Anhang ausgewiesen werden. In diesem 
Fall wäre es allerdings notwendig, dass verschiedene Faktoren, darunter beispielsweise 
die Höhe und Eintrittswahrscheinlichkeit des Betrages, bekannt sind. Zum anderen 
könnte die Risk-Sharing Komponente im Sinne eines Finanzinstruments als eine Art 
Option betrachtet werden. Das heisst, wenn das Ereignis einer Unterdeckung eintritt, 
hat der Arbeitgeber das Recht, von einer oder mehreren anderen Parteien eine anteil-
mässige Beteiligung an den Sanierungskosten einzufordern.581 Damit dürfte es sich bei 
der Risk-Sharing Komponente tatsächlich um eine Art Finanzinstrument im Sinne von 
IAS 39, allenfalls sogar um ein Sicherungsgeschäft gemäss IAS 39.71-102 handeln, 
womit die an dieser Stelle genannten Vorschriften zum Ausweis und insbesondere 
auch zur Bewertung zu beachten wären.582 

                                              
580  Vgl. Kapitel 2.2.4.4. 
581  Genauer gesagt das Ereignis einer Unterdeckung, welche eine Sanierung verlangt. 
582  Auf eine genauere Beantwortung der Frage, ob es sich tatsächlich um ein Finanzinstrument han-

delt und falls ja, welche Art bzw. welche Bestimmung im Detail zutreffend ist, wird vorliegend 
verzichtet. Dies wäre bei einer Anwendung des vorliegenden Ansatzes allerdings notwendig. 
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Im zweiten Fall, das heisst, wenn die zugrunde liegende Vorsorgezusage beitragsorien-
tiert bilanziert wird, müssen hingegen sowohl die Chance aus einer Überdeckung als 
auch das Risiko aus einer Unterdeckung separat erfasst werden. Problematisch ist al-
lerdings, dass für beitragsorientierte Pläne im Rahmen von IAS 19 gar keine Gegen-
überstellung von DBO und Planvermögen vorzunehmen ist und damit auch kein De-
ckungsgrad unmittelbar entnommen werden kann. Der IFRS-Anwender muss daher 
entweder auf eine externe Informationsquelle, wie etwa die Jahresrechnung der Vor-
sorgeeinrichtung, abstellen oder eine eigene Berechnung vornehmen.583 Zur Abbil-
dung der Chancen aus einer Überdeckung wäre damit, ähnlich wie im vorhergehenden 
Fall, ein Vermögenswert abzubilden oder zumindest eine Eventualforderung auszu-
weisen. Der entsprechende Betrag müsste den tatsächlichen oder potentiellen Nutzen-
zufluss für den Arbeitgeber abbilden, welcher aus dem Vorsorgeplan entsteht oder al-
lenfalls entstehen könnte. Zur Abbildung der Risiken aus einer Unterdeckung wäre 
hingegen eine latente Nachschusspflicht zu bilanzieren oder im Anhang auszuweisen, 
welche betragsmässig der wirtschaftlichen Verpflichtung des Arbeitgebers entspricht. 
In beiden Fällen könnte der Betrag, in Anlehnung an das Vorgehen bei einer Unterde-
ckung eines leistungsorientierten Plans, ermittelt werden. Denkbar wäre zum einen ein 
Vorgehen gemäss IAS 37, wobei die Höhe des Betrags im Sinne eines best estimate 
geschätzt und aktiviert / passiviert oder, bei einer zu geringen Eintrittswahrscheinlich-
keit, nur im Anhang ausgewiesen wird.584 Zum anderen käme auch hier die Erfassung 
in Anlehnung an die Vorschriften zur Bilanzierung von Finanzinstrumenten in Frage. 
In diesem Fall wäre erneut zu prüfen, um welche Art von Finanzinstrument im Sinne 
der IFRS es sich handelt und welche Bestimmungen im Detail anwendbar wären.585 

                                              
583  Da für eine beitragsorientierte Bilanzierung zwingend ein externer Vorsorgeträger bestehen muss, 

sollte eine entsprechende Grundlage in vielen Fällen vorhanden sein. 
584  Bei einem wirtschaftlichen Nutzen wäre der Betrag zu aktivieren (Forderung), bei einer wirt-

schaftlichen Verpflichtung zu passivieren (Verpflichtung / Rückstellung). Allerdings verlangt 
IAS 37.33, dass ein Betrag nur dann aktiviert werden darf, wenn er so gut wie sicher ist (virtually 
certain). Für die Praxis ist davon auszugehen, dass ein wirtschaftlicher Nutzen nur dann erfüllt 
ist, wenn beispielsweise die Beitragsreduktion oder -befreiung für den Arbeitgeber bereits be-
schlossen wurde oder ein entsprechender Beschluss unmittelbar bevorsteht. In all diesen Fällen 
dürfte allerdings auch die Höhe der Vermögenswerte, welche dem Arbeitgeber zur Verfügung 
stehen, sehr genau bekannt sein, womit realistischerweise nicht mehr von einem best estimate, 
sondern von einem relativ genau bekannten Wert gesprochen werden kann. 

585  Im Rahmen der Diskussionen zur bilanziellen Erfassung von Cash Balance Plänen hat sich das 
IFRIC beispielsweis dafür ausgesprochen, die latente Nachschusspflicht des Arbeitgebers zum 
beizulegenden Zeitwert (Fair Value) zu erfassen. Da keine Marktpreise verfügbar sein dürften, 
wäre wohl auf Optionspreismodelle auszuweichen. Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 106. 
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Für die Umsetzung des Deconstruction Approach in die Schweizer Praxis muss somit 
als Erstes geprüft werden, ob die den Plänen zugrunde liegende Zusage beitrags- oder 
leistungsorientiert zu bilanzieren ist. Wie die entsprechende Diskussion in Kapitel 
3.2.2 bereits gezeigt hat, fällt die heutige Klassifikation in aller Regel zugunsten einer 
leistungsorientieren Bilanzierung aus. Entscheidend ist dabei zum einen die latente 
Pflicht des Arbeitgebers, in der Zukunft zusätzlich zu den bereits geleisteten Beiträgen 
weitere Mittel in die Vorsorgeeinrichtung einbringen zu müssen. Vor dem Hintergrund 
der hier diskutierten, getrennten Abbildung der Risk-Sharing Komponente wäre dieses 
Argument allerdings nicht mehr haltbar. Soll tatsächlich nur die eigentliche Vorsorge-
zusage ohne Risk-Sharing erfasst werden, besteht für den Arbeitgeber keine über die 
bereits entrichteten Beiträge hinausgehende Leistungspflicht. Allerdings ist bei der 
Klassifikation zum anderen auch das Kriterium der fixen Beiträge strittig.586 Aufgrund 
der Mindestvorschriften zur Verzinsung der Beiträge auf dem Alterskapitalkonto und 
zum Umwandlungssatz kann nicht argumentiert werden, dass die Höhe der Leistun-
gen, welche ein Vorsorgenehmer einst beziehen wird, nur von den Beiträgen und dem 
Vermögensertrag daraus abhängen. Aufgrund der potentiellen Veränderung der gesetz-
lich festgelegten Mindestwerte (unabhängig davon, ob nach oben oder nach unten) 
sind auch diese für die zukünftige Leistung massgebend. Dieses Kriterium lässt sich 
nicht durch eine Trennung der Risk-Sharing Komponente von der Vorsorgezusage er-
füllen, womit weiterhin davon auszugehen ist, dass der zugrunde liegende Plan leis-
tungsorientiert zu bilanzieren ist. 

Die Umsetzung des Deconstruction Approach sieht daher wie folgt aus: Die eigentli-
che Vorsorgezusage wird wie bis anhin als leistungsorientierter Plan bilanziert. Zu-
sätzlich wird jedoch in einem zweiten Schritt die daraus entstehende Bilanzierung um 
den Effekt des Risk-Sharing korrigiert. Konkret wäre somit im Falle einer Überde-
ckung der erfasste Vermögenswert auf den tatsächlichen wirtschaftlichen Nutzen zu 
begrenzen. Wie sich bereits gezeigt hat, ist dies allerdings bereits durch die Vorschrif-
ten des Asset Ceiling erfüllt. Bei einer Unterdeckung müsste entweder ein zusätzlicher 
Vermögenswert erfasst oder eine Eventualforderung ausgewiesen werden, um die po-
tentiellen Sanierungsmassnahmen, welche von Arbeitnehmern oder Dritten zur Behe-
bung der Unterdeckung zu leisten sind, abzubilden.587 

                                              
586  Der Arbeitgeber muss verpflichtet sein, fixe Beiträge für die Vorsorge seiner Mitarbeiter zu be-

zahlen, vgl. Kapitel 3.2.2. 
587  Zur Vereinfachung wird auf die Variante der Abbildung als Finanzinstrument verzichtet. 
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4.1.6.2 Beispiel 

Das in Abbildung 4.8 dargestellte Beispiel wählt vor diesem Hintergrund den radikals-
ten Weg: Zunächst wird unverändert die Netto-Vorsorgeverpflichtung gemäss den 
Vorschriften zur Bilanzierung von leistungsorientierten Vorsorgeplänen ermittelt. 
Aufgrund der Annahmen aus der Ausgangslage führt dies in allen drei Perioden zu 
einer Unterdeckung gemäss IAS 19. Dieser Verpflichtung wird danach jedoch ein 
Vorsorgevermögenswert gegenübergestellt, welcher in seiner Höhe der Differenz zwi-
schen Netto-Vorsorgeverpflichtung und der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflich-
tung des Arbeitgebers entspricht.588 Konkret kommt der Arbeitgeber in den Perioden 
20X1 und 20X2 annahmegemäss zum Schluss, dass aus der Vorsorgezusage keinerlei 
Mittelabflüsse zu erwarten sind, die tatsächliche wirtschaftliche Verpflichtung beträgt 
daher null. Entsprechend wird ein Vermögenswert aktiviert, welcher exakt der Höhe 
der Netto-Vorsorgeverpflichtung entspricht. In der Periode 20X3 ist aufgrund des ge-
sunkenen Deckungsgrades der Vorsorgeeinrichtung hingegen mit einer tatsächlichen 
wirtschaftlichen Verpflichtung in der Höhe von 2‘000 zu rechnen. Aus diesem Grund 
wird ein Vermögenswert aktiviert, welcher die Netto-Vorsorgeverpflichtung insgesamt 
auf diesen Betrag reduziert. 

Ergänzend stellt sich die Frage, ob die Zu- / Abnahme des Vermögenswertes erfolgs-
wirksam oder über das OCI verbucht werden soll. Im Sinne einer Analogie zum ur-
sprünglichen Deconstruction Approach, welcher im Rahmen der Debatte zur Bilanzie-
rung von Cash Balance Plänen diskutiert wurde, ist klar für die erstgenannte Variante 
zu plädieren. In der damals geführten Diskussion wurde ausdrücklich festgehalten, 
dass eine Veränderung im Wert der Garantie-Komponente grundsätzlich erfolgswirk-
sam zu erfassen ist.589 Für eine Verrechnung im OCI kommt einzig eine Wertverände-
rung in Frage, welche auf andere versicherungsmathematische Annahmen zurückzu-
führen ist, was vorliegend kaum der Fall sein dürfte. Dies hat zur Folge, dass die Zu-
nahme des Vermögenswerts eine Aufwandsreduktion mit sich bringt, während ein im 
Vergleich zur Vorperiode tieferer Vermögenswert den Periodenaufwand erhöht. Die 
Neubewertungskomponente im OCI bleibt somit unverändert. 

                                              
588  Dabei wird argumentiert, dass der zukünftige wirtschaftliche Nutzenzufluss, welcher ein ent-

scheidendes Kriterium zur Definition eines Vermögenswertes ist, im Ausbleiben eines Mittelab-
flusses besteht. Gemäss Rahmenkonzept der IFRS ist ein entsprechendes Vorgehen grundsätzlich 
zulässig (CF.4.8 beschreibt dies als „capability to reduce cash outflows“). 

589  Vgl. Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 106. 
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Zusammenfassend führt der Deconstruction Approach damit zum unten stehenden 
Bild. Auffällig sind dabei sowohl das gleichzeitige Auftreten einer Vorsorgeverpflich-
tung und eines Vorsorgevermögenswertes als insbesondere auch die stark erhöhte 
Volatilität im Periodenaufwand.590 

 

Abbildung 4.8: Deconstruction Approach591 

  
20X1 20X2 20X3 

+ Vorsorgeverpflichtung (DBO) 10‘000 11‘000 10‘500 

- Planvermögen (Plan Assets) - 8‘000 - 8‘500 - 6‘500 

= Netto-Vorsorgeverpflichtung 2‘000 2‘500 4‘000 

     

+/- Wirtschaftliche/r Nutzen / Verpflichtung 2‘000 2‘500 2‘000 

= Vorsorgevermögenswert 2‘000 2‘500 2‘000 

     

+ Laufender Dienstzeitaufwand, netto 450 550 500 

+ Nettozins 60 70 100 

+/- Senkung / Erhöhung Vorsorgevermögenswert592 - 500 - 500 500 

= Vorsorgeaufwand Erfolgsrechnung 10 120 1‘100 

     

+/- Versicherungsmath. Gewinne / Verluste - 50 100 50 

+/- Rendite Planvermögen - 170 - 120 213 

= Vorsorgeaufwand OCI - 220 - 20 263 

                                              
590  Diese fällt allerdings weniger stark aus als beispielsweise beim Defined Contribution Approach. 
591  Quelle: Eigene Darstellung. 
592  Annahme: In der Periode 20X0 wurde eine Netto-Vorsorgeverbindlichkeit in der Höhe von 1‘500 

ausgewiesen, wobei der Arbeitgeber davon ausging, dass die tatsächliche wirtschaftliche Ver-
pflichtung null beträgt. Damit wurde ein Vermögenswert in der Höhe von 1‘500 bilanziert. 
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4.1.6.3 Würdigung 

Auf den ersten Blick ist die Idee bestechend: Anstatt die Risk-Sharing Komponente 
mit Mühe und Not in die Bilanzierung der Vorsorgezusage miteinschliessen zu wollen, 
wird sie ganz einfach davon getrennt und separat erfasst oder ausgewiesen. Dadurch 
wird es möglich, weitgehend losgelöst voneinander den Vorgang der Vorsorgezusage 
auf der einen Seite und die Aufteilung der Chancen und Risiken auf der anderen Seite 
zu betrachten. Aus Sicht der Informationsqualität für die Adressaten der Rechnungsle-
gung dürfte damit insbesondere die Verständlichkeit gesteigert werden können. Wie 
das Rahmenkonzept festhält, beinhaltet dieses Kriterium unter anderem eine klare und 
prägnante Anordnung von Informationen (CF.QC30).593 Vor diesem Hintergrund 
scheint eine Trennung der beiden Bestandteile eine deutliche Verbesserung mit sich zu 
bringen: Der Bilanzleser wäre erstmals in der Lage, die eigentliche Zusage „brutto“ 
und „netto“ zu betrachten und die für den Arbeitgeber daraus entstehenden Chancen 
und Risiken als eigenständige Information zur Entscheidungsfindung heranzuziehen. 

Aus dem Ansatz ergeben sich allerdings auch Nachteile. Am schwersten wiegt dabei, 
dass die grundlegende Idee, einen Vorsorgeplan in einzelne Bestandteile aufzutrennen, 
in der Fachwelt zwar bekannt ist, im Standard aber weder für die Umsetzung der Vor-
schriften zum Risk-Sharing noch an einer anderen Stelle vorgesehen wurde.594 Damit 
dürfte das Vorgehen in der Praxis, selbst unter dem revidierten Standard, kaum an-
wendbar sein. Trotzdem ist der Ansatz nicht ganz von der Hand zu weisen: Wie sich 
im Rahmen der Ausführungen im Discussion Paper aus dem Jahr 2008 gezeigt hat, 
bestehen beim IASB durchaus Bemühungen, die Bilanzierung von Cash Balance Plä-
nen in ihren Grundzügen zu überarbeiten.595 Sollte sich das Board in Zukunft tatsäch-
lich für ein entsprechendes Vorgehen entscheiden, wären die allfälligen Konsequenzen 
für die Bilanzierung von Vorsorgeplänen, welche eine Risk-Sharing Komponente ent-
halten, zu beachten.596 

                                              
593  Zu den übrigen Bestandteilen des Kriteriums der Verständlichkeit vgl. Kapitel 3.4.2. 
594  Selbst für die Diskussionen im Rahmen der Bilanzierung von Cash Balance Plänen wurde die 

Aufteilung eines Plans in separate Bestandteile nicht vom IFRIC, sondern von der Praxis hervor-
gebracht. Die Draft Interpretation enthielt, wie bereits erwähnt (vgl. Fn. 576) den Fixed / Variab-
le Approach. 

595  Zu den Inhalten des Diskussionspapiers vgl. Fn. 176 sowie Kapitel 2.2.1. 
596  Wie bereits dargelegt (vgl. Fn. 287), lässt sich der Ausgang der Bemühungen zum Zeitpunkt der 

Fertigstellung der vorliegenden Arbeit noch nicht verlässlich abschätzen. Zumindest die Sitzung 
des IFRIC im November 2012 deutet allerdings darauf hin, dass der Deconstruction Approach 
nicht weiter verfolgt wird (vgl. IFRIC, 2012e). 
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Neben diesem grundsätzlichen Problem stellen sich beim Deconstruction Approach 
aber auch ganz praktische Fragen. So dürfte es nicht immer ganz einfach sein, die 
Risk-Sharing Komponente von der eigentlichen Vorsorgezusage zu trennen. Wie sich 
gezeigt hat, ist die latente Nachschusspflicht des Arbeitgebers aufgrund von Art. 65d 
Abs. 3 Lit. a BVG verhältnismässig einfach und klar vom zugrunde liegenden Leis-
tungsversprechen separierbar, da eine Unterdeckung zahlreiche Ursachen haben kann. 
Bereits deutlich kritischer ist allerdings die Behandlung der Mindestvorschriften zur 
Verzinsung und zum Umwandlungssatz. Diese wurden in der vorgängigen Argumenta-
tion als planinhärent behandelt, da die Höhe der Leistungen, welche ein Vorsorgeneh-
mer einst beziehen wird, nicht nur von den Beiträgen und dem Vermögensertrag dar-
aus abhängen. Im Kern stellt sich jedoch die Frage, ob diese Mindestvorschriften nicht 
indirekt wiederum eine Nachschusspflicht begründen. Die Frage nach der Verzinsung 
und dem Umwandlungssatz wird nämlich nur dann zum Problem, wenn aufgrund der 
wirtschaftlichen Verhältnisse die gesetzlichen Minima nicht erreicht werden kön-
nen.597 Für den Vorsorgeträger bedeutet dies, dass die Vorsorgeverpflichtung die Höhe 
des Planvermögens übersteigt, womit wiederum eine Unterdeckung und damit, zumin-
dest potentiell, eine Nachschusspflicht des Arbeitgebers besteht.598 Für die Praxis dürf-
te dies zu zahlreichen Abgrenzungsfragen und damit zum Risiko einer nicht einheitli-
chen Anwendung führen. 

Des Weiteren hat sich eine praktische Hürde bereits bei der einführenden Darstellung 
der Methode gezeigt: Während die Bewertung für die Risk-Sharing Komponente im 
Rahmen einer Bilanzierung bzw. eines Ausweises nach IAS 37 noch verlässlich vor-
genommen werden kann, dürften die zur Verfügung stehenden Bewertungsverfahren 
bei einer Bilanzierung als Finanzinstrument schnell an ihre Grenzen stossen. Da es 
sich bei diesem Bestandteil der Zusage im weitesten Sinne um eine Art Option han-
delt, wäre wohl eine Bewertung zum beizulegenden Zeitwert (Fair Value) heranzuzie-
hen. Allerdings dürften dafür kaum Marktpreise verfügbar sein, womit auf Options-
preismodelle ausgewichen werden müsste.599 

                                              
597  Das heisst konkret, wenn die tatsächliche Rendite des Planvermögens unterhalb des Mindestzins-

satzes zu liegen kommt und der Umwandlungssatz, beispielsweise aufgrund einer deutlich gestei-
gerten Lebenserwartung, eine zu hohe Rente verspricht. 

598  Anders formuliert, könnte die so zustande gekommene Unterdeckung dadurch behoben werden, 
dass die gesetzlichen Mindestvorschriften unterschritten würden. 

599  Dieses Problem hatte sich bereits bei der Diskussion zur Bilanzierung von Cash Balance Plänen 
gestellt, vgl. Fn. 585. 
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4.1.6.4 Fazit 

Zusammenfassend zeigt sich, dass eine sinnvolle und praxistaugliche Anwendung des 
Deconstruction Approach unter der heute gültigen Version von IAS 19 wohl kaum 
möglich ist. Im Kern wäre die Methode allerdings durchaus dafür geeignet, das zu-
grunde liegende Problem zu lösen: Durch eine Aufteilung der Vorsorgezusage könnte 
für die Bilanzleser in idealer Art und Weise dargestellt werden, welche Verpflichtung 
oder welcher Vermögenswert aus der eigentlichen Zusage gegenüber den Mitarbeiten-
den entsteht und welche Bilanzpositionen auf die Chancen und Risiken aus dem An-
schluss an eine Vorsorgeeinrichtung zurückzuführen sind. Bei seinen Entscheidungen 
wäre ein Adressat der Rechnungslegung damit selbständig in der Lage, die unter-
schiedlichen Bestandteile zu bewerten und zu berücksichtigen. 

Wie bereits erwähnt, würde diese Argumentation losgelöst von den praktischen Um-
setzungsproblemen den Schluss nahelegen, den Deconstruction Approach zumindest 
für eine längerfristig vorzunehmende Überarbeitung des Standards im Hinterkopf zu 
behalten. Diesem Vorgehen steht allerdings noch ein weitaus grösseres Hindernis im 
Weg: Aus konzeptioneller Sicht stellt sich ganz grundsätzlich die Frage, weshalb eine 
Aufteilung von Vorsorgezusage und der weiteren Leistungspflicht des Arbeitgebers 
nur für Pläne mit einer Risk-Sharing Komponenten in Frage kommen soll. Wie Mühl-
berger & Schwinger zutreffend festhalten, kann letztlich „jede Pensionszusage in die 
Bestandteile ‚Beitrag zuzüglich Garantie‘ zerlegt werden.“600 Bei einer entsprechenden 
Überarbeitung des Standards müsste damit eine Grenze gezogen werden zwischen 
Vorsorgeplänen, welche zusätzlich eine Garantiekomponente enthalten, und solchen 
Plänen, bei denen die potentielle weitere Leistungspflicht des Arbeitgebers bereits in 
der Zusage enthalten ist. Der Standardsetzer steht dabei allerdings vor dem Problem, 
dass es sich bei dieser Abgrenzung kaum um eine klare Linie, sondern vielmehr um 
eine breite Grauzone handeln dürfte. Und wie bereits die Klassifikation von Vorsorge-
plänen in die Kategorien leistungs- und beitragsorientiert gezeigt hat, ist das binäre 
Vorgehen eines internationalen Rechnungslegungsstandards nur schlecht mit der gros-
sen Vielzahl an möglichen Lösungen aufgrund der verschiedenen sozialversicherungs-
rechtlichen Besonderheiten im Anwendungsbereich der IFRS vereinbar. Für das Board 
besteht damit die Gefahr, sich regelrecht vom Regen in die Traufe zu bewegen. 

                                              
600  Mühlberger & Schwinger, 2011, S. 108. 
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4.1.7 Vorschlag der Praxis 

4.1.7.1 Einleitung 

Weitgehend zeitgleich zur Erstellung der vorliegenden Arbeit hat sich auch die Praxis 
mit den Neuregelungen in IAS 19 und den daraus entstehenden Konsequenzen für 
IFRS-Anwender in der Schweiz auseinandergesetzt. Federführend waren dabei zum 
einen die Arbeitsgruppe internationale Rechnungslegung der Schweizerischen Kam-
mer der Pensionskassenexperten und zum anderen eine Arbeitsgruppe der Subkom-
mission Rechnungslegung der Schweizerischen Treuhand-Kammer.601 Die beiden 
Gremien haben sich, oftmals auch gemeinsam, mit den Neuerungen und den daraus 
abzuleitenden Auswirkungen auseinandergesetzt und die Ergebnisse in einem zusam-
menfassenden Zeitschriftenbeitrag publiziert.602 

Inhaltlich haben sich die beiden Arbeitsgruppen den grundlegenden Neuerungen gene-
rell gewidmet, insbesondere aber auch Fragen diskutiert, welche sich bei der konkreten 
Umsetzung der neuen Vorschriften in die Praxis der Schweizer IFRS-Anwender stel-
len. Dabei standen folgende Themen im Vordergrund: 

• Änderungen bei der Klassifikation von Vorsorgeplänen: An dieser 
Stelle haben die beiden Arbeitsgruppen indirekt den Defined Contributi-
on Approach diskutiert. Zur Debatte stand, ob die Änderungen in IAS 
19.28 / 19.30 zur Folge haben könnten, dass Schweizer Vorsorgepläne in 
Zukunft beitragsorientiert im Sinne von IAS 19 zu bilanzieren wären. Im 
Ergebnis decken sich die Feststellungen mit den Erkenntnissen der vor-
liegenden Arbeit: Zum einen ist nicht davon auszugehen, dass eine 
grundlegende Veränderung der Klassifikationskriterien durch das IASB 
überhaupt beabsichtigt war und zum anderen dürften selbst vollversi-
cherte Pläne die gestellten Anforderungen nicht zu erfüllen vermögen.603 

                                              
601  Für weitere Informationen zu den beiden Arbeitsgruppen vgl. jeweils die Websiten der Kammern: 

http://www.treuhand-kammer.ch/dynasite.cfm?dsmid=106272 für die Treuhand-Kammer und 
http://www.pension-actuaries.ch/arbeitsgruppen/ für die Kammer der Pensionskassenexperten. 

602  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 432-436. 
603  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 433. Inhaltlich argumentieren die beiden Autoren allerdings 

leicht anders als die vorliegende Arbeit: Sie ziehen als entscheidende Regelungsgrundlage IAS 
19.30(b) heran, welche verbietet, dass bei einem leistungsorientierten Plan eine negative Diffe-
renz zwischen Soll- und Ist-Werten bei versicherungsmathematischen Annahmen zu einer Erhö-
hung der Verpflichtung des Arbeitgebers führt, während Kapitel 4.1.2.4 auf die Vorschriften in 
IAS 19.46-49 abstellt. 
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• Auswirkungen der Vorschriften zum Risk-Sharing: In Bezug auf die 
neuen Vorschriften zum Risk-Sharing haben die Arbeitsgruppen, ähnlich 
wie die vorliegende Arbeit, eine inhaltliche Zweiteilung des Themenge-
bietes vorgenommen. In einem ersten Schritt wurden die generelle An-
wendbarkeit und insbesondere die Auswirkungen dieser Vorschriften auf 
die Erfassung und Berechnung von (ordentlichen) Arbeitnehmerbeiträ-
gen geprüft. Der zweite Schritt, welcher im nachfolgenden Punkt ge-
nannt wird, fokussiert die Behandlung von Sanierungsmassnahmen vor 
dem Hintergrund des Risk-Sharing Gedankens.604 Bei genauer Betrach-
tung fällt allerdings auf, dass die Diskussionen in den Arbeitsgruppen 
und die Ausführungen in der vorliegenden Arbeit unterschiedliche 
Schwerpunkte setzen: Während die beiden Arbeitsgruppen einen Gross-
teil ihrer Anstrengungen auf den ersten Schritt, das heisst auf die Erfas-
sung und Berechnung der Arbeitnehmerbeiträge, fokussieren, stehen bei 
den hier diskutierten Vorschlägen explizit die Sanierungsmassnahmen 
im Vordergrund. 

Hinsichtlich der Erfassung und Berechnung von (ordentlichen) Arbeit-
nehmerbeiträgen kommen die Treuhand-Kammer und die Kammer der 
Pensionskassenexperten zum selben Schluss wie die Ausführungen in 
Kapitel 3.1: Zum einen halten die neuen Bestimmungen erstmalig das in 
der Praxis bereits angewandte Verfahren fest, wonach ordentliche Bei-
träge der Arbeitnehmer bei der Anwendung von IAS 19 den Dienstzeit-
aufwand beim Arbeitgeber reduzieren. Im Gegensatz zum bisherigen 
Vorgehen verändert sich allerdings die Methode für die Zuordnung der 
Beiträge auf die einzelnen Perioden der Dienstzeit. Diese hat neu nicht 
mehr nach der Höhe des tatsächlichen Zahlungsstroms, sondern in der 
gleichen Art und Weise wie die Zuteilung der bereits erdienten Vorsor-
geleistungen zu erfolgen. Im Endeffekt hat dies aufgrund der im Laufe 
der Zeit meist ansteigenden Arbeitnehmerbeiträge zur Folge, dass die 
DBO in aller Regel leicht tiefer ausfällt.605 

 
                                              
604  Insofern entspricht der erste Schritt den Inhalten von Kapitel 3.1 der vorliegenden Arbeit, wäh-

rend der zweite Schritt in den Kapiteln 3.3 und 4.1 abgedeckt wird. 
605  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 433-435. Das Vorgehen wird in Kapitel 3.1 detailliert beschrie-

ben und anhand eines Beispiels im Anhang verdeutlicht. 
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• Behandlung von Sanierungsmassnahmen: Wie bereits angetönt, äus-
sern sich die beiden Arbeitsgruppen in einem zweiten Schritt auch zur 
Behandlung von Sanierungsmassnahmen. Das Vorgehen wird im nach-
folgenden Kapitel detailliert wiedergegeben und erklärt. 

• Entwicklung der Sterblichkeit: Losgelöst von der Thematik des Risk-
Sharing stellt sich aufgrund der Vorschriften in IAS 19.81-82 die Frage, 
ob für die Berücksichtigung der Sterblichkeit weiterhin mit sogenannten 
Periodentafeln (ergänzt durch Langlebigkeitsmargen) gearbeitet werden 
kann.606 Die beiden Kammern empfehlen, bei Anwendung des überarbei-
teten Standards auch direkt auf Generationentafeln zu wechseln und die 
daraus entstehende Differenz als Schätzungsänderung im Sinne von IAS 
8.32-40 zu behandeln.607 

• Anhangangaben: Wie Kapitel 2.2.4.5 bereits gezeigt hat, verlangt der 
überarbeitete IAS 19 zahlreiche weitere Anhangangaben, darunter bei-
spielsweise auch eine Sensitivitätsanalyse für die Veränderung wesentli-
cher Bewertungsparameter (IAS 19.145). Für die konkrete Umsetzung 
dieser Vorschrift in die Praxis der Schweizer IFRS-Anwender stellt sich 
daher die Frage, welche Bewertungsparameter als „wesentlich“ im Sinne 
von IAS 19.145 zu betrachten sind. Die beiden Kammern halten diesbe-
züglich fest, dass in aller Regel zumindest der Diskontierungszinssatz 
und die Rate für Lohnerhöhungen betroffen sein dürften. Aufgrund der 
allgemeinen Vorschrift in IAS 19.135 ist es allerdings nicht möglich, ei-
ne abschliessende und allgemeingültige Regel aufzustellen, da diese Ge-
neralnorm eine risikospezifische Berichterstattung verlangt. Entspre-
chend sind durchaus Fälle denkbar, in denen zusätzliche Bewertungspa-
rameter als wesentlich zu betrachten und damit in die Sensitivitätsanaly-
se miteinzubeziehen sind.608 

 
                                              
606  Zur Unterscheidung und Anwendung von Perioden- und Generationensterbetafeln vgl. Ambrosini 

& Lombardi, 2011, S. 129-134 sowie Helbling, 2010b, S. 165-167. 
607  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
608  Vgl. Zanella & Welser, 2012, S. 436. Zu beachten ist zudem, dass IAS 19.144 auch eine Offenle-

gung der entsprechenden Parameter bzw. im Umkehrschluss eine Sensitivitätsanalyse für sämtli-
che nach IAS 19.144 offengelegten Annahmen verlangt. Die IFRS-Anwender tun also sicherlich 
gut daran, sich detailliert Gedanken dazu zu machen, welche Parameter diese Wesentlichkeits-
grenze überschreiten. 
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4.1.7.2 Vorgehen 

Neben dem bereits aufgezeigten Vorschlag zur Erfassung und Berechnung der or-
dentlichen Arbeitnehmerbeiträge äussern sich die Treuhand-Kammer und die Kammer 
der Pensionskassenexperten auch zur Behandlung von Sanierungsmassnahmen vor 
dem Hintergrund der neuen Vorschriften zum Risk-Sharing. Aus Sicht der Arbeits-
gruppen sind konkret zwei Bestimmungen auf diese Ausgangslage anwendbar: 

• Erstens ist dies die Regelung in IAS 19.93, welche die Behandlung von 
Beiträgen der Arbeitnehmer oder Drittparteien betrifft.609 Aus Sicht der 
beiden Gremien ist diese Bestimmung auf Sanierungsbeiträge anzuwen-
den, welche von Arbeitnehmern im Falle einer Unterdeckung entrichtet 
werden. Die Erfassung der Beiträge soll dabei durch eine „Reduktion der 
Net Defined Benefit Liability (DBO minus Planvermögen unter Berück-
sichtigung des Asset Ceiling, siehe IAS 19.8) um den Barwert der Ar-
beitnehmersanierungsbeiträge“610 erfolgen. 

Die Ausführungen halten somit fest, dass eine entsprechende Reduktion 
nur dann in Frage kommt, wenn ein „rechtsgültiger Sanierungsplan des 
Stiftungsrats“611 vorliegt. Aus Sicht der beiden Kammern ist nur dann 
„die einwandfreie Ermittlung der Höhe und der Dauer der Sanierungs-
zahlungen“612 gewährleistet. Zudem wird diese Haltung damit begrün-
det, dass IAS 19.39 nur von „contributions from employees or third par-
ties set out in the formal terms of the plan” spricht und beispielsweise im 
Gegensatz zu IAS 19.92 keine Ergänzung durch eine constructive obli-
gation vorsieht. Die beiden Arbeitsgruppen schliessen daraus, dass „nur 
ein formeller Stiftungsratsbeschluss Grundlage für eine entsprechende 
Anrechnung der Sanierungsbeiträge bilden“613 kann. 

 

                                              
609  Vgl. Kapitel 3.1. 
610  Zanella & Welser, 2012, S. 436. Aus der Formulierung („Barwert“) liesse sich schliessen, dass 

damit lediglich die zukünftig zu leistenden Beiträge gemeint sind. Dieser Ansicht widerspricht je-
doch der erste Satz des Absatzes, welcher in Gegenwart formuliert ist: „Sanierungsbeiträge, die 
Arbeitnehmer bei Unterdeckungen […] leisten, müssen gemäss IAS 19.39 von der Vorsorgever-
pflichtung abgezogen werden“ ( Zanella & Welser, 2012, S. 436, Hervorhebung durch den Au-
tor). 

611  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
612  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
613  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
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• Zweitens ist aus Sicht der Arbeitsgruppen auch die Bestimmung in 
19.88(c) heranzuziehen, welche sich mit variablen Leistungen eines Vor-
sorgeplans beschäftigt. Gemäss dieser Vorschrift ist bei der Berechnung 
der DBO ein entsprechender Effekt zu berücksichtigen, wenn zukünftige 
Leistungen an Vorsorgenehmer beispielsweise aufgrund einer Unterde-
ckung des Plans variieren können.614 Die Treuhand-Kammer und die 
Kammer der Pensionskassen argumentieren, dass dies in der Schweiz 
immer dann der Fall sei, wenn aufgrund einer Unterdeckung die Verzin-
sung der Altersguthaben, der Umwandlungssatz oder weitere Leistungen 
gesenkt würden. Allerdings halten sie fest: „Auch hier ist zu berücksich-
tigen, dass nur Leistungskürzungen in Betracht fallen können, welche 
durch rechtlich formelle Reglementsanpassungen definitiv beschlossen 
worden sind.“615 Und ergänzen: „Bei der Berechnung der Vorsorgever-
pflichtungen dürfen somit keine Hypothesen über zukünftig mögliche 
Entscheide gemacht werden. Bei Festlegung von Leistungsparametern, 
die nicht klar reglementarisch geregelt sind (z. B. Annahme für die Ver-
zinsung der Altersguthaben), ist auf die ökonomische Realität im Sinne 
eines best estimate abzustellen, wie dies bereits gemäss heutigem Stan-
dard möglich ist und auch so gehandhabt wird.“616 

Im Endeffekt zeigt sich damit, dass die von der Praxis vorgeschlagene Behandlung der 
Sanierungsmassnahmen in weiten Teilen dem Full Balance Sheet Approach der vor-
liegenden Arbeit entspricht: Sanierungsmassnahmen, und davon insbesondere Sanie-
rungsbeiträge der Arbeitnehmer, werden nur dann bei der Ermittlung der Vorsorgever-
pflichtung nach IAS 19 berücksichtigt, wenn sie entweder bereits geleistet oder zu-
mindest rechtlich verpflichtend beschlossen sind. Ohne das Vorliegen eines formell 
beschlossenen Sanierungsplans werden DBO und Planvermögen in unveränderter Art 
und Weise ermittelt bzw. einander gegenübergestellt und eine daraus resultierende Un-
terdeckung vollumfänglich dem Arbeitgeber zugerechnet.617 

                                              
614  Vgl. Kapitel 3.1. 
615  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
616  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
617  Die unveränderte Art und Weise bezieht sich auf die Behandlung von Sanierungsmassnahmen. Es 

ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich die neue Erfassung und Berechnung der ordentlichen Ar-
beitnehmerbeiträge ebenfalls auf die DBO auswirkt. Insofern dürfte es in nahezu sämtlichen Fäl-
len trotzdem zu einer Veränderung, meist einer Reduktion, der DBO kommen. Diese hat wiede-
rum indirekt einen Einfluss auf die zu bilanzierende Unterdeckung. 
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4.1.7.3 Würdigung 

Aufgrund der hohen Ähnlichkeit zwischen dem Vorschlag der beiden Arbeitsgruppen 
und dem Full Balance Sheet Approach lassen sich als Würdigung hauptsächlich die 
bereits in Kapitel 4.1.3.3 geäusserten Kritikpunkte heranziehen. An dieser Stelle wurde 
zum einen positiv erwähnt, dass die Methode insbesondere dadurch zu überzeugen 
vermag, dass sie eine stetige und damit vergleichbare Bilanzierung von Vorsorgever-
pflichtungen in der Schweiz ermöglicht. Für die Adressaten der Rechnungslegung 
dürfte dies ein zentrales Kriterium sein, da die Thematik bereits in ihren Grundzügen 
eine hohe Komplexität aufweist und allein schon die Abschaffung der Korridormetho-
de und die neue Berechnung des Vorsorgeaufwandes zu Veränderungen führen. 

Zum anderen ist als positive Eigenschaft hervorzuheben, dass die zu berücksichtigen-
den Sanierungsmassnahmen sowohl betragsmässig als auch in Bezug auf die Dauer, 
während der sie aufrechterhalten werden, bekannt sind.618 Im Gegensatz zur Berück-
sichtigung von potentiellen Sanierungsmassnahmen ist es damit nicht notwendig, die 
ohnehin schon mit Hilfe von zahlreichen Annahmen berechnete DBO um einen weite-
ren Unsicherheitsfaktor zu ergänzen. Schlussendlich dürfte dies zur Folge haben, dass 
sich der Vorschlag der Treuhand-Kammer und der Kammer der Pensionskassenexper-
ten mit verhältnismässig wenig Aufwand und ohne grössere Umstellungen in die Pra-
xis umsetzen lässt. 

Kritisiert wurde beim Full Balance Sheet Approach allerdings, dass er in doppelter 
Hinsicht die Anforderung der Neutralität im Sinne einer tatsachengetreuen Darstellung 
gemäss Rahmenkonzept der IFRS verletzt:619 So wird bei der Klassifikation von 
Schweizer Vorsorgeplänen als beitrags- oder leistungsorientiert gemäss IAS 19 nicht 
die tatsächliche, sondern die latente Sanierungspflicht als Argument hervorgebracht, 
während bei der konkreten Berücksichtigung für die Berechnung der DBO nur tatsäch-
lich vorgenommene oder zumindest beschlossene Massnahmen berücksichtigt werden 
sollen. Gesamthaft hat dies zur Folge, dass das Risiko der Nachschusspflicht durch den 
Arbeitgeber höher gewichtet wird, als das Risiko für die Vorsorgenehmer.620 

                                              
618  Aufgrund der Anforderung, dass zur Berücksichtigung stets ein rechtlicher Beschluss notwendig 

ist. Allerdings wird damit gleichzeitig unterstellt, dass sich ein einmal beschlossenes Sanierungs-
konzept nicht mehr verändern kann. Wie bereits die Ausführungen in Kapitel 2.1.4 gezeigt haben, 
dürfte es jedoch oftmals nötig sein, bestimmte Massnahmen je nach Wirksamkeit zu verändern. 

619  Vgl. Kapitel 4.1.3.3. Zu den qualitativen Anforderungen an Finanzinformationen aus dem Rah-
menkonzept der IFRS vgl. Kapitel 3.4.2. 

620  Relevant ist einzig die Höhe des Eintrittsrisikos, nicht die betragsmässige Höhe. 
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Ausserdem wird im Falle einer Überdeckung eines Vorsorgeplans nach IAS 19 durch 
die Bestimmungen zum Asset Ceiling sichergestellt, dass nur derjenige Teil der Diffe-
renz zwischen Planvermögen und DBO beim Arbeitgeber aktiviert wird, der dem wirt-
schaftlichen Nutzen entspricht. Weist der Plan allerdings eine Unterdeckung auf, wird 
die daraus entstehende Verpflichtung vollumfänglich beim Arbeitgeber passiviert, und 
zwar unabhängig davon, ob die aus der Gegenüberstellung von Planvermögen und 
DBO resultierende Differenz auch tatsächlich der wirtschaftlichen Verpflichtung ent-
spricht, welche beim Arbeitgeber verbleibt. Insofern werden an das Aktivum zusätzli-
che Anforderungen gestellt, welche das Passivum nicht zu erfüllen braucht. 

Spezifisch in Bezug auf die von der Treuhand-Kammer und der Kammer der Pensi-
onskassenexperten hervorgebrachte Argumentation ist zudem Folgendes anzumerken: 

• Wohl in erster Linie ein sprachliches Problem dürfte die Formulierung 
„Reduktion der Net Defined Benefit Liability“621 sein. Da sich diese 
Grösse unmittelbar aus der Gegenüberstellung von DBO und Planver-
mögen622 ergibt (IAS 19.8), kann sie gar nicht direkt reduziert werden. 
Aus buchhalterischer Sicht sind nur die beiden Grössen DBO und Plan-
vermögen ansteuerbar, während sich die Net Defined Benefit Liability als 
Residualgrösse aufgrund der Berechnung ergibt. 

Die Vorschriften zum Risk-Sharing gehören zum Themengebiet der ver-
sicherungsmathematischen Annahmen, welche zur Berechnung der DBO 
benötigt werden (IAS 19.66(c) und 19.75-98). Daher wirken sich An-
nahmen zum Risk-Sharing, und damit auch Sanierungsbeiträge der Ar-
beitnehmer, zunächst nur auf die DBO aus.623 Nur indirekt und unter der 
Bedingung, dass sich das Planvermögen oder andere versicherungsma-
thematische Annahmen zeitgleich nicht ebenfalls verändern, tritt die Re-
duktion der net defined benefit liability ein.624 

                                              
621  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
622  Unter Berücksichtigung eines Asset Ceiling Effekts. 
623  Tatsächlich geleistete Beiträge sind selbstverständlich im Planvermögen enthalten, allerdings 

entfällt dann, wie sich sogleich zeigen wird, eine Berücksichtigung in der DBO. 
624  Der Terminus der net defined benefit liability wird in IAS 19.93 nur genannt, um festzuhalten, an 

welcher Stelle Beiträge der Arbeitnehmer oder Drittparteien zu erfassen sind. Wie Kapitel 3.1.2 
gezeigt hat, reduzieren Beiträge ohne Zusammenhang zur Dienstzeit die Komponente der 
„remeasurements of the net defined benefit liability“ (IAS 19.93, Hervorhebung durch den Autor). 
Dabei handelt es sich gemäss IAS 19.8 allerdings um die Neubewertungskomponente, welche im 
OCI zu erfassen ist, und nicht etwa um die Bilanzposition. 
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• Aus sprachlicher Sicht ebenfalls zu kritisieren ist die bereits erwähnte 
Formulierung „Sanierungsbeiträge, die Arbeitnehmer bei Unterdeckun-
gen […] leisten, müssen gemäss IAS 19.39 von der Vorsorgeverpflich-
tung abgezogen werden“625 während anschliessend von einem „Barwert 
der Arbeitnehmersanierungsbeiträge“626 die Rede ist. Es stellt sich die 
Frage, ob nur in Zukunft zu leistende Beiträge gemeint sind, oder auch 
bereits eingegangene Zahlungen.627 

Wie Kapitel 4.1.3.1 gezeigt hat, dürfen bereits geleistete Sanierungsbei-
träge bei der Ermittlung der Vorsorgeverpflichtung keinesfalls berück-
sichtigt werden, weil diese ansonsten doppelt erfasst wären. Da die Zah-
lungen bereits eingegangen sind, werden sie als Teil des Planvermögens 
ausgewiesen und reduzieren damit direkt, das heisst ohne zusätzliche Be-
rücksichtigung, die Differenz zwischen Planvermögen und DBO.628 

• Inhaltlich sind zudem die Begründungen der beiden Arbeitsgruppen her-
vorzuheben, weshalb lediglich rechtsgültig beschlossene Sanierungsbei-
träge zu berücksichtigen sind: Die Autoren machen geltend, dass nur auf 
diese Art und Weise eine „einwandfreie Ermittlung der Höhe und der 
Dauer der Sanierungszahlungen ermöglicht“629 wird und IAS 19.93 le-
diglich auf die formal terms of the plan verweist. 

Dem ersten Argument ist, wie im Rahmen der Erklärungen zum Full Ba-
lance Sheet Approach und dem vorhergehenden Absatz bereits erwähnt, 
klar zuzustimmen. Die wohl grösste Stärke dieses Ansatzes liegt in der 
reduzierten Unsicherheit, da im Gegensatz zur Berücksichtigung von po-
tentiellen Sanierungsbeiträgen keinerlei zusätzliche Annahmen über in 
Zukunft vorzunehmende Sanierungen notwendig sind und damit auch 
keine Differenzen zwischen Soll- und Ist-Werten auftreten können.630 

                                              
625  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
626  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
627  Vgl. Fn. 610. 
628  Entscheidend ist, dass bei Sanierungsbeiträgen das Planvermögen erhöht wird, während die DBO 

unberührt bleibt (durch die Sanierungsbeiträge erwirbt der Arbeitnehmer kein Recht auf eine zu-
sätzliche Leistung). Dies im Gegensatz zu ordentlichen Beiträgen oder freiwilligen Einkäufen in 
die Pensionskasse durch den Arbeitnehmer, welche gleichzeitig immer auch die DBO erhöhen. 

629  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
630  Vgl. Kapitel 4.1.3.3. Das Argument gilt allerdings, wie angetönt, nur unter der Bedingung, dass 

einmal beschlossene Sanierungsmassnahmen nicht mehr verändert werden. 
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Im Grundsatz ebenfalls richtig ist, dass in IAS 19.93 kein Verweis auf 
eine constructive obligation zu finden ist. Es stellt sich allerdings die 
Frage, ob damit tatsächlich nur Beiträge von dieser Bestimmung betrof-
fen sein können, welche auf einer formellen Grundlage beruhen. Die 
Vorschrift ist daher vor dem Hintergrund der übrigen Angaben zum 
Risk-Sharing zu betrachten: Wie Kapitel 3.1.2 gezeigt hat, handelt es 
sich bei IAS 19.93, zusammen mit IAS 19.92, um eine erklärende Vor-
schrift zu IAS 19.87(d). Die Generalnorm in IAS 19.87(d) verweist le-
diglich auf Beiträge der Arbeitnehmer oder Drittparteien und macht kei-
ne Angaben dazu, ob diese formell beschlossen sein müssen oder nicht. 
Erst in IAS 19.92 wird zwischen verschiedenen Arten von Beiträgen un-
terschieden, wobei in einem ersten Schritt zu prüfen ist, ob es sich dabei 
um eine Rückvergütung (reimbursement) handelt.631 Für Beiträge, wel-
che keine Rückvergütung darstellen, muss in einem zweiten Schritt ge-
prüft werden, ob die zusätzlichen Leistungen freiwillig oder verpflich-
tend eingebracht werden (IAS 19.92). An dieser Stelle werden allerdings 
Beiträge, welche auf einer constructive obligation beruhen, die über die 
formal terms of the plan hinausgeht, den Beiträgen aufgrund einer for-
mellen Grundlage ausdrücklich gleichgestellt.632 Ziel von IAS 19.93 ist 
es anschliessend nur noch, die verpflichtend zu leistenden Beiträge da-
nach zu unterscheiden, ob diese im Zusammenhang mit der Dienstzeit 
des Vorsorgenehmers stehen oder nicht.633 Dabei müssen aber zwingend 
sowohl Beiträge gemeint sein, die auf einer formellen Grundlage beru-
hen, als auch diejenigen, die sich aus einer constructive obligation erge-
ben, da ansonsten letztere nicht geregelt wären. Zusammenfassend wird 
damit klar, dass auch Sanierungsbeiträge von IAS 19.93 erfasst werden, 
die sich aus einer constructive obligation und damit ohne formellen Sa-
nierungsbeschluss ergeben. 

                                              
631  Vgl. zur Unterscheidung der Beiträge insbesondere Abbildung 3.1. 
632  IAS 19.92 ist im Original folgendermassen formuliert: “Contributions by employees or third par-

ties are either set out in the formal terms of the plan (or arise from a constructive obligation that 
goes beyond those terms), or are discretionary.” Aufgrund des Kommas sowie der Ergänzung, 
welche in Klammern gefasst ist, lässt sich nicht argumentieren, dass Beiträge, welche auf einer 
constructive obligation beruhen, eine dritte Kategorie darstellen. 

633  Sowie natürlich, wo und wie diese zu erfassen und auszuweisen sind, das heisst im Vorsorgeauf-
wand oder im OCI. 
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• Zusätzlich ist darauf einzugehen, dass gemäss den beiden Arbeitsgrup-
pen auch bei anderen Sanierungsmassnahmen keine Annahmen oder 
Schätzungen über zukünftige Entscheide gemacht werden dürfen, son-
dern nur „Leistungskürzungen in Betracht fallen können, welche durch 
rechtlich formelle Reglementsanpassungen definitiv beschlossen 
sind.“634 Damit wäre eine pauschale Begrenzung der Unterdeckung nach 
IAS 19, wie sie beispielsweise der Liability Ceiling Approach fordert, 
nicht zulässig. 

Dagegen ist einerseits festzuhalten, dass sowohl die Bestimmung in IAS 
19.87(a) als auch die Generalnorm in IAS 19.88, welche ihrerseits eine 
Ausführungsbestimmung zu IAS 19.87(a) darstellt, auf die formal terms 
of the plan und eine constructive obligation, welche darüber hinausgeht, 
verweisen. Die Bestimmung in IAS 19.88(c), welche von den beiden 
Kammern genannt wird, ist ausdrücklich ein detaillierendes Beispiel zur 
Generalnorm in IAS 19.88.635 Entsprechend dürfen von dieser Vorschrift 
nicht nur rechtlich verbindlich beschlossene Sanierungsmassnahmen be-
troffen sein. 

Andererseits weisen die beiden Arbeitsgruppen selbst darauf hin, dass 
für nicht klar reglementarisch geregelte Annahmen „auf die ökonomi-
sche Realität im Sinne eines best estimate abzustellen“ 636 sei. Hierzu 
haben die Ausführungen im Rahmen des Liability Ceiling Approach klar 
gezeigt, dass eine bestmögliche Schätzung eines unsicheren Ereignisses 
keinesfalls absichtlich überbewertet werden darf.637 Das heisst, nur weil 
es schwierig ist, zukünftige Sanierungsmassnahmen vorherzusehen, darf 
nicht einfach darauf verzichtet werden. Stattdessen müsste im Sinne ei-
ner vernünftigen Betrachtungsweise638 und aufgrund von Erfahrungswer-
ten eine allgemein vertretbare Prognose eines Sanierungsplans aufge-
stellt werden, welche durch eine allenfalls notwendige Anpassung bei 
einer Einzelfallbetrachtung berichtigt wird. 

                                              
634  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
635  IAS 19.88 leitet auf die Erklärungen in Lit. (a) bis (c) mit der Formulierung über: „[…] this is the 

case if, for example: […]”. 
636  Zanella & Welser, 2012, S. 436. 
637  Vgl. Kapitel 4.1.5.1. 
638  Vgl. Fn. 558. 
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4.1.7.4 Fazit 

Vergleicht man die Überlegungen der Schweizerischen Treuhand-Kammer sowie der 
Schweizerischen Kammer der Pensionskassenexperten zur Umsetzung von IAS 19 in 
der Schweiz mit den Erkenntnissen der vorliegenden Arbeit, zeigt sich zusammenfas-
send und in den Grundzügen eine hohe Übereinstimmung. Aus beiden Perspektiven 
liegt der Schluss nahe, dass die überarbeiteten Vorschriften zwar weitreichende, nicht 
aber fundamentale Änderungen der Bilanzierungspraxis von Vorsorgeverpflichtungen 
in der Schweiz mit sich bringen werden. Eine im Rahmen des Diskussionspapiers bei-
spielsweise durchaus zur Debatte stehende Neuklassifikation der Pläne als beitragsori-
entiert dürfte nicht nur für reguläre, sondern auch für vollversicherte Pläne kaum aus 
den neuen Bestimmungen abgeleitet werden können.639 

In Bezug auf die Vorschriften zum Risk-Sharing herrscht ebenso weitgehend Einigkeit 
darüber, dass diese zu einer veränderten Erfassung und Berechnung der ordentlichen 
Arbeitnehmerbeiträge bei der Bilanzierung nach IAS 19 führen werden. Konkrete und 
verlässliche Angaben zum Umfang der Veränderungen sind allerdings schwierig zu 
machen, da die Auswirkungen insbesondere stark von der Altersstruktur der Vorsor-
genehmer abhängig ist. In aller Regel dürfte es zu einer leichten Reduktion der DBO 
und damit (je nach Höhe des Planvermögens) allenfalls auch zu einer Abnahme der 
auszuweisenden Verpflichtung beim Arbeitgeber kommen. 

Bei der Frage der korrekten Behandlung von Sanierungsmassnahmen kristallisiert sich 
heraus, dass die beiden Arbeitsgruppen den in Kapitel 4.1.3 portraitierten Full Balance 
Sheet Approach favorisieren. Entscheidend ist dabei, dass Sanierungsmassnahmen bei 
der Bilanzierung durch den Arbeitgeber erst berücksichtigt werden dürfen, wenn sie 
beschlossen worden sind, eine vorgängige Reduktion der Unterdeckung für potentiell 
zu ergreifende Massnahmen scheidet vor diesem Hintergrund aus. Wie im entspre-
chenden Kapitel allerdings bereits aufgezeigt, herrschen berechtigte Zweifel darüber, 
ob dieses streng auf die formaljuristische Entscheidungsfindung ausgerichtete Vorge-
hen tatsächlich im Sinne des Standardsetzers sein kann. Aufgrund der dargelegten Ar-
gumentation liegt die Schlussfolgerung nahe, dass die Risk-Sharing Vorschriften eine 
umfassendere und stärker auf die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse ausge-
richtete Beurteilung verlangen. 

                                              
639  Vgl. das Diskussionspapier “Preliminary Views on Amendments to IAS 19 Employee Benefits” 

sowie die Erklärungen dazu in Kapitel 2.2.1 und Fn. 176. 
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4.1.8 Fazit 

Ziel dieses Kapitels war es, fünf verschiedene Abbildungsmöglichkeiten für die Bilan-
zierung von Risk-Sharing in Schweizer Vorsorgeplänen vorzustellen, deren Auswir-
kungen anhand eines Beispiels aufzuzeigen und anschliessend kritisch zu würdigen. 
Zudem liessen sich die verschiedenen Methoden mit dem aktuell gängigen Vorschlag 
der Praxis vergleichen, sodass zentrale Gemeinsamkeiten, aber auch Unterschiede er-
kennbar wurden. 

Am Ende der Ausführungen stellt sich damit die Frage, welche Konsequenzen aus der 
gesamten Analyse abgeleitet werden können, worauf sich als Antwort und im Sinne 
einer Zusammenfassung Folgendes festhalten lässt: 

• Zunächst hat sich gezeigt, dass jeder Ansatz, selbst wenn er auf den ers-
ten Blick kaum für eine Anwendung in der Praxis in Frage kommt, posi-
tive Eigenschaften aufzuweisen vermag und an einzelnen Stellen allen 
anderen Alternativen überlegen ist. Insbesondere das Kriterium der tat-
sachengetreuen Darstellung als Hauptanforderung an entscheidungsnütz-
liche Finanzinformationen wurde aus sehr unterschiedlichen Blickwin-
keln betrachtet und vermochte je nach Perspektive besonders zu über-
zeugen. An dieser Stelle hat sich vor allem die Frage nach der tatsächli-
chen wirtschaftlichen Verpflichtung des Arbeitgebers bei einer Unterde-
ckung als Schlüsselgrösse herausgestellt.640 

• Allen Ansätzen gemein ist hingegen auch, dass sie zum Teil erhebliche 
Mängel aufweisen. Bei einzelnen traten diese bereits zu Beginn auf, da 
sie sich beispielsweise nicht in die Vorschriften von IAS 19 eingliedern 
lassen, andere wiederum zeigen erst bei der praktischen Umsetzung 
Probleme.641 

Als zentrales Problem und eigentliche Quintessenz der Arbeit verbleibt jedoch die Un-
klarheit, welcher der portraitierten Ansätze sich am besten für eine Umsetzung in der 
Praxis eignet. Im Rahmen einer Gesamtevaluation der unterschiedlichen Methoden 
widmet sich das anschliessende Kapitel der Beantwortung dieser Frage. 

 
                                              
640  Vgl. insbesondere das Abwägen zwischen Full Balance Sheet Approach, Net Liability Approach 

und Liability Ceiling Approach. 
641  Dies trifft beispielsweise auf den Net Liability Approach und den Deconstruction Approach zu. 
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4.2 Evaluation der Abbildungsmöglichkeiten 

4.2.1 Einleitung 

Die Ausführungen zur Würdigung der einzelnen Ansätze im vorhergehenden Kapitel 
haben gezeigt, dass die unterschiedlichen Varianten zu einer enormen Bandbreite an 
Lösungsmöglichkeiten und Auswirkungen führen, wobei jedes Vorgehen mit positiven 
und negativen Eigenschaften behaftet ist. Vor dem Hintergrund dieser Ausgangslage 
lässt sich ein zentrales Ergebnis der nun folgenden Gesamtevaluation bereits zu Be-
ginn festhalten: Es wird nicht möglich sein, für das zu untersuchende Problem der Ab-
bildung von Risk-Sharing eine einzig „korrekte“, „richtige“ oder „wahre“ Lösung zu 
finden. 

Diese Erkenntnis lässt sich mit der stets zugrunde liegenden und bereits mehrfach be-
sprochenen Problematik begründen, dass die Anwendung von international gültigen 
Rechnungslegungsvorschriften auf lokales Sozialversicherungsrecht immer zu Ausle-
gungsfragen und Überschneidungen führen wird.642 Die grundlegend unterschiedli-
chen Perspektiven eines jurisdiktionsspezifischen, rechtlichen Sachverhalts und eines 
Bilanzierungsstandards, welcher sich explizit auf eine grenzüberschreitende Anwen-
dung ausrichtet, lassen sich (auch) bei dieser Frage nicht überwinden. 

Des Weiteren zeigt sich gerade an dieser Stelle, dass gar nicht eine einzig richtige Lö-
sung, sondern im pragmatischen Sinne ein Kompromiss gesucht ist. Das Ziel bei der 
Bilanzierung nach einer prinzipienorientierten Vorschrift ist nicht das Abstützen auf 
Regeln, welche jeden Einzelfall exakt erfassen, sondern das Finden eines Weges, der 
„Lösungen aus den über den konkreten einzelnen Sachverhalt hinaus geltenden über-
geordneten Prinzipien“643 ableitet. Das Endergebnis der Bemühungen muss es daher 
sein, eine Lösung zu finden, welche die internationalen Normen zwar erfüllt, gleich-
zeitig aber auch den lokalen Gegebenheiten bzw. den daraus entstehenden Anforde-
rungen der Adressaten der Rechnungslegung gerecht wird. Aus diesem Grund greift 
die Evaluation im nun folgenden Kapitel erneut auf die qualitativen Anforderungen an 
Finanzinformationen aus dem Rahmenkonzept zurück.644 

                                              
642  Und dies insbesondere in einem Bereich des Sozialversicherungsrechts, welcher nicht einen be-

stimmten Lösungsweg vorschreibt, sondern durch Minimalvorschriften eine Vielzahl von Mög-
lichkeiten und Wegen offen lässt. 

643  Berndt, 2005, S. 108. 
644  Zu den Anforderungen vgl. Kapitel 3.4.2. 
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4.2.2 Evaluation 

Zur Gliederung der Gesamtevaluation wird wie bereits in Kapitel 3.4.2 zwischen fun-
damentalen und ergänzenden Anforderungen aus dem Rahmenkonzept unterschie-
den.645 Diese werden in einem ersten Schritt über die unterschiedlichen Ansätze hin-
weg diskutiert und verglichen, wobei die Ausführungen jeweils auf die Würdigungen 
der einzelnen Methoden zurückgreifen. In einem zweiten Schritt werden die jeweiligen 
Bewertungen aggregiert und zu einem Gesamtergebnis verdichtet. Zu beachten gilt es 
allerdings, dass sich das Endergebnis nicht einfach als Summe der Zwischenbewertun-
gen ergibt, da die einzelnen Faktoren unterschiedlich zu gewichten sind. Im Sinne ei-
ner Gesamtschau fasst Abbildung 4.9 das Vorgehen zusammen. 

Als erste fundamentale Anforderung an die Qualität von Finanzinformationen ist die 
Relevanz mit dem ergänzenden Grundsatz der Wesentlichkeit zu prüfen. Dabei gilt 
eine Information dann als relevant, wenn sie für die Adressaten der Rechnungslegung 
einen voraussagenden und / oder bestätigenden Charakter aufweist (CF.QC5-6). Vor 
diesem Hintergrund sind insbesondere der Defined Contribution Approach sowie der 
Net Liability Approach kritisch zu beurteilen. Beiden Ansätzen gemein ist, dass die 
Pflicht des Arbeitgebers, weitere Leistungen erbringen zu müssen, welche über die 
ordentlichen Beiträge hinausgehen, erst dann in Bilanz und Erfolgsrechnung erkennbar 
wird, wenn sie bereits eingetreten ist oder ihr Eintritt unmittelbar bevorsteht. Ähnli-
ches gilt für den Full Balance Sheet Approach, welcher wiederum die zusätzliche 
Leistungspflicht der Arbeitnehmer erst bei ihrem rechtsverbindlichen Beschluss be-
rücksichtigt. In diesem Sinne gelingt es dem Liability Ceiling Approach und dem De-
construction Approach besser, wenngleich nicht gänzlich perfekt, eine voraussagende 
Information zur Verfügung zu stellen. 

Bei dem ergänzenden Erfordernis der Wesentlichkeit vermögen der Defined Contribu-
tion Approach und der Net Liability Approach hingegen zu überzeugen. Aufgrund der 
stark reduzierten Komplexität gelingt es ihnen im Vergleich zu den übrigen drei An-
sätzen besonders erfolgreich, sich auf die entscheidungsrelevanten Informationen der 
laufenden Aufwendungen und der unmittelbaren Leistungspflicht zu beschränken. 

 
                                              
645  Zur Erinnerung: Gemäss Rahmenkonzept müssen die fundamentalen Anforderungen zwingend 

erfüllt sein, damit die Berichterstattung entscheidungsnützlich ist (CF.QC4). Die Entscheidungs-
nützlichkeit wird darüber hinaus erhöht, wenn auch die ergänzenden Anforderungen beachtet 
bzw. erfüllt werden (CF.QC4). 
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Abbildung 4.9: Evaluation der Abbildungsmöglichkeiten646 
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Relevanz − − − + + 

 Wesentlichkeit + − + − − 

       Tatsachengetreue Darstellung647 − − − − + + 

 Vollständigkeit − − − + + 

 Neutralität − − − − + + 

 Fehlerfreiheit648 + − + − − − 

Ergänzende Anforderungen      

 Vergleichbarkeit − − + + − − + − − 

 Nachprüfbarkeit + + − + + − + 

 Zeitnähe649 − + − + + 

 Verständlichkeit + + − + + + − − 

       

Gesamtergebnis − + − − + + − − 

        

                                              
646  Quelle: Eigene Darstellung. 
 Skala: − − = sehr ungeeignet, − = ungeeignet, + = geeignet, + + = sehr geeignet 
647  Die Beurteilung ergibt sich als Summe aus den drei Subkriterien Vollständigkeit, Neutralität und 

Fehlerfreiheit (CF.QC12). 
648  Diese Erfordernis lässt sich grundsätzlich nur ex post beurteilen. Bewertet wird daher die Fehler-

anfälligkeit des Prozesses, welcher der Methode zugrunde liegt. 
649  Auch für diesen Faktor ist ex ante keine schlüssige Beurteilung möglich. Gemessen wird daher, 

zu welchem Zeitpunkt die Adressaten über eine potentielle oder tatsächliche Sanierungspflicht 
des Arbeitgebers informiert werden. 
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Die tatsachgengetreue Darstellung als zweite fundamentale Anforderung wird mit Hil-
fe der drei Subkriterien Vollständigkeit, Neutralität und Fehlerfreiheit beurteilt. In Be-
zug auf die Vollständigkeit ist beim Defined Contribution Approach und beim Net Li-
ability Approach wiederum zu kritisieren, dass in Perioden ohne bereits eingetretene 
oder unmittelbar bevorstehende Sanierung der Vorsorgeeinrichtung für die Adressaten 
nicht erkennbar ist, dass der Arbeitgeber einer latenten Nachschusspflicht unterliegt. 
Dieser nicht ausgewiesene, potentielle wirtschaftliche Nutzenabfluss ist im Vergleich 
zu den übrigen zur Verfügung stehenden Ansätzen als unvollständig im Sinne der 
Rechnungslegung zu beurteilen. Wie in Kapitel 4.1.3 bereits diskutiert, stellt sich beim 
Full Balance Sheet Approach allerdings die Frage, ob das Kriterium der Vollständig-
keit nicht auch eine Obergrenze mit sich bringt. So betrachtet, wäre eine komplett 
beim Arbeitgeber bilanzierte Unterdeckung ebenfalls „unvollständig“, da sie den An-
teil vernachlässigt, welcher von den Arbeitnehmern aufzubringen ist.650 

Die Frage der Berücksichtigung von Arbeitnehmersanierungsbeiträgen wird jedoch 
insbesondere im Rahmen der Beurteilung der Neutralität relevant. Allgemein lässt sich 
an dieser Stelle festhalten, dass im Rahmen einer neutralen Bilanzierung nicht nur das 
Risiko eines Arbeitgebers, zusätzliche Mittel in die Vorsorgeeinrichtung einbringen zu 
müssen, sondern auch die Chance, zusätzliche Beiträge durch die Arbeitnehmer auf-
bringen zu können, berücksichtigt werden sollte. Daher zeigt sich beispielsweise, dass 
der Full Balance Sheet Approach durch die einseitige Bilanzierung des Arbeitgeberri-
sikos für eine entsprechend tatsachengetreue Darstellung nicht zu überzeugen ver-
mag.651 Beim Defined Contribution Approach und dem Net Liability Approach muss 
wiederum kritisiert werden, dass in Perioden ohne Sanierung zwar keine Chance aber 
auch kein Risiko bilanziert wird. Insofern gelingt ein ansatzweise neutraler Ausweis 
nur beim Liability Ceiling Approach und beim Deconstruction Approach. 

Die Beurteilung der Fehlerfreiheit ist ex ante grundsätzlich nicht möglich, für die Eva-
luation der Ansätze wird daher im Sinne einer Alternative die Fehleranfälligkeit des 
Prozesses herangezogen. Aufgrund des unklaren Bewertungsmassstabs dürfte an die-
ser Stelle insbesondere der Deconstruction Approach anfällig für Umsetzungsproble-
me sein. So ist es, wie in Kapitel 4.1.6 dargestellt, zum einen nicht immer ganz ein-
fach, die Risk-Sharing Komponente von der eigentlichen Vorsorgezusage zu trennen 

                                              
650  Das Argument ist allerdings strittig, im Rahmenkonzept findet sich beispielsweise kein entspre-

chender Hinweis (vgl. Fn. 517). 
651  Vgl. Kapitel 4.1.3. 
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und zum anderen stehen nur begrenzt geeignete Verfahren zur Bewertung als Finan-
zinstrument zur Verfügung. Ebenso, wenn auch in weniger starkem Ausmass, sind der 
Full Balance Sheet Approach und der Liability Ceiling Approach betroffen, da die von 
IAS 19 vorgesehene Bewertungsmethode umfangreiche versicherungsmathematische 
Berechnungen nach sich zieht.652 Weitaus weniger anfällig für Fehler sind hingegen 
der Defined Contribution Approach und der Net Liability Approach, da sowohl für den 
Periodenaufwand als auch für die bilanzielle Erfassung auf bereits vorhandene Be-
rechnungen abgestützt werden kann.653 

Zusammenfassend zeigt sich damit, dass insbesondere der Liability Ceiling Approach 
und der Deconstruction Approach für eine möglichst tatsachengetreue Darstellung zur 
Verfügung stehen. Weniger geeignet sind hingegen der Defined Contribution Ap-
proach und der Net Liability Approach. Wie bereits besprochen, ist dieser Beurtei-
lungsfaktor aufgrund der fehlenden Neutralität und der fraglichen Vollständigkeit aber 
insbesondere beim Full Balance Sheet Approach in Frage zu stellen. 

Zur Beurteilung der ergänzenden Faktoren ist in einem ersten Schritt die Erfordernis 
der Vergleichbarkeit heranzuziehen. Da es sich um jurisdiktionsspezifische und in IAS 
19 grundsätzlich nicht vorgesehene Methoden handelt, ist die Vergleichbarkeit beim 
Net Liability Approach und beim Deconstruction Approach praktisch nicht erfüllt. 
Selbst bei einer konsequenten, schweizweiten Anwendung wäre ein grenzüberschrei-
tender Vergleich der betroffenen Abschlusspositionen de facto nicht mehr möglich. 
Dies gilt teilweise auch für den Defined Contribution Approach, da zumindest auslän-
dische Adressaten der Rechnungslegung diese Art und Weise der Bilanzierung nicht 
mit einer latenten Nachschusspflicht verknüpfen würden. Beim Liability Ceiling Ap-
proach handelt es sich zwar ebenfalls um eine lediglich lokal anwendbare Methode, 
diese ist aber immerhin klar als leistungsorientierte Bilanzierung erkennbar und die 
zugrunde liegenden Berechnungsmechanismen werden offengelegt. Mit Sicherheit am 
besten vergleichbar ist hingegen der Full Balance Sheet Approach, insbesondere in 
einem internationalen Umfeld. Durch die praktisch unveränderte Anwendung der Vor-
schriften aus IAS 19 ist kaum von wesentlichen Bewertungsunterschieden im Ver-
gleich zu ausländischen Vorsorgeplänen auszugehen. 

                                              
652  Zur Methode vgl. 2.2.4. 
653  Dieses Argument gilt daher nur unter der Bedingung, dass die extern erstellten Inputfaktoren 

ihrerseits fehlerfrei sind. Da diese jedoch auf einem gängigen Rechnungslegungsstandard beruhen 
und die Einhaltung entsprechend geprüft wird (vgl. Kapitel 2.1.2.3), ist in aller Regel davon aus-
zugehen, dass diese Anforderung erfüllt ist. 
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Das Erfordernis der Nachprüfbarkeit wird durch den Defined Contribution Approach 
und den Net Liability Approach hingegen besonders gut erfüllt. Lediglich bei diesen 
beiden Ansätzen ist es für den Adressaten möglich, die in Bilanz und Erfolgsrechnung 
erfassten Beträge mit der Jahresrechnung der Vorsorgeeinrichtung abzustimmen. Die-
sem Argument ist insbesondere deshalb besonderes Gewicht beizumessen, weil der 
Unterschied zwischen der Über- / Unterdeckung nach FER in der Jahresrechnung der 
Vorsorgeeinrichtung und dem vom Arbeitgeber ausgewiesenen Betrag nach IAS 19 
oftmals für Verwirrung sorgt.654 Im Ansatz gilt diese Beurteilung auch für den De-
construction Approach, da die Nachschusspflicht des Arbeitgebers immerhin indirekt 
aus der Bilanz erkennbar ist. Sowohl beim Full Balance Sheet Approach als auch beim 
Liability Ceiling Approach ist ein entsprechende Abstimmung der Beträge durch den 
Bilanzleser hingegen nicht möglich, was sich negativ auf die Nachprüfbarkeit aus-
wirkt. 

Die Anforderung der Zeitnähe ist – ähnlich der Fehlerfreiheit im Rahmen der Analyse 
einer tatsachengetreuen Darstellung – grundsätzlich nur ex post zu beurteilen. Der 
Faktor wird für die vorliegende Analyse deshalb dahingehend operationalisiert, als 
sich die Frage stellt, zu welchem Zeitpunkt die Adressaten über eine potentielle oder 
tatsächliche Sanierungspflicht des Arbeitgebers informiert werden.655 Unter der An-
nahme dieser Konkretisierung lässt sich der Faktor wiederum klar als Stärke oder 
Schwäche der einzelnen Ansätze zuordnen: So fällt beim Defined Contribution Ap-
proach und beim Net Liability Approach auf, dass die zusätzliche Leistungspflicht des 
Arbeitgebers erst dann in Bilanz und Erfolgsrechnung erkennbar wird, wenn sie bereits 
eingetreten ist oder ihr Eintritt unmittelbar bevorsteht. Im Gegensatz dazu ist bei den 
übrigen drei Ansätzen die zumindest drohende Gefahr bereits frühzeitig erkennbar, 
indem einerseits entsprechende Beträge beim Arbeitgeber passiviert werden und ande-
rerseits der Periodenaufwand über den Ausweis der ordentlichen Arbeitgeberbeiträge 
hinausgeht. 

                                              
654  Vgl. Kapitel 3.1.3.3. 
655  Dies entspricht im weiteren Sinne der Konkretisierung, welche durch das Rahmenkonzept vorge-

nommen wird. Gemäss dem framework bedeutet Zeitnähe, dass den Adressaten eine entschei-
dungsnützliche Information zur Verfügung gestellt werden muss, bevor sie ihre Entscheidungen 
treffen (CF.QC29). Vor diesem Hintergrund dürfte ein Adressat nicht erst beim drohenden oder 
tatsächlichen Eintritt einer Nachschusspflicht über deren Existenz informiert werden wollen, son-
dern müsste bereits in Perioden, welche keine Sanierung des Vorsorgeträgers verlangen, darüber 
in Kenntnis gesetzt werden, dass allenfalls über die ordentlichen Beiträge hinaus Leistungen für 
die berufliche Vorsorge der Arbeitnehmer aufzubringen sein werden. 
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Damit verbleibt als Letztes die Beurteilung der Verständlichkeit im Sinne einer klaren 
und prägnanten Anordnung, Kennzeichnung und Darstellung von Informationen 
(CF.QC30). Diesbezüglich hat sich bereits gezeigt, dass eine beitragsorientierte Bilan-
zierung, wie sie durch den Defined Contribution Approach und im weiteren Sinne 
auch durch den Net Liability Approach vorgesehen ist, an Verständlichkeit für den Bi-
lanzleser kaum zu übertreffen ist.656 Beide Methoden zeigen lediglich die ordentlich 
durch den Arbeitgeber zu entrichtenden Beiträge und verzichten mit Ausnahme der 
Perioden, welche weitere Sanierungsleistungen notwendig machen, auf jedwede zu-
sätzliche Angabe von Informationen. Im Gegensatz dazu ist bei einer leistungsorien-
tierten Bilanzierung bereits aufgrund der zu vermittelnden Fülle von Informationen zur 
Bewertungsmethodik kaum eine wirklich prägnante Darstellung möglich. Dem Liabili-
ty Ceiling Approach ist im Vergleich zum Full Balance Sheet Approach immerhin zu-
gute zu halten, dass durch die Begrenzung der Vorsorgeverpflichtung eine klarere Dar-
stellung der tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse gelingt. Da der Deconstruction 
Approach über die leistungsorientierte Bilanzierung hinausgehende Angaben zur Risk-
Sharing Komponente vermitteln muss, steigt die damit verbundene Komplexität noch 
zusätzlich an. Diesbezüglich ist dieser Ansatz daher klar negativ zu beurteilen. 

Zusammenfassend und als Gesamtergebnis lässt sich der am besten geeignetste Ansatz 
somit durch ein Ausschlussverfahren herleiten: Der Net Liability Approach und der 
Deconstruction Approach müssen verworfen werden, da sie für eine tatsachengetreue 
Darstellung zwar durchaus geeignet wären, sich ohne fundamentale Überarbeitung des 
Standards aber nicht mit den übrigen Bestimmungen in IAS 19 vereinbaren lassen. 
Ähnliches gilt für den Defined Contribution Approach: Eine Veränderung der Klassi-
fikationskriterien für die Bestimmung von leistungs- und beitragsorientierten Plänen 
war gar nicht beabsichtigt.657 Diese wäre für eine Neuklassifikation jedoch zwingend 
notwendig, um die Adressaten klar und verständlich über die Methodenänderung und 
die damit verbundenen Konsequenzen zu informieren. Damit verleiben der Full Ba-
lance Sheet Approach und der Liability Ceiling Approach als mögliche Lösungsansät-
ze. Dabei vermag letzterer allerdings deutlich mehr zu überzeugen, da er durch die 
Beschränkung der Vorsorgeverbindlichkeit einer tatsachengetreuen Darstellung weit-
aus näher kommt. 

                                              
656  Vgl. die Kapitel 4.1.2 und 4.1.4. 
657  Dies gilt zumindest für die Verhältnisse in der Schweiz und den momentanen Stand der Überar-

beitung. Bei einer zukünftigen Erneuerung von IAS 19, insbesondere bei einer Veränderung der 
Klassifikationskriterien, wäre die Ausgangslage allenfalls neu zu beurteilen. 
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4.2.3 Fazit 

Wie einleitend zu diesem Kapitel erwähnt, war es nicht Sinn und Zweck der Ausfüh-
rungen, eine einzig richtige Lösung zu finden. Vielmehr ging es bei der Gesamtevalua-
tion darum, im Sinne einer Zusammenfassung die unterschiedlichen Vor- und Nachtei-
le der identifizierten Methoden zur Abbildung von Risk-Sharing aufzuzeigen. In der 
Summe stellt sich damit nicht die Frage nach dem korrekten Ansatz, sondern nach dem 
am besten geeignetsten Kompromiss, um innerhalb der Leitplanken des Standards den 
lokalen Gegebenheiten gerecht zu werden. 

Vor diesem Hintergrund hat sich herausgestellt, dass aus Sicht der fundamentalen qua-
litativen Anforderungen an Finanzinformationen insbesondere die Frage nach einer 
tatsachengetreuen Darstellung entscheidend ist. Dabei gilt der Grundsatz, dass eine 
Abbildungsmöglichkeit umso mehr als faithful im Sinne der IFRS betrachtet werden 
kann, je näher sie der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung des Arbeitgebers 
kommt. Bei den ergänzenden Kriterien aus dem Rahmenkonzept hat sich insbesondere 
das Abwägen zwischen Verständlichkeit, Nachprüfbarkeit und Vergleichbarkeit als 
äusserst schwierige Gratwanderung ergeben. Oftmals wäre eine hochkomplexe Be-
rechnung, vorzugsweise versehen mit zahlreichen Besonderheiten und Ausnahmen, 
zwar fehlerfrei und nachprüfbar, für den Bilanzleser aber kaum verständlich und schon 
gar nicht mehr vergleichbar. 

Im Endeffekt wird damit klar, dass aus Sicht einer entscheidungsnützlichen Finanzin-
formation der Liability Ceiling Approach am meisten zu überzeugen vermag.658 Mit 
ihm liegt ein Ansatz vor, der die zugrunde liegende Problematik der Abbildung von 
Risk-Sharing mit einem zwar pragmatischen und vereinfachten Verfahren löst, gerade 
deshalb aber für eine Anwendung in der Praxis taugt. Die Auswahl dieses Ansatzes hat 
jedoch zur Folge, dass die vorliegende Arbeit für eine andere Lösung plädiert, als in 
der Praxis momentan vorgesehen ist. Im Kern lässt sich die Differenz auf die Frage 
zurückführen, ob Sanierungsmassnahmen bei der Bilanzierung durch den Arbeitgeber 
erst berücksichtigt werden dürfen, wenn sie beschlossen sind, oder ob bereits zuvor, 
im Sinne einer Schätzung, die Unterdeckung zu reduzieren ist. Die Arbeit spricht sich 
klar für letztere Variante aus. 

                                              
658  Zur Erinnerung: Die Entscheidungsnützlichkeit (decision usefulness) wird als grundlegendes Ziel 

und damit als Hauptanforderung an Informationen der Finanzberichterstattung nach IFRS / IAS 
definiert (CF.OB2). Die zuvor diskutierten qualitativen Anforderungen dienen der Operationali-
sierung und messbaren Umsetzung für die Praxis (vgl. Kapitel 3.4.1). 
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5 Schluss 

5.1 Ergebnisse und Schlussfolgerungen 

Die vorliegende Arbeit wurde von der Prämisse geleitet, dass die Anwendung interna-
tionaler Bilanzierungsvorschriften auf lokales Sozialversicherungsrecht regelmässig zu 
Auslegungsfragen und Umsetzungsschwierigkeiten führt. Im Kern hat sich diese An-
nahme auch für die Vorschriften zum Risk-Sharing bewahrheitet. Diese legen zwar 
grundlegend fest, wie ein entsprechender Effekt erfasst und ausgewiesen werden muss, 
nicht aber, wie die zu verbuchende Höhe bestimmt werden soll. Für die von den Vor-
schriften zum Risk-Sharing einerseits betroffene Situation einer Überdeckung ist diese 
Ausgangslage wenig problematisch: Mit Hilfe der Bestimmungen zum Asset Ceiling 
kann bereits zum heutigen Zeitpunkt sichergestellt werden, dass der Arbeitgeber nur 
dann einen Vermögenswert aktiviert, wenn ihm tatsächlich ein wirtschaftlicher Nutzen 
zufliesst. Zudem ist bei der Bemessung der Höhe dieses Wertes zu berücksichtigen, ob 
nur der Arbeitgeber von der Überdeckung profitiert, oder ob sie allenfalls mit anderen 
Parteien, wie beispielsweise den Vorsorgenehmern, zu teilen ist.659 Anders sieht es 
hingegen immer dann aus, wenn die Bruttovorsorgeverpflichtung das Planvermögen 
übersteigt und sich die Vorsorgeeinrichtung somit in einer Unterdeckung befindet. In 
dieser Situation führte die Anwendung der Vorschriften in IAS 19 bisher dazu, dass 
die Nettovorsorgeverpflichtung vollumfänglich dem Arbeitgeber zugerechnet und in 
seiner Bilanz passiviert wurde. Insofern bleibt die Aufteilung des Risikos aus einer 
Unterdeckung unberücksichtigt und es stellt sich die Frage, wie die Umsetzung der 
neuen Vorschriften zum Risk-Sharing konkret auszusehen hat. 

Aufgrund der überaus hohen Komplexität, welche mit der Bilanzierung von Vorsorge-
verpflichtungen in der Schweiz verbunden ist, gestaltet sich die praktische Anwendung 
äusserst schwierig. Den Schweizer IFRS-Anwendern wird dabei einerseits zum Ver-
hängnis, dass die für die Sanierung relevante Unterdeckung nicht beim Arbeitgeber 
und damit nach IAS 19, sondern aufgrund der gesetzlichen Vorschriften bei der Vor-
sorgeeinrichtung anhand der Massstäbe in FER 26 ermittelt wird. Andererseits steht 
der Vorsorgeeinrichtung nicht eine bestimmte Variante, sondern eine zahllose Kombi-
nation von Möglichkeiten zur Verfügung, um die Unterdeckung zu beheben. 

                                              
659  Vgl. Kapitel 2.2.4. 
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Aus diesem Grund lässt sich die Umsetzung der Vorschriften zum Risk-Sharing für 
Schweizer Vorsorgepläne nicht unmittelbar aus dem Standard ableiten, sondern muss 
zunächst in Form einer praktikablen und im Sinne der Vorschriften geeigneten Lösung 
entwickelt werden. Vor dem Hintergrund der zuvor genannten Schwierigkeiten haben 
sich insbesondere zwei Aspekte als kritisch erwiesen: Erstens ist es aufgrund der Vor-
schriften zum Risk-Sharing notwendig, die Unterdeckung auf die Höhe der tatsächli-
chen wirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen. In dieser Hinsicht hat sich gezeigt, 
dass zwar verschiedene Varianten denkbar wären, um die grundlegende Differenz zwi-
schen den Massstäben zur Ermittlung der Unterdeckung beim Arbeitgeber und bei der 
Vorsorgeeinrichtung zu überwinden, allerdings lassen sich diese oftmals nicht mit den 
übrigen Vorschriften in IAS 19 vereinbaren. Innerhalb der damit weiterhin verfügba-
ren Ansätze stellt sich Zweitens die Frage, ob die Ermittlung der wirtschaftlichen Ver-
pflichtung nur rechtlich verbindlich beschlossene oder auch potentiell zu ergreifende 
Sanierungsmassnahmen berücksichtigen soll. Aufgrund der Bestimmungen zum Risk-
Sharing und der grundlegenden Bilanzierungsmethodik im Standard ist hier klar für 
letztere Variante zu plädieren.660 

Diese Argumentation führt allerdings zum Problem, dass eine Methode gefunden wer-
den muss, mit deren Hilfe eine eigentliche Aufteilung der Unterdeckung vorgenom-
men werden kann, sodass sich der Anteil des Arbeitgebers daran bestimmen lässt. Wie 
sich herausgestellt hat, ist es aber praktisch unmöglich, für diese Aufgabe eine pau-
schale und in sämtlichen Situationen verlässliche Lösung zu finden. Es wäre daher 
verlockend, die daraus entstehende Diskussion zu umgehen und weiterhin eine voll-
ständige Berücksichtigung der Unterdeckung zu empfehlen. Diese Schlussfolgerung 
liegt insbesondere daher nahe, da sich zahlreiche Vertreter der Praxis parallel zur Er-
stellung der vorliegenden Arbeit ebenfalls mit der Problematik befasst haben und zu 
genau diesem Schluss kommen. Aus ihrer Sicht ist es unzulässig, Sanierungsmass-
nahmen, welche durch die Vorsorgeeinrichtung oder die Arbeitnehmer zu erbringen 
sind, vor ihrem rechtlich verbindlichen Beschluss zu berücksichtigten. Dies hat im 
Endeffekt zur Folge, dass die Unterdeckung gemäss IAS 19 bis zu diesem Zeitpunkt 
unverändert bleibt und somit in voller Höhe beim Arbeitgeber bilanziert wird.661 

 

                                              
660  Ein Verweis auf die einschlägigen Vorschriften und die Diskussion derselben findet sich in Kapi-

tel 4.1.5. 
661  Das Vorgehen wird in Kapitel 4.1.7 vorgestellt und gewürdigt. 
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Gegen dieses Vorgehen sprechen allerdings mehrere Argumente: Zum einen verlangen 
sowohl IAS 19.76 wie auch IAS 19.88(c), dass versicherungsmathematische Annah-
men mit ihrer bestmöglichen Schätzung (best estimate) zu erfassen sind. Allein schon 
aus dem Wortlaut des Begriffes lässt sich ableiten, dass kein exakter und in allen La-
gen zutreffender Wert, sondern eben eine Schätzung anzustreben ist. Da es sich bei 
den Bestimmungen zum Risk-Sharing ebenfalls um versicherungsmathematische An-
nahmen handelt, muss eindeutig festgehalten werden, dass diese Anforderung eben-
falls zu erfüllen ist. Zum anderen hat eine Analogie zu den Bestimmungen in IAS 37 
gezeigt, dass das Auftreten von Unsicherheit keinesfalls das absichtliche Überbewer-
ten einer Verpflichtung zur Folge haben darf.662 Unter Einbezug der Ausführungen in 
Kapitel 2.1.4 wird damit klar, dass eine vollständige Bilanzierung der Unterdeckung 
beim Arbeitgeber aus Sicht der Vorschriften zum Risk-Sharing schlichtweg als unzu-
lässig zu bezeichnen ist. Gemäss den vorangegangenen Erläuterungen kann nahezu 
ausgeschlossen werden, dass ein Arbeitgeber tatsächlich jedwede Unterdeckung der 
Vorsorgeeinrichtung aus eignen Mitteln und ohne Beteiligung einer anderen Partei zu 
finanzieren hat oder freiwillig finanziert. 

Im Sinne eines Kompromisses schlägt die vorliegende Arbeit daher Folgendes vor: 
Solange im konkreten Einzelfall keine unternehmensspezifischen Besonderheiten663 
dagegen sprechen, wird eine Unterdeckung nach IAS 19 generell mit einem Anteil 
zwischen 50% und 70% dem Arbeitgeber zugerechnet, der darüber hinausgehende Teil 
bleibt hingegen bilanziell unberücksichtigt. Gegenüber einer vollständigen Bilanzie-
rung hat diese Methode den entscheidenden Vorteil, dass sie den Vorschriften zum 
Risk-Sharing im Sinne einer tatsachengetreuen Darstellung näherungsweise Rechnung 
zu tragen vermag. In Analogie zum Asset Ceiling schafft der hier beschriebene Liabili-
ty Ceiling Approach zudem eine Neutralität zwischen der Bilanzierung auf der Aktiv- 
und der Passivseite. Unabhängig davon, ob die Gegenüberstellung von DBO und 
Planvermögen eine Über- oder Unterdeckung zeigt, wird nur derjenige Betrag in die 
Bilanz des Arbeitgebers übernommen, welcher dem tatsächlichen wirtschaftlichen 
Nutzen oder der tatsächlichen wirtschaftlichen Verpflichtung entspricht. 

                                              
662  Vgl. IAS 37.43: „[…] uncertainty does not justify the creation of excessive provisions or a delib-

erate overstatement of liabilities”. Die Analogie ist insbesondere deshalb zulässig, weil sich IAS 
37 an dieser Stelle explizit zur Ermittlung einer bestmöglichen Schätzung äussert. 

663  Zu denken ist beispielsweise an einen Arbeitgeber, welcher in der Vergangenheit aus sozialpoliti-
schen Gründen eine Unterdeckung der Vorsorgeeinrichtung vollumfänglich aus eigener Tasche 
ausfinanziert hat oder einen Vorsorgeträger, welcher reglementarisch eine Obergrenze des Ar-
beitgeberanteils zur Behebung einer Deckungslücke vorsieht (vgl. Kapitel 2.1.4). 
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Es ist allerdings davon auszugehen, dass diese Entscheidung erheblicher Kritik ausge-
setzt sein wird. Neben dem bereits diskutierten Vorgehen, nicht nur rechtlich verbind-
lich beschlossene, sondern auch potentielle Sanierungsmassnahmen zu berücksichti-
gen, ist beispielsweise fraglich, ob eine lediglich näherungsweise ermittelte Begren-
zung der Unterdeckung tatsächlich geeignet ist, eine derartige Änderung der Bilanzie-
rungsmethodik zu begründen. Ebenso dürfte kritisiert werden, dass sich das Verfahren 
zwar in Sitzungspapieren des IASB findet, im endgültig verabschiedeten Standard al-
lerdings keinen eindeutigen Niederschlag gefunden hat.664 Es sei daher ausdrücklich 
festgehalten, dass es sich beim Liability Ceiling Approach nicht um eine vollends per-
fekte Lösung, sondern vielmehr um einen pragmatischen Kompromiss handelt. Es be-
steht durchaus die Möglichkeit, dass einzelne Schätzparameter anders angenommen 
werden, als sie dann effektiv eintreten.665 

Es bleibt daher zu diskutieren, ob diese Kritik die vorliegende Methode tatsächlich für 
eine Anwendung in der Praxis disqualifiziert. Wie die Einleitung zu dieser Arbeit und 
auch die Ausführungen in Kapitel 4.2 gezeigt haben, ist es gar nicht das Ziel der Be-
mühungen, eine Lösung zu finden, welche die grundlegende Differenz zwischen den 
beiden unterschiedlichen Bezugsgrössen der internationalen Rechnungslegung und des 
lokalen Sozialversicherungsrechts endgültig zu überwinden vermag. Es geht vielmehr 
darum, die neuen Vorschriften zum Risk-Sharing darauf hin zu überprüfen, ob sie al-
lenfalls Gelegenheit dazu bieten, sich in der von Goethe einleitend genannten Art und 
Weise „strebend“ einer Lösung anzunähern. Vor diesem Hintergrund sieht die Beurtei-
lung der Lage wiederum deutlich anders aus: Die seit Jahren kritisierte Problematik, 
dass die Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen nach IAS 19 den Besonderheiten 
des Schweizer Vorsorgesystems und insbesondere dem gemeinsamen Tragen von Ri-
siken zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu wenig Bedeutung beimisst, könnte 
zumindest im Ansatz korrigiert werden.666 In dieser Hinsicht bieten die Bestimmungen 
zum Risk-Sharing durchaus eine beachtenswerte Chance, welche allerdings nur dann 
eine Wirkung erzielt, wenn sie auch genutzt wird. 

 
                                              
664  Zu den Beispielen aus den Sitzungspapieren vgl. Kapitel 4.1.5. 
665  Wie Kapitel 3.4.2 gezeigt hat, heisst dies aber ausdrücklich nicht, dass die Methode falsch ist. 
666  Zur Kritik vgl. Kapitel 3.3.3 sowie insbesondere Helbling, 2010b, S. 178: „Zusammenfassend 

gilt, dass eine volle Passivierung der nach FER 16 oder IAS 19 berechneten Unterdeckung als 
Passivposten in der Arbeitgeberbilanz aus den […] genannten Gründen zu hoch und rechtlich 
nicht vertretbar ist. Hier sollte eine Änderung für die unter das BVG fallenden Pensionskassen 
angestrebt werden.“ Zu den genannten Gründen vgl. Fn. 439. 
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Insbesondere unter Berücksichtigung der momentan aufkommenden Debatte zur Zu-
kunft der internationalen Rechnungslegung in der Schweiz, dürfte dieser Erkenntnis 
besondere Bedeutung zukommen.667 So ist die stellenweise aufflammende Verärge-
rung der IFRS-Anwender in der Schweiz durchaus nachvollziehbar, wenn man be-
denkt, dass die vorliegende Dissertation trotz Abschaffung der Korridormethode im-
mer noch rund 30 Seiten Platz braucht, um alleine die grundlegende Bilanzierungsme-
chanik des IAS 19 zu erklären, während das IFRIC noch vor Inkrafttreten des überar-
beiteten Standards bereits über die nächsten Anpassungen debattiert.668 Allerdings hat 
die Arbeit ebenfalls gezeigt, dass eine möglichst einfach zu handhabende Lösung, wie 
sie beispielsweise der Defined Contribution Approach bietet, das Ziel einer tatsachen-
getreuen Darstellung im Zusammenhang mit dem System der beruflichen Vorsorge in 
der Schweiz schlichtweg nicht zu erreichen vermag. So gesehen ist eine prinzipienori-
entierte Rechnungslegung, wie sie die IFRS sind (oder zumindest sein sollten669), ei-
gentlich ein Glücksfall: Mit Hilfe des hohen Abstraktionsgrades der zugrunde liegen-
den Prinzipien ermöglichen sie eine lückenlose Regelung sämtlicher Sachverhalte, 
selbst wenn diese vom Standardsetzer gar nicht bedacht worden sind.670 

Allerdings gibt es diesen „Persil-Schein“ in Form einer Lückenlosigkeit nicht umsonst: 
Denn verbunden mit der Allanwendbarkeit ist zumeist auch ein erhöhter Auslegungs-
bedarf.671 Mit Blick auf die hier zu diskutierende Bilanzierung von Vorsorgeverpflich-
tungen in der Schweiz ist es somit nicht Aufgabe des IASB oder des IFRIC, eine pas-
sende Lösung bereitzustellen, sondern die Pflicht der Schweizer IFRS-Anwender, der 
Prüfungs- und Beratungsbranche sowie nicht zuletzt auch der Wissenschaft, innerhalb 
der Leitplanken des Standards ein geeignetes Vorgehen aus den Prinzipien abzuleiten 
und anzuwenden. In diesem Sinne offeriert die vorliegende Arbeit eine Möglichkeit, 
anhand der Vorschriften zum Risk-Sharing durch Eigeninitiative selbst zur Attraktivi-
tät des Standards beizutragen. Obwohl sich über die genaue Ausgestaltung des hier 
vorgeschlagenen Begrenzungsmechanismus sicherlich streiten lässt, bringt er die Pra-
xis der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen in der Schweiz eindeutig näher an 
die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse. 

                                              
667  Vgl. beispielsweise Leibfried, 2012, S. 28; Meyer, 2012b, S. 33; Schmutz, 2012b, S. 35 sowie 

Meyer, 2012c, S. 41. 
668  Vgl. beispielsweise IFRIC, 2012f. 
669  Vgl. dazu erneut Leibfried, 2012, S. 28 und Meyer, 2012b, S. 33. 
670  Vgl. Ballwieser, 2009, S. 19 und Berndt, 2005, S. 110-113. 
671  Vgl. wiederum Berndt, 2005, S. 113. 
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5.2 Zusammenfassende Thesen 

Zum Abschluss der Arbeit werden die zentralen Gedankengänge und Ergebnisse in 
Form von sieben Thesen zusammengefasst. 

 

(1) Die Anwendung von international gültigen Rechnungslegungsstandards auf lokales 
Sozialversicherungsrecht der Schweiz führt oftmals zu Umsetzungsschwierigkeiten. 

Wie bereits die früheren Neuordnungen von IAS 19 gezeigt haben, ist 
die Anwendung internationaler Rechnungslegungsnormen zur Bilanzie-
rung von Vorsorgeverpflichtungen meist mit zahlreichen Schwierigkei-
ten verbunden. Selbst kleinere Veränderungen im Standard oder die Her-
ausgabe einer zusätzlichen Interpretationshilfe können ungeahnte und 
teilweise weitreichende Konsequenzen mit sich bringen. Dieses Phäno-
men lässt sich allerdings mit dem Charakter des zugrunde liegenden 
Sachverhaltes und dem Selbstverständnis europäischer Rechnungsle-
gungsnormen erklären: Zum einen bringt eine prinzipienbasierte Norm 
oft einen gewissen Auslegungsbedarf mit sich. Zum anderen dürfte die-
ser umso grösser sein, je weiter entfernt sich der Standardsetzer bei der 
Schaffung der Bestimmungen vom zu betrachtenden Sachverhalt befun-
den hat. Bei genauer Betrachtung zeigt sich, dass diese Differenz bei der 
Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen regelmässig besonders gross 
sein dürfte. Der zugrunde liegende Sachverhalt lässt sich zwar sehr wohl 
über Landesgrenzen hinweg vergleichen, die konkrete Ausgestaltung ist 
aber in kaum zu übertreffender Art und Weise von den nationalen Vor-
gaben des Sozialversicherungsrechts abhängig. Für Vorsorgeverpflich-
tungen sind diese jurisdiktionsspezifischen Bestimmungen nicht nur eine 
stellenweise beeinflussende Grösse, sondern ein inhaltlich fundamentaler 
Unterschied. Im Endeffekt hat dies zur Folge, dass einerseits die Prinzi-
pien der Rechnungslegungsnorm umso ausführlicher und detaillierter 
sein müssen, damit sie alle denkbaren Vorsorgesysteme abdecken kön-
nen, und dass andererseits eben der Auslegungsbedarf für die Anwender 
in einem spezifischen Rechtsgefüge vergleichsweise hoch ist. 
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(2) Unmittelbar aus den neuen Vorschriften in IAS 19 lässt sich nur ableiten, wie und 
wo ein Risk-Sharing Effekt zu erfassen und auszuweisen ist, nicht aber, in welcher Art 
und Weise dessen Höhe bestimmt werden soll. 

Die zuvor genannten Schwierigkeiten zeigen sich auch bei den im Rah-
men der neuesten Revision hinzugekommenen Bestimmungen zum Risk-
Sharing. Der Standardsetzer dürfte zwar einen bestimmten Sachverhalt 
vor Augen gehabt haben, es ist allerdings unsicher, inwieweit sich dieser 
mit dem gemeinsamen Tragen der Chancen und Risiken aus der berufli-
chen Vorsorge in der Schweiz deckt. Die Bestimmungen sind daher auf 
die Verhältnisse in der Schweiz zu übertragen und vor dem Hintergrund 
der lokalen Gegebenheiten auszulegen. Dabei zeigt sich, dass die Vor-
schriften sowohl tatsächlich anwendbar sind als auch die Erfassung und 
den Ausweis des Risk-Sharing Effekts zutreffend zu regeln vermögen. 
Unklar ist hingegen, wie die Aufteilung der Risiken bewertet bzw. in ih-
rer Höhe bemessen werden soll. 

 

(3) Das Ziel ist, eine tatsachengetreue Darstellung für die Bilanzierung von Vorsorge-
verpflichtungen in der Schweiz zu finden, welche insbesondere einen geeigneten Um-
gang mit der Differenz zwischen den beiden Perspektiven der Pensionskasse (FER 26) 
und des Arbeitgebers (IAS 19) findet. 

Aus diesem Grund (vgl. zuvor) ist auf die nächsthöhere Abstraktionse-
bene innerhalb des Regelsystems auszuweichen. Es stellt sich konkret 
die Frage, welche grundlegenden qualitativen Anforderungen eine kor-
rekte Bilanzierung des Effekts aus Sicht des Standards erfüllen muss. 
Losgelöst von der weiteren Operationalisierung halten die IFRS an die-
ser Stelle fest, dass als oberstes Ziel der finanziellen Berichterstattung 
stets das Vermitteln entscheidungsnützlicher Informationen (decision 
usefulness) anzustreben ist. Übertragen auf die Verhältnisse in der 
Schweiz bedeutet dies, dass insbesondere die konkretisierende Erforder-
nis einer tatsachengetreuen Darstellung (faithful representation) der Be-
ziehung zwischen Arbeitgeber und Vorsorgeeinrichtung sowie der damit 
zusammenhängenden unterschiedlichen Rechnungslegungsnormen im 
Vordergrund stehen soll. 
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(4) Zur Verfügung stehen grundsätzlich fünf verschiedene Ansätze, welche jedoch zu 
völlig unterschiedlichen Bilanzierungsmethoden führen. 

Zur Lösung des in These (2) beschriebenen Problems entwickelt die vor-
liegende Arbeit fünf unterschiedliche Ansätze (Approaches). Diese grei-
fen zumeist auf bereits bekannte Mechanismen innerhalb des IAS 19, der 
IFRS allgemein oder auch der FER zurück und wenden sie auf die Prob-
lematik der Abbildung von Risk-Sharing an. Dabei ist es das ausdrückli-
che Ziel, eine möglichst grosse Palette an Möglichkeiten aufzuzeigen 
und auch ganz bewusst Ansätze zu diskutieren, welche auf den ersten 
Blick kaum für eine Anwendung in Frage kommen. Ein Vergleich der 
Methoden zeigt daher eine verhältnismässig grosse Bandbreite an Aus-
wirkungen: Während einzelne Ansätze teilweise ohne Bilanzansatz aus-
kommen, sehen andere weiterhin eine vollständige Passivierung der Un-
terdeckung beim Arbeitgeber vor. Entsprechend stark sind auch die 
Schwankungen innerhalb der Beträge, welche in den Vorsorgeaufwand 
der Erfolgsrechnung bzw. des OCI zu buchen sind. 

 

(5) Im Kern stellen sich zwei Fragen: Sind für das Risk-Sharing die juristisch ver-
pflichtend beschlossenen Sanierungsmassnahmen oder eine wirtschaftliche Sichtweise 
relevant? Und: Wie verlässlich muss eine Lösung vor dem Hintergrund einer inhären-
ten Unsicherheit über die Zukunft bei Vorsorgeverpflichtungen sein? 

Zusammenfassend lassen sich zwei Kriterien als Hauptunterschied der 
entwickelten Methoden identifizieren: Zum einen muss geklärt werden, 
ob für die Bilanzierung nach IAS 19 nur Sanierungsmassnahmen zu be-
rücksichtigen sind, welche vom verantwortlichen Organ der Vorsorge-
einrichtung bereits beschlossen wurden, oder ob eine Schätzung über die 
Entwicklung in der Zukunft anzustreben ist. Zum anderen hängt diese 
Entscheidung direkt mit der Frage zusammen, wie verlässlich (im Sinne 
eines voraussagenden und / oder bestätigenden Charakters) die bereitge-
stellten Informationen sein sollen. Beide Probleme sind insbesondere 
deshalb kritisch zu diskutieren, weil einer Berichterstattung über Vorsor-
geverpflichtungen per se eine gewisse Unsicherheit über die tatsächliche 
Entwicklung der Zukunft inhärent ist. 
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(6) Für die Abbildung von Risk-Sharing in der Schweiz bietet der Liability Ceiling 
Approach zwar keine perfekte Lösung, aber den am besten geeignetsten Kompromiss. 

Generell zeigt sich, dass einzelne Methoden aufgrund einer hochkom-
plexen Berechnung, vorzugsweise versehen mit zahlreichen Besonder-
heiten und Ausnahmen, zwar besonders verlässlich und fehlerfrei, für 
den Bilanzleser aber kaum verständlich und schon gar nicht mehr ver-
gleichbar wären. Insofern zeichnet sich ab, dass das Ziel der Bemühun-
gen nicht sein kann, die einzig „richtige“ oder eine möglichst „exakte“ 
Lösung zu finden, sondern als Gratwanderung einen Kompromiss einzu-
gehen. Im weiteren Sinne lässt sich dieses Ergebnis durchaus mit den 
Ausführungen zur These (1) verknüpfen: Vor dem Hintergrund einer 
prinzipienorientierten Rechnungslegung geht es darum, einerseits den 
übergeordneten Massstäben des Standards, andererseits aber auch den 
spezifischen Gegebenheiten des zugrunde liegenden Sachverhalts ge-
recht zu werden. Bei genauer Betrachtung zeigt sich, dass dieses Erfor-
dernis durch den Liability Ceiling Approach am besten erfüllt werden 
kann. Er schlägt vor, Schweizer Vorsorgepläne grundsätzlich weiterhin 
leistungsorientiert nach den Vorgaben in IAS 19 zu bilanzieren, bei der 
Passivierung der Unterdeckung allerdings, ähnlich dem Asset Ceiling auf 
der Aktivseite, einen Begrenzungsmechanismus einzuführen: Die vor-
gängig ermittelte Unterdeckung wird um denjenigen Anteil gekürzt, der 
erwartungsgemäss nicht durch den Arbeitgeber zu finanzieren ist. Dabei 
ist im Einzelfall zunächst sicherzustellen, dass keine unternehmensspezi-
fischen Besonderheiten vorliegen, welche den Anteil allenfalls erhöhen 
oder reduzieren könnten. Liegen keine solchen vor, kommt eine pauscha-
le Unterteilung von beispielsweise 70% zu 30% aufgrund der Erfahrun-
gen in der Vergangenheit zum Zug. 

In Bezug auf die in These (5) aufgeworfenen Fragen plädiert die vorlie-
gende Arbeit somit klar dafür, Sanierungsmassnahmen nicht erst bei ih-
rem rechtsverbindlichen Beschluss, sondern bereits im Rahmen einer 
bestmöglichen Schätzung zu berücksichtigen. Dies gilt selbst unter der 
Einschränkung, dass sich Erwartungen über die Zukunft im Laufe einer 
Periode verändern und / oder tatsächlich anders eintreten können. 
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(7) Um eine uneinheitliche Anwendung und dadurch eine reduzierte Vergleichbarkeit 
der Abschlüsse zu verhindern, ist dringend ein Einigungsprozess notwendig. 

Kritisch an der in These (6) vorgenommenen Wahl ist allerdings, dass 
die Praxis anhand ihrer eigenen Analyse zu einer divergenten Lösung 
gekommen ist. Eine gemeinsam ins Leben gerufene Arbeitsgruppe der 
Schweizerischen Treuhand-Kammer und der Kammer der Pensionskas-
senexperten hat sich parallel zur Erstellung der vorliegenden Arbeit 
ebenfalls mit der Thematik befasst. Obwohl sich die geführten Diskussi-
onen in weiten Teilen mit den hier aufgezeigten Erkenntnissen decken, 
kommt die Arbeitsgruppe bei der in These (5) behandelten Frage zu ei-
nem anderen Schluss: Aus ihrer Sicht ist es unzulässig, Sanierungsmass-
nahmen vor ihrem rechtsverbindlichen Beschluss bei der Bemessung der 
Unterdeckung nach IAS 19 zu berücksichtigen. Im Ergebnis plädieren 
die Gremien daher für eine unverändert vollständige Passivierung beim 
Arbeitgeber. 

Wie aufgezeigt, kann gegen den Liability Ceiling Approach und damit 
gegen die hier vertretene Meinung durchaus zu Recht eingebracht wer-
den, dass es sich bei der Begrenzung um einen Schätzwert und damit um 
einen ungenauen Faktor handelt, welcher von der tatsächlichen Entwick-
lung in der Realität abweichen kann. Gleichzeitig ist aber anzumerken, 
dass das Auftreten von Unsicherheit keinesfalls das absichtliche Über-
bewerten eines Risikos rechtfertigt. An dieser Stelle dürften sich jedoch 
alle Beteiligten einig sein: Die Wahrscheinlichkeit, dass der Arbeitgeber 
eines Tages die vollständige Unterdeckung durch zusätzliche Beiträge 
alleine wird ausfinanzieren müssen, ist in aller Regel verschwindend 
klein. 

So gesehen wäre die vollständige Passivierung der Unterdeckung beim 
Arbeitgeber nicht nur inhaltlich falsch, sondern vor allem auch eine ver-
passte Chance, die Praxis der Bilanzierung von Vorsorgeverpflichtungen 
in der Schweiz näher an die tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse 
zu bringen. Vor diesem Hintergrund ist dringend ein Einigungsprozess 
zu empfehlen. 
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Anhang 

Berechnung einer Vorsorgeverpflichtung mit Arbeitnehmerbeiträgen 

Wie die Ausführungen in Kapitel 3.1.3.2 gezeigt haben, führen die neuen Bestimmun-
gen in IAS 19.93 zu einer veränderten Berücksichtigung von ordentlichen Arbeitneh-
merbeiträgen bei der Berechnung der Vorsorgeverpflichtung. Bis anhin wurden regle-
mentarische Arbeitnehmerbeiträge jeweils in ihrer tatsächlich entrichteten Höhe vom 
laufenden Dienstzeitaufwand abgezogen, durch den neu in IAS 19.93 eingefügten 
Verweis auf IAS 19.70 ist dieses Verfahren jedoch durch eine lineare Verrechnung in 
Form eines Negative Benefit zu ersetzen. Das heisst, es ist nicht der tatsächlich im 
Laufe der Periode durch den Arbeitnehmer entrichtete Beitrag zu berücksichtigen, 
sondern ein über den gesamten Andienungszeitraum gleichverteilter Betrag.672 

Die nachfolgenden Ausführungen sollen diesen Effekt anhand eines stark vereinfach-
ten Zahlenbeispiels illustrieren. Dazu wird von einer Vorsorgeeinrichtung ausgegan-
gen, welche lediglich aus einem Alterssparplan besteht. Weitere Risiken wie bei-
spielsweise Invalidität und Tod während der Andienungszeit mit einer allfälligen Hin-
terlassenenleistung bleiben dabei explizit unberücksichtigt. Davon abgesehen ent-
spricht die Funktionsweise des Vorsorgeplans aber weitestgehend den Mechanismen 
des Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge (BVG), wie sie in Kapitel 2.1.3 vor-
gestellt wurden. 

Zur Berechnung der Vorsorgeleistung wird ein Arbeitnehmer herangezogen, welcher 
vereinfachend mit 25 Jahren in den Plan eintritt und bis zum Renteneintritt im Alter 65 
darin verbleibt (keine Fluktuation). Während der 40-jährigen Andienungszeit wird er 
zudem konstant mit einem jährlichen Brutto-Einkommen in der Höhe von CHF 
100‘000.- entlöhnt (keine Lohnanpassung / -erhöhung, etc.). Basierend auf diesem 
Brutto-Einkommen entrichtet er einen im Laufe der Zeit ansteigenden Arbeitnehmer-
beitrag (kein Koordinationsabzug, keine Sanierungsbeiträge, etc.). Im Alter 25-39 sind 
dies 7%, im Alter 40-54 9% und im Alter 55-65 11%. Parallel dazu leistet auch der 
Arbeitgeber einen im Laufe der Zeit wie folgt gestaffelten Beitrag: Im Alter 25-39 5%, 
im Alter 40-54 7% und im Alter 55-65 13%. Die Beiträge werden einem individuellen 
Kapitalkonto gutgeschrieben und jährlich mit 2% verzinst (keine anderweitigen Ver-

                                              
672  Diese Einschätzung wird geteilt von Zanella & Welser, 2012, S. 432-436. 
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gütung / Belastungen, etc.). Zum Zeitpunkt des Renteneintritts im Alter 65 verfügt das 
Kapitalkonto auf dieser Grundlage über einen Saldo in der Höhe von CHF 841‘523.19. 
Dieser Betrag wird mit Hilfe eines Umwandlungssatzes von 6.8% in eine jährlich zu 
entrichtende Altersrente in der Höhe von CHF 57‘223.58 umgerechnet. Annahmege-
mäss empfängt der Vorsorgenehmer diese Rente exakt 15 Mal, das heisst er verstirbt 
im Alter 80 unmittelbar nach Empfang der Rentenleistung. 

Zur (vereinfachten) Berechnung der Vorsorgeverpflichtung wird daher in einem ersten 
Schritt ein Barwert der Vorsorgeleistungen zum Zeitpunkt des Renteneintritts berech-
net. Bei einem Diskontfaktor in der Höhe von 2% resultiert dabei ein Betrag von CHF 
735‘280.82. Diese Summe entspricht der Vorsorgeverpflichtung im Alter 65 und ist 
gemäss IAS 19.70 gleichverteilt über den Andienungszeitraum von 40 Jahren zu ver-
teilen. Dazu wird in einem zweiten Schritt jeweils der Barwert, welcher auf die ent-
sprechende Periode entfällt, in Anhang II und III als „Dienstzeitaufwand, Brutto“ er-
fasst. Diskontiert wird weiterhin mit einem Faktor von 2%. Vom Brutto-
Dienstzeitaufwand sind die pro Periode tatsächlich geleisteten Arbeitnehmerbeiträge in 
Abzug zu bringen, woraus die in Anhang II und III als „Dienstzeitaufwand, Netto“ 
bezeichnete Position entsteht.673 Der „Zinsaufwand“, welcher die Erhöhung der Vor-
sorgeverpflichtung durch den Fortschritt der Zeit abbildet, wird als Multiplikation der 
Verpflichtung zum Ende der Vorjahresperiode und dem Diskontsatz errechnet. Bis zu 
diesem Punkt ist das Vorgehen in Anhang II und III identisch. Ebenfalls in beiden Ta-
bellen identisch zeigt die Position „Veränderung Vorsorgeverpflichtung“ die Zunahme 
der Vorsorgeverpflichtung durch Netto-Dienstzeitaufwand, verrechnete Arbeitneh-
merbeiträge und Zinsaufwand auf. Allerdings wird an dieser Stelle mit unterschiedli-
chen Arbeitnehmerbeiträgen gerechnet. Anhang II zeigt das bisherige Verfahren und 
rechnet in die Zunahme der Vorsorgeverpflichtung die tatsächlich pro Periode entrich-
teten Arbeitnehmerbeiträge mit ein. Anhang III nimmt hingegen eine Gleichverteilung 
ähnlich dem Brutto-Dienstzeitaufwand vor. Dazu wird, wiederum mit einem Zinssatz 
in der Höhe von 2%, ein Barwert aller im Laufe der Andienungszeit zu entrichtenden 
Arbeitnehmerbeiträge zum Zeitpunkt des Renteneintritts errechnet. Diese Summe wird 
anschliessend linear (aber wiederum korrigiert um den Zeiteffekt pro Periode) erfasst. 
Da die tatsächlichen Arbeitnehmerbeiträge im Laufe der Zeit ansteigen, resultiert dar-
aus ein im Vergleich zu Anhang II zunächst tieferer und anschliessend höherer Betrag. 
                                              
673  Dabei handelt es sich allerdings um eine rein rechnerische Grösse, welche nicht derjenigen Posi-

tion entspricht, die in den Beispielberechnungen aus Kapitel 4.1 in die Erfolgsrechnung gebucht 
wurde. 
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Anhang I zeigt die so ermittelte Vorsorgeverpflichtung pro Jahr, welche sich aus der 
Verpflichtung zum Ende der Vorjahresperiode und der Veränderung aus der laufenden 
Periode zusammensetzt. Die „Vorsorgeverpflichtung Bisher“ zeigt dabei das Vorgehen 
gemäss Anhang II, die „Vorsorgeverpflichtung Neu“ entspricht Anhang III. Zur besse-
ren Illustration wird einzig nicht mit den Beträgen aus den beiden Tabellen, sondern 
mit dem prozentualen Anteil an der Verpflichtung zum Zeitpunkt des Renteneintritts 
gerechnet. 

 

Anhang I: Entwicklung der Vorsorgeverpflichtung674 

 

 

  

                                              
674  Quelle: Darstellung und Idee in Anlehnung an Zanella & Welser, 2012, S. 435, Zahlen aus eige-

nem Beispiel (vgl. Anhang II und III). 
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Zusammenfassend zeigen sich in Anhang I zwei Effekte: Einerseits wird klar erkenn-
bar, dass die Verpflichtung, welche nach der neuen Methode berechnet wird, stets tie-
fer ausfällt, als der nach dem bisherigen Standard berechnete Betrag. Am grössten ist 
die Differenz mit rund 12% unmittelbar zu Beginn der Andienungszeit. Sie reduziert 
sich allerdings im Laufe der Zeit und beträgt nach 20 Dienstjahren beispielsweise noch 
rund 4%. Dieser Effekt führt andererseits dazu, dass zum Zeitpunkt des Renteneintritts 
im Alter 65 beide Methoden wiederum zu einer Verpflichtung in identischer Höhe 
kommen. Die Änderungen bei der Berücksichtigung von Arbeitnehmerbeiträgen füh-
ren somit lediglich zu einer anderen Verteilung der Gesamtverpflichtung auf die ein-
zelnen Perioden, nicht aber zu einer grundlegenden Neugestaltung der Bewertungsme-
chanik, welche die Summe beeinflussen würde. Inhaltlich lässt sich der Unterschied 
dadurch erklären, dass aufgrund der ansteigenden Arbeitnehmerbeiträge die bisherige 
Methode für einen jungen Vorsorgenehmer eine vergleichsweise zu tiefe Reduktion 
des Dienstzeitaufwandes vornimmt. Bei einem älteren Arbeitnehmer hingegen sind die 
tatsächlichen Beiträge höher als der Durchschnitt, womit die Reduktion des Dienst-
zeitaufwandes zu stark war. 

Allgemein lässt sich damit festhalten, dass die Methodenumstellung stets zu einer Re-
duktion der Vorsorgeverpflichtung des bilanzierenden Unternehmens führt. Die Höhe 
dieser Reduktion und insbesondere auch die Auswirkungen auf den Vorsorgeaufwand 
sind jedoch zum einen von der im Einzelfall vorliegenden Staffelung der Arbeitneh-
merbeiträge und zum anderen vom durchschnittlichen Alter der Vorsorgenehmer ab-
hängig.675 Eine pauschale Prognose ist damit nicht möglich.676 

In diesem Zusammenhang sei zum Schluss noch einmal explizit darauf hingewiesen, 
dass es sich beim vorliegenden Beispiel sowohl in Bezug auf die für das Modell ver-
wendeten Annahme als auch in Bezug auf die rechnerische Umsetzung um eine illust-
ratives und zu Anschauungszwecken teilweise stark vereinfachtes Beispiel handelt. 

                                              
675  Im vorliegenden Zahlenbeispiel würde sich die Vorsorgeverpflichtung bei einem Durchschnittsal-

ter von 40 Jahren, wie bereits erwähnt, um rund 4% reduzieren. Bei 35 Jahren wären es 6%, bei 
55 Jahren 1%. Die Differenz nimmt im Laufe der Andienungszeit also stark ab und wird bei stei-
gendem Durchschnittsalter immer kleiner. 

676  Zu diesem Fazit gelangen auch Zanella & Welser: „Dabei kann in Bezug auf die Entwicklung des 
DBO modellhaft illustriert werden, dass der DBO nach neuem IAS 19R2011 gemäss vorgeschla-
gener Methodik bei einem typischen BVG-Plan während der Dienstzeit immer tiefer ausfällt als 
der DBO nach heutigem Standard; im Alter 65 aber ist er wieder gleich hoch. Die Höhe des ge-
mäss IAS 19R2011 berechneten Dienstzeitaufwands – über die gesamte berufliche Laufbahn ei-
nes Versicherten betrachtet – fällt im Vergleich zum heutigen Standard je nach erreichtem Alters-
jahr demzufolge auch niedriger oder höher aus.“ ( Zanella & Welser, 2012, S. 432-436). 
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Anhang II: Entwicklung der Vorsorgeverpflichtung – Bisher677 

 

 

  

                                              
677  Quelle: Eigene Darstellung, Idee in Anlehnung an Zanella & Welser, 2012, S. 435 und IFRIC, 

2012f, S. 5-12. 

y  Dienstzeit-
aufwand, 
Brutto 

 AN-Beitrag, 
Tatsächlich 

 Dienstzeit-
aufwand, 

Netto 

 Zins-   
aufwand 

 AN-Beitrag, 
Verrechnet 
(Benefit) 

 Veränderung 
Vorsorge-

verpflichtung 

 Vorsorge-
verpflichtung, 

Netto 

26 8'491.54         -7'000.00        1'491.54         -                   7'000.00         8'491.54         8'491.54         
27 8'661.37         -7'000.00        1'661.37         169.83            7'000.00         8'831.20         17'322.75       
28 8'834.60         -7'000.00        1'834.60         346.45            7'000.00         9'181.05         26'503.80       
29 9'011.29         -7'000.00        2'011.29         530.08            7'000.00         9'541.37         36'045.17       
30 9'191.52         -7'000.00        2'191.52         720.90            7'000.00         9'912.42         45'957.59       
31 9'375.35         -7'000.00        2'375.35         919.15            7'000.00         10'294.50       56'252.09       
32 9'562.86         -7'000.00        2'562.86         1'125.04         7'000.00         10'687.90       66'939.99       
33 9'754.11         -7'000.00        2'754.11         1'338.80         7'000.00         11'092.91       78'032.90       
34 9'949.19         -7'000.00        2'949.19         1'560.66         7'000.00         11'509.85       89'542.75       
35 10'148.18       -7'000.00        3'148.18         1'790.86         7'000.00         11'939.03       101'481.78     
36 10'351.14       -7'000.00        3'351.14         2'029.64         7'000.00         12'380.78       113'862.56     
37 10'558.16       -7'000.00        3'558.16         2'277.25         7'000.00         12'835.42       126'697.98     
38 10'769.33       -7'000.00        3'769.33         2'533.96         7'000.00         13'303.29       140'001.27     
39 10'984.71       -7'000.00        3'984.71         2'800.03         7'000.00         13'784.74       153'786.00     
40 11'204.41       -9'000.00        2'204.41         3'075.72         9'000.00         14'280.13       168'066.13     
41 11'428.50       -9'000.00        2'428.50         3'361.32         9'000.00         14'789.82       182'855.95     
42 11'657.07       -9'000.00        2'657.07         3'657.12         9'000.00         15'314.19       198'170.14     
43 11'890.21       -9'000.00        2'890.21         3'963.40         9'000.00         15'853.61       214'023.75     
44 12'128.01       -9'000.00        3'128.01         4'280.48         9'000.00         16'408.49       230'432.24     
45 12'370.57       -9'000.00        3'370.57         4'608.64         9'000.00         16'979.22       247'411.46     
46 12'617.98       -9'000.00        3'617.98         4'948.23         9'000.00         17'566.21       264'977.67     
47 12'870.34       -9'000.00        3'870.34         5'299.55         9'000.00         18'169.90       283'147.57     
48 13'127.75       -9'000.00        4'127.75         5'662.95         9'000.00         18'790.70       301'938.27     
49 13'390.31       -9'000.00        4'390.31         6'038.77         9'000.00         19'429.07       321'367.34     
50 13'658.11       -9'000.00        4'658.11         6'427.35         9'000.00         20'085.46       341'452.80     
51 13'931.27       -9'000.00        4'931.27         6'829.06         9'000.00         20'760.33       362'213.13     
52 14'209.90       -9'000.00        5'209.90         7'244.26         9'000.00         21'454.16       383'667.29     
53 14'494.10       -9'000.00        5'494.10         7'673.35         9'000.00         22'167.44       405'834.74     
54 14'783.98       -9'000.00        5'783.98         8'116.69         9'000.00         22'900.67       428'735.41     
55 15'079.66       -11'000.00      4'079.66         8'574.71         11'000.00       23'654.37       452'389.78     
56 15'381.25       -11'000.00      4'381.25         9'047.80         11'000.00       24'429.05       476'818.82     
57 15'688.88       -11'000.00      4'688.88         9'536.38         11'000.00       25'225.25       502'044.08     
58 16'002.66       -11'000.00      5'002.66         10'040.88       11'000.00       26'043.54       528'087.62     
59 16'322.71       -11'000.00      5'322.71         10'561.75       11'000.00       26'884.46       554'972.08     
60 16'649.16       -11'000.00      5'649.16         11'099.44       11'000.00       27'748.60       582'720.68     
61 16'982.15       -11'000.00      5'982.15         11'654.41       11'000.00       28'636.56       611'357.24     
62 17'321.79       -11'000.00      6'321.79         12'227.14       11'000.00       29'548.93       640'906.17     
63 17'668.22       -11'000.00      6'668.22         12'818.12       11'000.00       30'486.35       671'392.52     
64 18'021.59       -11'000.00      7'021.59         13'427.85       11'000.00       31'449.44       702'841.96     
65 18'382.02       -11'000.00      7'382.02         14'056.84       11'000.00       32'438.86       735'280.82     
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Anhang III: Entwicklung der Vorsorgeverpflichtung – Neu678 

 

 

 

                                              
678  Quelle: Eigene Darstellung, Idee in Anlehnung an Zanella & Welser, 2012, S. 435 und IFRIC, 

2012f, S. 5-12. 

y  Dienstzeit-
aufwand, 
Brutto 

 AN-Beitrag, 
Tatsächlich 

 Dienstzeit-
aufwand, 

Netto 

 Zins-   
aufwand 

 AN-Beitrag, 
Verrechnet 
(Benefit) 

 Veränderung 
Vorsorge-

verpflichtung 

 Vorsorge-
verpflichtung, 

Netto 

26 8'491.54         -7'000.00        1'491.54         -                   5'941.73         7'433.27         7'433.27         
27 8'661.37         -7'000.00        1'661.37         148.67            6'060.56         7'870.60         15'303.87       
28 8'834.60         -7'000.00        1'834.60         306.08            6'181.78         8'322.45         23'626.33       
29 9'011.29         -7'000.00        2'011.29         472.53            6'305.41         8'789.23         32'415.56       
30 9'191.52         -7'000.00        2'191.52         648.31            6'431.52         9'271.35         41'686.90       
31 9'375.35         -7'000.00        2'375.35         833.74            6'560.15         9'769.24         51'456.14       
32 9'562.86         -7'000.00        2'562.86         1'029.12         6'691.35         10'283.33       61'739.47       
33 9'754.11         -7'000.00        2'754.11         1'234.79         6'825.18         10'814.08       72'553.55       
34 9'949.19         -7'000.00        2'949.19         1'451.07         6'961.68         11'361.95       83'915.50       
35 10'148.18       -7'000.00        3'148.18         1'678.31         7'100.92         11'927.41       95'842.91       
36 10'351.14       -7'000.00        3'351.14         1'916.86         7'242.94         12'510.94       108'353.84     
37 10'558.16       -7'000.00        3'558.16         2'167.08         7'387.79         13'113.04       121'466.88     
38 10'769.33       -7'000.00        3'769.33         2'429.34         7'535.55         13'734.22       135'201.09     
39 10'984.71       -7'000.00        3'984.71         2'704.02         7'686.26         14'375.00       149'576.09     
40 11'204.41       -9'000.00        2'204.41         2'991.52         7'839.99         13'035.92       162'612.01     
41 11'428.50       -9'000.00        2'428.50         3'252.24         7'996.79         13'677.52       176'289.53     
42 11'657.07       -9'000.00        2'657.07         3'525.79         8'156.72         14'339.58       190'629.11     
43 11'890.21       -9'000.00        2'890.21         3'812.58         8'319.86         15'022.65       205'651.75     
44 12'128.01       -9'000.00        3'128.01         4'113.04         8'486.25         15'727.30       221'379.06     
45 12'370.57       -9'000.00        3'370.57         4'427.58         8'655.98         16'454.13       237'833.19     
46 12'617.98       -9'000.00        3'617.98         4'756.66         8'829.10         17'203.75       255'036.93     
47 12'870.34       -9'000.00        3'870.34         5'100.74         9'005.68         17'976.76       273'013.70     
48 13'127.75       -9'000.00        4'127.75         5'460.27         9'185.79         18'773.82       291'787.51     
49 13'390.31       -9'000.00        4'390.31         5'835.75         9'369.51         19'595.57       311'383.08     
50 13'658.11       -9'000.00        4'658.11         6'227.66         9'556.90         20'442.67       331'825.75     
51 13'931.27       -9'000.00        4'931.27         6'636.52         9'748.04         21'315.83       353'141.58     
52 14'209.90       -9'000.00        5'209.90         7'062.83         9'943.00         22'215.73       375'357.31     
53 14'494.10       -9'000.00        5'494.10         7'507.15         10'141.86       23'143.10       398'500.41     
54 14'783.98       -9'000.00        5'783.98         7'970.01         10'344.70       24'098.68       422'599.09     
55 15'079.66       -11'000.00      4'079.66         8'451.98         10'551.59       23'083.23       445'682.32     
56 15'381.25       -11'000.00      4'381.25         8'913.65         10'762.62       24'057.52       469'739.84     
57 15'688.88       -11'000.00      4'688.88         9'394.80         10'977.87       25'061.55       494'801.39     
58 16'002.66       -11'000.00      5'002.66         9'896.03         11'197.43       26'096.11       520'897.50     
59 16'322.71       -11'000.00      5'322.71         10'417.95       11'421.38       27'162.04       548'059.54     
60 16'649.16       -11'000.00      5'649.16         10'961.19       11'649.81       28'260.16       576'319.70     
61 16'982.15       -11'000.00      5'982.15         11'526.39       11'882.80       29'391.34       605'711.04     
62 17'321.79       -11'000.00      6'321.79         12'114.22       12'120.46       30'556.47       636'267.51     
63 17'668.22       -11'000.00      6'668.22         12'725.35       12'362.87       31'756.44       668'023.95     
64 18'021.59       -11'000.00      7'021.59         13'360.48       12'610.13       32'992.19       701'016.15     
65 18'382.02       -11'000.00      7'382.02         14'020.32       12'862.33       34'264.67       735'280.82     
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